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I. Eroͤrterung. 
Einige Beytraͤge | zum Muͤhlenrechte. 
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I. 


Das Recht, Waſſer / oder Windmühlen zu erbauen, ift an 
und für ſich Fein ausfchließliches Hoheitsrecht; vielmehr kann 
ein jeder daffelbe an feinen eigenthümlichen Bächen und Ges 
waͤſſern, oder auf feinem Grunde und Boden, frei ausüben, 
Durd ausdrückliche Landesgrundgefege , oder ein allgemeines 
Pandesherfonimen, ift indeß Diefe, in der natürlichen Freiheit 
liegende, Befugniß hin und wieder an die Iandesherrliche Eins 
willigung und Erlaubniß gebunden a). 

u L) 2. 


2) Runde deutſches Privatrecht, 8. 103. Häberlin Hand. 
des teutfchen Staatör., $. 376. v. Berg Policeyrecht, B. 3, 
Seite 466. E45 Beik zı Miet. on ae 


+ / | A 
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Im Fürftenthbum Ealenberg ift es durch den Sanders» 
heimfchen Landtansabfchied b) und im Herzogthum Lauen- 
burg durch die Verordnung Herzogs Auauft vom 22. Dec. 
1626 c),,in den Herzogth. Bremen und Verden hingegen 
durch ein Herkfommend) feſtgeſetzt, daß Niemand, ohne vors 
gängige ausdrückliche Erlaubniß des Landesherrn, eine Waſſer⸗ 
oder Windmühle, es fen zum Öffentlichen oder Privatgebtauch, 
anlegen darf). Mach dem Calenbergiſchen L.A. foll infons 


"derheit noch eine Unterfuchung darüber angeftellt werden : "ob 


die intendirte Anlegung einer neuen Mühle den bereits vorhan⸗ 
denen Mühlen ſchaͤdlich oder unſchaͤdlich iſt? Im erften Falle 
verhindert, gegen die Regel, felbit ein bloßes lucrum cellans 
der benachbarten Mühlenbefiger die Anlage der neuen Mühlen; 
im legten Falle hingegen pflegt die Erlaubniß gegeben zu wer⸗ 
den. Ob indeß aus dem erwähnten L. A., oder Daraus, daß 
auch in oberlandespoliceplicher Ruͤckſichts), die willkuͤhrliche 
Anlegung einer neuen Mühle, fetbft auf Privargrund und * 

en 


- b) vom 10. Oct. 1601, art. 15. aPufendorf, Tom.ı, obf. 

226. Struben rechtl. Bedenk., Ih. 5, B. 21. 

€) Reinharth de eo, quod circa molendinorum exftructio- 
nem atque bannum, inprimis in terris Br. Luneb. iultum 
elt $. 53. 

d) a Pufendorf Tom. 2, obf. 45 u. Tom. 4, obf. 232. 
Reinhart 1.c. 8.43 u. 51. | 

e) von dem Mühlenrechte im Fuͤrſtenthum Grubenhagen und 
in der Grafihaft Hoya f.m. Struben rechtl. Bedent. Th. 2, 
2. 40, u. zb. 5, B. 85. . 

2 Eenfauäsaf Tom. i, obſ. 226, &.. Struben &h.5, 

X 
8) Haͤber lin a. a. O. v. Berg aD, 


j 


den und an Privatgewaͤſſern, oder nur zum eigenen Gebrauche, 
aus befondern Urfachen wohl unterfagt werden darf, eine wirk⸗ 
“liche Megalität des Mühlenrechts gefolgert werden kann? iſt 
nicht ganz auffer Zweifel. Wenn aber der Landeshere das 
Mühlenreht als ein Regal behauptet, mithin die Ertheilung 
oder Verweigerung des Confenfes von feinem Gutfinden abs 
hänaig hält, oder in oberfandespoliceylicher Ruͤckſicht die Con⸗ 
ceffion verfagt : fo gehört die Entfcheidung der Sache, weder 
in dem einen noch andern Falle, wenigſtens nicht vor die Landes» 
juftigcoflegienb) , und hiernady hat auch das höchfte Tribunal 
geurtheilt am 1. Zun. 1gor in Sachen Graͤtzel w. Bürger 
meifter und Rath zu Göttingen, in pto. eines jum eigenen 
Gebrauch angelegten Mahlganges. — — 


3+ 
Im Fürftenthum Lüneburg finden fich zwar Verord⸗ 
nungen ‚wider die Errichtung neuer Zwangmübhleni); aber 
über die Befugniß, neue Mühlen anzulegen, oder verfallne und - 
in Abgang gekommne wieder herzuftellen, ift in. feinem Landes» 
Hefege etwas ausdrücklich entfehieden. : Vermoͤge einer allges 
meinen Landesobfervan; hängt jedoch die Erbauung derfelben 
zum öffenttichen und allgemeinen, oder zum Ger 
braud für das Publicum, auch im Fürftenthum Line 
burg von der Einwilligung des Landesherrn ab, und zwar ohne 
Unterfchied-, ob die Anlage derfelben an öffentlichen Ftüffen, 
oder geheinfchaftlichen Gewaͤſſern, an Privatbaͤchen und auf 
‚eigenem Grund‘ und. Boden gefchiehet: In Altern und fpätern 
Zeiten find ‚dergleichen Concefjionen bey der Landesherefchaft 
nachgefucht, und von derfelben entweder bewilligt, oder verfagt 
A2 wor⸗ 
. b) pract. Eroͤrterungen B.ı, Nro. 46. Hannoͤverſches 
Magazin v. J. 1763, Stuͤck zzz. 
5) v. J. 1686 u. 1696. im Corp. Conft, Cell. cap. 9, nro, 10, 
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soorden, Schon im Jahr 1455 ertheilte Herzva Otto den 
Gebrüdern von Müden und Herzog Heinrich im jahr 1504 
zur Erbauung der Wieger- Müble, auch im Jahr 1517 zur 
Anlegung einer Müble bey Bleckmar, Conceſſion kl, Im 
Jahr 1609 ward vom Herzog Ernft den Gebr. von Hodens 
berg die Anlage einer Windmühle vor Hudemuͤhlen gejtattetz 
ferner; ift im Jahr 1624 dem von Bülom zu Eſſenrode, und 
1643 dem von Mahrenhol; zur Dieckhorſt, auf ihr Anfuchen, 
die Erlaubniß, eine Windmühle auf eigenem Grund und Bos 
den zu erbauen, landesherrlich ertheilt. Zur Erbauung einer 
Gruͤtzmuͤhle erhieften die. Gebr. Lohmener zu Beetnermuͤhlen ım 
Jahr 1706 die fürftlihe Conceſſisn. Dabingegen ward dem 
von Hedeman die nachgefuchte Einwilligung zur Anlegung eis 
ner Waſſermuͤhle bey Schwarmſtedt, muttelft koͤnigl. Reſeripts 
vom Jul. 1718, und dem von Seebiſch Die Erbauung ci» 
nee Windmühle zu Hohne, vermöge einer Regiminalrefolurion 
vom 16, Aug. 1737, adgefchlagen!), —— man ferner auf 
die von den hieſigen Landesgerichten in Muͤhlenſachen befolgten 
Grundſaͤtze, inſonderheit bey Entſcheidung der Frage: ob zur 
Erbauung einer neuen Muͤhle der landesherrliche Conſens er⸗ 
forderlich ſey? fo hat man, wenn die Anlegung derſeiben an 
keinem oͤffentlichen, zum Staatseigenthume gehoͤrigen Fluſſe, 
wo ſtets eine Erlaubniß des Landesherrn erforderlich iſt, ſon⸗ 
dern an einem gemeinſchaftlichen oder wirklichen Privatwaſſer 
und auf eigenem Grund und Boden unternommen iſt, den 
Unterſchied beobachtet: ob bey der Erbauung derſelben nur der 
Privatgebrauch, mithin blos der eigene Hausbedarf, beabjichtigt 
- wird, oder ob die Mühle für das Publicum, folglich des Muͤh⸗ 
lengewerbes wegen, angelegt werden fol? Im erften Galle hat 
| man 
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k) Reinhart lc. 6. 48. 


Y) Mir verdanken diefe Nachrichten dem Herrn Cammer-Secretair 


Doctor Frankenfeld, der fie aus der Amts» Advocatur Res 
..  giftrater gezogen und. uns gefaͤlligſt mitgetheilt hat. i 
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man die Anlage als eine res merae facultatis, ‚der Regel nach, 
betrachtet, und ſolche von, der ABillführ des Eigenthuͤmers als 
fein abhängig gehalten , -infofern der Anlage nicht etwa ein 
Muͤhlenzwang entgegenftehet. Im legten Falle hingegen. ift zur 
Erbauung die kandeshertlihe Einwilligung , vermöge der dem 
Landes herrn zuſtehenden höchften DOberaufficht über das Muͤhlen⸗ 
gewerbe, jedesmal erforderlic; geachtet... Schon im Jahr 1720 
bat die Zelleſche Juſtiztanzley, in Sachen Anwaldes der Amts» 
voigtey Eicklingen w. den Landrat) von der Wenfe, in 
pto. novi operis, nad) diefen Grundfägen gefprochen m), und 
noch neuerlich, am 8. Mai 1799, in Sachen Anmaldes Fönigl. 
Eammer mw. den Cammermeiſter Schlemm, auf gleiche 
Weiſe dahin erkannt: Wenn gleich, fo wie aller Drten, wo 
Fein befonderes einfchränfendes Derfommen erwieſen ift, fo auch 
im Fuͤrſtenthum Lüneburg, es in eines jeden natürlicher Freis 
beit berubet, auf einem ihm Kraft völligen Eigenthums, oder 
äure dominii vtilis zugehörenden Grunde und Boden, ohne 
landesherrliche Eonceffion eine Mühle zum Privatgebrauch, Bes 
huf eigenen Haushaltes , zu erbauen; . Nachdem jedoch folche 
Befugniß fich auf die vom Beklagten bezielte Anlegung neuer 
Mühlen, zum öffentlichen Betriebe des Muͤhlengewerbes, Eetz 
nesweges erftrecft ; vielmehr dazu Die Iandesherrliche Bewilli⸗ 
gung allerdings erforderlich ift, daß aber die Eingefeflenen zu 
hiten und unter folchen die Eigenthümer des Schlemmfchen 
Fideicommißgutes, als zu den fogenannten Lüneburgifchen Freyen 
gehoͤrend, darunter eine.befondere Berechtigung hergebracht, mit 
‚nichts eriviefen worden; hiernächft, wenn aud) Beklagter, dag 
in entfernten Zeiten auf der von der Kırche zu Ilten den Ber 
ſitzern des jeßt Schlemmſchen Gutes zu Erbenzinsrecht verlie- 
benen fogenannten Müblenftätte, eine Windmühle erbauet ge⸗ 
weſen, erweislicdy machen, dennoch folches denfelben zu der Wie⸗ 
deraufbauung, nach einem unvordenklichen Nichtgebrauche wi 
dberech⸗ 


m) Reinhartl.c. $. 49, not. . 
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berechtigen Fünnte, zumal der an vorgedachte Kirche jährlich 
nur mit 4 gl. zu entrichtende geringe Hofjins, bey gänzlicd) 
darüber fehlendem Beweiſe, nicht als ein für Verleihung des 
Mühlenrechtes , fondern blos als cin, für den Platz der vor» 
maligen Mühlenftätte, bedungener Canon -angefehen werden 
mag; daß daher Beklagter, falls er nicht die vorhin verſagte 
Eonceffion annody auszuwirken vermöchte, Die vor dem Dorfe 
Bilm erbauete Windmühle wieder abzubrechen, auch Klägern 
alen durch deren Vorrichtung und das darin betriebene Muͤh⸗ 
—— etwa erweislich zugefuͤgten Schaden, zu verguͤten 
uldig. 


Dieſe Gruͤnde ſcheinen zum Beweiſe der, im Fuͤrſtenthum 
Luͤneburg, üblichen Landesobſervanz, Kraft welcher zur Anle⸗ 
gung einer Muͤhle zum oͤffentlichen Gebrauch, es ſey an einem 
gemeinſchaftlichen oder Privatwaſſer und auf eigenem Grunde 
und Boden, die landesherrliche Einwilligung erforderlich iſt, 
voͤllig hinzureichen. Iſt aber die Conceſſion zum Muͤhlenbau 
einmal 2* fo giebt das bloße Jucrum ceſſans der benach⸗ 
barten Müller, in dem biefigen Fuͤrſtenthum, derfelben Fein 
Widerfpruchsregyt ; wenn ihre Mühlen nicht etwa mit einem 
befondern Muͤhlenzwange verfehen find, oder fonft ein anderer 
rechtlicher - Widerſpruchsgrund eintrittn). Kann übrigens die 
Erbauung neuer Mühlen, landesgefeb » oder obfervanzmäßig, 

nicht ohne Eonfens des Landesheren gefchehen ; fo darf auch 
- Niemand, aus völlig gleichem Grunde, ohne deflen befondere 
Erlaubniß, die einmal vorhandene Mühle in Feine andere Muͤh⸗ 
lenart umſchaffen, oder fie an einen andern Ort eigenmächtig 
verlegen. Dabingegen ift aber die Wiederaufbauung einer, 
feit mehrern Fahren verfallenen, Mühle, infofern das Mühlen, 
vecht nicht etwa durch vechtsverjährten Nichtgebrauch erloſchen 


U 


a) aPufendorfTom. go, oLf. 45, 8.3. Weſtphal Privat: 
reht, Ih. 2, nro. 55, $. 4. =, 
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ift, nicht an die Tandegherrliche Einwilligung 0) gebunden, wenn 
Fein entgegenftehendes Herkommen p) gezeigt werden Eaun, 


4. 


Zur Anlegung neuer Mahlwerke, Mahlgaͤnge, Gerinne, 
(Grindel) DVorhängung rıehrerer Räder u. f. m. an einer ber 
reits vorhandenen Mühle, ift in der Regel, und nad) aemeinen 
Rechten, der Eonfens des Landesheren nur in dem Falle erfor- 
derlich, wenn die Mühle an einem öffentlichen Sluffe liegt; weil 
fih ſolcher im Staatseigenthume befindet. m Fürftenthum. 
Ealenbergg) ift jedoch auch die eigenmächtige Vermehrung 
der Mahlgänge in einem befondern Landesgrundgefege; im Her⸗ 
zogthum Bremen und. Verden aber dur das Herkom— 
menr) unterfagt, und die Anlage derfelben von der landesherr⸗ 
lien Erlaubnig abhängig gemacht. In den übrigen Landes» 
provinzen bedarf es dazu Feines landesherrlichen Conſenſes; 
dielmehr werden in folchen ,. bey dem Mangel eines befondern 
errweislichen Herfommens, die Vorfchriften des gemeinen Rechts 
befolgt. In Gemaͤßheit derfelben kann ein jeder, vermöge der 
natürlichen Steiheit, die auf feinem Grunde und Boden, oder 
an feinem Pridarfluffe im engern Sinnes), erbauete Mühle. 
nach Willkuͤhr Aufferlich verbeffern und mit neuen Rädern und 
Gaͤngen vermehren. ft aber der Fluß oder Bach, — 

ie 
o)aPufendorf Tom. s, obſ. 160. Denecke Dorf: und 

Landrecht, Reſol. ı. Vergl. Glüd im Commentar $. 110. 


p) Bon den Herzogth. Bremen und Verben bezeugt «5 Rein- 
hart lic. $. 51, not. 4. BE 

VY Hanndverfher 2X. vom 3. Apr. 1639, nro. 9. 

r) Reinhart l. c. $. 48. = 

8) pract. Erdrterungen Bi 1,.nro. 3, $. 5. 





8. F 
die Muͤhle liegt, ein gemeinſchaftliches Waſſer, fo Fann 
die Anlegung eines neuen Muͤhlenrades und Gerinnes nur ins 
fofeen gefchehen, als den übrigen Mitintereffenten und Mühlen» 
befigern daraus Fein pofitiver Schaden, durch Stauung, Ab⸗ 
gang, Intziehung oder Verhinderung des bisherigen Waſſer⸗ 
ganges und Waflerfluffes, erwaͤchſt ). Die Zellefhe Juſtiz⸗ 
canzley erkannte Daher am 10. Nov. 1759 in Sachen Anmwal- 
des des Amtes Hitzacker w. die Gebr. von Hitzacker zu 
Ddsingen, in pto. neu angelegten Gerinnes: daß Der Amts⸗ 
anmwald der von Beklagten veranftalteten oder bereits unters 
nommnen Anlegung eines zweiten Grindels und Waſſerrades 
und der übrigen, fonft angegebenermaßen, bey ihrer Mühle ge 
machten Veränderungen, an und für fich felbft zu widerſpre⸗ 
chen keinesweges befugt, mithin die erhobene Klage in fo meit: 
billig für unftatthaft zu erklären fen; Fönnte und wollte jedoch 
Kläger binnen 6 Wochen rechtlicher Art noch darthun , daß 
durch die beflagter Seits, feinem Anführen nach, gemachten 
Neuerungen , infonderheit durch Die angebliche Erhöhung des 
Waſſerkaſtens, der benachbarten herrſchaftlichen Sarchemmer 
Mühle ein wirklicher Schaden, nemlich eine Stauung 
oder ein Abgang und Entziehung des Waſſers, vers: 
urfacht würde; ſo mie ebenfalls Beklagten der Beweis ih⸗ 
res gleichmäßigen Vorbringens, daß fie durch Die gegenfeits 
bey der herefchaftlichen Mühle gemachten Verändertingen an 
ihrem Waffergange gehindert und fonft ihren Feldern Schaden 
zugefiigt werde, vorbehalten bleibt ; fo ergehet weiter w. R. 
Faft auf gleiche Weiſe erkannte diefer Juſtizhof am 18. Sept. 
1759 In Sachen Anmwaldes des Amts Dannenberg w. den 
Dannenbergifchen Müller Behrens zu Streetze, pto.. novi 
operis dahin: daß vermöge Des ad acta gebrachten Lehnbriefs 
das 
*) In wiefern ed einem Müplenbefiger erlaubt iſt, aus einer un: 
terfhläctigen eine oberfhlädhtige Mühle zu machen? 

davon fehe man Reinhartha.a. O. $. 49, n. 3. 
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das adelih Dannenbergifche Haus mit der Mühle zu Streetze 
überhaupt beliehen worden,. und dann fo wenig dafjelbe hierin 
auf einen Grindelr): eingefchränft, als wenig ‚implorantifcher 
Anwald ſonſt einen rehtlihen Grund beygebracht, warum 
er dem Imploraten den willführlichen Gebrauch ſolcher Mühle, 
mithin das unternommne Mahlen mit benden Grindeln zu vers 
wehren vermochte; ſolchemnach derſelbe mit feinem angemaßten 
Widerſpruche bilig abzumeifen, Implorat aber bey feiner wohl, 
gegründeten Freiheit allerdings zu fchügen fey. 


9. 


Ganz verſchieden von den vorhin bemerkten, find jedoch 
folche Veränderungen, ‘welche blos in einer innern Vetbeſſe⸗ 
zung oder zweckmaͤßigern innern Einrichtung der Mühle be— 

eben, 3. DB. der Eigenthümer legt ein ſogenanntes Sternrad 
mit vorgelegtem Zeuge an, oder er bedient fi) Rheinifcher 
Muͤhlenſteine u. f.f. Zu dergleichen Verbefferungen, wodurch 
Zemand in den Stand gefest-wird, von feinem Eigenthume 
und Gewerbe einen noch größern Vortheil zu zichen, iſt jeder, 
vermöge der natürlichen Freiheit, befugt, und es bedarf dazu 
überall Feiner Tandesherrlichen Erlaubniß. Durchföldhe innern 
neuen Berbeferungen und. vortheilbaftern. mechanifchen Einrich⸗ 
tungen- wird auch: der bisherige Waſſerlauf tweder aufgehalten 
und gefföhrt, noch verändert, mithin den andern benachbarten 
Mühlenbefisern dadurch Fein wirklicher Schaden zugefügt. Der 
beforgliche Abgang an Mahlgäften, oder Das lucrum ceſſans, 
kann aber hierbey in gar Feine Betrachtung kommen, weil die 
nachbarlichen Müller kein volllommnes Recht haben, einen fol 
den ungewiſſen, zufälligen und. unſichern Gewinn zu fors 

J dern 

1 d. i. ein Gerinne, ein Muͤhlenrad. 
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 dernu), . €8 gehören daher Mühlenverbefferungen folcher Art 
überall nicht .in die Kathegorie der, in dem Gnndersheimfchen 
und Hanndverfchen L.-A. verbotenen , willkuͤhrlichen neuen 
Mühlenveränderungen und. Anlagen. | 


6. 


4 ; i 

Da ein Feines Verſehen bey der Legung des Grunds 
oder Fachbaums und Die dadurch hervorzubringende Auf⸗ 
frauung des Waffers für die benachbarten Länderepbefiger 
und Anmwohner die zerftörendften Ueberfchtwenmungen‘ verans 
laffen, oder doch) den übrigen, an demfelben Fluſſe befindlichen, 
Mühlen fehr nachtheilig werden kann; fo ift Fein Muͤhlenbeſitzer 
befugt, den Grundbaum eigenmächtig neu zu legen, oder, wenn 
er abgängig geworden ift, für ſich allein wieder zu befeftigen 
und auszubefiern. ind ‚gleich hierüber Feine beſtimmte Lans 
desgefege vorhanden , denn der Sandersheimfche und Calen⸗ 
bergfche 2. A. dürften hierauf wohl ſchwerlich anzumenden feyn; 
fo erfordern doch nicht blos Policegrückfichten , fondern felbft, 
wie man wohl annehmen darfv) , ein allgemeiner Mühlenges 
brauch, zur Legung des Grundbaums die Zuziehung der Obrig⸗ 
Feit , Kunftverftändiger und der benachbarten Mühlen Znters 
effenten. An einem gemeinfhaftliden Muͤhlenwaſſer darf 
infonderheit det Obermüller niemals den neu zu leaenden Grunds 
baum, den fogenannten Erb» oder Zehrzoll abgerechnet, 9 
maͤchtig 


u) a Pufendorf Tom. 4 obſ. 117. Gluͤck a. a. ©. §. 318 
u. 332. Weſtphal a. a. O., S. 166. 

v) Wenigſtens behaupten faft alle Kunſtverſtaͤndigen und-aud Rechts⸗ 

- lehrer, daß der Grundbaum nicht eigenmächtig gelegt, vers 
rüdt oder verändert werden barf. Runde t. Privatrecht, 5.1704. 
Danz Handb, bes t. Privatrecht, 5. 104. von Berg a. a. 
D., ©. 467. Krhmig Encyclopaͤdie, Ih. 12, ©. 5, Stür. 


mächtig verändern, oder den alten, durch abgeheftete Leiften 

und das Gerinne, durch untergelegte Klöße, —— Denn 
durch eine ſolche Erhoͤhung wuͤrde derſelbe allezeit ein ſtaͤrkeres 
Gefaͤlle erhalten, ſeine Muͤhlenwaſſerraͤder vergroͤßern koͤnnen 
und dabey meiſtens doch nicht ſo viel Waſſer conſumiren, als 
vorhin. Es wuͤrde alſo, durch die Erhoͤhung des Fachbaums, 
wenigſtens ſo viel Waſſer dem Untermuͤller auf⸗ und zuruͤckge⸗ 
halten werden, als der Obermuͤller durch die neue Anlage jetzt 
—— zu ſeinem Muͤhlenbetriebe gebraucht. Wird jenem aber 
der Waſſerzufluß, den er vorhin hatte, gehemmt, ſo muß er 
begreiflich auch fo viel länger ſchuͤten und das Waſſer ſamm⸗ 
len, ehe er feine Mühle in Gang fegen Fann. «Hierdurch wird: 
alsdann bewirkt, daß er feine Mahlgäfte nicht fo volftändig 
und gefchwind befriedigen kann , als vorhin, und er erleidet 
mithin, megen einer folchen Erhöhung, einen pofitiven Schas 
den und Verluſt an feinem Einfommen und Vermögen. Lns 
fireitig ift daher der Untermüller befugt , der eigenmächtigen 
Erhöhung des Fachbaums zu widerfprechen, und von dem Dbers 
müller die. Abftelung einer folchen ſchaͤdlichen Neuerung zu for» 
dern. Das Königl. Oberappellat. » Gericht erfannte nach dies 
fen Grundfägen am 2. Febr. 1801 in Sachen Lindenberg 
w. Wedemeyer, in pto. Erhöhung des Grund» oder Mühs 
lenbaumes, auf folgende Weiſe: daß dem Gefuche um fo we⸗ 
niger zu deferiren, als bier von einem gemeinfchaftlichen Bache 
die Mede, mithin conditio prohibentis melior fey, aud) aus 
den Ausfagen der: Kunftverftändigen ſich ergäbe, daß dem Im⸗ 
ploraten, wegen des. Durch "die längere Schuͤtzungsztit veran⸗ 
loßten Aufenthaltes feiner Mahlgaͤſte, ein damnum politivum 
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Liegt die Mühle an einem ſolchen Bache oder Fluffe, wor⸗ 
an mehren ein -nemeinfchaftliches Benutzungsrecht zuftehet ; fo 
dürfen zwar Diejenigen , deren Grundſtuͤcke das Gewaͤſſer bes 
rührt, durch Stauungen, Bewäfferungen und Waſſerableitun⸗ 
gen Feine, dem Müblenberriebe nachtheilige, Einrichtungen trefs 
fen, wenn fie Fein folches vorzügliches oder jtärferes Benutzungs⸗ 
recht darthun koͤnnen, weil bey allen gemeinfchaftlichen Objecten, 
deren Nutzen und Gebrauch nicht füglidy getheilt werden kann, 
die befannte Kegel eintritt; in re communi vel pari melior 
eft conditio' prohibentis, quam disponentis. Aber aus 
Demfelben Grunde fann auch der Mühlenbefiger, ohne ſein ſtaͤr⸗ 
keres Recht zu zeigen, Feinen uneingefchränften, übermäßigen 
und dem Mitbenugungsrechte der übrigen Intereſſenten nach⸗ 
theiligen Woſſergebrauch verlangen und fordern. Das Königl. 
Dberappellationsgericht hat nach diefem Grundfaße oftmals w) 
und noch neuerlich, am 30. Sept. 1801 in Sachen Kahle 
und Conf. wider Schwaare, in pto. Wafferftauens, da⸗ 
bin gefprochen: Nachdem derjenige Bach, an melchem ſaͤmmt⸗ 
liche Mühlen belegen find, als ein ſolches Gewaͤſſer keinesweges 
anzufehen ift, woruͤber dem Appellaten eine: uneingefchränfte 
Di’pofition zuftehet ; vielmehr befagter Bach fih in Gemein 
fehaft ſaͤmmtlicher Mühlenbefiser befindet, ſo iſt, mit Wieders 
aufhebuna des grapirenden Erkenntuiſſes unferes Hofgerichts zu 
Stade vom 28. März 1798, der Appellat ſchuldig, fich aller 
dem Appellanten ſchaͤdlichen Wieſenbewaͤſſerung zu enthalten; 
dagegen haben , nach oingetretener Rechtskraft diefes Erkennt⸗ 
niſſes, ‚beide Theile Commiffatios. vorzufchlagen, um, mit 
Zusichung einiger von beiden Theilen gleichfalls zu benennenden 
Kunftverftändigen, eine folhe Beſtimmung feftzufegen , nach 
welcher dem Appellaten eine, dem Appellanten unnachtheilige, 
Bewaͤſſerung geftattet werden mag. 
8. 


J 
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8. | 
Wenn an Feinen gemeinfchaftlichen Baͤchen und Gewäffern 
x mehrere Mühlen liegen, fo entiteht zuweilen, ſonderlich bey 
trocknen und dürren Zeiten, ein Waflermangel, wodurch der. 
Betrieb aller Mühlen, zugleich und auf einmal, unftreitig ges 
hemmt werden Fann. In ſolchen Fällen fräge e8 ſich: ob der- 
Dbermüller,, bey vorhandenem Waffermangel , den gemein» 
fehaftlihen Mühlenbach ſtauen und das F der Unter⸗ 
muͤhle ſo lange entziehen darf, bis er zum Betriebe ſeiner Muͤhle 
den noͤthigen Waſſervorrath geſammlet bat? An der Regel 
wird diefe Frage allerdings zu bejahen ſeyn. Der Obermüller 
begeht durch eine ſolche Stauung nichts Widerrechtliches, er 
bedient fi) blos feiner Befugniß. Die natürliche Lage der 
Dbermüble bringt ‘ohnehin den erften und nächften Gebrauch 
des Waſſers ſchon mit fich, fie mag früher oder fpäter erbauet 
feyn, als Die Untermühle Sollte der Dbermüller das Waſſer 
‚zu feinem Mühlenbetriebe nicht. fammien dürfen, fo würde man 
ihm einen Theil feines, in dem eg So beftehenden, 
Eigenthums nehmen und abfprecdyen. as Stauungsrecht zur 
Zeit eines eingetretenen Waſſermangels bedarf daher Feines Be⸗ 
meifes, teil es in der Natur der Sache felbft liegt. Behauptet 
aber ein Untermüller, daß der Obermüller, bey eigenem Waſſer⸗ 
beduͤrfniß, nicht ftauen dürfe, er vielmehr ihm das Mühlen» 
wafjer ohne Aufenthalt, zum Betriebe feiner Untermühle, zu⸗ 
fließen laffen müßte; fo ift er verbunden, diefe Ausnahme von 
det Regel zu zeigen und fein ius prohibendi oder fein ius 
potius rechtlich zu erweilen. Indeß muß doc) auch die Stauungs⸗ 
befugniß ihre Grenzen hoben! Der Dbermüller darf, vermöge 
des gemeinſchaftlichen Waſſergebrauchs, das Waſſer nicht nach 
ſeiner Convenienz und Wiükuͤhr ſammlen und aufſtauen. Man 
kann mit vielem und auch mit wenigem Waſſer mahlen. Der 
Obermuͤller iſt daher, bey eingetretenem Waſſermangel, nur 
zu ſeiner Nothdurft zu ſtauen, mithin nur ſo viel — zu 
amm⸗ 
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fammlen befugt, als zum unentbehrlichen Betriebe feiner Mühle 
gewoͤhnlich erforderlih if. Dat er fo viel geſammlet, um 
feine Mühle in den gewöhnlichen: Bang zu bringen , alsdann 
ift. er verbunden, das Waſſer entweder abzumüllern, oder durch 
die Freifluth fortftreichen zu laffen. Wie hoch er aber zu fei- 
ner Rothdurft, in trocknen ‚Zeiten und bey einem concurrirens 
den Wafferbedürfniß, ftauen darf? muß, allenfalls mit Setzung 
eines Staupfahls, durch Sachverſtaͤndige ausgemittelt und res 
gulirt werden. | 


Iſt übrigens die obere Mühle etwa eine bloße Saͤge—, 
Gruͤtz⸗ oder (müble, die untere aber eine Mahlmuͤhle, und 
es Fünnte, bey eintretendem Waſſermangel, auch nur aus dem 
einftweiligen Stillftande der lestern für Die Gegend und das 
ublicum ein Mehls und Brodmangel erwachfen; fo kann ohne 
weifel die Ausübung des Staurechtes, gegen eine binlängliche 
Entſchaͤdigung für die dem allgemeinen Beften zu bringende 
Aufopferung, von Policey wegen dem Dbermüller für die Zeit. 
unterfagt werden. - In Erwägung dieſer Gründe erkannte das 
her das Königl. Dberappellationsgeriht am 31. März 1802 
in Sachen Anmwaldes des Amtes Polle w. den Müller Cor⸗ 
des, in pto. Stauung des Muͤhlenbachs: Wenn gleich Aps 
pellat keinesweges berechtigt ift, nach Willkuͤhr zu ftauen, auch 
derfelbe , bey gänzlihem Waſſer⸗ und für das Publicum zu 
beforgenden Brodtmangel, wohl von Policeymwegen, jedoch ges 
gen völige Vergütung des ihm abgehenden Gewinns , ange 
halten werden kann, das Waſſer nicht zu fammlen, fondern 
der Mahlmühle ungehindert zufiießen zu laflen; Nachdem. je 
doch, auffer diefem Nothfalle, dem Appellaten die Regel aller 
dings zur Seite ftehet, daß er den, zum Betriebe feiner Saͤge⸗ 
mühle nothivendigen , allenfalls per artis peritos zu beſtim⸗ 
menden, Gebrauch des Waſſers, durdy Aufſtauung deffelben, 
zu machen befugt fe; foldyemnach der ihm zu diefem Ende, zur 
Ungebühr, auferlegte Beweis völlig unftatthaft und berfüilig; 
iſt; 
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ift 5 daß daher Appellat, mit Aufhebung des decreti a quo, 
bey dem Gebrauche des Waſſers in obbefagtermaße allerdings 
fo lange zu fhügen, bis der Anwald -unferer Sammer ein ius 

rohibendi darzuthun im Stande feyn wird. Und bleibt den 

artepen unbenommen,-zur Feftfegung eines, zur Beftimmung 
des Waflermaaßes nöthigen, Regulativs , nach befchrittener 
Rechtskraft diefes Erfenntniffes, um Anordnung einer Eoms 
miffion auf gemeinfchaftliche Koften nachzuſuchen. 


| 
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II. Eroͤrterung. 


Ueber das Recht des Beſitzers einer Windmuͤhle, die 
Anlagen und Vorrichtungen der benachbarten zu hin; 
dern, Durch welche der zum Mahlen erforderlihe Wind: 
zug vermindert oder gehemmet wirda). 


PN gen des nicht zu hemmenden, dem Radon nöthigen, freien 
MWindzuges verordnet L. 14, $. ı. Cod. de Servitutibus et 
Aqua folgendes: Cum autem apertilfimi juris eſt, fructus 
aridos conculcatione, quae in area fit, {uam naturam et 
utilitatem oftendere: aliquis vicinum fuum vetabat, ita 
aedihcium extollere juxta aream fuam, ut ventus exclu- 
deretur, et paleae ex hujusmodi obftaculis [ecerni a fru- 
gibus non poflent, quafi vetito vento [uam vim per 
omnem locum inferre ex hujusmodi aedificatione, cum ſe- 
oundum fitum regionis, et auxilium venti aream accedit. 
Sancimus itaque, nemini licere [ic aedificare, vel alio 

modo 


a) Bon dem Rechte des Beſitzers einer Waffermähle, diejenigen Vor⸗ 
eihtungen, in und an dem Fluffe, zu hindern, durch welche dem. 
Betriebe der Mühle gefchadet wird, f. Practifhe Erdrte ' 
rungen B.ı. Erörter. 3. $.3. ©. 55. und Erörter.4. Eftor 
Bürgerl. Rechtögelehrfamfeit, Gap.60. $.2386. Honımel Rhap- 
fod. Obl.2351. WernherP.,5. Obſ. 139. ren de Mo- 
lend, Qu. 19. Nro, 13 etib, 


— 
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modo verfari, ut idoneum ventum et'fufficientem ad prae- 
fatum ‚opus infringat, et inutilem domino aream, et 
fructuum inutilitatem faciat. Dem Befiger einer Winds 
mühle moͤgte aber. diefe Verordnung wohl nicht mit rechtlichen 
Grunde zu Statten fommen, denn einertheils iſt darin von eis 
nem ganz andern Verhaͤltniſſe als demjenigen Die Rede, wei— 
ches bey Windmühlen eintritt, und anderntheils bezielet die ges 
dachte Beſtimmung wohl nur ein Roͤmiſches Policy » Gefes, 
welches, fo wie manche andere ahnlidye in Tit. Cod. de Aedific. 
privat. vorkommende Gefege, gegenwärtig nicht mehr anwend⸗ 
- bar iſt. Eben fo menig dürfte auch das Widerjpruchsrecht 
eines Mühlenbefigers in Betreff der dem Windzuge hinderlichen 
nachbarlichen Vorrichtungen und Anlagen unbedingt nach der 
Lehre von den nothwendigen Dienftbarkeiten entſchieden werden 
koͤnnen, weil es des Erbauers freier Wille geweſen iſt, die 
Mühle an einem ‘Plage anzulegen, wo er ſolche nicht gebraus 
en kann, fobatd der Nachbar in der Folge fich der natürlis 
en Freyheit bedienen till, auf feinem Grund und Boden 
duch Bauen, Baumpflanzen u. f. w. Anlagen zu machen, 
welche den Müblenbetrieb hemmen, und weil mithin bier Feine 
Servitus necelfaria naturalis eintrittb). Um das in Frage 
fenende Widerfpruchsrecht eines —— nach richtigen 
Grundſaͤtzen zu beurtheilen, iſt vielmehr, wenn die Benachbars 
ten ſich nicht etwa durch beſondere Vertraͤge in dieſem Stuͤcke 
ver⸗ 


b) Ad fervitutem neceſſariam conftituendam enim requiritur, 
necellitas obſoluta non hypothetica, quae arveti potuit, 
Ea enim, quae evitari potuit; quae praevila, caulativa, da- 
taque Opera procurata elt, proficta, affectata et culpabili 
habenda. — Etenim [i ex duobus quis in fundo ſuo aliquid 
facere prohibendus eft, aeqnillimum quilibetjudicabit, cum 
facto abftinere, qni [uo facto demum in caufa foret, nt al. 
ter ideo aliquisl-pati.vel non facere teneretur. 1. F. Riri- 
nus de Scrvit, necelf, $. 2ı et aa. 
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verbindlich gemachet haben, vorzäglih auf den Unterſchied 
Ruͤckſicht zu nehmen: ob jemand eine Windmühle, zu feinem 
eigenen Gebrauche allein, auf feinem Grund und Boden ange, 
feget hat; oder ob die Mühle, mit landesherrlicher Conceſſion, 
zum «Öffentlichen Gewerbe , und befonders zum Mitgebrauche 
der Benichbarten, erbauet iſt. Tritt der erfte Fall ein, fo 
verlieren, felbft durd) ein unvordenkliches Stillſchweigen wegen 
der Anlage der Mühle, die Benadybarten die meram faculta- 
tem nicht, auf ihrem Grund und Boden, tie fie wollen, zu 
bauen oder Bäume zu pflanzen, und eine dagegen von dem 
“ Mühlenbefiger anzuführende Servitus negativa kann nur durch 
eine qualificirte Verjährung oder per prohibitionem et ac- 
quielcentiam erworben werden c). 


Wenn dagegen , in dem andern Falle, jemand mit 
Iandesherrlicher Bewilligung eine Mühle zum öffentlichen Ge 
werbe anteget, und die Nachbarn dazu nicht nur gänzlich ſchwei⸗ 
sen, ohne ſich einige Veränderungen ihrer Grundftücke vorzu⸗ 
behalten , fondern felbft jahrelang ihr Korn zu der Mühle 
bringen, mithin ipfo facto ihre Einwilligung in den privilegir⸗ 
ten Mühlenbau und den Betrieb des ihnen ſelbſt müglichen Ges 
werbes erklären; fo liegt darin, auf der einen Seite, die Ans 
maßung des juris prohibendi, daß der dem Mühlenbetriebe 
nöthige Windzug auf feine Weife gehemmet werde, und auf 
der andern Seite eine Acquiescenz; , wodurch, befonders bey 
dem aus der landesherrlichen Eonceffion entfpringenden jufto 
titulo, Die Servitus hypothetice necellaria ne ventus ex- 
eludatur, erworben, und Die den Benachbarten urfprünglich zus 
— Actio negatoria vermoͤge einer ordentlichen Ders 
jaͤhrung aufgehoben wird. An Sachen der Bemeinden Heefs 
fel und Eonforten, wider den Müller Bremer auf der Mohr⸗ 

mühle, 


£) Coccejus dereb, mer. facult. 8.9. = Pufendorf Tom. 2. 
Ohfervat, 92. Tom, 3. Obf.ı60. " 
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muͤhle, wegen Holzverwuͤſtung, erkannte daher die Koͤnigl. 
— zu Zelle am 29. November 1799 folgender⸗ 
maßen : 

Alldieweil die zu Erbauung einer Windmühle an dem Plate, 
wo des Beklagten Mühle belegen iſt, ertheilte Iandesherrliche 
Frlaubniß , und die derfelben bengelegte Berechtigungen , das 
Mecht des freien MWindzuges, ohne welchen das Mühlen + Ges 
werbe nicht betrieben merden Fann, allerdings unter fich begreis 
fen; und Kläger, wenn fie auch als Eigenthümer des den 
Mühlenplag umgebenden Grund und Bodens, damals in fo 
fern Die natürliche. Freiheit, auf dem Ihrigen nüsliche , den 
Windzug hemmende Anlagen. zu machen, durch den Mühlen, 
bau eingefehränker ward, gegen folchen dem Publico und ih⸗ 
nen felbft vortheilhaften Bau einen. Widerfpruch zu begründen 
vermogt hätten, doc) durch ihr langes Stillſchweigen das dem 
Muͤller ertheilte Recht, alles, fo den Wind benimmt, zu ver 
mehren , anerkannt, mithin Durch. folche — die vor⸗ 
malige freie Wueühr verloren haben; daß daher Klaͤger ſich 
aller Anziehung des Holzes in ſolcher Hoͤhe und Naͤhe bey des 
Beklagten Windmuͤhle, daß dadurch der derſelben noͤthige freie 
Windzug gehindert werden kann, zu enthalten ſchuldig; wel⸗ 
ches naͤher zu beſtimmen, nach eingetretener Rechtskraft, auf fer⸗ 
neres Anrufen, eine commiſſariſche Unterſuchung durch Sach⸗ 
kundige angeordnet werden foll. 

Es ward auch dieſes Erkenntniß, in der dawider von der 
Gemeinde Deeffel zur Hand genommenen Appellations⸗In⸗ 
tanz, am 7. October 1800, von dem Königl. O. A. Gerichte, 
wegen nicht abgelehnter Entfcheidungsgründe, lediglich beftätiget. 


d) Ueber die Anwendung diefer Grundfäge, auf die in dem Herzog: 
thume Bremen vorhandenen Windmühlen, ſ. a Pufendorf 
Tom. 4. Obl. 232. | 
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III. Erörterung. 


Die fehlende Einwilligung ded Promittenten in die ges - 


fchehene Acceptation berechtigt denfelben nicht, von ſei⸗ 


nem: Verfprechen zurückzugeben. \ 





Die Verbindlichkeit eines jeden Vertrages beruhet in dem Ders 
fprechen des einen und in der Annehmung deffelben auf Seiten 
des andern Theiles. Acceptirt der eine Theil das beftimmte 
Verſprechen des andern auf der Stelle, fo wird Niemand bes 
haupten, daß der Promittent von einem, durch die bloße Eins 
willigung verbindlichen , DVertrage ohne befondern Borbehalt 
einfeitig zurückgehen koͤnne e). Weiß aber.der andere Theil 
nichts von dem gefchehenen Verfprechen , oder hat er es noch 
nicht angenommen, alsdann ift der ‘Promittent unftreitig bes 
fugt ; fein Verſprechen wieder zurückzunehmen und zu pönitis 
gen fl, Wenn. indeß beide Theile nicht auf der Stelle mit 
einander pacisciren, der Promiffar it abweſend, er hat aber 
Das getbane Verſprechen ertahren und es auch acceptirt; fo 
entſteht Die Frage; ob der ‘Promittent von feiner Zufage noch 
zurückaeben Bann, che er von der Annahme derfelben Nach⸗ 
sicht. erhält ? | 

; . » Einige 


e) L. 5. C. de obligat. et action. Gluͤck im Commentar 8.313. 
H Martini Lehrb. des Raturrechts $. 455. 
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Einigee) Schriftftellee des Naturrechts bejaben fie, well 
zur Berbindlichkeit eines Vertrages die Einwilligung des Vers 
fprechers_in die Acceptation erforderlich fey; andereh) fehen auf 
die Werfchiedenheit der Abficht, melche der Promittent bey feis 
nem Verſprechen gehabt babe; und endlich noch anderei) hals 
ten dafür, daß derfelbe nicht zurückgehen koͤnne. Diefe lestere 
Meinung hat wohl die ſtaͤrkſten Gründe für fi. Die Ver 
bindlichkeit eines Vertrags kann nicht an den Eonfens des Der» 
fprechenden in die Acceptation des andern Theils gebunden ſeyn; 
weil fonft eine gedoppelte Einwilligung deflelben, einmal in das 
PRerfprechen felbft, und zweitens in deſſen Acceptation, der 
Natur der Derträge zumider, angenommen werden müßte, und 
da der Promittent Durch. die Acceptation feines Verſprechens 
glei) vollkommen verbindlich wird; fo ift er auch gar nicht 
weiter befugt, der Acceptation feine Einwilligung zu verfagen. 
. Eben fo wenig läßt ſich die Gültigkeit eines acceptirten Vers 
fprechens von der Abſicht und Meinung des Perfprechenden, 
wenn er folche nicht beftimmt erklaͤrt hat, abhängig machen. 
Denn fobald der Promiffar das Verfprechen angenommen hat, 
ift das Object defjelben fein Eigenthum geworden ; der Pros 
mittent hat Fein Recht auf den Gegenftand des Perfprechens 
mehr, und er ift mithin vollkommen verbunden, daffelbe zu ers 
füllen ; wenn er gleich von der Acceptation noch Feine Nach⸗ 
richt erhalten, und in der Zroifchenzeit feine Denkart und Meis 
nung, über das Dbject des Verſprechens, geändert haben follte. 
Nach diefen Grundfägen urtheilte auch das höchfte Tribunal 
am 11. Zul, 1801 in &. Meyer w. Grotkas. s 
V. 
g) Daries inftitut. jurispr. natural, . 41585. 
h) Grotius de jure belliet pacis. Lib. 2. cap. 11. 8.15. Hoͤp f⸗ 
ner Naturredt $. 71. 22 : 

i) Weber von der natürl. Verbindlichkeit 6.83. Nißen über bie 
natürl. Verbindlichkeit der Verträge $.4. fe Buhle Lehrb. des 
Naturrechts $.174. aPufendorf Tom.2. Obſ. 58. $.9- 
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IV. Erörterung. 


Ju wie fern Faun ein Tranſigent, der ſeiner Seits den 
Transact erfuͤllet hat, von der Vereinbarung zuruͤck⸗ 
treten, und dieſelbe einſeitig um deswillen aufrufen, 
weil der Gegentheil den Bedingungen nicht zur gehoͤ⸗ 
rigen Zeit Genuͤge geleiſtet hat? 


Die aufgeſtellte Frage iſt unter den Rechtsgelehrten ſtreitig, 
und, wie es ſcheinet, Dadurch, daß einestheild manche, zumal 
ältere, Zuriften über die übergroße Anhaͤnglichkeit an die Fors 
malitäten des Roͤmiſchen Rechts, das ganz veränderte Weſen 
unferer jegigen Verträge zu fehr eg und daß andern» 
theils einem über die Materie vedenden Gefege eine nicht völlig 
angemeffene Deutung gegeben wird. Verſchiedene juriftifche 
Schriftſteller behauptenk) unbedingt, daß der Tranfigent, der 
den Transact erfüllet habe, von diefem fo lange willführlidy 
zurücktreten, und das Gegebene wiederverlangen dürfe, ald der 
Gegentheil feiner Verbindlichkeit noch Fein Genüge geleifter habe. 


-Die Gründe, telche für diefe Meinung angeführet wer⸗ 
den, ſind Fürzlich folgende. 
Ä Erftlich 


M) Cocsejus in. Jure Controv, Lib, 2, Tit, 15. qu. 15.' et 
Alleg. ib, Ä 


t 
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Erſtlich: der Anhalt Leg. ı4- Cod. de Transact'on., worin 
gefagt wird: Si diversa pars contra placitum agere nititur, _ 
aequitatis ratio [uadet, refufa pecunia, eum et tu”hoc 
delideras, caufam ex integro agi; 


Zweitens: die Vorausſetzung, daß der, welcher den Trans 
act nicht erfület, eben dadurch denfelben auftufe, und folglich 
in dem Falle eine gegenfeitige, theils ausdrückliche, theils ſtill⸗ 
—— Einwilligung in die Aufhebung des Transacits nor 

anden fey. . 


Beide Argumente find jedoch keinesweges voͤllig eutfchei- 
dend und zutreffend, | | 


Widmer man zuvörderft dem ganzen Inhalte Leg-r4- Cod. 
de Transact. eine genauere Erwägung, fo überzeuget man ſich, 
daß der Gefeggeber in demfelben nicht von dem Falle handelt, 
wo von einem der Tranfigenten einige Bedingungen unerfüllet 
genden find, ohne dabey den Vergleich felbft aufzurufen, ſon⸗ 

dag vielmehr blos der Tau entfchieden wird, in Dem der 
nichtsetrüßende Theil, aus druͤcklich oder ſtillſchweigend, 
die Erfüllung verweigert, und der andere Theil, auch feiner 
Seits, ſich die Nichterfüllung des Transaets gefallen läßt H. 


Aus der alleinigen Nichterfuͤllung der eingegangenen 
Bedingungen Tann man aber ferner Feine ftillfehtveigende Ent⸗ 
fagung des ganzen Transaets folgen. Die Bermuthung eis 
ner folchen ſtillſchweigenden Renunciation findet um fo weniger 
Statt, da alle Geſetze für die ſtrenge Aufrechthaktung der Trans 
actionen reden, umd diefe, An Ruͤckſicht auf ihre Beſtaͤndigkeit, 
den Eiden und der Rechtskraft an die Seite fegenm). % 

| n 


D) GTüd im Commentar F. 355. Renthe von Transacten $. 80 
m) L. s. L. 31. Dig. de jurejur. L, 20, Cod. ‚de Tramsact, 
: MeviusP. 5, Decif. 119. 
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In Gemaͤßheit der uns geltenden allgemeinen Grund⸗ 
ſaͤtze von Vertraͤgen, und beſonders nach dem Weſen und der 
Abſicht der Vergleiche, iſt vielmehr anzunehmen: Daß regel⸗ 
maͤßig, durch die einſeitige Nichterfuͤlung der zugeſicherten Be⸗ 
dingungen, ein Transact nicht ſchlechthin aufgehoben wird; ſon⸗ 
dern daß dadurch der Tranſigent nur die Verpflichtung oder 
Berechtigung erhaͤlt, gegen ſeinen Gegner auf die Erfuͤllung des 
Transacts zu klagen m 


Hiermit ſtimmet auch die Entſcheidung dines alten Rechts— 
falles überein, der Leg. 6. Cod. de Transact. mit folgenden 
Worten angeführet ift: | 

Cum mota inofficiofi querela, matrem veftram cum 
diverfa parte transegiffe, ita, ut partem bonorum fufci- 
peret, et a lite dilcederet, proponatis: inftaurari quidem 
femel omiffam querelam per vos, qui matri heredes ex- 
titiltis, juris ratio non ſinit. Verum, fi fides placitis 
praeftita non eft: in id quod intereft, diverfam partem 
recte convenietis. Aut enim ftipulatio conventioni [ub- 
dita elt, et ex [tipulatu actio competit: aut fi omiſſa 
verborum obligatio eft, utilis actio, quae praelcriptis ver- 
bis rem geftam demonftrat, danda elt. 


Nur in dem Falle Fann ein Tranfigent einfeitig von dem 
Transacte zurücktreten, und, wegen nicht erfüllter Bedinguns 
gen, auf die Aufhebung der Convention bejtehen , wenn Die 
Bedingung ausdrücklich ald Conditio fine qua non, und die 
Nichterfüllung derfelben als claufula callatoria beftimmt ift, 
mithin durch die Contravention der ganze Grund des Trans⸗ 
acts vernichtet wird 0), 

Nach 


») Carpzov Lib.5, Refp. 7, Nro. 5. Wernher P. 3. 
Obf. 175. Leyfer Spec. 46. Mel. 5. 

0) Hellfeld Jurispr. for, 5.355. Wernher et Leyfer 
loc, cit, 
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Nach der Anleitung diefer Grundfäge erfannte das hoͤch⸗ 
fie Tribunal am 22. Decemb. 1798 , in Sachen des Ehurs 
Baierſchen Dberften und Generals Adjutanten Grafen von der 
Schulenburg Deynhaufen, wider die Erben des Chur⸗ 
Braunfchweig-Lüneburg. Oberjaͤgermeiſters, Orafen von Oehn⸗ 
hauf en wegen Erbſchaft. 
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V. Erörterung. 


Von der wider die Städte flattfindenden Ver⸗ 
aͤhrungszeit. 





= 


§. 1. 


Der Mangel eines, mit zweifelfreier Beſtimmtheit uͤber den 
Gegenſtand redenden, Geſetzes veranlaſſet, daß die Beantwor⸗ 
tung der Frage: welcher Zeitverlauf zu der Begruͤndung einer 
erwerbenden Verjaͤhrung gegen Staͤdte erforderlich ſey? nach 
dem gemeinen Rechte nicht ohne Schwierigkeiten und Zweifel 
iſt. Aeußerſt verſchiedenartig ſind die Meinungen der Rechts⸗ 
gelehrten uͤber dieſe Frage, denn es finden ſich Juriſten, welche 
einen dreißigjaͤhrigen, andere, welche einen vierzigjaͤhrigen, und 
noch andere, welche ſogar einen hundertjaͤhrigen Zeitraum zur 
Vollendung der gegen Staͤdte zu richtenden Verjaͤhrung erfor⸗ 
dern. Fuͤr jede dieſer Behauptungen bieten ſich allerdings 
wichtige Gruͤnde dar, welche die Entſcheidungen der vorkom⸗ 
menden Rechtsfaͤlle bey den verſchiedenen Gerichten bald ſo, 
bald anders beſtimmen, und je unzuverlaͤſſiger hierdurch das 
Recht im Allgemeinen wird, um deſto willkommener muß es 
gewiß für den Practiker ſeyn, die Meinung zu erfahren, wel⸗ 
che das höchfte Landesgericht über einen fo fireitigen Rechts⸗ 
gegenftand angenommen bat, 


$. 2. 


S. 2. 


Die Erklaͤrung der großen Verſchiedenheit der Rechts⸗ 
lehrer - Meinungen, und die befriedigendfte Beantwortung der 
beftrittenen Rechtöfrage, ift in der, von mehreren Schriſiſtel⸗ 
lern p). entwickelten, Gefchichte der, die Verjaͤhrung wider die 
Städte betreffenden, Gefesgebun: IR fuchen. In den früheftın 
Zeiten waren die Kirchen und & dte gegen alle Ufucapion ges 
fihert, fo, daß fie ihre Mechte, auch nach dem Verlaufe des 
alleelängften Zeitraums, mahrnehmen fonnteng), Theodo⸗ 
fius der Große führte aber, in Rückficht auf fie, die dreißig⸗ 
jährige Verjährungszeit ein, und verordnete, daß diefe Wer: 
jährungsart, omnibus illis, qui ufucapioni ordinariae nön 
fubjacerent, entgegenftehen foler). Kann man der Erzählung 
des Verfaſſers einer uralten Chronique fcandaleufe. trauen s), 


fo waren es fehändliche Kunftgriffe, mit welchen dem Zuftis 
D 2 nian 


p) Schott de Hiſtor. praefcript. contra Civitat, Lipfiae 
1774. Leyfler Spec, 459, Med. g. 

q) L. 9. Dig. de Uſucapion. j 

r) L. 3. Cod. de Praelcript. XXX vel XL Annor. 


6) Procopius in Anecdot. feu hiftoria arcan, pag. 124 ex edit. 
Nicol. Alemanni, erzählet nämlich: Es feh L. 23. Cod. de S.S, 
Eccl., durch einen gewiffen Priscus aus der Stadt Emefa, 
von dem Kaifer erfchtichen, und mit einer Summe Geldes erkauft. 
As aber Juftinian, zur, Vollſtreckung der Verordnung, ben 
Longinusd nah Emefa gefendet hätte, wäre von biefem ent: 
bedet, daß Priscus einen großen Mißbraud von biefem Pris 
vilegio, vermittelft Fälfchlich gefchmiedeter Urkunden, habe machen 
wollen. Longinus habe, im gerechten Borne, bem Priscus 
eine. recht Fräftige Ohrfeige verfeget, und demnächft den Kaifer zu ' 
der Wiederaufbebung bed. Geſetzes bewogen, —— 
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nian, L. 23. Cod. de 8.5. Ecclef., entlocfet ward, durch 
welches Gefeg der Kaifer den Kitchen, milden Stiftungen und 
Städten dus Privilegium ertheilte, daß Die Güter derfelben 
nicht anders, als durch eine hundertjährige Präfcription, verlos 
ren gehen ſolltent). Dieſes Vorrecht war jedod) zu aufferor« 
dentlich, um von langer Dauer feyn zu fünnen. Juſtinian 
felbft widerrief, durch die Nov. rıı und 131, Cap. 6, die Bes 
fliimmung Leg. 23, Cod. de 8.5. Fcclef., und verordnete 
die Gültigkeit einer vierzigjährigen Verjährungszeit gegen Die 
Kirchen und milden Stiftungen, ohne jedoch in diefen neueren 
Verordnungen, der Präfcriptiongzeit gegen die Städte, auch 
nur mit einem Worte ausdrücklid zu erwähnen. 


. 5 


Lediglicy daraus, daß in den Novellen srrund 131, Cap. 6, 
einzig und allein von den Kirchen und milden Stiftungen die 
Rede it, ohne dabey der Städte ausdruͤcklich zu gedenken, 
entſpringet die große Verfchiedenheit der Meinungen über ‘den, 
zur . Präfeription gegen die Städte, erforderlichen Zeitraum, 
Digenigen Rechtslehrer, welche den Städten noch die, Leg. 
23, Cod. de 8.5. Ecclef. verordnete, hundertjährige Pers 

jährungszeit beylegen , gründen fich darauf, daß dieſes Vor—⸗ 
recht in den vorsedachten Novellen, vom Zuftinian, nur in 
Betreff der Kirchen und milden Stiftungen, nidyt aber in Abs 
ſicht auf die Städte, ausdrücklich aufgehoben fey, mithin 
elbe 


t) Es warb biefed Geſetz, durch Nro..g, ausdruͤcklich auch auf die Kir: 
he zu Rom mitgerichtet, weil ed nämlich zweifelhaft geweſen 
feyn fol, ob folches nicht blo8 auf die Morgenländifchen Kirchen 
Beziehung habe. In Anfehung der Kirche zu Rom, bat ſich das 
Vorrecht der humdertjährigen Verjaͤhrungsfriſt, aus der gedachten 
Movelle , nah Maasgabe Auth ' quas action. Cod. de 5.S. 
Ecclef,, bis auf unfere Zeiten erhalten, « 





; | 29 


felbe für noch - immer fortdauernd angefehen werden müffen). 
Andere erklären fih um des willen für eine vierzigjährige 
Präfeription, weil fi & e annehmen, daß, nach allen Umftänden, 
der, blos von den Kirchen und milden Stiftungen ausdrücflid) 
redende, Anhalt der Novelle 111 ſich auch auf die Städte mit, 
erftreche, und, vermöge einer angemeſſenen Auslegung, gleich, 
falls auf diefe anzumenden mwärex), Endlid wird für die Be⸗ 
bauptung einer Dreißigjährigen —— der Aa 
gebraucyet, daß, durch die Aufhebung ne: 23, Cod. de 8.5. 
Ecclef., die gegen Städte eintretende > feription wieder auf 
den, durch heodofius den Großen (Leg. 3, Cod. de 

Praefer. XXX vel XL Annor.) perordneten Zeitraum von 30 
Jahren ſtillſchweigend zurücfgeführet ſepy). 


§. 4 J 

Von den angeführten drei verſchiedenen Meinungen ſchei⸗ 

net in mehreren Rückfichten Die zulegt erwähnte dem — 
Altniffe, 


u) Brunnemann inGomm. adCod. ibiquead auth. quas action. 
de 5.5. Eccleſ. etDD.alleg. CujaciusLib.5. Obf. 5. Zah- 

‘nius Polit. municip. Lib. 2. Cap. 60. Nro. 10. 

x) Struv. Jurispr. for. Lib. s. Tit. 9: $. ib. Idem in Syntagm. 
Jar. civ. L.41. Tit.3.$.19. Lauterbach Coll. Th. Pr. 
Lib. 41. Tit. 3. $. 41. Stryk de Action, forenf. Sect. 3. 
Membr. s. Axiom. 1. Nro.6. 7. ‘ Walch Controv. Jur. Civ. 
Sect. 2, Cap.2. $ 2ı. Boehmer Conf. et Decif. Tom. ı, 
P. 2. Ref[p. 20. Nro. 5. Tom.s. P 2. Refp. 932. Nro. ı0, 
Behmer Nor. jus controv. Obfervat. 15. 

y) FachinaeusLib. 8. Controv. 8. Hellfeld Jurispr. for. 
$. 1772. Rave dePraefcript 8.26. Bemger Oecon, Jur. 
Lib. 2. Tit.2. $ 03. Nota ı. Sıryk Uf. mod, Pand, Lib, 
41. Tit,3. Leyler Spec, 459. Medit. 9. 


ner folchen gefeglichen Beſtimmung mangelt es aber durchaus, 
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haͤltniſſe, und der wahrſcheinlichen Abſicht des Geſetzgebers, am 
angemeſſenſten zu ſeyn. Der ganze Inhalt Leg. «3, Cod. de 
5.5. Ecclef. zeiget deutlich), daß Juſtinian ben der Ertheis 
lung dieſes Gefeges, zuerſt und vorzugemeile, die Begünftigung 
der Kirchen und milden Stiftungen beabfichtigte, und daß die 
Städte, indem fie mit jenen ein gleiches Vorrecht erhielten, 
offenbar nur den zweiten Platz der Begünftigung einnahmen. 
Schon aus diefem Umſtande entjpringet eine fehr gegründete 
Vermuthung dafür, daß der Kaiſer ben Extheilung der Nos 
velle 111 und 131, Cap.s, nicht die Abſicht gehabt haben koͤnne, 
den Städten ein Privilegium ftillichweigeud zu beftätigen, wel⸗ 
ches er, im Abſicht auf die Kirchen und milden Stiftungen, 
ausdrücklich wieder aufpod. Diefe Vermuthung erheber fi) - 


durch den Eingang der Novelle 111 zur Gewißheit. In der 


Präfation wird nämlich der Grund, weshalb der Geſetzgeber 
es für nöthig gefunden habe, den hundertjaͤhrigen Termin der 


-Berjährung gegen die Kirchen und milden Stiftungen auf vier 


zig Jahre herunter zu fegen, wörtlich folgendermafen angeges 
ben: Quoniam per tantum [aeculi magis quam temporis 
[patium, nec documentis integritas, nec actis fides, nec 
aetas valet teftibus fuffragari. Diefer ganz allgemeine, von 
der Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit des Beweiſes, hergenoms 
mene Grund, der, im völlig gleichem Maaße, auf die Verjaͤh⸗ 
rung gegen die Städte, wie auf die Präfeription gegen die 
Kırchen, feine Anwendung findet, feket es auffer Zrocifel, daß 
Suftinian, durch die mehrgedachte Novelle, aud in Abfiche 
auf die Städte, Das Vorrecht einer Hundertjährigen Präs 


 feription völlig aufgehoben hat. Iſt diefes richtig, fo müßte, 


um den Städten ein — von der allgemeinen, durch 
Theodofius d. Großen feſtgeſetzten Regel abweichendes, 
Vorrecht beylegen zu koͤnnen, ein deutliches und ausdruͤckliches 
Geſetz uͤber den Gegenſtand vorhanden ſeyn, weil Ausnahmen 
von der Regel, und Privilegia, nie vermuthet werden. An kei⸗ 


?⸗ 


31 
Weder die Novelle 1x1, noch das Eap. 6 der Novelle 1317 
enthalten ein Woͤrtchen von der Präfeription gegen die Städte, 
Beide Gefige reden einzig and allein von [acrofanctis eccle- 
fiis, et aliis univerfis venerabilibus locis, und die fchon 
an fich unzuläffige Vermuthung einer ftillfchtweigenden Ausdeh⸗ 
nung des Privilegii auf Die Städte fällt um fo mehr weg, da 
Juſtinian felbft einen religiofum propofitum als die. Vers 
anlaffung des ertheilten Vorrechtes angiebt 2). Nimmt man 
aber an, Daß das den Städten zugeftandene Privilegium eis 
ner bundertjährigen Prafeription aufgehoben , und denfelben, 
-ftatt defjen, Fein anderes neues Vorrecht in Abficht der Ders 
jährung beigeleget iſt; fo folget hieraus die Zuräckführung auf 
die von Theodofius d. Großen feltgeftellte allgemeine Res 
gel einer Dreißigjährigen Präfcriptiona) von ſelbſt. Eis 
ner ausdrücklichen gefeßlichen Borfchrift dieferhalb, würde es 
nicht einit bedürfen, und doch dürfte fi auch diefe, bey yes 
nauerer Erwaͤgung, ſelbſt in der Novelle ırı finden. RNach⸗ 
dem nämlich Juſtinian in diefem Gefege den Kirchen und 
milden Stiftungen das Vorrecht der vierzigjährigen Präfeription 
bengeleget dat fo füget derfelbe feiner Bertimmung unmittelbar 
folgende ſehr bemerkenswerthe Vorſchrift hinzu: 

Salva ſcilicet circa alias perſonas et cauſas virtute, quam 
femper tricennalis fibi praeferiptio vindicabat : qnoniam 
hanc decem annorum adjectionem, [olis, ut dictum elt, 
religiofis locis, eorumque juri vel contractibus indul- 
. gemus. Diefe Worte enthalten die ausdrückliche Willens⸗ 

erflärung des Kaifers, das Privilegium einer vierzigjährigen 
Praͤſcription bier einzig und allen den Kirchen: und milden 
Stiftungen bepzulegen, in Betracht aller anderen ‘Perfonen und 
Sachen aber die gewöhnliche Verjaͤhrungszeit zu — 

welche 


2) Nov. 111. in Praefat. 
4) L.3. Cod, de Praeſcrĩpt, XXX vel XL Annorum. 
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welche vorberührtermaßen, durch Les. 3. Cod. de Praefcript. 
XXX vel XL Annor., für die Städte auf dreißig Jahre 
beitimmet ift. Rn 


§. 5. 


In Sachen Buͤrgermeiſters und Raths der Stadt Dans 
nenberg wider den Anwald des Amts Dannenberg, ww 
gen Schußgeldes, legte die Juſtizcanzlei zu Zelle, in einer 
Sentenz vom 24ften November 1802, dem Amtsanmwalde den 
Beweis der aufgeftellten Einrede einer Dreißigjährigen Präferis 
ption auf. Bürgermeifter und Rath der Stadt Dannenberg 
appellirten von dieſem Erfenntniffe an das höchfte Tribunal, 
und behaupteten, daß gegen die Stadt nur eine vierzigjährige 
Verjaͤhrung Statt finden koͤnne. Auf dieſe Appellation ers. 
folgte aber am aa2ften October 1803 der Beſcheid: — „Da, 
„weder nad) den Gefegen über den Gegenftand, nod) nad) 
„dem vermeintlichen ftattfindenden Gerichtögebrauche , der ims 
„plorantifche Magiftrat darauf einen Anfpruch zu machen bes 
„fugt ift, daß nur eine vierzigjährige Verjährungszeit- gegen 
„ihn zur Anmendung zu bringen fen ; mithin das Erkenntniß 
„der Auftizcanzlei dem Sachverhaͤltniſſe und den eintretenden 
„Rechten völig angemeſſen iſt; So findet- das angebrachte 
„Geſuch nicht Statt.“ 


VI. 


VI. Erörterung. 


Eingefchränfter Gebrauch der fogenannten Probocation 
| ex Lege diffamari. | : 


N , 





Das Geſetz, worauf fich die ebengenannte Provocation grüns 
den ſoll, nämlidh‘ L. 5. Cod. de Ingen. manumiffis , redet 
durchaus von Feiner befonderen Klage, fondern ein ig und allein 
von der Zuläffigkeit der Aufforderung eichterlicher & Ife — Im- 
ploratio officii judicis — von Seiten desjenigen, deſſen Stand 
perfönlicher Freyheit, odet der Angenuität ; durch Die auffer- 
gerichtlichen eufferungen — Diffamationen — eines Anderen, 
ezweifelt und angegriffen. iftb). 


Wie man der Erwähnung diefes befonderen , lediglich den 
abſolut präjudicialPunct des Standes der Freiheit einer * 
| on. 


b) Die Worte des Geſetzes find folgende: Diffamari flatum inge- 
nuorum, [eu errore, [eu malignitate quorundam, perini- 
quum eft:: praelertim cum affirmes, diu Praefidem unum ät- 
que alterum interpellatum a te, vocitalle diverfam partem, 
ut contradictionem faceret, fi defenfionibus ſuis confideret; 
undeconftat, merito Rectorem Provinciae commotum allegatio- 

nibus tuis, fententiam dediffe, ne de caetero inquietudinem. 
fuftineres, Si igitur adhuc diverfa pärs perleverat in eadem 
obltinatione; aditus Praefes Provinciae ab injuria temperäri 
praecipiet. 


4 | € 
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on beielenden, Huͤlfsmittels eine allgemeinere Anwendung hat 
enlegen koͤnnen, läßt fih, nad den Worten des Geſetzes, 
kaum begreifen, und doch ift diefes der Fall geweſen. Mehr 
tere Öloffatoren nahmen die Meinung an, daß L. 5. Cod. de 
Ingen. manumiffis, unter der Erwähnung eines einzelnen 
Falles , einen allgemeinen Rechtsgrundſatz feitftelle ,_ und daß 
das in dem Gefege berührte Hülfgmittel, welches fie Provo- 
catio ex Lege diflamari benannten, in jeder Art von Criminal⸗ 
und Eivil » Sachen , ſowohl bey perfönlichen , als dinglichen 
Klagen, und nicht minder im Petitorio wie im Poffefforio, in 
dem Maaße Statt finde, daß Zeder, dem auffergerichtlicy von 
einem Andern entweder ein Vergehen angefchuldiget, oder, ms 
ter Beruͤhmung einer vorzüglicheren —*— ein rechtmaͤßiger 
Beſitzſtand abgeleugnet, ein zuſtehendes Recht bezweifelt iſt 
u. ſ. w., den Diffamanten zu der Ausführung feiner Behauptun⸗ 
gen gerichtlich auffordern und verlangen Fönne, daß demfelben, 
indem Galle, da er die Diffamation nicht zu erweiſen im 
Stande fey, ein ewiges Stillſchweigen auferleget werde. Ein 
Heer von Schriftftellern folgte dieſer Meinung der Gloffatoren,: 
und verfchaffte derfelben in — Gerichtshoͤfen eine practi⸗ 
ſche Auctoritaͤtc). Ob, wie hin und wieder behauptet wird a), 
die Reichsgeſetze der ausgedehnten Lehre von der Provocation 
in den Weg traten, das dürfte, bey genauerer Unterſuchun 
ohl nicht für fo ganz ausgemacht anzunehmen feyn. Su 
ugnen ift es freilich nicht, daß dasjenige, was Die nr 
an | geſetze 


.s) GailLib, 1. Obſervat. 9. ſeq. Auct. ib. alleg. Carpzov 
L.s. Reſp. 34. et P. ı. Conſt. 7. Def. 07 etDecil. 31. Mund. 
Tract.dedifam, Lauterbach Difp. adLeg.difam. Böh- 

., mer Tract. de Action. Sect. 9. Cap. 1.$.16.. In Ehurfachfen- 

iſt dieſer Lehre in Ordin, proc, Sax, emend. Tit. 5.$.'5: leq. 
‚gefegliche Kraft beygeleget. Lt ı.° 

‚4)a Pufendorf Tom, 3. Obfervati 293. 
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von der Provocation ex Lege diffamari enthalten, ur» 
und vorzüglih auf die Abwendung des Verdachis 
oder der Beſchuldigung eines Eandfriedensbruche gerichtet ware); 
und daß in dem Meichs » Abfchiede v. %. 1530, $. 93, eine 
Reichsſtaͤndiſche Beſchwerde über den Mißbrauch gedachter Pro: 
bocation bey dem Reichs⸗Cammer⸗Gerichte vorfümmt. Allein 
vr Oefeitigung der erwähnten Befchtwerde ward in dem Bifitat.s 
bſchiede p. J. 1531 8. 32, al. 35, nichts weiter verordnet, als 
daß das Reichs-Cammer⸗Gericht nicht anders ex Lege difla- 
mari Procefje erkennen fole, dann aus Grund der Gr 
meinen Rechte; und jüngere Reichsgeſetze ſchraͤnkten den Ges 
brauch der mehrerwähnten Provocation nicht bios auf fried⸗ 
brücdhige Sachen ein, fondern ließen ihn ausdrücklich auch in 
Schmach / oder Injutien⸗ und in andern dergleichen 
Samen zu, in denen die Diffamation gefährlidyer, betrüg« 
licher, Weiſe, oder in andere Wege, dem anderen Theile zum 
Nachtheile und zur Beſchwerung, gefchehen fey Hd. Noch ſpaͤter⸗ 
bin ward das Reichs-Cammer-Gericht angewwiefen : Bey dem 
Remedio ex Lege diffamari die Dispofition, fowohl der - 
Gemeinen Rechte, als der Reichsfagungen , in gute Obacht 
zu nehmen ,. und keine Citatio ex lege diffam. anderergeftalt - 
zu erkennen, es wären denn die Diffamanten in fpecie nams - 
haft gemachet,, die angegebene Diffamation auch, noch vor 
der Ladung, durch fchriftliche oder andere olaubliche Urkunden 
und angezeigtermaßen beigebracht und erwieſen 8). Alles diefes 
deutet auf eine Begünftigung * obengedachten — 


€) Sandfriede v. J. 1548, At. 14. Cammer» Gerichts 
Drbnung v. S. 1555. Th.2, Tit. 10, 6.9. 


f) Cammer⸗Gerichts-Ordnung Th. 2. Zit.a5. Concept 
v. 5. 1614; Th. 2, zit. 27. 


6) Reichs⸗-Abſchied v. J. 1654: 8.93. 
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Erklärung ber in Frage fenenden Sefenftelle hin; auch begeugen- 


fehr bewährte, von dem Gerichtsgebraudye des Reichs⸗Cammer⸗ 
Berichts handelnde Schriftfteller b), daß in allen Sachen ohne 
Unterſchied, wegen Diffamation , die Provocation bey dem 
R⸗C. G. anaebracht werden könne, wenn anders der Diffas 
mitte diefem böchften Meichs-Serichte in der erften Inſtanz uns 
mittelbar unterworfen fy. Weder aus den fuͤr die Reichs⸗ 
Gerichte ergangenen Reichsgeſetzen, noch aus dem Gerichts⸗ 
gebrauche des R.E.S., möchte demnach eine Einfchränfung 
des ausgedehnten Gebrauchs der ‘Provocation wegen Diffamas 
tion hergenommen werden koͤnnen. Dasjenige, was bey den 
Meichsgerichten uͤblich ſeyn mag, verbindet indeffen nicht unbe 
Dingt die Reichsſtaͤndiſchen Landesgericht, Die Churbraun⸗ 
fchweigfchen Landesgefege und Gerichtsordnungen ſchweigen über 
die in. Frage fenende Lehre von der Provocatiom, - und legen 
Derfelben alfo fehlechterdings Feine gefeßliche Kraft bey. Gruͤnd⸗ 
liche und fehr angefehene Rechtslehrer haben aber auf die übers 
zeugendfte Art ausgerühret, daß die Provoration, fo wie foldye 
auß d. Leges, Cod. de Ingen. manumiſſis hergeleitet wird, 
weder durch dieſes, blos den Stand perſoͤnlicher Freiheit ber 
treffende Geſetz, noch auf eine andere Weiſe im Roͤmiſchen 
Rechte gegründet, fondern vielmehr der Analogie des Rechts 
anz entgegen feyi). Iſt Diefes richtig, wie es denn nicht wohl 
eztveifelt werden kann; fo wird die, blos von Gloſſatoren, auf 
gutes 


.‚h) Mynfin ger Cent. 5.-Oblervat.8ı, Nro. 2. Pütter 


Procell. Imper. Lib.2, $. ı28. Das Gegentheil behauptet - 


Gail Lib,. 1. Obfervar, 9. M. vergl. Ludolf)J. Cam. Sect. 
1.8.11. Nro.2, pag. 115. Roding Pandect, cam, Lib. 1. 
Tit, 14. pag. 222 seq. 


5) Ant. Matthei Coll. Cod. Difp. a4. NoodtadTit. Dig. 


de Judiciis, pag. 147. Textor decauf. Leg. diffäm. $. 5. 
Berger Elect, Proc, Provoeat, $. 4. - Meifter de falſa pro- 
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gutes Glück, erſchaffene Theorie der Probocation ex. Lege diſſe- 
mari ſchwerlich bey Gerichten einen guͤnſtigen Eingang finden 
koͤnnen, die, ſo wie die Chutbraunſchweigſchen Yuftizcollegia, 
ausdruͤcklich und ſtrenge dazu angewieſen find, Meinungen jüs 
riſtiſcher Schriftſteller und die: auf ſolche gebauete Praͤjudicia 
aut dann in Betracht zu ziehen, "wenn dieſelben ſich entweder 
auf deutliche Geſetze, oder auf triftige und klare, aus den Rech⸗ 
ten 3 und: Geſetzen hergenommene Aroumente gruͤndenk). 


J Se elbſt dann, wenn man dem beh manchen Gerichten i in 
dieſen Stuͤcke eingeſchlichenen Gerichtsgebrauche eine wirkſamere 
Kraft beyleget, als unſere Juſtizverfaſſung dieſes verſtattet/ wird 
es nicht zu verkennen ſeyn, daß die Provocation ex Lege diffa- 
mari fchlechterdings Feine ordentliche befondere Klage, fonderm 
ein ungewöhnliches, von dem regelmäßigen Rechtsgange abs 
teichendes, mithin aufjerordentlihes Huͤlfsmittel iſt, welches 
billig nur in den hoͤchſt ſeltenen Faͤllen Statt finden kann, in 
welchen der vermeintlich Diffamirte ſchlechterdings Feine andere 
‚ordentliche Klage gegen den Diffamanten, in ‘Betreff des Ges 
genftandes der Diffamation, bat. Kin auffallendes Benfpiel 
des Mißbrauchs der Provocation ex Lege diffamarı fann bey 
dem höchften Tribunale, in Sachen des Anmwaldes der Aem⸗ 
tr Neubaus im Lauenburgifhen, und Hitzacker im.Lüs 
neburgifchen, wider den Zuftizrath von Bülow auf Wehr 

ningen, vor. 
Der von Bülow batte auf einigen, zu den genannten 
Aemtern gehörenden, Feldmarken gejaget, und auf die von — 
age 


bat. Procefl, provoc. ex Jure Rom, aPufendorf Tom, 3. 
Obf. 193. j 
k) O. A. Gerichts-Ordnung, Th. 2. Tit. 12, &ı2. Juſti z— 
Reglem. v. J. 1718, 8. 16. v. Bühow über bie Verſaſſung 
des O. A. Gerichts zu Belle. Th. 1. Seite 78. 
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Beamten biergegen eingelögte Proteftätion ſchriftlich zu erkennen 
gegeben , dag ihm die Mitr und Koppeljagd auf jenen, und 
"noch einigen anderen Feldmarken zuftehe. Hiervon nahm der 
Amtsanwald die Veranlaffung. zu einer Provocation , welche 
aber, am ırten Januar 1803, von dem höchften Tribunale, 
durch den folgenden Befcheid, zuruͤckgewieſen ward: ,, Nachdem 
in dem gegenwärtigen Falle eine bloße Diffamation nicht vor⸗ 
handen, vielmehr ein Jagd⸗ Exercitium bereits eingetveten, das 
Remedium provocationis ex Lege diffamari ohnehin ein re- 
medium extraordinarium et fublidiarium ift, dem Implo⸗ 
ranten aber unbenommen bleibt , den Imploraten agendo in 
Anfpruch zu nehmen, fo. Bann dem Gefuche nicht deferirt werden." 


„18 


— ——r r P r“ — 39 


vu. Eroͤrterung. J 


Die Wirkung des bedungenen Naͤherrechts findet erſt 
dann Statt, wenn der Wiederverkauf volllommen zu 


Stande gekommen if. 





Pr einem vertragsmaͤßigen und teftamentarifchen Verkaufe, 
oder . conventionelen und teftamentlichen Näherrechte, Fümmt 
‚alles auf die Verabredung der Kontrahenten und die Beſtim⸗ 
mungen des Teftirerd an. Meiſtens lautet die Darauf gerich⸗ 
tete Elaufel in der Verkaufsurfunde etwa fo: „daß, wenn 
über lang oder kurz das Grundſtuͤck wieder verkauft 5 oder: 
wenn. dem Käufer und —— Erben gefaͤllig ſeyn moͤchte, es 
wieder zu verkaufen, dem Verkaͤufer, ſeinen Kindern oder Er⸗ 
ben, das Naͤherrecht daran zuſtehen ſolle .“ 


Die Wirkſamkeit dieſes Vorkaufs, oder conventionellen 
Naͤherrechts, tritt dann erſt ein, wenn der erſte Kaͤufer, oder 
deſſen Erben, das Grundſtück wirkiich an einen Dritten wies 
der. veraufiert, aber noch nicht tradirt habenm), Es wird alfo 

— * | . jur 


.D. Bon, dein Unterfchiebe, wenn die Wiedereinlöfungsfumme zugleich 
mit verabredet, und. wenn fie nich gs beſtimmt iſt, ſ. m. pract. 
Eroͤrter. B. 3. Nro 31. ) 


m) Iſt die Webergape bereits erfolgt,”fo kann das Vorkaufdrecht 
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zur Ausübung deffelben jedesmal ein, zwiſchen dem erften Kaͤu⸗ 
fer , oder deflen Erben, und einem Dritten volftändig abge⸗ 
fehloffener,, perfecter Kaufcontract erfordert und vorausgeſetzt n). 
Iß Diefer eingegangen , fo hat der erfte Verkäufer ein volls 
Fommnes Recht zur Ausübung des bedungenen Vorkaufs, wel⸗ 
ches ihm auch dadurch nicht genommen * vereitelt werden 
Fann , daß der Verkaͤufer und dritte Käufer den Kauf wieder 
aufheben, oder Davon zurücfgeheno). Die bloße Abficht des 
erften Käufers, wenn er ſich auch auf das beftimmtefte und 
deutlichfte geduffert, oder mit einem Dritten über den Wieder 
verkauf bereits Unterhandlungen eingeleitet hätte, berechtigen hin⸗ 
gegen den erſten Verkaͤufer uͤberall noch nicht zur Ausuͤbung 
des Vorkaufsrechts; weil "der erſtere ſodann noch immer von 
dem intendirten Verkaufe abſtrahiten und die Sache behalten: 
ann. - Eben fo menig kann der Retrahent in dem alle die 
Reluirung mit Recht fordern, wenn das Grundftück Pupillen 
und Minderjährigen gehört, der Verkauf deffelben zwar beliebt‘ 
und darauf geboten ; aber doch das höchfte Gebot noch Sc 
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wider den beitten Befſitzer nicht ausgeuͤbt, ſondern gegen den 
erften Käufer nur auf Entfhädigung geflagt werden. ° Das 
durch, und aud im Hinfiht auf bie Abtretung dieſes Rechts 
an einen Dritten, unterfcheidet ſich daffelbe wefentlih von dem 
gefeglihen Näherredte, z. B. dem Beyſpruche, ber Erb⸗ 
loſung u. ſ. f- Madihn princip, jur. romani $. 187. Dover 
bed Medit, über verſchiedene Rechtömaterien; ®. 1. Nro. 15. 

n) Si ita tibi fundum vendidero, vt nulli alii eum, quam mihi 
venderes, actio eo nomine ex vendito et, [li alii vendi- 
deris. L. zı.$.5. D. de act, emt. venditi, 

0) Eben dies hat auch bey dem geſetzlichen Näherrehte, fo 
wie bey dem Retracte, oder Abtriebe, ſtatt. a Pufen- 
dorf Tom. 3. Obf. 40. $.5. von Zangen präct. Bemers 

kungen zur Lehre vom Abtriebsrechte. Nro XI. S. 40.. 


obervormundfchaftlich ratificirt if. Denn in diefen und ähnli- 
chen Fällen fehlt e8 an einen perfecten Kaufhandel und nur als⸗ 
dann, wenn ein Verkauf völlig zu Stande gekommen ift, koͤn⸗ 
nen die Eontrahenten, zum — des Vorkaufsberechtigten, 
vom Kaufe nicht wieder zuruͤcktreten p). Dieſem gemaͤs erkannte 
das — am sten Zul. 1801 in Sachen 
Feekner w. von Reden, pto.. Naͤherrechts: daß dem Ges 
fuche, da der Verkauf, durch Die noch nicht erfolgte Ratification, - 
nicht zur Vollſtaͤndigkeit gedeihen ift, mithin das zugejtandene 
Porkaufsrecht noch überall nicht zur Wirkfamkeit kommen mag, 
keine Statt zu geben fep. Fer — 


— 


p) Madihn in diſp. de jure protimiſeos ejusque a jure retra- 
ctus discrimine pag. 20. von Roͤſſing concentrirte Rechtsfaͤlle. 
Th. 1. Neo. 38. 


a Zn Zu 


42 - — — 


x 


VIII. Erörterung. 


Der Netract vermöge des Nachbarrechts, ftehet, da wo 
derfelbe bergebracht ift, der Regel nach, auch dem. 
Meiern, wegen der Angränzung der von ihnen meier⸗ 
rechtlich befeffenen Grundſtuͤcke, zu. 





Der Grundſatz: dag nur der wahre Eigenthümer eines Grund⸗ 
ſſuͤcks mithin weder der Uſufructuarius, noch der antichreti⸗ 
ſche Beſiter, wegen der Angraͤnzung, einen Retract, vermoͤge des 
üblichen Nachbarrechts, auszuüben berechtiget ſey g), iſt nicht 
Allgemein angenommen, vielmehr legen mehrere juriftifche Schrift⸗ 
ftellee , welche die Retractsiehre bearbeitet haben , dem Uſufru⸗ 
ctuarius die. Befugniß, zu retrahiven, bey r)._ In Gemäsheit 
Diefer, durch fehr wichtige Nechtsgründe unterflügten Meinung, 
wird um fo weniger den Meiern der hiefigen Lande ein gleiches 
Recht abgefprochen werden koͤnnen. Das bey uns gewöhnliche 
Eolonats oder Erbmeier-Recht befaffet für den Meier, 
zroar Eein eigentliches nugbares Eigenthum — daminium utile — 

im 


q) Das Näherreht von C. F. Wald, Seite 474. Berger 
Supplem. ad elect. discept. forenl. P.ı. pag. 424. 


x) Böhmer Dill. de fundam, duplic. retact. Cap. 2. pag. 49. 
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im firengen Sinne, wohl aber ein dingliches Mecht s). Dhne 
einem wahren nutzbaren Eigenthume an die Seite geftellet werden 
zu koͤnnen, erhebet fih das Nusniefungsrecht unferer Meier 
weit über die Gränzen eines Römifchen Niefbrauchs , und beites 
het in einer auf die Erben übergebenden nuͤtzlichen Gemwähre, 
das beißt, in dem vollen Rechte‘, alle dem Gute unfchädtiche, 
daraus entfpringende, und mit demſelben in Verbindung ftehende 
Nusdarkeiten,, zu besiehen und zu genießen t). Daher hat der 
Erbmeier eine ungleich ausgedähntere Macht, als der Ufufructuas 
rius, mit dem nusnießlich befefjenen Gute , zu feinem Nutzen, 
Beränderungen vorzunehmen, wenn das Gut dadurch nur nicht 
verſchlimmert, fondern gebeffert — Daher ſtehet Ba die 

2 utz⸗ 


#) Böhmer Diff. de Locat. et Conduct. praedior. ruſticor. 
Cap. ı.$.2. Struben de Jure Villic, Cap. 2.8.3. Runde 
deutſches Privatrecht, $. 527. 


t). Runde a.a.d. Danz Handb. bes beutfchen Privatrechts, B. 5. 

.$. 527. Seite 361. In vielen Meierbriefen, und namentlich 
in dem ber Inftruction für die Kirchen» Juraten in den Herzogs 
thlimern Bremen und Verden vom 2ten September 1784, als 
Anlage. beygedrudten Meierbriefs: Formulare, wird das Nu: 
nießungsrecht der Meier, folgendermaßen ausgebrudet: — daß 
der. Meier und feine Frau, die Stelle mit aller Zubehör und Ges 
rechtigkeit, an Ländereien und Holzungen, Zriften, Wiefen und 
Weiden, und zwar fo, wie fein Vorwirth foldye inne gehabt, und 
befeffen, zu ihren beiderfeitö Beften, genießen, gebrauchen, flok— 
fen und fleufen mögen, barvon aber nichts, bey Berluft des Meiers 
rechts, verfegen, noch verpfänden, und da foldhes von feinen Ante: 
cefforen geſchehen, nah Möglicpfeit wieder herbeybringen, oder, 
da er folches felbften nicht zu thun vermag, es der Gutsherifchaft 
anzeigen, ſich auch allenthalben getreu und gehorfam, als einem 

redlichen @olono eignet und gebäpret, erweijen fol. 


0) Dan; a. a. O. Seite 362. 
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Nutznießung der etwanigen Alluvionen x), fo wie der: zugerodes 
ten, oder zur Eultur gebrachten Grundftücke, ehemaliger unculs 
tivieten Gemeinheitspläge zu y). Daher Fann der Erbmeier dem 
Meiergute Dienftbarkeiten erwerben =), und vorhin verdußerte 
Meiergrundftücke vindiciren a); Daher endlich, ift, nad) der. uns 
term 25. Junius 1802 für das Fürftenthum Lüneburg erlaffes 
nen Gemeinheitstheilungs+ Ordnung, Cap. 4. $.28. Seite zı, 
in Anfehung der Beftimmung der Frage: Ob eine Gemeinheits⸗ 
theilung gefchehen folle ? die Eoncurren; und Einwilligung Der 
Gutsheren nicht erforderlich, und wird den Letzteren nur in fofern 
ein Widerſpruchsrecht gegen die Art der von den Öutsleuten con» 
eludirten Theilung zugeftanden, wenn fie zu zeigen. im Stande 
ſeyn follten, daß fie, in Anfeyung ihrer gutsherrlichen Rechte, 
efälle und Dienfte, darunter leiden würden, wenn die Theis 
lung auf die beabfichtigte Art und Weiſe vor fich gehen folte 


Zu des Meiers voller nüßlichen Gewähre, oder zu dem all, 
gemeinen Nugnießungsrechte des Meiergrundes, und aller aus 
dem Befige deſſelben entfpringenden Befugniffe, iſt aber auch die 
Ausübung des Retracts durch Nachbarrecht zu zählen: Mag 
man die Deranlaffung diefes Näherrechts, in einer gewiſſen ftills 
fehrweigenden Gemeinfchaft fuchen, welche zwifchen den Nachbarn 
in Anfehung der aneinander grängenden Grundftücke, wo nicht - 
noch dermalen vorhanden iſt, doch vormals Statt hatte b); oder 
leitet man den Grund des Retracts aus den Bortheilen ber, „ 

e 


x) Struben de Jure Villic, Cap. 3, $. 2. 
y) Idem |. c. $. 10. | | 
2) Id. l.c $. 3. 
a) Id. Le. 6. 2s. 


b) Das Naͤherrecht von G.F. Wald, Seite 472. Danz Lanbb. 
des deutſchen Privatrechts, B. 2. $. 195. ©. 196. 
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ein Nachbar aus der Begattung des angränzenden Grundſtuͤcks 
haben Fann ce); fo ift es in beiden Fällen nicht zu verfennen, daß 
der Retract eine Folge des Befiges des angrängenden Grundftücke 
ausmachet, und Daß Die Ausübung des Näherrechts die Erhoͤ⸗ 
bung der Nusnießung jenes Fundi bezwecket. Beſitz und volle 
Nusniefung des Meierguts, find aber unferen Erbmeiern auf 
eine folche Art perpetuirlich überlaffen, daß fie davon, fo lange 
fie Präftanda präftiren, und ihre Familie eriftirer, fehlechter« 
dings nicht vertrieben werden Fönnen. Der eigentliche Grund⸗ 
eigenthümer, oder der Gutsherr, Fann unter dieſem Verhaͤltniſſe, 
in doppelter Rückficht, von einem etwanigen Retracte, nicht felbft 
und zu feinem eigenen indirecten Wortheile, wider den Willen 
des Meiers, Gebrauch machen; denn theils hat er die volle Nutz⸗ 
— des Guts, zu welcher auch der durch die Ausuͤbung des 
Naͤherrechts zu gewinnende Benutzungsvortheil gehoͤret, dem 
Colono erblich uͤberlaſſen; und anderntheils faͤlli auch bey dem 
Gutsherrn, der das Grundſtuͤck, zu deſſen Beſten das Naͤherrecht 
exerciret werden ſoll, nicht natuͤtlich beſitzet, und der vieleicht in 
ewigen Zeiten nicht wieder zu dem Natural⸗Beſitze deſſelben ge⸗ 
langet, der naͤchſte Grund des nachbarrechtlichen Retracts Harz 
weg a). Da, wo der Vicinitaͤts⸗Beyſpruch uͤblich iſt, kann 
alſo wegen der Angraͤnzung meierrechtlicher Grundſtuͤcke, der 
Regel nach, nur der Meier denſelben ausuͤben e). Das hoͤchſte 
Tribunal nahm dieſes Principium, in Sachen nn > 

j , 3 ers 


c) Böhmer Diff. de fundam. duplic. retract. cap. 2, pag. 47% 
“Runde deutſches Privatreht $.1y5. 

d) Nur. in dem. Falle, wenn ber Meier nicht gewillet ift, dad Nähers 
recht zu ererciren, bürfte dem Gutsherrn, wegen des mittslbaren 
Intereſſe, welches berfelbe bey der Verbeſſerung des Meiergyts hat, 
die eigene Ausübung bed Retracts nicht zu verfagen feyn, 


e) Cosifadi de Jure retractus in bonis meierdingicie. 


Werſabe in Ofterftade wider Franck ſen, wegen Retracts, 
an, und erließ in Gemäsheit deſſelben am 7. November 1801 an 
das Hofgeriht zu Stade folgendes Abdnderungss Refeript : 
„Nun haben Wir es zwar, in Rückficht auf die erſte Beſchwerde, 
„bey Eurem Erkenntniſſe lediglich gelaffen ; wenn jedoch, in Betreff 
der zweyten und dritten Beſchwerde, fobald das Dafeyn ein 
„Retracts Rechts durch Nahbarfchaft ,. einmal erwieſen ſeyn 
„toied, es fich von felbjt verftehet, daß die Meierqualität des bes 
„nachbarten Grundſtuͤcks, vermöge deffen vetrahıret werden fol, 
„die Ausübung des ‘Bey pruchs auf Feine Weiſe hindert, in für 
„fern nicht ein abweichender Gebrauch dieferhalb dargethan wer⸗ 
„den kann; — So habt Ihr den, dem Imploranten dahin aufr 
„erlegten Beweis: daß, in fofern das angränzende Grundftüch 
„des Imploranten meierpflichtig ſeyn ſollte, der Benfpruch, dem 
„dortigen Herkommen nad), auch insbefondere Den Beſitzern fol» 
„cher meierpf:ichtigen Ländereien zu dem Ende zu ftatten Fomme, 
„um benachbarte Erbländereien f) retrahiren zu Fönnen, — als 
„überflüffig bey Seite zu ſetzen.“ Da übrigens der Meier, nicht 
durch ſich felbft, fondern allein vermoͤge des Beſitzes Des Meiers 
guts, den Retract ausübetz fo wird das retrahiite Grundſtuͤck 
niet des Retrahenten Alodial-Eigenthum , fondern eine: Zuber 


hoͤrung 


H Es iſt hier blos, wie auch die Worte des Abaͤnderungs-Reſcripts 

deutlich zeigen, von bem burd einen Meier vorzunehmenden 
Retracte angränzender freier Erbländereien bie Rebe. 
Darlıber, inwiefern, von Meierleuten, angränzende fremde Mei: 
er: Grundfiide, und Meierhöfe, wenn fie zum Verkaufe kommen, 
retrahiret werden Binnen, ift nachzulefen: das Näherrecht von 
5% Walch, Seite 4795 und Conradi de Jure Retrac- 
tus in bonis Meierdingicis $ 15. pag. 38. Die Stattnehmig: 
Leit des Nachbarrehtd = Retracts bey dem’ Verkaufe von Lehnen, 
behauptet Mülter ad Struv. Exereit. 23. Th. 53; und 
läugnet, Wildvogel coulıl, ac RefponL, pag. 367. 
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börung der Meierftelle.. Einen Erfag des, bey dem freimillig 
unternommenen Retracte, ausgelegten Raufpreifes Fann der Meier, _ 
welcher die Nutznießung des retrahirten Grundſtuͤcks behält, wohl 
nicht von dem Gutsheren verlangen ; dagegen dürfte aber der 
Letztere auch nicht, wegen der, durch das retractsweiſe acquirirte 
Grundſtuͤck vermehrten Nusniefung des Meierguts, ee eine, 
unter andern bey beträchtlichen Alluvionen zuläflige Erhöhung 
der Meiergefälle, Dienfte und Abgaben g), einen gegründeten 
Anſpruch machen koͤnnen. 





E) Hoyalſcher Landtags: Abfhieb v. J. 1697. 9. ır. Stru- 
ben comment. de Jure Villic. Cap. 3. $.2. Conf. Stryk 
de Agris deſertis C. 3. Nro,45. Brannemann ad L. ult. 
Cod. de alluvion. a 3 


IX. 
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IX. Erörterung. 


Ein Fall aus dent Fürftenthume Lüneburg, in welchem 
das Succeſſions⸗Recht des prafumtinen Anerben einer 
Meierſtelle, durch die, wegen willkuͤhrlicher Abweſen⸗ 

heit, vernachlaͤſſigte Anmeldung zut wirklichen Bemeie⸗ 
rung; verlohren gieng. ALLEBLITEL ZUBE 


I) am lan sirrıd 
' 





Mehrere Schriftſteller h) behaupten, daß die Unterlaffung der 
ben fogenannten Ehrfshägigen Bauer» oder Meier-Gütern üblichen 
Muihung, und die Nichtbezahlung des Laudemii oder Wein⸗ 
Faufs i), der Regel nach, dem Gutsherrn keinen — 

run 


h) Struben Comment. de Jure Villic. Cap. 8. $. 14. pag. - 
348. Schröter Abhandlung von der Lehnwaare, Seite 717. 
Runde deutfches Privatreht $. 532. Dany Handb. des deutz 
fchen Privatrechts B. 5. 8.532. 535. Das Gigentheil behauptet 
Ludewig Jure Client. Sect.3. Cap. 8. $. 14. lit. o. 


) Nach Verſchiedenheit der Lande, und der in derſelben vorkommen⸗ 
den mehrfältigen Arten Ehrſchaͤtziger Guͤter, wird das hier mit 
der Benennung Weinkauf bezeichnete Laudemium, auch Han d⸗ 
lohn, Ehrſchatz, Anleit, Ausfahrt, Einfahrt, Ans 
faltgeld, Leikauf, Vorheuer, Miede, Leibgewinn, 
Mahlpfennig, Empfaͤngsnußgeld, Geloͤbnißgeld, 
Knechtrecht, Vorgewinn, Nagelgeld, Umfas, Ans 


fand, 





| 4 
Grund gebe, dem Saͤumigen das Meierrecht zu entjiehen, term 
nicht etwa Diefe Strenge, durch ausdrückliche Verträne und Ges 
fege vorgefehrieben, oder Durch ein zweifelfreies Herkommen bes 
gründet fen. Befindet ſich derjenige, der die Muthung vorneh⸗ 
men und den Weinkauf entrichten foll, an Drt und Stelle auf 
dem Meieraute ;-ift Das Mecht deffelben, das nutzbare Eigenthum 
des Colonats zu überfommen, völlig zweifellos; und von aller 
Wahl des Gutsheren unabhaͤngia, und erfcheinet mithin die 
Muthung und die Erlegung-des Weinkaufs mehr in dem Ger 
fihtspuncte eines bloßen für den Gutsheren Tucrativen Formal, 
als eines mefentlichen "Erfordeeniffes der Meierverbindung; fo 
verdienet die vorgedachte Behauptung gereiß den größeften Bey⸗ 

0, und es ift fehr billig, daf, nachdem an einigen Drten eriffi- 
enden Herlommen, die von Dem Gutsmanne geaen den Gutes 
herrn, in Hinficht auf die Muthung und den Weinkauf oder 
Handlohn berviefene Saumfeligkeit , an dem Schuldigen nur 
mit einem fogenannten Strafhandlohn geahndet wird k), 
Unter anderen als den vorausgefegten Berhältniffen, bewirket jes . 
doch die Bernachläfjigung des Geſuchs um die Bemeierung, eine 
ungleich nachtheiligere Folge für ven Saumfeligen. Die, in den 
Eyurbraunfchtveigifchen Landen geltenden, Meierrechte legen den 
Erben eines verftorbenen Meiers Fein freies, unbefchränftes Eis 
genthum des Meierants bey. Sie ertheilen ihnen nur den naͤch⸗ 
ſten Anſpruch auf den melerrechtlichen Beſitz der Stelle, in fo fern 
nämlich der Gutsherr fie Dazu tüchtig findet. Die un 


fand, Beweifung u. f.w. genannt. Die Veranlaffungen . 
und den Sinn biefer Benennungen zeigen: von Buri Abhandl. 
- von Bauerglitern, 8,387 u.f Schröter Abhandl. von der 
Lehnmwaare, ©; ı bid 14. Lang Hiſtoriſche Entwidelung ber 
, beutfchen Steuerverfaffung ©. 92. Zenmep vom ber Leyhe zu 

Landfiedelrcht, Zit.3. 9.6. S. 250 u.f. | 

k) Schröter a. a. O. Seite 717. 
4. 
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gif he Meierordnung vom 12. Mai 1772 überläßt S. 5, 
tro. 3, den Gutsherrn die Macht, fowohl unter den Kindern, 
als unter den naͤchſten Geiten- Verwandten, die etwa gleiches 
Grades find, denjenigen zu wählen, der den Hof erhalten foll i). 
Beſchraͤnkter ift freilich die Wahlbefugniß der Gutsherrn im Lüs 
neburgifhen und Dopaifchen „ durch die Eonftitutionen 
vom 19. Mai 1702 und 29. Fan, 1720, welche beftimmen, daß, 
bey der Succeſſion in die Meiergüter, Die Söhne des verftorbes - 
nen oder abgegangenen Meiers, vor defien Töchtern, und unter 
Beiden, die Alteren Kinder vor den jüngeren, der Regel nad), 
den Vorzug haben ſollen x). Allein e8 wird dabey ausdrücklich 
vorausgefeget, Daß der. präfumtive Anerbe, oder das Ältefte Kind, 
zu der Uebernahme tüchtig, und dem Hofe nüglic) vorzuftehen im 
Stande fey; und da die Beurkheilung diefes Umſtandes zuerjt 
dem Gutsherrn zukoͤmmt: fo ergiebt es ſich, daß auch bier die 
meierrechtliche Erbfolge des Acltejten, nicht unbedingt, fondern 
wefentlih von der gutsherrlichen Ueberzeugung in Betracht der 
. Züchtigfeit des Anerben, abhängig if. _ Ohne das Wiſſen und 
den Willen: des. Gutsheren, kann in den biefigen Landen Fein - 
Anerbe fi) das Meiergut anmaßen. “Dem. Butsheren allein ftes 
het das Beſetzungsrecht zu; bevor derfelbe in diefem Stücke feine 
Erklärung: nicht, ausdrücklich: abgegeben hat, ift Fein Anerbe der 
Stelle als Meier zu betrachten 1) ; und hieraus folget dann von 
felbft die wefentliche Nothiwendigfeit des Geſuchs um die Bemeie⸗ 
rung, und die Erwirkung des Meierbriefes, von Seiten der Ans 
erben. Am Ealenbergifchen iſt es durch ein ausdrückliches 
Geſetz beſtimmt, daß aß Geſuch, oder die Anmeldung, ir 
| = aib 


NY; Hann 00. Anzeigen v:% 1772. Anhang: Willich. Auszug 
der. Churbraunſchw. Landesordn. B. 2. S. 716, 

m): Corp. Conſt. Luneburg. Cap. 5. Sect. g. Nro; 58. pag: 160. 

»), Carftene: de. Succeſſione villic. Cap: 3. $. 71. 
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halb Jahresfriſt bey dem Gutsherrn angebracht werden muß, und 
daß widrigenfalls das Succeſſions /Recht des Anerben verloh⸗ 
ren gehet. Die dortige Meierordnung vom 12. Mai 1772 ver⸗ 
ordnet naͤmlich 8. 5. Nro. 3. woͤrtlich Folgendes: „Es muß ſich 
„ferner der naͤchſte Erbe, oder die Vormuͤnder der Kinder, wann 
aLetztere minderjährig find,binnen Jahres friſt nach erledigter Stelle, 
„bey dem Gutsherrn melden, widrigenfalls dieſelbe vorbeygegan⸗ 
„gen, und der Hof dem auf ihn in der Succeſſion folgenden 
„eingetban werden kann“ m), 


An einer ähnlichen ausdrücklichen gefeglihen Beftimmung 
mangelt e8 freilich für die übrigen ‘Provinzen der Ehur- Brauns 
fehweigifchen Lande; , nach der ganzen Natur des Meierrechts- 
kann e8 aber nicht, bezweifelt werden, daß auch in denfelben der 
Termin zur fehuldigen Anmeldung nicht auf ——— Zeit 
hinausgefeget, und nicht ſchlechthin der Willkuͤhr der Anerben 
überlajjen it. Regelmäßig muß der volljährige, mithin ſelbſt⸗ 
ftändige Auerbe, unmittelbar nady Erledigung der Meierftelle, 
um Die Bermeierung bey dem Gutsherrn nachfuchen, und die Vor⸗ 
münder minderjähriger, zu der Uebernahme der Stelle noch uns 
fühiger Anerben, find ‚verpflichtet, gleichfals ſofort wegen der 
etwa erforderiichen Zulafiung einer Interims⸗ Wirthſchaft, oder 
- Anordnung einer Adminijtvation des Meierguts, die zweckdien⸗ 
lihen Anträge zu machen u). Nicht leicht wird indefjen ein billis 
ger Guteherr, von einer nicht fehr beträchtlichen , vielleicht auch 
wohl jährigen, Vernachlaͤſſigung der Erfüllung jener Obliegenheit 
einen Grund bernehmen, um den faumfeligen, volljährigen oder 
minderjährigen Anerben das Succeſſionsrecht entziehen zu wol⸗ 
len. Sind die volljaͤhtigen Anerben, ‚oder die für Die minderjaͤh⸗ 

| G 2 rigen 
0) Eine Ähnliche Beſtimmung für die Herzoglich-Braunſchweigſchen 

Lande, enthält die dortige Verordnung v. J. 1703. 

p) Runde von der Interims-Wirthſchaft, $-g.u.f.auh 8. 32 u. f. 
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rigen agirenden Vormuͤnder, an Ort und Stelle gegenwaͤrtig, 
und wird durch ſie die Bewirthſchaftung der erledigten Stelle 
einſtweilen auf eine zweckmaͤßige Art —— ſo verlieret 
der Gutsherr, durch eine nicht zu uͤbermaͤßige Verſchiebung der 
Anmeldung, nicht weſentlich, und es wird ihm nicht ſchwer 
werden, durch Citationen, welchen etwa, wenn ſie nicht befol⸗ 
get würden, die Androhung eines Strafhandlohns, oder des 
Berluftes des Succeſſionsrechts, einzufchalten ſeyn mögte, die 
Nachlaͤſſigen zu ihrer Pflicht anzuhalten. Wie aber, wenn 
der prafumtive Anerbe einer erledigten Meierftelle, zu der Zeit 
des Abganges des vorigen Beſitzers, oder nad) Beendigun 

der Mahtjahre des zugelaffenen Interims⸗Wirths g), oder nad) 
einer , während der Minderjährigkeit, von dein Gutsheren ge» 
ftattet gervefenen Adminiftration der Stelle, volljährig, mit⸗ 
bin in fo fern zur Uebernahme der Wirthſchaft qualificiret iſt, 
derfelbe aber an einem entfernten Drte ſich aufhält, und, obs 
Hleich von der Erledigung der Stelle unterrichtet, die Anmel⸗ 
dung zur Bemeierung vernachläffiget ?_ Auch in diefem Falle 
wird. freitid) ein nachfichtiger Gutshere, zumal wenn die Zeit 
der Verſaͤumung nicht-zu übermäßig ift, am gemeigteften feyn, 
vorgängig den mildeften Weg zu wählen, und den Säumigen 
auf die vorermähnte Art vorzuladen. Strenge genommen, laͤßt 
fid) aber eine vechtliche Derpflichtung hierzu mohl nicht ber 
buupten. Des volljährigen Anerben Schuldigkeit iſt ed, die 
Demeierung nadyzufuchen , und. fi) zu der Uebernahme dev 
Stelle einzufinden, damit Diefe nicht ohne Wirth bleibe. - Dem 
Gutsheren, der dabey, daß Das Meiergut mit einem tüchtigen? 
Wirthe befeger ift, Das groͤßeſte Intereſſe hat, leget fehlechters 
dings kein Geſetz Die Verbindüichkeit auf, den nachlaͤſſigen An⸗ 
erben zu. der Wahrnehmung und Erfuͤllung deſſen eigener Rechte 
und Pflichten, visleicht wohl gar Durch Die Anwendung koſt⸗ 


iv 
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darer Mittel, als durch Edictalladungen u. d., aufzufordern, 
oder bis dahin, daß es dem ſaͤumigen Anerben gefaͤllig iſt, ſich 
mit der Anmeldung einzufinden, eine, dem Hofe ſelten vortheil⸗ 
hafte Adminifttation, oder eine nterims» Wirthfchaft, zu ver- 
fügen. Hat ein volljähriger abmefender Anerbe, von der Er⸗ 
ledigung der Stelle, und von der dadurch eintretenden Nothwen⸗ 
digkeit einer anderweiten Befegung derfelben, binlängliche Kennts 
niß, und verfäaumet er dennoch willkührlich geraume Zeit, wo⸗ 
für gewiß der Verlauf eines mehr als jährigen Zeitraums ges 
halten werden Eann ; ſich bey dem Gutsheren wegen der Bes 
meierung zu melden, und fich zu der Uebernahme der Wirth⸗ 
ſchaft einzufinden; fo lieget hierin unftreitig eine ſtillſchweigende 
Entfagung feines Anerbrechts, oder wenigftens doch eine folche 
muthwillige — ——— , die den Gutsherrn, auch 
ohne das Daſeyn eines ausdruͤcklichen Geſetzes uͤber den Ge⸗ 
genſtand, berechtiget, den Saͤumigen des Succeſſionsrechts fuͤr 
verluſtig zu erklaͤren, und, behuf der nothwendigen Wieder⸗ 
beſetzung der Stelle, dem naͤchſtfolgenden Succedenten die Be⸗ 
meierung zu ertheilen r). Der Rechtsfall, im dem die vorſte⸗ 
henden Grundſaͤtze bey dem hoͤchſten Tribunale zur Anwendung 
kamen, war folgender, Ein von Hodenbergſcher Meier, Fürs 
gen Fegebank, hinterließ, bey feinem im Jahre 1777 ers 
folgten Abteben , einen Sohn und eine Tochter. Beide bes 
fanden ſich noch in zarter Zugend, und es wurden für fie Vor⸗ 
münder beftellet, welche, mit Einwilligung der Gutsherrſchaft, 
die Meierſtelle einſtweilen verpachteten. Der Sohm erternte 
das Tiſchler ⸗ Handwerk, und begab fi), im Jahre 1785, auf 
die gewoͤhnliche Handwerkswanderung. Mehrmals unterftügten 
die Vormünder ihn auf der Wanderung mit Geldvorſchuͤſſen; 
als er aber, nach bereits erlangter Volljährigkeit, im Jahre 
3790 abereinft einen nicht unbeträchtlichen baaren u er 

traß⸗ 
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Straßburg aus verlangte; fo fand die Gewährung diefer For⸗ 
derung, fowohl bey den Bormündern, als bey der Gutsberrichaft, 
Bedenken. Die Fortfegung der Verpachtung der Stelle fand 
Schwierigkeiten ; die Gebäude waren in einem fchlechten Zus 
ftande, und fowohl in diefen, als in anderen Ruͤckſichten bielt 
die Gutsherrfchaft die Wiederbeſetzung der Stelle für erforder⸗ 
lid. Der abmwefende Fegebank ward biervon durch feine 
Schweſter benachrichtiget; er antwortete aber darauf fo wenig 
ſchriftlich, als er fich perfonlich einftelte. Im Jahre 1796, 
als die Gebäude noch mehr verfallen, und verfchiedene gutes 
herrliche Gefälle rückftändig waren, wollte der Gutsherr nun 
fchlechterdings den Hof nicht länger unbefeget lafien. Die 
Butsherrfchaft erwirkte daher bey dem Amte A. eine Edictals 
ladung des abmwefenden Fegebank, und als diefer auch hierauf 
‚nicht erfehien ; fo ward er mit feinem Succeſſionsrechte prä« 
cludiret, und ein tüchtiger Hauswirth, mit dem fich die Schwe⸗ 
fter des Präcludirten verbeirathete,, erhielt von Dem Gutsherrn 
die Bemeirrung mit der Stelle. Erſt im Srübjahre 1799 Eehrte 
der Tifchlergefele Fegebank in fein Vaterland zurück, und 
verlangte nun, im Wege Rechtens , die Abtretung der vä- 
terlichen Stelle von feinem Schwager Backhaus, wobeh er 
fid) vorzüglich darauf fküßte, Daß die Edictalladung, bey der 
allerdings einige mefentliche rechtliche Mängel eingetretem waren, 
ihm nicht zur Wiſſenſchaft habe kommen koͤnnen. Sowohl 
bey dem Amte A., als bey dem Hofgerichte zu Zelle, ward 
aber die Klage zuruͤckgewieſen, und dem Klaͤger blos eine, den 
Kräften der Stelle angemeffene, Abfindung vorbehalten. Fege⸗ 
banf appellirte zwar an das höchite Tribunal , allein diefes 
mies Die "Berufung, am 18ten (ebrua: 1802, durch den nach» 
ftehenden Beſcheid zurück: „Wenn aud) das Dafeyn eines der 
„Appellations Summe. gleichzufchägenden ntereffe des Implo⸗ 
„ranten, bey dem Ausgange dieſes Rechtsſtreits, beffer als es 
„bisher geichehen iſt, Dargeleget werden könnte; da jedoch der 
Implorant nicht in Abrede feet, bereits mehrere Jahre vor 
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„der am ızten Mai 1796 von Unferm Amte U. erlaffenen 
„Kdictalladung , ſowohl von Seiten der Gutsberrfchaft, als 
„auch durch die Mitimploratin , von der Nothwendigkeit der 
» Belegung der väterlichen Meierftelle unterrichtet geweſen zu ſeyn, 
„und derfelbe Demunerachtet, wie doch fehon ohne das, befon- 
„ders nach erlangter Volljährigkeit, feine Pflicht gervefen waͤre, 
„ſich zu der Annahme der Stelle nicht gehörig gemeldet hat; 
nbiergegen aber dem Imploranten um fo weniger eine Wieder 
„einfegung in den vorigen Stand zu Gtatten fommen kann, 
„da von ihm gar nicht gezeiget ift, daß er, bey der Zurück, 
„kunft im Jahre 1799, von,feiner ungewoͤhnlich, und uͤbermaͤ⸗ 
„sig langen, angeblichen Handwerks Wanderfchaft, in Bes 
„tracht feines damaligen Alters, auf diefe Rechtswohlthat noch 
„einen rechtlichen Anfpruc) habe machen fünnen; fo findet das 
„angebrachte Geſuch nicht Statt.“ 
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X. Erörterung. 


Wenn ein Meier aus rechtlichen Urſachen abgemeiert wird; 
fo bewirket dieſes, auch gegen deffen Ehefrau und Kin- 
der, den Verluſt des meierrechrlichen Befiged der 
Stelle. | 





Nach der Natur des Meiercontracts, erhält die Ehefrau eines 
Meiers, es mag nun die Meierſtelle aus ihrer Familie herruͤh⸗ 
ten, oder nicht, Durch eine ihrem Ehemanne und ihr zu Theil 
gewordene Bemeierung Fein befonderes, ihr allein eigenes Recht, 
vermöge defien fie das von dem Ehemanne, durch fein Vers 
ſchulden, verlorne Eolonat fich für ihre Perſon fortdauernd zur 
eignen kann. Ruͤhret die Meierftelle von dem Ehemanne bir, 
und bat die Ehefrau. blos eingeheirathet; fo Bann diefer Grunds 
faß wohl gar Feinen Zweifeln unterworfen feyn; allein auch in 
dem entoegengefegten Galle zeden demſelben die überzepgenditen 
Gruͤnde das Wort. * 


Die Anerbin einer Meierſtelle, welche einen ſogenannten 
Aufkoͤmmling heirathet, der von der Gutsherrſchaft als Meier 
angenommen wird, hat kein freies, unbeſchraͤnktes Eigenthum 
des Meierguts, ſondern nur den naͤchſten Anſpruch auf den 
meierrechtlichen Beſitz der Stelle, in ſo fern ſie ſich deſſelben 
nicht, durch ein dem Meiercontracte entgegen ſeyendes Betragen, 
verluftig machet. 

Disfer 
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Diefer Anfpruch wird durch die Verheirathung mit dem 
einheirathenden Ehemanne realifivet, und der Fektere tritt, mit 
uftimmung der Gutsherrſchaft, völig in die Rechte und Pers 
indlichkeiten der Anerbin, welche ſich daher, weder ftinfchtweis 
gend, noch ausdruͤcklich, noch beſondere Rechte in EL dee 
Stelle vorbehalten Fann. Beide Eheleute haben den Befis 
und die Benusung des Guts, und fo wenig. ihr Antereffe, als 
ihre DBefugniffe und Pflichten, in Betreff des Meierweſens, 
lafien fid) von einander trennen»). Die beiden Eheleuten ges 
meinfchaftliche Benusung des Meierguts, welche durch das Ein, 
heirathen bewirket ift, muß als eine nießbraͤuchliche Guͤterge⸗ 
meinjchaft — Communio bönorum ufufructuaria — ange 
fehen werden, und da unftreitig der Ehemann diefer Socielaͤt 
oder Gemeinſchaft vorftcher; fo folget daraus, daß die contractss 
widrigen Handlungen defjelben, ſowohl den Kindern, als der 
Ehefrau, mit zum Nachtheile gereichen. - Die Kinder haben 
nämlich ihr Gucceffionsreht in dem Meiergute nur durch und 
von dem Water ber ; fie müflen deſſelben — tragen, und 
koͤnnen, im eigenen Namen, auf keine Befugniſſe weiter An⸗ 
ſpruch machen, die der Vater, noch vor der Uebertragung an 
fie, verfcherzte. Mas aber die Frau betrifft, fo hat Diefe, 
vorberührtermaßen , Feine befondere, won der Perſon ihres Ehe⸗ 
mannes individuelle Mechte an der Stelle, und dasjenige, was 
in dee nießbräuchtichen Gütergemeinfchaft von dem Ehemanne 
Nachtheiliges vorgenommen ward, trifft, in allen feinen Wir⸗ 
kungen auf das Meierrecht, um fo billiger auch fie, da ihr, 
in einem entgeaengefegten le aller Vortheil einer guten, cons 
tracts⸗ und zweckmaͤhigen Verwaltung des Ehemannes zu Gute 
koͤmmt. Wollte man das Segentheil annehmen, fo würden, 
zum arößeften Nachtheile der Gutsherrſchaften, Meier-Familten 
auf Höfen, die durch Einheirathen befeget find, auch bey der 
! SR | vers 
6) 68% Runde von ber Interims-Wirthſchaft, $. 10. 
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verderblichften Bewirthſchaftung, nie abgemeiert werden Fons 
nen. Haͤtte fich der eigentliche Wirch die aröbiten, zur Abs 
meierung qualificivenden , Vergehungen zu Schulden kommen 
laffen; fo träte die Ehefrau auf, um ihre vermeintlichen befon» 
deren Anfprühe auf die Benbehaltung der Stelle geltend zu 
machen; und wäre dann auch von diefer Die Abmeierung vers 
wirket, fo meldeten ſich allenfalls nocd) die Kinder, um ihre 
Succeffions + Defugniffe zu behaupten. Alles diefes it dem 
Weſen der Meierverfaffung durchaus entgegen, und ſchon in 
Älteren Zeiten hat daher das höchfte Tribunal in mehreren Ers 
Eenntniflen angenommen : daß die rechtliche Abmeierung des 
Ehemannes, auch für deffen Ehefrau und Kinder, den Verluſt 
des Meierrechtes bewirket). Ganz den angenommenen Grund⸗ 
fägen gemäs, fegßet auch die Calenbergiſche Meier⸗Ord— 
nung vom ı2ten Mai 1772, $. 8, Nro. 3, Folgendes feit: 
„Der Hof fällt, bey erfannter Abmeierung, dem Gutes 
„herrn zu einer andermweiten willkuͤhrlichen Beſetzung anheim, 
„ohne daß die Kinder oder Anverwandten des abgemeierten 
„Meiers einigen Anfpruch daran machen Fünnen ; 
und im $. 9 diefes Geſetzes, wo von einer, Durch erregten Cons 
curs veranlaßten, Abmeierung des Meiers die Rede ift, wird 
Mro. 8 der Ehefrau nicht allein alles Recht auf eine Benber 
haltung der Stelle, fondern fogar Die Befugniß, eine Leibzucht 
verlangen zu koͤnnen, abgefprochen, und hierbey, nur ausnahms⸗ 
weife, die folgende Einſchraͤnkung binzugefüget: - 
1 Jedoch ift legtere (die Ehefrau), wenn fie an dem Verfalle 
„des Hofes nicht Schuld ift, mit ihrem, erweislich zum wirk⸗ 
“ lichen Beten des Hofes verwendeten Eingebrachten, nach 
„den gutsberrlichen Gefaͤllen zu claſſificiren, und wenn fie ſol⸗ 


vches 


ne aPu fendorf Tom. 4. Obfervat. 187. Hiermit ftimmet 
auch überein: Danz i. Handbuche des deutſchen Privatrechts. B. 5. 
8.520, lit, F. Seite 310. 


* 





59 


„ches aus dem Allodio nicht erhalten kann, ihr eine halbe 
„Leibzucht zuzubilligen u). " 


Eben fo unbedingt, und ohne einige, der Ehefrau oder den 
Kindern befonders zuftehenden Befugniffe, wegen Benbehals 
tung des Meierrechts, zu erwähnen, reden auch die, über die 
Materie für das Fürftenthyum Lüneburg geltenden Geſetze, 
von der — in den Faͤllen, wo ſich der eigentliche 
Wirth der Stelle, Vergehungen bat zu Schulden kommen lafs 
fen, welche für. (om den Verluft des Guts rechtlich bewirken x). 
Auch die, für die Dergogthümer Bremen und Verden uns 
‚term sten November 1753 erlaffene Unter» Gerichts Drdnung, 
welche, Tit. 12, $.4, dem Gutsheren das Recht bepleget, den 
zum Concurs gekommenen Colonum abzumeiern,. erwähnet mit 
feiner Sylbe eines Mechts der Ehefrau oder der Kinder, für 
Ihre Perſonen, in ‚einem ſolchen Falle, auf die Benbehaltung 
des Meierguts Anfpruch machen zu koͤnnen. Nicht felten ent 
halten zwar Meierbriefe ausdrückliche gutsherrliche Zuficheruns 
gen des Mitgenuſſes des Meierrechts für die Ehefrau und die 
Kinder des Meiersy); Die aa der Art find aber lediglich 

an als 


u) Hannoverfche Anzeigen v. J. 1772, Anhang; und Wil: 
lich s Auszug der Churbraunfchweig. Landeögefege B. 2. Seite 724. 
x) Verordnung wegen Redintegrirung der Meierhöfe vom ı Julius 
1699 $.8. Landes: Refolution vom 26. Nov. 1686 $.5. Corp. 

° Conit. Luneburg. Cap. 5. pag. 143. Cap. 9. pag. 50. 

y) Dergleihen Zuficherungen finden ſich nicht felten in den Meier: 
briefen, welche den Meiern in ben Herzogthümern Bremen und 
Werden ertbeilet werden. Unter andern enthält das Formular 
eines Meier: Briefes, welches der, unterm 2ten September 1784, 
in befagten Provinzen erlaffenen Inftruction für die Kirchen = Gus 
raten, ald Anhang von Seite 29 bis 31, beygebrudet ift, folgen: 
de Stellen; — Nicht weniger lieget ihm (dem Meier) ob, die 
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als eine ausdrückliche Erwähnung und Beftätigung der unter 
beiden Eheleuten Fünftig fubfiftirenden niefbräuchlichen Güter 
gemeinfchaft zu verſtehen, und fie koͤnnen ſchlechterdings nicht 
dahin ausgeleget werden, daß der Gutsherr damit die Abficht 
gehabt habe, der Ehefrau und den Kindern ganz eigene, von 
der Perfon ihres Ehemannes und Vaters abgefonderte, und 
felbft. nach der Abmeierung des feßteren, annoch geltende Rechte 
auf das Meiergut beyzulegen. 


Den vorftchenden Mechtsgrundfäsen gemäs, erkannte: das 
höchfte Tribunal, mittelft Sentenz vom 2often Decemb. 1802 
in Sachen von Viereck, wider des Rulf Feldmann Ehe 
frau Luͤcke, geborne Linnemann, zu Reckum, wegen Abs 
meierung. | 


überbem auf dem Hofe haftende Onera, nach wie vor, abzuhals 
ten, bahingegen berfelbe und feine rau, den Hof — zu ihrem 
beiderfeitd Beften, geniegen — mögen. — Wenn nun obges 
nannter M.N. diefem allen, fo fleißig als treulich, als ihm gebühs 
ret, nachkommen wird; foll er, nebft feiner rau, bey dem Meier: 
rechte gefehliget und vertreten werben, ihre eheliche Kinderaucd, wenn 
fie Präftanda präftiren wollen, gegen Erlegung eines gebuͤhrlichen 
Weinkaufs, nad diefem, vor andern die Näheften dazu, wibrigen: 
falls aber ded Meier: Rechtd verluftig feyn. 


XL Erörterung. 


Wenn fi ein Meier geraume Zeit von den Meiergute 
gänzlich entfernet; fo giebt dıefed dem Gutsheren eis 
nen rechtlichen Grund dazu, die Abmeierung. zu vers 
fügen. 





Rulf Feldmann, der einen, von dem Major von Viereck 
relevirenden Meierhof zu Reckum im Herzogthume Bremen, 
eultivirte, verlieh im Anfange des Jahres 1798 heimlidy den 

of und feine Ehefrau, ohne auch in der Folge von dem Drte 

ines Aufenthalts Nachricht zu geben. Am October des ges 
dachten Zahres wollte der Gutsherr , aus eren Gründen, 
vorzüglic; aber twegen der Entweihung , die Abmeierung vers 
ügen. Die zurückgebliebene Ehefrau des Feldmann be 
nptete, in ihrem und ihres minderjährigen Sohnes Namen, 
dag die Entfernung ihres Ehemannes feinen rechtlichen Grund 
zur Abmeierung enthalte. Es Fam dieferhatb zum Rechtsſtreite, 
in weldyem das O. A. Gericht, in der legten Inſtanz, vermit⸗ 
telft der in der naͤchſtvorſtehenden Erörterung angeführten Sen⸗ 
tenz, völlig der Abficht des Gutsherrn gemäs, erkannte. Br 
J gende 
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gende rechtliche Nückfichten kamen bey diefem Erkenntniffe zur 


Erwägung. 


Mit dem Weſen des Eolonats ift es unverträglich ;, daß 
der Meierhof fih ohne Wirth befindet, denn die Erhaltung 
des Guts, mithin der Nusen des Gutsheren , erfordert bey 
der Bemwirthfehaftung einen männlichen Beyſtand, der weder 
durdy Pächter, noch Dienftboten, binlänglich erreichet werden 
Tann 2). Ohne Zweifel lieget hierin audy der Grund, weß—⸗ 
balb mehrere Rechtslehrer, ſchon die Unfähigkeit des anweſen⸗ 
den Meierd, dem Eolonate vorzuftehen, und daffelbe felbft zu 
verwalten, für eine hinlängliche Urfache zur Abmeierung ans 
fehen 2); fo wie denn aud) die Lüneburgifche Landes» Refolution 
vom 26ften November 1685, S..5 , ausdrücklich beſtimmet: 
„daß die Adeliche und andere Gutsherren ihre Gutsleute, wann 
„fie kundbarlich den Höfen ferner vorzuftehen untüchtig und 
„unvermögend find, entfegen mögen” b), 


Wenn nun gleich der legtgedachte Grundfaß fich, ſchwer⸗ 

lidy aus dem Gemeinen Meierrechte rechtfertigen laſſen dürfte c); 
fo bleibet doch immer fü viel ausgemachet, daß der Gutsherr 
dabey, daß ein Wirth auf der Stelle ift, das größefte Zn- 
teveffe hat, Gerade um deswillen verleiher der Gutsherr 
Ds 


z) Struben Acceff. ad Jus villic. Obferv. 44. pag. 505. 
Veltmann Difl. fiftens varia, cap. de hom. propr. Cap, 4. 
8.18. C. 2 Runde von ber Interims-Wirthſchaft $. 21 

Seite 74. - 

a) Struben. Comment. de Jure villic. Cap. 8. $. 8. Nro, 7, 
Selchow Elem. jur. Germ. $. 391. pag. 4753. ‘ 

b) Corp. Conft. Luneburg. Cap. 9. pag. 30. 

€) Struben Comment. de jure villic. Cap. 8. $.20, pag.573- 
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Colono das Meierrecht, und machet diefem die zweckmaͤßige 
Bewirtbfehaftung der Stelle zur Pflicht. Die perfdnliche Des 
wohnung und Verwaltung des Gute, von Seiten des Eoloni, 
ift daher, der Regel nad), eine Conditio fine qua non bey 
dem Meiercontracte, weldye, wenn der Meier ſich der Erfüls 
lung derfelben durch eine gänzliche Entfernung entziehet, Dem 
Gutsherrn die rechtliche Befugniß beyleget, den vertaffenen Hof 
mit einem andern Wirthe zu befigen. Einigermaßen zmeifels 
baft ſchien es freilich, ob die Entweichung des Rulf Feld» 
mann fchon fofort den Verluft des Meierrechts nad) ſich zie— 
ben Fünne, und ob nicht vielmehr etwa der Entwichene zuvor 
edictaliter zu citiren,, oder der Feldmannſchen Ehefrau eine 
anderweite Verheirathung nachzulaffen ſeyn dürfte. Cine näs 
here Erwaͤgung der Sache ergab jedoch die Unftatthaftigkeit 
beider Maßregeln. Lag in der Art der Entweichung ‚von dem 
Eolonate, welche Rulf Feldmann fidy hatte zu Schulden 
kommen laſſen, ſchon an fich ein Bruch oder eine ſtillſchwei⸗ 
gende Entfagung des Meiercontracts , fo war fein rechtlicher 
Grund vorhanden, der den Gutsheren dazu verbinden Fonnte, 
den entwichenen Meier noch erft auf eigene Kojten edictaliter 
eitiren zu laſſen, oder der zurückgebliebenen Ehefrau die Aus— 
wirfung einer Edictalcitation zu geftatten, und bis zu dem Er, 
folge derfelben die Stelle nicht zu. beſetzen. Wozu follte aud) 
wohl eine, nach aller Wahrſcheinlichkeit fruchtlofe, Edictals 
ladung gedienet haben, und mie hätte man «8 dem Gutsherrn 
billigerweiſe zumuthen koͤnnen, ohne alle Sicherheit wegen der 
Entihädigung, die beträchtlichen Koften der Eitation zu tragen, 
und die Damit verfnüpfte Verzögerung der Sache fich gefallen 
zu laffen? Eben fo wenig Fonnte auch von einer der Feld⸗ 
mannjchen Ehefrau zu verftattenden zweiten Verheirathung, wel⸗ 
cher auf jedem Fall die Edictalcitation und eine Ehefcheidung, 
wegen böslicher Werlaffung , hätte vorausgehen muͤſſen, Die 
Rede feyn, da nach den, in der zunächftvorftehenden Erörtes 
zung ausgeführten, Grundfägen die contractswidrigen, zu a 
| A 4 
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Abmeierung qualificrenden Handlungen des Eoloni, auch auf 

- Deffen Ehefrau ihre volle Wirkung duffern, und fo wenig Die 

Ehefrau, als die Kinder, ganz eigene, von der Perſon ihres 

Ehemannes und Vaters abgefonderte, und nad) der Abmeie: 

— des letzteten annoch geltende Rechte auf das Meiergut 
en. 


xii. 


ee XI. Erörterung. 


. Die aus dem Meier- Contracte entfpringenden Klagen der 
Pfarr- und Kirchen» Meier gegen ihre Gutsperrfchaft, 
find im Fürftenthume Lüneburg, in erjter Inſtanz, bey 
dem Eonfiftoriv anzubringen. 





Häufig finden fih, in den Churbraunſchweigſchen Landen, 
Bauern, deren meierrechtlich verlichene Befisungen und Höfe 
einen Theil des Patrimonii der air und Kirchen ausmadyen, . 
und Die deshalb Pfarr⸗ oder Kirchen» Meier genannt werden d). 
An einer ausdrücklichen gefeglichen Beſtimmung darüber, . 

wel⸗ 


d) Von dem Urſprunge dieſer Arten von Meierleuten, und van bes 
. ten, in anderen Laͤnderen gebraͤuchlichen, verfchiedenen Benen⸗ 
nungen: Dotalbauern, Wiedemuthsbauern, Stiftss 
bauern, Gotteshaußleute, Heiligenfreuzleute, Pe 
terlinge, Pirmannskinder, Martensmänner, Ul 
richsleute, u.f.w. find nachzuleſen: Heinecciuß i. d. ver: 
mifchten Anmerkungen und rechtlichen Gutachten, ©. 74 bis 99. 
G.2. Böhmer i. d. Vorrede zu Strodbtmanns Abhandl. de 
jurecurialiiitonico. KuchenbederAnalect. Halilac. Collect. 9. 
pag.65 — 106. de Cramer Obl. jur. Tom. a. Ob. 689. 
$ 35 — 39. Treuer Unterfuhung des Urfprungd und ber 
Bedeutung ded Martensmanned, Helmfläbt 1733. Danz 
Handb. des deutfchen Privatrechts B. 5. $. 489. Seite 185. 
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welchem Gerichtsſtande die den, Meiercontract bezielenden Klas 
gen foldyer Meierleute gegen ihre Gutsherrſchaft, in der erſten 
Anftanz,- anzubringen find, mangelt es, in den biefiaen Fanden, 
gänzlich, und diefe Frage muß daher, nach allgemeinen, aus ans 
deren analogifchen Geſetzen, und aus der Landesvirfaffung her⸗ 
genommenen Örundfägen, entfchieden werden. 


Der Vicepräfident vom Pufendorf e) hat, unter Ber 
ziehung auf den Inhalt mehrerer im Fürftenthume Lüneburg gel⸗ 
tenden Landesgeſetze f), den allgemeinen Rechtsſatz ausgefuͤhret: 
daß. die aus dem Meier» Eontracte entfpringenden Klagen der 
Meier gegen ihre Gutsherrn, nur bey der Legteren ordentlichen 
Dbrigkeit, nicht aber in dem Gerichtsftande der belegenen Sache, 
anzubringen find, und es ſtimmet dieſe Ausführung fo fehr mit 
dem ganzen Sachverhaͤltniſſe folder Klagen mit. dem Inhalte 
der angezogenen Landesgefege, und mit der befannten Be 
Dbfervanz überein , daß es dieferhalb Feines: vermehrten Be 
weiſes bedarf. 


Dhne Zweifel muß die gedachte Regel auch auf die Klage 
ſachen der Pfarr» und Kirchen» Meier ihre Anwendung finden, 
und es frägt fichhierbey nur: wer die eigentlichen Gutsherren dies 
fer Meier. find, und welche gerichtliche Behörde, als die ordent- 
liche Obrigkeit der. Gutsherrfihaften anzufehen ift? 


Iſt nun der- Meier ein eigentlicher Pfarr» Meier, oder ein 
ſolcher, deffen Praͤſtanda dem Pfarrer ſelbſt zu gute N 
| mei 


e) a Pufendorf Tom. 3. Obfervat. 88.- 


f) Lüneburgifche Policei: Ordnung Cap. 44. 8.8. Dan: 
nenberg. Landtags» Abfdhied v. J. 1682, Art.2..Nro. 3. 
Lüneburg: Landt.-Abſchied 0.9.1686. Art.5.. Hoyai— 
fher Landt.-Abſchied v. J. 1695, $.29. 





teil das Meiergut, nach feiner urfprünglichen Beftimmung, eis 
nen Theil des Patrimonii des Pfaredienftes ausmachet; fo hat 
die Gutsherrns» Qualität des zeitigen Predigers gar Fein Beden⸗ 
fen. 8). Auch bey den Kiechen-Meiern, kann, aber nach der hieſi⸗ 
gen Landesverfaffung , die Gutsherrfchaft der Prediger, nicht 
verfannt werden, wenn ed anders richtig iſt, daß Derjenige als 
Gutsherr betrachtet werden muß, der vorzüglid) über die Befet- 
zung des Meierguts entfcheidet, und die zu ertheilenden Meierbriefe 
ausfertiget; denn in den Monitis generalibus, die Kirchen» und 
Eapellen » Rechnungen im Fürftenthume Lüneburg und der Grafs 
—— betreffend, wird, Monit. 47 und 48, Folgendes 
eſtgeſetzet: IN =. 


„Ein jeder Zins oder Erben-Zins: Mann, auch Meier und 
„Köther, welcher Kirchen» und Eapellen-Güter befiget, muß einen 
„ordentlichen, re[pective Zins», Erben⸗Zins⸗ und Meierbrief, 
„löfen, worin das Gut, mit allen Zubehörungen, nebft der 
„Größe jeden Stuͤcks, deſſen Lage und übrige-Befchaffenheit, 
„db es zehnfrei oder nicht, u. ſ. w. deutlich zu beſchreiben. Der 
„Zins⸗, Erben» Zings und Meier» Brief ift bis zu weiterer Ver⸗ 
„ordnung von dem Paftore und Altariften auszuftellen; Es muß 
„aber felbiger, bey der darauf nächftfolgenden Kirchen» und Ca⸗ 
„pelen-Rifitation, denen Vifitatoribus zur Confirmation vor⸗ 
„geleget werden‘! h), 3 | 


Die ordentliche Obrigkeit ſaͤmmtlicher Prediger, ift übrigens 
das Eonfiftorium, Mur vor dieſem — die Prediger 
2 olche, 


g) Schnaubert Kirchenrecht der Proteſtanten, 6.318 u. f. 


b) Corp. Conſt. Luneburg. Cap. 1. Sect.4, Nro.49. päg.600 
et 601. Hiermit ſtimmet auch überein: bie Inſtruction flr bie 
Kirchen: Iuraten inden Herzogth. Bremen und Verden 2.5. 
1784. 8.22. ! ee 
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ſolche, in erfter Inſtanz belanget werden i), und fo ift denn als 
lerdings anzunehmen, daß die, aus dem Meiercontracte der 
Pfarr⸗ und Kirhen- Meier entfpringenden Klagen, gegen ihre 
Gutsherrn, die Prediger, vor das. Confiftorium gehören k). 


Ron dem höchften Tribunale ward, am 4. März 1803, 
in Sachen der Kirche zu Düshorn wider Pröhl zu Das 
demftorf, in Gemäsheit dieſes Grundſatzes erfannt. Als ndms 
lich gedadhter Pröhl, der Sohn eines ehemaligen Meiers der 
Kirche zu Düsborn, bey der Juſtiz⸗Canzlei zu Zelle dahin 
klagbar ward: daß der Anwald der Kirche fchuldig erkannt wer⸗ 
den möge, ihn, den Kläger; mit dem väterlichen Hofe zu bemeiern, 
und ihm den Befiß davon cum fructibus perceptis et perci- 
piendis einzuräumen, Falls der Beklagte nicht erweifen koͤnne, 
Daß des Klägers Vater aus einem gefeßlichen Grunde des Meier 
Rechts verluftig erkläret fey; fo wandte der Anwald der Kirche, 
Exceptionem incompetentis fori ein. Die Zuftiz- Kanzlei des 
cretirte am 22. September 1502: „Nuchdemmalen die opponirte 
„Exceptio incompetentis fori, fich, gegen diefe Real» Klage, 
„als unerheblich darftellet, als wird Beklagter deſſen damit bes 
schieden; jedoch Kiäger, mit feiner alhier angebrachten Klage, 


„an das forum rei fitae, Falls er zu ruhen nicht gemeinet, Das 


„mit verwieſen.“ Auf die biergegen zur Hand genommene Ap⸗ 
pellation des Anwalds der Kirche, erlich aber das hoͤchſte Tribus 
nal, unterm 4. März 1803 ‚. folgendes abänderndes Refiript: 
„Wenn nun, nad) Anleitung vorhandener Landesgeſetze, 
„die aus dem Weſen des Meier » Eontracıs herzuleitenden ar 
„der 


i) Luͤneburgiſche Kirchen-Ordnung v. J. 1643. Cap. 4. 


6.7. ‚Corp. Conft. Luneb. Cap. r. Nro. 1. pag. 28. ; 

k) Schlegel Churhannoͤverſches Kirchenrecht, Th. 1. ©. 1505 wel: 
cher auch bezeuget, daß dergleichen Klagen häufig vor’ dem 
Eonfiftorio zu Hannover verhandelt werben, 


„der Meier gegen ihre Gutsherrſchaft, nicht in foro rei fitae 
„des Meierguts, fondern bey der ordentlichen Obrigkeit des Gutes 
„heren, anzubringen find; in dem vorliegenden Falle aber, nur Uns 
. ‚fer Conſiſtorium, für die ordentliche Obriafeit, des, in Gemäss 

heit Moniti gener. 48,die Kirchens und apellen» Rechnungen 
betreffend, vom Fahrej1734, als Adminiftrator der Gutsherr: 
„shaft über die befagte Pfarr» Meierftele zu Ettenboftel, zu 
sbetrachtenden Predigers zn Duͤs horn angefehen werden Fann; 
„— So habt Ihr, unter Aufhebung Eures Befcheides vom 22. 
„September 1802, den Zmploraten, Falls derfelbe fich zu berus 
udigen nicht gemeinet ſeyn ſollte, mit feiner Klage an gedachtes 
„Unſer Eonfiftorium zu verweifen‘ D. | 


D) Die Klagen der Prediger gegen Kirhenz und Pfarr: Meier, auf 
Beptreibung der zu leiftenden Gefälle, und auf die Erfüllung ber 
fonftigen Obliegenheiten, müffen bey ber ordentlichen Obrigkeit ber 
Meier, nämlich bey den Untergerichten, angeftellet werben Ob 
-Abrigend, wie Schlegel im Churhanndv. Kirchenrechte, Th-r. 
©. 150, behauptet, die Klagen der Prediger gegen die Pfarr = und 
Kircherr: Meier, auf Abmeterung; wie auch die Klagen der Kinder 
ober Erben gedachter Meier unter fih, wegen An- und Abfesung, 
fo ſchlechthin vor das Gonfiftorium gehören, dürfte noch wohl man: 
hen wichtigen Zweifeln unterworfen bleiben. 


XII. 


XIU. Erörterung. 


Bon den Proceffen der Meier und Gutsleute, und dem 
dabey ftattfindenden Intereſſe der Gutsherrſchaft. 


Mechtsftreitigfeiten, welche den Meier oder Erbenzinsmann und 
defien Familie perſoͤnlich betreffen, oder die eine Vermehr / oder 
Berminderung des Allodialverindgens derfelben zum Gegenftande 
haben, geben den Guts⸗- oder Dierftheren gar nichts an, und 
er darf 18 in dergleichen Mechtshändel nicht einmifchen *). 
Betrifft hingegen der Proceß den Hof felbit , deffen Gerecht⸗ 
fame und Pertinenzen , fo ift dabey der Gutsherr in mehrern 
Mückfichten intereffiet, weil ihm nicht nur entweder das völlige 
Figenthum , oder doch das dominium directum , an det 
Subſtanz des Meiergutes, fondern auch das Recht — 

jaͤhr⸗ 


*) Eben fo wenig iſt die Gutsherrſchaft befugt, ihre einzelnen Guts: 
leute in Gemeinde = oder folchen Proceffen zu vertreten, und deren 
Rechte befonderd auszuflhren, wo die Befugniſſe derfelben von 
dem Rechte der ganzen Gommüne abhängen, und fie ſolche nicht an: 
ders ald Mitglieder diefer Gemeine ererciren können, z. B. in 
Huts und Weibdeftreitigkeiten; denn dergleichen Proceffe können die 
einzelnen Gutsleute felbft ohne Vollmacht dir ganzen Gemeine, 
oder 3 derfelben, nicht führen. L.3.quod cuj. univ. nom, 
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jaͤhrlich zur beſtimmten Zeit die gutsherrlichen Abgaben oder 
Dienſte von dem Meier zu fordern. 


Nach der Meierverfaffung des Fürftenthbums Lüneburg 
ftehet den Gutsleuten ein wahres nußgbares Eigenthum, 
und ihren Nachfommen ein Erbrecht an der Eolonie zu m). 
Vermoͤge diefes meierrechtlichen Eigenthums liegt ihnen die Cons 
fervation des Hofes, der Gerechtfame und Pertinenzen defjelben, 
zunächit ob, und daraus folgt die Verbindlichkeit von felbft, 
das Eolonat und alle demfelben anhängende Gerechtigkeiten auf 
ihre‘ Koften gerichtlicdy zu vertheidigen. Die Gursleute find 
Daher zu allen foldyen Proceſſen, welche das Gut felbft, deſſen 
Zubehörungen und Oerechtiame betreffen, binlänglicy ad cauf- -⸗ 
ſam legitimiert, und der Gutsherr ift nicht fchuldig, fie in ei⸗ 
nem folcdyen ‘Procefje zu vertreten. : Da indeß derfelbe bey der» 
gleichen Rechtshaͤndeln allerdings ein gegründetes Intereſſe hat, 
fo ift er auch zur Intervention berechtigt, wenn ex fie zur ges 
börigen Zeit einbringt »),. Hat er ſich aber der. — 

ni 


m) Pract. Eroͤrter. B. 2. Nro. 34. Nach der beſtaͤndigen und 
notoriſchen Praxis führen die Coloni in eigenem Namen und auf 
ihre Koften alle Reunionsproceffe. Sie müffen .ferner ihre 
Güter felbft gerichtlich vertheidigen, und koͤnnen fich weder. mit der 
except. nominationis ſchuͤzen, nod ber Gutsherrſchaft die Laſten 
und Koften eines Proceffes, wie ein bloßer Pächter thun kann, 
aufbürben. A 

n) Nach der Vorſchrift der Tribunalsordnung Th. 2. Tit. 6. 
$.1. muß ſowohl die Haupt-als Nebenintervention zu 
der Zeit angebracht werden, wo ber Sjntervenient von dem vor: 
bandenen Proceffe die erfte Nachricht erhalten hat,. und er barf da— 
mit nicht bis zum Schluſſe der Sache, oder bis fie zur Erecution 
ftehet, warten;. er müßte denn -beweifen oder: befchwören fünnen, 
daß er nicht eher von dem Proceffe Nachricht erhalten, oder wich: 





nm 
i* 


nicht bedient, und der Proceß ift wider feinen Gutsmann, felbft 
in petitorio, rechtsfrärtig entſchieden; fo muß er ſich den uns 
günftigen Ausgang defjelben ebenfalls gefallen lajjen, ohne Uns 
terſchied, ob er Kenneniß und Wiſſenſchaft von Dem geführten 
Proceffe gehabt Hat oder nicht. Die Rechtskraft jtehet Dem 
Gutsherrn allegeit entgegen , teil er bey dem getheilten Eigens 
thume des Meiergutes überall Feine befondere, von den Rech—⸗ 
ten feines Gurmannes ganz verfchiedene, Anfprüche-zu werthels 
- digen und zu renlifiren hat, fondern vielmehr nur ſolche, wel⸗ 
che ihn und dem Gutsmann gemeinfhaftiidy zukommen, und 
ee kann mithin den Piagenden oder beklagten Meier, da letz⸗ 
teem die Vertheidigung des Eolonats und deſſen Gerechtfame 
zunaͤchſt und hauptfädylich obliegt, in der MRechtsverfolgung blos 
beuftchen, aber nicht weiter zugelaffen werden, wenn die Sache 
einmal rechtskräftig wider den Colonus entfchieden ifto) Der 
u verliert auch dadurch an feinen Gerällen und Diens 
n nichts. r 

Nach der ne 20 Fürftenthbums Calenberg 
hingegen ftehet der Gutsherrfchaft das Eigenthum des Meiers 
gutes 


tige und erhebliche Gründe anzuführen und zw beſcheinigen vermoͤ⸗ 
gen, warum er nicht eher einkommen können. Zrifft den Interve: 
nienten ‚der Verdacht einer böslihen Abficht, fo fol ihn ex officio 

: bad juramentum malitiae auferlegt werden. Pufendorf in 

proc. civ. Part. 2. Cap. ı6. $. 8 et 135. Struben rechtl. 
Bedent. Th. 5. Bebenf. 100. 

o) aPufendorf Tom, 4. Obſ. 60. Vergl. Tom.3. Obf, 64 
et 65. Glapwoth.imProceffe $. 137. u. 346. In Gemäöpeit 
diefer Grundſaͤtze iſt auch vom Belleichen Hofgerichte in Sachen An: 
walded der Sammer w. die Begliterten vom Adel in der Amts: 
wogtey Beedenboftel, ad Actades Zellefhen Braueramts w. 
Severloh "und Eonf. in pto, fremden Biered, am 2ten-Sept. 
1797 vechtöfräftig erkannt, 
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* und dem Meier blos ein Erbpachtrecht an demſel⸗ 
en zu-p). Alle bey einem Meierhofe bisher. genutzten Pertis 
nenzen werden fo lange für Meierland und eine Zubehörde des 
Hofes gehalten ‚ bis das Gegentheil dargethan iftg). Pros 
ceffe , die bey einem Amte oder: Gerichte nicht fofort und in 
der Kürze abgethan werden Eünnen, fondern zu einem Schrift 
wechfel fommen, darf der Meier mit-einem Dritten, über den 
gr und deſſen Gerechtſame, obne Einwilligung des 

utsherrn nicht führen, und die Gerichte find’ angeriefen, 
Diefe gutsherrliche Einwilligung, wenn fie ‚nicht beygebracht ff, 
ex officio zu erfordernr). Wird der Nechtsftreit über ein, 
bey dem Meierhofe”zwar bisher genutztes, "aber doch zu dem» 
felben erweislich nicht gehöriges, Pertinenz / z. B. über ein Erb» 
grundſtuͤck gefuͤhtt, fo iſt die Einmilligung‘ des Gutsherrn gar 
nicht erforderlich. Iſt ferner das im ‘Proceffe befangene Grund» 
ſtuͤck bey dem Hofe lange genutzet, aber doch erweislich nicht 
das Eigenthum des Gutsherru, ſondern eines Dritten, z. B. 
eines Stiftes, Kloſters oder einer Kirche, und kommt es unter 
andern auf die Frage an: ob daſſelbe in Zeit oder Erbpacht 
gegeben ift? fo kann der Meier ebenfalls den Proceß für ſich 
allein führen. Die angezogene Verordnung fest blos ſoiche 
Rechtshaͤndel voraus , Die den Hof und deſſen Gerechtfame, 
folglich unbeftrittene, oder doc) im Zweifel mit der Meierqualis 
tat bebaftete,- zum Hofe gehdrige Meierpertinenzen oder Gerech⸗ 
tigfeiten betreffen. - Aber auch in Abficht der legtern liegt dem 
Gutsmanne die erfte und nächte Vertheidigung ob. Die 
Meierordnung beftimmt ausdrücklich, daß der Eolonus ® — 

u 


p) Galenberg. Meierorbn, vom 12, May 1772, Gap.ı. $- 1. 
. beym Willich 8.2, ©. 701 ff | R 
g) Meierordn. Cap. I. $. 4. 


7) Meierordn. Gap 4-9 7 .n 
4. 8 
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Gut erhalten und die erforderlichen Proceßkoſten felbft ber 
zahlen fols). Er muß daher befuat feyn, auch ohne gutsherr⸗ 
lichen Eonfens , wenigftens den pofjefforifchen Proceß am 
Be ‚ oder fi) in einem wider ihn erhobenen, nur das 
efisungsrecht betreffenden, Rechtsſtreite zu vertheidigen*). 
Die Meierordnung redet felbft mwörtlih nur von foichen Pros 
ceffen, welche der Meier mit einem Dritten, über den Hof 
und deffen Gerehtfame, zu führen hat, und ijt daher 
blos von petitorifchen Proceffen zu verftchen und zu er⸗ 
klaͤren. In Ruͤckſicht der legtern ift der Meier, ohne des 
Gutsherrn Einwilligung, nicht ad cauffam legitimirt, weil fie 
die Proprietät oder fonftigen Mealbefugniffe des Gutsherrn bes 
treffen. Die wider den Eolonus ergangene Rechtskraft ftehet 
daher auch dem erfteen nicht im Wege, und er Eann feine eis 
genthümlichen Anfprüche auf den Meierhof, deſſen Pertinenzen 
und Gerechtfame mit. einer neuen Klage wider einen Drits 
sen realificen und in ſeparato ausführen, wenn er gi mit 
der Haupt» oder Nebenintervention verfpätet haben, die Sache 
wider feinen Gutsmann a entfchieden ſeyn und zur 
Erecution ftehen follter). ft hingegen blos in poflelforio, 
aber rechtskräftig, wider den Gutsmann erfannt, fo muß der 
Gutsherr diefe Rechtskraft gegen fich ebenfalls gelten laffen, 
weil die Frage über das Befisungsrecht , als ein vorläufiger, 
Tediglich vorbereitender Streitpunet, dem Gutsherrn gar Feinen 
“ unerfeglichen Tachtheil bringt , und ein Dritter durch richters 
liches Erkenntniß den Befis erlangen Fannu), deſſen a 
ER a 


s) Meierorbn. Cap. 1.6.1, und Cap. 4. $.9. 

*) Struben de jure villic. C 5. 8.33. in-fine, 

ı) Dany Handbuch bes Proceffes $. 482. Martin Lehrbuch des 
Proceſſes $. 227. 

u) L.80. D. de Reivind. Zhibraut über Beſitz und Verjährung 
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. ihm durch die Dazwiſchenkunft des Gutsheren nicht genommen 
und entzogen werden dürfen. Das höchfte Tribunal referibirte 
Daher am 10. Zul. 1802, in Sachen der Gemeinde Dehrige 
mw. Menfing und den von Reden, als Antervenienten: 
Nachdem implorantifche Gemeinde gegen den Imploraten, dem 
als Erbenzinsmann nicht nur prima defenfio zugeftanden, und 
der ſich ohnehin auf die Klage eingelafien hat, die Pflichtigkeit 
feines Hofes, zu Den Gemeindewerfen und Abgaben zu concut« 
riren, bereitd- rechtsfräftig erfteitten hat; dieſe Rechtskraft aber, 
wenn gleich Zntervenient, bey dem .Zugeftändniffe der Implo⸗ 
kanten, Dagegen in integrum zu reftituiren gewefen, dennoch 
nicht eher entfräftet werden mag; als bis Intervenient ein ans . 
dered in [eparato ausgemacht; fo habt ihr die bereits erkannte 
Ereeution zu revigorifiren, und den Smploraten zur Concurrenz 
zu den Gemeindewerken und Abgaben ſowohl de praeterito, 
als pro futuro, gegen eine auf Verlangen von der implorans 
tifchen Gemeinde zu beftellende Caution de eventualiter refti- 
tuendo anzuhalten, den Intervenienten hingegen mit feiner In⸗ 
tervention ad feparatum zu verweifen. Und am 5. Febr. 1803‘ 
ward, in Sachen Parmann m. 2 deffen Guts⸗ 
berin Baring, dahin vom Calenberg. Senate des Dbers 
appellat..» Gerichts reſcribirt: Wenn nun die Difpofition der. 
Ealenberg. Meierordnung, Eap.4. $.9, auf den gegenwärtigen 
Fall, zumal bey dem bereits rechtskräftig zu. Gunften des Im⸗ 
ploranten entſchiedene poffellorio,, Feine Anwendung finden 
mag, fo habt ihr den Imploranten, falvo petitorio, im ‘Bes: 
fige des Landes zu fügen. | “2 


8.19. Weſtphai vom Beſitz, Eigenthum und Verjaͤhrung 
9. 920. 





xiv. Erörterung. 


"Ueber die Strafbarfeit unbefugter Aufforderungen in 
. Zeitungen und Sntelligenzblättern, 


— 





Es ſcheint in neuern Zeiten ein faſt allgemeiner Gebrauch wer⸗ 
den zu wollen, daß Jemand, der einen Anſpruch, eine Forde⸗ 
rung an eine beſtimmte Perſon hat, oder zu haben vorgiebt, 
ſolche in öffentlichen Blaͤttern entweder geradezu als einen Des 
trüger fignalifiren , oder zur Bezahlung der Schuld, Ruͤck⸗ 
lieferung gewiffer Dinge u. f. m. mit der Drohung auffordern. 
läßt, daß widrigen Falles deren Namen dffentlih genannt 
werden, und fie fi) die üblen und unangenehmen Fol- 
gen diefes Mittels felbit beyzumefien haben follte, Iſt die 
genannte, oder wie es. anfangs, zur Schreckung, wohl zu ges 
fchehen pflege, blos mie Bemerkung der Hauptbuchftaben des 
Namens und Aufenthaltorts, allen ihren Verwandten, Freuns 
und und Bekannten kenntlich genug gemachte, Perfon ein va» 
gabondirender Menfch , der Eeinen beftimmten Wohnort hat, 
fo mag fich eine folhe Warnung oder Aufforderung , davon 
man faft in allen Zeitungen und Anzeigern Beyſpiele findet, 
allenfalls noch entfchuldigen laffen. ird aber diefes Mittel 
gegen Perfonen gebraucht, die in Eivil» oder Mifitairdienften 
jtehen, und die überhaup£.einen bekannten Wohnort und Ges 
richtsſtand haben, fo iſt es rechtswidrig und ſtrafbat. Ein 
jeder ift verbunden , feine wirklichen oder vermeinten en 
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7 
duch die richterliche Gewalt verfolgen zu laffen Wir ſie aber 
nach feinem Privaturtheil verfolgt, der beleidigt jene und hans 
delt elgen maͤchtig, indem er fein rechtliches Verhaͤltniß ges 
gen den andern, ‚ohne deſſen Einwilligung und mit Dorbeys 
gehung der ordentlichen Obrigkeit, verändert. In einem fols 
chen Inſerate liegt daher immer eine Art: von Seibſthuͤlfe, die, 
der Inſerent auch durch den Vorwand eines rechtmäßigen Zweck 3 
überall nicht: rechtfertigen kann, ſo lange. es ihm möglid) war, 
die Hülfe und den Beyſtand des Richters nachzuſuchen und zu 
erlangenx). ; Gewöhnlich concurrirt dabey uͤberhin nod) eine. 
Eoncuffion und. Injurie. Der Inſerent il offenbar. dadurch 
die Realiſirung feiner Unfprüche , „ohne. die. Dülfe des ordent⸗ 
lichen Richters anzugehen, erzwingen, und den Aufgeſorderten 
oder Signaliſirten, durch. die Vorſtellung unangenehmer Fols 
gen , veranlaffen ; fie zw erfüllen, ohne von feinen Finreden, - 
roider: die Anforderung, Gebrauch zu machen. - Wer durch 
dergleichen Drobungen und erregte Furcht: ſich einen Vortheil 
zu verfchaffen fuchti, der begehet. allerdings‘ eine ftrafbare Er⸗ 
preffung , und:er hat es feiner eigenen Schuld beyzumeſſen, 
wenn dev: Richter," auf Antufen feines Gegners, dem letztern 
zur Hülfe eilty). Daß übrigens dergleichen einfeitige ne: 
fertionen, in Zeitungen und Intelligenzblaͤttern, auch als öffent» 
lich zugefügte Injurien anzufehen find, hat Feinen Zweifel. Sie 
bezwecken nichts geringeres, als den Aufgeſorderten, wenn ‚er, 
ſich dem Anfprucye nicht willig unterwerfen will, gleichſam ale 
einen Betrüger darzuſtellen, ihn der Verachtung des Publis 
cums preiäzugeben. „, und damit; feine, Ehre zu, Eraufen und Hi⸗ 
nen Credit zu ſchwaͤchen. Wer alſo, ml. Vortedschung der 
— obrig⸗ 





x) Klein Grundſaͤtze des peinl. Rechts d. 105 und. 196. Feuer: 
b ach Lehrbuch des peinl, Rechts, ,220.  . ,._ — 

y) Feuerbach a. a. ©. 8.464. Grom an” Önindfäge der Eti— 
minalrechtswiſſenſchaft, 5.392 und 5066. 0:.. Zn nr, SE | 
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obrigkeitliben Hülfe, eine folche, die Ehre und den guten Nas 
men feines Schuldners herabmürdigende , Dandlung unters 
nimmt, der begehet eine öffentliche Beſchimpfung =), macht ſich 
einer Injurie ſchuldig, und kann mithin die Abſicht, zu kraͤn⸗ 
Een, nicht von ſich abfehnena).. Ueberhaupt verdient dieſe uns 
befugte Art, fein Recht zu verfolgen, allgemein gemißbilligt zu 
werden. Sie kann das Glück, die Ruhe und. Achtung des 
Aufgeforderten, nach. deffen befondern Verhaͤltniſſen und Ders 
bindungen, leicht unterbrechen, und wohl gar zerjtöhren. Kein 
Medacteur eines öffentlichen Blattes follte daher daſſelbe zum 
Depot folcher —— machen, oder, was noch wirk⸗ 
ſamer waͤre, die Regierungen es unterfagen, fie aufzunehmen. 
Die privat®enugthuung und Öffentliche Beſtrafung iſt uͤbri⸗ 
gens nad) der Perfon des DBeleidigten und. der Beſchaffenheit 
der Öffentlichen Aufforderung felbft, mithin nad) den jedesmas 
figen befondern Umftänden zu beftimmen. Se leichter und ges 
ſchwinder der Beleidiger rechtlichen Beyſtand und Hülfe. hätte 

langen Fönnen , deſto ftrenger muß er beftraft, Die Strafe 
deffelben aber alsdann bilig gemildert werden, werm die Hülfe 
der ordentlichen Obrigkeit des Schuldners ſchwer oder koſtbar 
"zu erlangen geweſen feyn wuͤrde b). 


Der Gaſtwirth F. in 2. hatte an den Lieutenant von J. 
eine Forderung von wenigen Thalern. US der Iegtere abgereift 
— | Wwar, 


2) Schon in aͤltern Zeiten fand eine oͤffentliche Befbimpfung 
des Schuldners nie anders Statt, ald wenn fie vertragsmaͤßig, 
als Gonventionalftrafe, beliebt war. Runde deutſches Privat- 
xeht $.218. Klüber de pictura contumelilla 8, 8. und defe 

“ fen Heine jurift. Bibliothet B. 3. Nro, 154. | 


a) Weber über Injurien Th. 1. S. 16 und 5ıf. _ | 
b) Klein a. a. O. $. 197. 
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mar, und nachher nicht fo nleich bezahlte, forderte ihn ‚der 
Gaſtwirth F. in dem Hamburger Eorrefpondenten, 
mit Bezeichnung der Hauptbuchitaben feines Namens und 
MWohnorts , wodurch der Schuldner volfommen Fenntlid ge - 
macht war, dabin auf: „daß er binnen 4 Wochen ſich mit 
Bezahlung der Forderung einfinden ſolle, widrigen Salles er 
durch Bekanntmachung feines Namens ſich die unangenehmen 
Folgen davon felbft benzumeffen haben werde." Der Lieute 
nant von. hielt fich Durch diefe öffentliche Aufforderung mit 
Recht beleidigt und beſchimpft. Er Elagte wider den Gaſt⸗ 
wirth F., und diefer ward, nach unterfuchter Sache, von der 
Regierung zu R. zu einer öffentlichen Abbitte, einem achttägi- 
gen Gefaͤngniß und zum Koftenerfage verurtheilt. Als er fich 
von dieſem Erkenntniffe an das Dber-Appellations-Gw 
richt wendete, ward deffen Appellation , mittelft Beſcheides 
vom 10. Dec, 1802,. dahin verworfen; Nachdem dem Im⸗ 
ploranten, bey der gehabten Wiffenfchaft von dem Wohnorte 
des Imploraten, obgelegen , Diefen auf die Bezahlung feiner 
Forderung bey der Behörde gerichtlich in Anfpruch zu nehmen; 
derfeibe aber keinesweges berechtigt geweſen, durch eine folche, 
eine Art von Eoncuflion enthaltende , öffentliche Befanntmas 
hung, als sine ganz unerlaubte Selbfthülfe, fich felbft zu feis 
ner Sorderung zu verhelfen, mithin dem Imploranten mob 
an fi), als auch in Rückficht des zwifchen ihm und dem Im⸗ 
ploraten obwaltenden Verhältniffes , eine ftrafbare Öffentliche 
Injurie zur Laſt faͤllt: fo kann dem Geſuche nicht-deferirt werden, 
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XV. Erörterung. 
Bemerkungen über den Entreprife: Eontrack. | 





Sm Allgemeinen verftehet man unter dem Entrepriſe⸗Contracte 
Diejenige —— Verabredung, vermoͤge welcher der eine 

heil, gegen eine beſtimmte Summe, die Bewerkſtelligung ei⸗ 
ner Sache verlangt; der andere hingegen für ein gewiſſes bes 
dungenes Geld, oder Aperfionalquantum, die Ausführung ders 
felben auf eigene Gefahr und Koften übernimmt. Jener ift 
der Befteller, Ddiefer der Unternehmer, Entrepreneur. 
Die Dbjecte einer Entreprife koͤnnen fehr verfchtedenen und mans 
nigfaltigen Modificationen unterworfen feyn. Nicht blos Fabrik 
und Manufacturanftalten,- fondern auch Lieferungenc), Baue, 
Transporte und andere Ähnliche Gegenftände ofen in Entres 
prife gegeben und genommen zu werden d), ird dieſelbe don 


Privat 


"e) vom Lieferundgstontrarte ſ.m. bes allgem. Preuſſ. 
Landrecht Th. 1. Zit. 11. $.98r. 

d) Krünig Encyclopaͤdie Th. 11. S. 75. —. Bon dem Entrepriſen⸗ 
contracte bey dem Bauweſen, ſonderlich ber den Entrepres 
neur8 — redemtores — wegen der Bauentreprife geleiteten 
Borfchliffe, kommen verfchiebene Verordnungen im römifhen 
Rechte vor M. f. Weftphal vom Kauf-, Mieth= und 
Pachtcontracte $. 934 f. Mihaelis allgem. Baurechte. 
Braunfhmw. 1781. 
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Privatperfonen unternommen, fo gefchiehet es entweder ‚von 
Eeiten eines einzelnen Unternehmers, oder einer Gocietät und- 
Compagnie. An ſich läuft diefes auf eins hinaus. . Streitig⸗ 
keiten , welche unter den ‚Kontrahenten entftehen, muͤſſen ihre 
Entſcheidung zunaͤchſt aus dem errichteten Eontracte felbft er» 
halten; fonft aber nad) der Natur des Gefchäfts und den alls 
gemeinen Grundfägen von Verträgen, fohderlich des Kaufs und 
Miethcontractes und was dabey Kechtens iſt, beurtheilt werden. 


Die befondern wechfelfeitigen Nechte und Verbindlichkei⸗ 
ten, welche für Die contrahirenden Theile aus diefem Contracte 
ug, laffen fid) auf folgende algemeine Grundfäge zus 
ruͤckfuͤhren: | 


Beide Contrahenten fuchen bey diefem Contracte fidy eis 
nen Vortheil zu verichaffen; beide haben aber auch Beſchwerde. 
Sie müfjen ſich daher mwechfelfeitig culpam levem leiften, mie 
der Unternehmer, vermöge feiner Kunſt oder eines befondern 
Vertrages, nicht etwa zur Präftation der oulpa levilfima 
verbunden ift, 


Der Befteller, oder der, für welchen die Entreprife übers - 
nommen wird, bat diejenigen Gelder, wodurch der beabfich» 
tigte Ziwec erreicht werden fol, entweder auf einmal, oder in 
den — Terminen, vor, waͤhrend oder nach herbey⸗ 
geführtem Zwecke, contractmaͤßig an den. Unteruehmer- auszus 
zahlen. Er ijt Dagegen befust, darauf zu achten, daß der. 
Zweck dee Entrepriie zur beſtimmten Zeit erreicht und. gehörig 
erfüllt wird.  Ader Machtheil und Schaden , der ben deffen 
Herbeyführung etwa eintreten Fönnte, wird von dem Beiteller 
entfernt , da der Zweck derfelben ihm zum Vortheil gereichen 
fol, und die, zur Erreichung des entreptenirten Zwecks, anzus 
wendenden Mittel im Eigenthume des Entrepreneurs ftehen. 
Will indeß der Befteller, weil ihm der in Entreprife gegebene 

4 | E. © Gegen 
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Gegenftand durch veränderte Umftände, welche durch deffen freie 
Handlungen herbengeführt find, unnüg oder unbrauchbar ges 
worden ift, den Contract widerrufen; fo muß er den Unter 
nehmer ſowohl wegen der bereitd gemachten AUnftalten , oder 
verwendeter Bemühungen und Koften, ald auch wegen des er⸗ 
weislid) entgangenen Vortheils, vollſtaͤndig entfchädigen. 


Der Entrepreneur kann verlangen, daß ihm die bes 
dungene Geldfumme , wodurch der Befteller das Riſico oder 
Beſchwerliche des beabfichtigten Zwecks von fich ablehnen mill, 
zur beftimmten Zeit und auf die verabredete Weiſe unverkuͤrzt 
ausgezahlt wird, Dagegen ift er verpflichtet, den Zweck, def: 
fen Erfüllung ee übernommen hat, auf feine alleinige Gefahr 
und Koften, oder auf Gewinn und Verluſt, dem Contracte 
gemäß berbenzuführen. Es ftehet ihm aber völlig frei; Diejes 
nigen Mittel, wodurch der Zweck der Entreprife erreicht wer» 
den foll, da foldye, bey fehlender befonderer Verabredung, fin 
Eigenthum find, nach feiner Einficyt zu wählen. Er Bann das 
ber bey der Wahl derfelben und deren Anwendung alle diejenis 
gen Erfparungen , in fo fern fie nur dem Zwecke der Entre⸗ 
prife nicht ſchaͤdlich oder hinderlich find, eintreten laſſen, wo⸗ 
durch er fich Vortheil zu verfchaffen, Schaden zu verhüten, 
oder Das übernömmene Riſico zu verringern im Stande ilt. 
Seiner übernommenen Perpflihtung darf er fich aber nicht. 
entziehen, wenn auch, durch nachher eingetretene Umftände, die 
Erreihung des entreprenirten Zwecks erfchweret werden follte, 
und er ift überhaupt verbunden, den Beſteller zu entſchaͤdigen, 
wenn der Zweck der Entrerprife, durch die Wahl fchlechter Mits 
tel oder fonft durch feine Schub , auf die verabredete Weiſe 
nicht erreicht wird. 


Entſtehet die Unmoͤglichkeit, den geſchloſſenen Entrepriſen⸗ 
Contract zu erfuͤllen, nicht durch die Schuld des einen oder des 
andern Contrahenten, ſondern durch einen bloßen: Zufall, erh 

| dur 
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durch eine, dem Zufalle gleich zu achtende, unabwendbare Ges 
walt und Uebermadht; fo muß derfelbe, wie jeder andere Pers 
trag , als aufgehoben betrachtet werden. ber alsdann hat 
‚jeder Theil dasjenige, was von dem andern, in der Er⸗ 
. Wartung der gegenfeitigen Erfüllung , bereits gegeben oder ges 
leiftet ift, zurück zu geben, oder zu, vergütene), weil nad) der 
Natur des Entreprifen:Eontractes, als eines zmweifeitigen Ders 
trages, das Verſprechen von jeder Seite nur bedingt gefchieher, 
Nach dem Spfteme des römifchen Nechts würde man übris 

gens diefe Conventionsart für einen contractum fine appella- 
tione, für einen contractumincertum halten, und, da fie aller⸗ 
dings caufam hat, in die Klaffe der unbenannten Eontracte 
fegen müffen!).. Denn wenn 'gleich diefelbe, mie der Com⸗ 
miffions» und Speditionsvertrag bey ung, —, und bey 
den Roͤmern die permutatio und der contractus aejtima- 
torius, einen eigenen Namen hat; fo läßt doch der Ens 
treprifencontract Feine gewiſſe und individuelle Klageformel dars 
um zu, teil er ſehr vieler willkuͤhrlicher Modificationen fähig 
it. Es kann alfo daraus Feine fpecielle Klage, fondern nur 
actio in factum , oder ex praelcriptis verbis entipringen. 
Allein Dadurch unterfcheidet fich der Entreprifencontract von den 
unbenannten Eontraeten der Römer, daß man bey den letztern 
ex capite poenitentiae zurücfgehen, und mit der conditione 
cauſſa data das Gegebene zurückfordern Eonnte, -wenn Das Gegen⸗ 
nerfprechen des Andern noch nicht erfüllt war; bey dem Entres 

prifencontracte hingegen Fann, nach den Grundfägen des teute 
fchen Rechts , wo aus jedem erlanbten Vertrage fogleich eine 
Verbindlichkeit erwaͤchſt, Fein —— der Regel te 

| 2 em⸗ 


e) arg. leg. 5. pr. et ult. D. de condict. caufa data; leg. 15. 86. 6. 
D. locati conducti. Gluͤcks Commentar $. 325 und 326. 

M L.9. pr. D. de reb. cred. L.7. $.2. D. de pact, L. a. D. prae- 
ſcript. verb. | 
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demfelben abgehen , vielmehr muß Einer den Andern auf die 

Erfüllung feines Verſprechens belangens). Diefes kann jedoch - 
nur dann erft mit völliger Wirkung gefchehen, wenn der Klaͤ⸗ 
ger feinerfeits den Entreprifencontract bereits erfüllt, oder ſich 
zu deffen Erfüllung ausdrücklich bereit erklärt bat, weil ihm 
fonft der Beklagte die exceptio non adimpleti contzsctus, 
oder implementi non fecuti entgegen zu feßen befugt ifth), 


Eine befondere Art des Entreprifencontractes findet in Krieges 
zeiten zwifchen der Königl. Kriegscaffe und den Compagnie⸗Cheffs, 
in Rückficht der Transportirung gewiſſer Seldrequifiten, Statt. 
Die legtern haben namlich den Transport der Zelte, Decken 
und die Zufuhr des Brodtes für ihre Compagnie zu beforgen. 
Behuf der erften Anſchaffung der dazu nöthigen Erforderniffe 
‘an Pferden, Brodtwagen, Sattein, Geſchirr und Montirung 
der Knechte,, wird aus der Kriegscaſſe eine gewiſſe Summe 
ausgezahlt, ingleichen, zur Unterhaltung und Erfesung des Abs 
ganges, monatlich nicht nur ein Gewiſſes an Gelde, fondern 
auch täglich an Portionen und Nationen , ferner an Knechts⸗ 
lohn auf Montirung , ein beftimmtes Quantum verabreicht. 
Beides, die Anfchaffung und Unterhaltung, ift den Compagnie⸗ 
Cheffs in der Maaße in Entreprife bengelegt, daß fie die erfte 
Anſchaffung ſowohl, als die Unterhaltung diefer Artikel, 
auf Gewinn und Verluſt, gegen Empfangnahme der ausges 
"worfenen Gelder und Naturalien, übernehmen und beforgen 
muͤſſen. Die Unterhaltungsgelder find zwar ein Eigentum des 
Eapitains; aber Dagegen muß er auch den Abgang an Er et» 

. wähnten 


g) aPufendorf Tom. 1. Obf. go. und Höpfner im Commen⸗ 
tar über die Inſtitutionen $.801, wo aud) bie Ausnahmen vor: 
fommen. 

b) aPufendorf Tom. a. Obl, 136. Pract, Erörter. B. 1. 
Neo. 23. 


+ 
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waͤhnten · Feldrequiſiten erſetzen, und ale Stücke jederzeit in 
‚eompletem und Dienkmäßigem Stande haben und 
erhalten. Unter diefer Borausfegung gebühret dem Capitain 
der Ueberfchuß der Unterhaftungsgelder eigenthümlich. Gebet 
aber derfelbe, durch höhere Beförderung, oder auf andere Weiſe, 
während des Krieges ab, fo muß feinem Nachfolger alles, was 
zu den Brodt⸗, Decken und Zelt» Transportitücken gehört, in 
völlig complete und dienftmäßiger Beſchaffenheit abgeliefert, 
oder das fehlende, mangelhafte und undienftimäßige Stück dem 
‚Nachfolger von ihm exfegt werden, Damit jedoch die Com⸗ 
pagnie » Cheffs deſto mehr zus dienfimäßigen Inftandhaltung 
aller dieſer Requifiten ermuntert werden, erhalten fie, nach ge» 
endigtem Kriege, alle zu der geführten Entreprife gehörigen 
Stuͤcke, an Wagen, Pferden und Gefchirr, als Eigenthum 
zu ihrer völlig freien Difpofitions). Auf eben dieſe Weiſe pflegt 
- die Transportirung der Regiſtraturen Des Generaleommans 
d0’8 und der damit verbundenen Behörden, z. B. des General⸗ 

Briegsgerichts, in Entreprife gegeben zu werden. 


Dabey entfichet nun’ die Frage: Ob der Entrepreneur, 
welchem die Transportirung der Feldregiftraturen in Entreprife 
gegeben ift, bey einem kuͤrzern oder längern Ruheftande der Are 
mee,k) Knechte, Wagen und Pferde einftweilig abzufchaffen; 
die zu deren Unterhaltung ausgefesten Gelder und Naturalien 
aber dennoch zu fordern, und auf Die Weiſe fich einen Gewinn 
zu verſchaffen, befugt ſey? Nach allgemeinen, vom Entrepriſen⸗ 

| . con⸗ 


Haushaltsreglement für die Churbraunſchweig. Infanterie 
v. J. 1786. Th. 2. Cap. 16. 8. 33 bis 39. 

k) Der Transport der Zelte, Decken, ſonderlich bes Brodtes, leidet 
zu keiner Zeit einen Stillſtandz mithin kann der Entrepreneur die 
dazu erforderlichen Knechte, Wagen und Pferde im Felde niemals 
abſchaffen. 
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contract aeltenden, Grundfägen würde man diefe Frage in dem 
Falle bejahend zu entfcheiden haben, wenn überhaupt der Trans» 
port der Feldregiftraturen Jemandem in Entreprife gegeben wäre, 
Alsdann mwürde die Verbindlichkeit des Entrepreneurs blos dar» 
in beftchen , den Transport derfelben zur beſtimmten Zeit und 
an den vorgefchriebenen Drt jedesmal ohne Anftand zu bewerk⸗ 
fteligen. Die Art des Transports und die Anwendung der 
Dazu erforderlichen Mittel, in fo fern nur die Fortfehaffung 
Dadurch nicht aufgehalten oder vereitelt wird, würden aber ganz 
. von der Willlühr des Entrepreneurs abhängen, und als deffen, 
zur freien Difpofition bleibendes, Eigenthum betrachtet werden 
müflen, wenn defhalb nichts befonderes verabredet wäre. Er 
würde daher wohl befugt feyn , bey einem temporellen Ruhe 
ftande Wagen, Knechte und Pferde abzufchaffen, und die weis. 
tere Fortſchaffung der Regiftratur, nöthigen Falles, Durch frem⸗ 
des Fuhrwerk, oder fremde Laftthiere, die er allenfalls in Mies 
the nehmen Eönnte, beforgen zu laffen. Denn aller Bortheil, 
welchen ſich der Entrepreneur, ohne dem Zwecke der Entreprife 
zu fchaden, bey der Anmendung der dazu nöthigen Mittel ver 
Schaffen kann, bleibt alezeit ein ihm erlaubter Gewinn. 


Bey genauer Erwägung der Sache ift indeß die obige 
Frage doch verneinend zu entfcheiden. Die Königl. Kriegscaffe 
giebt, in den vorhin erwähnten Fällen, den Eapitains, oder 
Unternehmern der Regiftraturforfchaffung, nicht eigentlich den 
Transport der Zelte, Derfen, Brodtzufuhren und Redis 
ftraruren,. gegen ein gewiſſes Averſionalquantum, in Entreprife; 
fondern blos die erſte Anfhaffung der Transports 
mittel und deren Unterhaltung. “ Der Entrepreneur 
kann fich daher bey der erften Anjchaffung oder —— 
derſelben zwar einen, mit dem Zwecke der in Entrepriſe geges 
benen Mittel verträglichen, Vortheil zu verfchaffen fuchen; aber 
er ijt doch verbunden, wenn er feinen Contract erfüllen will, 
die Transportmittel nicht blos wirklich anzufchaffen , u 

olche 
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ſolche auch ; bis zur. Endfehaft der milltairiſchen Operation, in 
völlig completem und dienftimäßigem Stande zu erhalten. Die 
Unterhaltungskoften werden zu dem Zwecke gegeben, damit die 
Zransportmittel in ſteter Bereitfhaft ſeyn fon 
nen. Nenn nun der Entrepreneur fich demungeachtet derfels 
ben willkuͤhrlich entledigen, folche ganz abfchaffen oder contracts⸗ 
widrig vermindern; die ordonanzmäßigen Gelder und Natura⸗ 
lien aber darauf erheben und beziehen wollte; fo würde man . 
mit Recht eine folche Forderung darum ablehnen koͤnnen, weil 
der Entrepreneur die Bedingung nicht erfüllt bat, unter wel⸗ 
ger die Auslobung der Gelder. und Naturalien gefchehen ift. 
Aus eben diefem Grunde kann auch die Könial. Krienscaffe die 
eiwa bezahlten und verabreichten Gelder und Naturalien, oder 
den Geldwerth der letztern, mit der conditione caufla data, 
cauffa non fecuta zurücffordern; teil der Entrepreneur, wenn 
er die in Entreprife gegebenen Transportmittel einfeitig abges 
ſchafft oder verringert hat, das Empfangene ohne Zweifel fine 
cauffa befigen und genoffen haben würdel), Beurtheilt man 
übrigens den Fall, wie e8 bey dem Mangel eines fpeciellen Con⸗ 
tracts gefchehen muß, nach der Borfchrift des Haushalts 
teglements, fo haben diefe Grundfäge durchaus feinen Zwei⸗ 
- fel. Vermoͤge defjelben follen die Transportmittel ftets in dienſt⸗ 
mäßigem completem Stande feyn, und von dem Vorgaͤnger 
dem Nachfolger allo abgeliefert werden; das Mangelhafte ders 
felben foH unverzüglich bergeftellt und der Abgang erfeßt wer⸗ 
den; die Eheffs find angewieſen, auf die dienſtmaͤßige Befchafs 
fenheit der Transportftücfe und deren nftandehaltung zu fehen 
u.f. w. Der Entrepreneur darf fie daher, nach feiner eigenen 
Einfiht und Willkuͤhr, überali nicht abfhaffen oder dienſtwi⸗ 
drig verringern , weil die Nothwendigkeit des TER —— 

elben 


I) arg. leg. 5. pr. et. ult. D. de condict. cauſſa data. L. 15. $. 6. 
D. loc. conduct. Böhmer de Action, Sect. 9, Cap. 5- $- 2% 
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ſelben oft ſehr ſchleunig eintreten Tann. In Gemäßheit: diefer 
Grundſaͤtze erkannte auch das hoͤchſte Tribunal, am 22. Oct. 
1801, in Sachen des Kriegs⸗Secretairs Meißner m. den 
Anwald der Kriegscanzlei, pto. zu teftituirender. Gelder, 
auf folgende Weife: Da, quod grav. Imum, nach deutlichen ı 
Inhalte des Militairhaushaltsreglements de 1785, P. 2. a ı€. 
S. 34, 35, 36 und 37, als nach welchem, in Ermangelung 
efonderer zwifchen dem Imploranten und unferer Kriegscanzlei 
eingetretenen Contractsbeitimmungen, und, da ohnehin beide‘ 
Theile ſich darauf berufen , Die bier eintretenden wwechfelfeitigen 
Rechte und Verbindlichkeiten zu ermäßigen find, dem Implo⸗ 
tanten nicht der Transport der General, Staabs- Regis 
ſtratur, fondern vielmehr die Anfhaffung und Unterhal- 
tung der dazu erforderlichen Transportmittel in Entre- 
prife gegeben worden, „und hinfolglich nur dann derfelbe die 
ihm ausgefesten Entreprifengelder zu fordern gehabt hätte, wenn 
er, tie foldyes auch ſothanes Haushaltsregiement ausdrücklich 
verlangt , das ganze Fuhrweſen in gehörigem dienfimäßigem 
Stande bis zu feinem Abgange erhalten hätte; felbiger aber 
geſtaͤndigermaßen in der Mitte des Februar 1797 fothanes Fuhr⸗ 
werk abgefchafft, und fi) dadurch felbft der dafür ausgeſetzten 
Entreprifengelder verluftig gemacht hat; fo Fann dem Geſuche 
nicht deferirt werden. 


= 


XVI. Erörterung. 


Wer eine Rechnung ohne MWiderrede annimt, und darauf - 
abſchlaͤgliche Zahlung leiſtet, begiebt fich dadurch keines⸗ 
weges ſeiner Einreden wider die Richtigkeit der einzel⸗ 


nen Anſaͤtze in der Rechnung: 


—8 
1 


Die mehrſten Rechtslehrer nehmen es als eine rechtliche Praͤſum⸗ 
tion an, daß derjenige, welchet Briefſchaften, die an ihn gerichtet 
find, ohne Widerſpruch annimt und behält, dadurch Die Ver⸗ 
bindfichkeit, den Contraet, oder die Schuld, wovon in dieſen 
Briefichaften die Rede ift, approbiret m). Zur Beſtaͤtigung Dies 
fer Lehre grüänder man fih auf den Inhalt L. ı9. Dig..ad $.. 
C.- Maced, welcher dahin lautet: Si filius familias, abfente 
patre, quali ex miandato'ejus pecuniam acceperit, cavil- 
fet, et ad patrem literas -emilit, ut eam pecuniam in pro- 
vincia folveret: debet pater, fi aötum fılii fai improbat, 
continuo teftationem interponere Contrariae veluntälis;’ 
und Mevius dähnet diefes aud) auf den Empfang von Rechnun⸗ 
gen befonders aus, indem er den Grundfaß: Recipiens rationes 
et retinens, earum caufam veram fateri, feque ex eis debi-. 
“ er Me . torem⸗ 
| nn —F ‘3 
-m) Menochius de'Praelamt. L.5. Prael,65. Auct. ib. alleg. 
»Caepolla Tract. Cautel. Caut.9. Nro.4. Struben Vind. 
Jur. venandi Nobilit. Germ. GC. i. $: 24, -Ppag.47- - ' " 


4 
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torem agnofcere cenfetur, bertheidiget, und deſſen Anwendung 
in einer vor dem Tribunale zu Wis mar entichiedenen Rechts⸗ 
fache begeuget n). Die allgemeine Rechtsbeftändigkeit, und Ans 
tendbarfeit gedachterPräfumtion, mögte wohl manchen wichtigen 
Zweifeln unterworfen bleiben. Geſetzt aber auch, man nımt den 
Gast unbedingt an: daß derjenige, Der einmal eine Rechnung ohne 
iderrede annimt, und darauf abſchlaͤgliche Zahlung leiftet, Das 
urch die Exiſtenz einer Schuldforderung an ſich felbit, und im 
Igemeinen in dem Maafe ftiltfehroeigend anerkennt, daß er 
demnächit mit einem bloßen Ableuanen der Schuld nicht weiter 
zu bören ift; So folaet doc) Hieraus noch keinesweges ein under 
Dingtes Anerkenntniß der Beitändigkeit aller eingelnen Rechnungs» 
anfäße, und eine ſtilſchweigende Entfügung der Dagegen zuſtehen⸗ 
den Einwendungen. Bekanntlich werden befondere Anerkennts 
niffe, und Renunciarionen, nie, ohne einen fehr dringenden 
Grund präfumire. Sie müffen vielmehr -bewiefen werden, und 
ſchwerlich dürfte: ein: darauf abzweckender Beweis aus Dem 
bloßen Stillſchweigen herzuleiten ſeyn. Sehr oft werden Rech⸗ 
nungen zu: folchen. Zeiten 'eingereichet „; wo e8 dem Emptängen 
durchaus an binlänglicher. Muffe feblet, um diefelbın. genau: 
durchzufehen. - Zurückgeben: Bann der, Empfänger die Rechnung 
nicht. wohl, und e8 bleibr ihm alfo nichts übrig, als ſolche an. 
zu behalten. Dabey liegt aber wohl unflreitig immer:Die, 
bficht zum. Grunde, vor der Zahlungsleiftung die Richtigkeit der 
einzelnen. Anfäge,.'zu einer gelegenen Zeit, gehörig. zu. prüfen. 
Seibſt derjenige; Der: vielleicht bey. dem Empfunge einer Rechnung 
vollige Muſſe haben mögte, die Nichtigkeit Der ſpeeiellen Rech⸗ 
nungspoften zu unterſuchen, jedoch nicht fofort Zahlung leiſten 
kann oder will, hat gewiß nie die Abficht, durch die Annahme 
der Rechnung, dem. Ausfteller derfelben Anfprüche zuzugeftchen, 
die der Wahrheit und dem Rechte zuwider find. Nach der Anas 
logie Legis- 82. Dig: deCondit..er demonltrat,. tritt: vielmehr, 
DREI N Ber. . Br. au 
n) Mevius. P..3.. Decif. 65. F d 


r nn 91 


auch in diefem Falle, die rechtliche Präfumtion ein, daß der 
Empfänger die Rechnung blos in der Äbſicht behalten babe, 
um fi) von der Nichtigkeit derfelben vor der Zahlungsleis 
ſtung zu überzeugen o). 


Eine auf die empfangene Rechnung geleiftete abfchlägliche 
Pehlung ann bierunter nichts ändern, vielmehr vermehret und 
eftärket die Zurückbehaftung eines Theils der Schuld die 
Praͤſumtion, daß der Schuldner die Abficht gehabt habe, durch 
Das Zurückbehaltene fich wegen etwa noch findender Unrichti keiten 
in den Rechnungsanſaͤtzen zu fichern. Wollte man das Gegen» 
theil annehmen, ſo wuͤrde man Dadurch Betruͤgerelen begünftigen, 
den Verluſt der gegründeteften Einreden von bloßen Uebereilungen 
abhängig machen, und einer ſchwankenden, nicht einft durch 
directe Geſetze begründeten Praͤſumtion mehr Gewicht beplegen, 
als der, Durch die Narur und das Recht feftgeftellten allgemeinen 
Regel: daß niemand den ihm zuftehenden Befugniſſen freiwillig 
und ohne beſondere Veranlaſſung entſaget p). 2% 


0) Menochius L. 3. Praeſumt. 65. ÖNro.15. Struben 
i. d. Nebenftunden Th. 3. &.330. Derfelbe i. d. Rechtlichen Be: 
denken ; Ih. ı. Bedenk. 72. 


p) Daß eigentlihe Rehnungdfehler — Errores calmli — 
noch immer in Rechnungen, wären biefe auch mehrmals revibiret, 
gerüget werden koͤnnen, fobald nicht bieferhalb ein Transact oder 
eine rechtöfräftige richferliche Entfcheidung  entgegenftehet, iſt, 
nad) dem Inhalte L. unic. Cod, de Errore Calculi, auſſer Zweifel, 


a ee Res, 


En — 
m, — 


XVII. Erörterung. 


Wenn Jemand Geld zahlet, um eine gerichtliche Klage, . 
womit er bedrohet wird, von ſich abzumenden, fo lie 
get bierin Feinesmeges ein unbedingtes Zugeftändnif 
des Klagegrundes feines Gegners. 





Ein. verehelichter, in einem öffentlichen Amte ftehender Man, 
ward von einer Aßeibesperfon bedrohet, daß fie ihn zum Vater 
ihres unehelichen Kindes angeben wolle. Er ließ fich hierdurch 
bewegen, der Deohenden nicht alleın. 10 Rthlr. auszuzablen, 
fondern derfelben auch, bey einer in der Folge eingetretenen Wie⸗ 
Derholung der Bedrohung, 50 Rthlr. anzubieten, wenn fie nicht 
Eagbar werden, und ihm nicht an Ehre und Glück fehaden 
tolle. "Nach einiger Zeit nahm die Weibesperſon dennoch den 
Ehemann, als den angeblichen Vater ihres unehelichen Kindes in 
en Anſpruch, und verlangte von ihm, nicht allein die 

limentation des Letzteren, fondern auch ein Satisfactions-Quans 
tum. Zur Begründung des gänzlich abgeleugneten Fundas 
ments der Klage, ‚bezog fich die Klägerin auf die von dem Bes 
Fagten, unter der vorerwaͤhnten Aeußerung, theild wirklich ges 
feiftete,. theils verſprochene Geldzahlung, welche fie Durch Zeugen 
erwies, und Die auch der Beflagte, als eine, zur Abwendung 
einer Öffentlichen, in feinen befondern bürgerlichen Verhaͤltniſſen, 
ihm. höchft nachtheiligen Beichimpfung, gemachte er 
— nicht 
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nicht in Abrede ſtellte. Es entftand daher die Frage: O b ımd 
welhe Wirkung, der, von dem Beklagten eingeftandenen, 
Unterhandiung. mit. der Klägerin „ im Abficht auf den Beweis 
des Klagegrundes, benzulegen ſey? ER 
Mehrere Roͤmiſche Gefege q). beftummen, daß derjenige, der 

ſich überhaupt wegen Privarverbrechen, die nicht capital find, 
und befonders twegen eines Ehebruchs 5), vergleichet , nicht allein 
für befannt und übermiefen , fondern auch noch überdies für 
ehrlos zu halten fen. Dieſe Gefege, welche eigentlich nur von der 
Wirkung eines. Vergleiche, in Hinſicht auf die Criminal⸗Sache, 
reden, und die offenbar den Fall vorausfeken, daß der Transi⸗ 
„gent; bey dem Vergleiche, das Verbrechen wirklich) eingeftanden 
babe, dürften jedoch, felbft nach Römifchen Rechtsbegriffen, blos 
auf den, nad) der Litisconteftation eingegangenen Vergleich 
einzufehränten feyn ⸗). Ueberhaupt weichet aber, in Betracht 
der Wirfung des Transacts über Verbrechen, der heutige Ge 
zichtsgebrauch von der Strenge des Roͤmiſchen Rechtes ab, denn 
nad) jenem erroächfet; aus einem angebotenen oder errichteten Vers 
gleiche, Fein ſtillſchweigendes Bekenntnif, fondern nur eine Ans 
zeige oder Präfumtion gegen den Transigenten, welche, lediglich 
in fofern, eine weſentliche Beruͤckſichtigung verbienet, als derfelben 
andere Verdachtsgründe zur Seite treten. ı). In dem * be⸗ 
ruͤhrten 


4). L.4. $ ſio. L.5 et 6. Dig. de his qui not. infam, L. 4. Dig. 
de Jure fisci. : . 

r) B. 10. Cod. ad Leg. Jut. de Adülter, F 

6) Lauterbaeh Colk Th. Pr. Lib. 3. Tit. 2. $. 1d et Lib. 4. 

- ‚Tir. 15. F25. Das Gegentheil behauptet jedoch Strwv. Synt. 
Jur, Civ. Exerc, 4. Th. 34. 

t) Hellfeld Jurispr. for. Tit. de Transact. $. 353. Not. f. 
Quiſtorp Grunbfäge des Peinl. Rechts, Th. 1. 8.109. M. 
vergl. Canngieller Decil. Supr. Trib. Caflel, Tom..ı. Dec.3. 
Nro.4%. Mantzel de honorif. dimifl, delinq. $: 23, 
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ruͤhrten Falle hatte der Beklagte einen mit der Klänerin gepflo⸗ 
genen unerlaubten Umgang nie eingeftanden, fondern vielmehr, 
bey der Auszahlung der 10 Rthlr. und dem Verſprechen der 
so Rthlr., dagegen ausdrücklich proteftire. Die, aus den mit 
der Ktägerin vorgeweſenen Unterhandlungen,. gegen den Beklag⸗ 
ten entfpringende Präfumtion war nicht von großer Bedeutung, 
Nicht ſelten bedrohen liederliche Weibsperſonen, ohne die mins 
defte gegründete Beranlaffung dazu zu haben, angefehere, ehr⸗ 
bare, bejahrte oder verheirathete Männer, dieſe als Vaͤter ihrer 
unehelichen Kinder angeben zu wollen, b!os in der Abficht, um 
auf folche Weiſe Geld zu erpreffen; und nur zu oft gelinget dieſe 


Bosheit, weil es Fälle giebt, in welchen es Männern der vorer⸗ 


wähnten Art, felbft bey dem reiniten Bewußtſeyn ihrer Unſchuld, 
höchft nachtheilig. werden Fann, wenn fie, durch eine Alimentas 
tions» und Satisfactions⸗Klage, auch nur vorübergehend bes 
fehimpfet, und in die Lage gefeget werden, ſich von dem Klage 
werke, etwa durch Fidesleiltung, losmachen zu müffen. In 
der Eingangs gedachten Rechtsſache, ©. wider R. wegen Alir 
mentation, befand fid) der Beklagte in einem ähnlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe, und da, auffer der eingeftandenen Unterhandlung mit der 
Klägerin, fehlechterdings kein anderer Thatumftand oder Vers 
dachtsgrund gegen den Beklagten angeführet werden konnte; fo 
erkannte das höchfte Tribunal durch ein Abänderungs-Refeript 
vom zten Dctober 1801: Wenn nun, in Betracht aller bey die⸗ 
fer Sache eintretenden Umftände, die eingezeugte und eingeftans 
dene Unterhandlung, worin der Beklagte fich eingelaffen hat, um 
zu verhindern, daß Die von der Klägerin ihm gemachte Beſchul⸗ 
digung nicht offenbar werde, nicht dazu Dienen ann, um Dasjes 
nige, was die Klägerin zur Bedingung ihrer Klage darzuthun 
hatte, für halb ermwiefen anzunehmen , vielmehr es bislang an 
einem rechtlichen Beweiſe des eigentlichen Klagegrundes gänzlich 


fehler; — fo habt Ihr die Klägerin mit ihrer Klage abzuweiſen; 


es Fönnte und wollte Dann diefelbe u. ſ. w. 


XVIII. 


- 


XVII. Erörterung. 


Ueber: die Beytraͤge zu den bey Kirchen + Pfarr und 
Schulgebäuden erforderischen: Baukoften, nach hiefigen 
- Randesgefegen.- — —J 


Streitigkeit unter den Fingepfarrtem über die Art des Beytrags 
zum Bau und zur tung der geiftlichen Gebäude ‚, oder 
über den Einwand einer, ganzlichen, oder nur eingefchränften Bes 
freiung‘ davon, gehören nach der Altern und neuern Obſervanz 
ad caulas mixti fori u), Die Grundfäge ſelbſt, welche bey der 
Aufbringung der Bau, und Reparationskoſten geiftlicher Gebaͤu⸗ 
de befolgt werden muͤſſen, find indeß: in den hleſigen Landespros 
vinzen verichieden. : . 


Im Fuͤrſtenthum Lüneburg, im Fürftenehum Gruben, 
hagen und in der Grafſchaft Hoya, mo die Lüneburgifche 
Kırcyenordnung Herzogs Frie drich vom- Jahr. 1643. gilt x), 

Au | con⸗ 


u) Schlegels Kirchenrecht, Ih. 1. S. 186. Auſſer den daſelbſt 
angeführten Beyſpielen, iſt mach dieſem Grundfage vom hoͤchſten 
Tribunale im: Jahr 1800 in: Sachen don Ilten w. die Ge 
meinde Geftorf und im Jahr‘ 1802 in Sachen Linden c. Lin 
den erkannt, z 

x) Schlegel a. a.O. ©.43 ff. 
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concurriren die Eingepfartten in der Regel nur dann zu den Kos 
ften, wenn die geiftlichen Gebäude nicht aus den eigenen Mitteln 
der Kirche gebauet und gebeffert werden koͤnnen. Im Fürftens 
thum Ealenberg und den damit verbundenen Graf und Herr⸗ 
ſchaften hingegen , müffen in der Negel die Eingepfartten die 
Pfarr, Witten, Schul, Küfter- und Drganiften » Häufer, 
nebft den dazu gehörigen Wirthſchaͤfts gebaͤuden, auf ihre Koften 
bauen und beſſern und es darf Dazu Fein baares Geld ex aerario 
ecelefine' genommen werden. Blos die Kirchen und Capellen 
ſollen aus Ihren eigenen Mitteln gebauet und reparirt werden, und 
es ſind daher in Abſicht derſelben die Eingepfarrten nur in de m 
Nr zur Leiftung eines Geldbeytrages verbunden, wenn «8 an 
infänglichen Kirchenmitteln fehlt y). In den “Provinzen, mo 
Die Lünebulrgifche Kirchenordnung gefeßliche Kraft hat, richtet 
man fich in Abficht der Coucurrenz zu den Ball» und Reparas 
tionskoften.nac) den, unter den Eingepfartten, beftehenden Ders 
frägen , rechtsktaͤftigen Entſcheidungen, oder nad) eines jeden 
Kirchfpiels und Orts Obfervanz =), und Die Ein epfarrten concur⸗ 
giren daher zu den Koften bald nach der Qualität der Befisungen, 
bald nach dem fogenannten Kirchenſatze, bald zu gleichen Theis 
fm. &n dem Fuͤrſtenthum Calenberg muͤſſen aber die Einge⸗ 
pfareten nach dem Fuße der Eonteibution, beytragen und in Hin⸗ 
ficht der contribuablen Untertbanen a) foll überhin bey 
"our | allen 


— Verordnung som 15. Dec. 1733, incorp. conft, Ca- 
lenb. Tom. ı. P. 821. aPufendorf Animadr. 43. 
2) Pract. Erörterungen 8. 1; Nro. 60. 


-.a) Der. Euntributiond ; Fuß betrifft Lediglich die contribuablen 
Eingepfarrten, und if als Norm für die verfchiebenen Klaffen 
der pflichtigen Unterthanen, ber Boll: und Halbfpänner., der Kds 
ther und Brinkfiger, feſtgeſetzt. Es folgt alſo daraus feine Bes 
fretung von biefer Saft für diejenigen Eingepfarrten, welche zu 
diefen. 
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allen Gemeinden auf die, dem Eontributionsbeytrags- Fuße etwa 
entgegenfichenden Gewohnheiten, Transactionen, res iudica- 
tas und dergleichen, gar nicht weiter gefehen und: geachtet 
werden b), ’ - 

Zu: Beide 


biefen Klaffen nicht gehören, 3.3. der Vefiger ablicher oder freier 
Güter. Den legtern ift nirgends eine Immunität von dergleihen 
Beyträgen in den Verordnungen beygelegt, und es würde auch, 

wenn fie darum, weil. fie der Eontribution nicht unterworfen find, 
auf eine Befreiung Anfprudy machen dürften, eine unbillige focies 
taͤtswidrige Bebrüdung des contributionspflichtigen Standes folgen. 
Sie müıfjen daher ebenfalls in.der Regel verhältnigmäßig 
beytragen, und ber Beytrag berfelben ift, bey fehlender Norm, 
entweder gütlich auszumittelm, oder von bem Richter nach Billig: 
keit zu beſtimmen. M.f. pract. Erdrter. B. 1. Nro. 59. 

b) Berordn. vom 15. Dec. 1733 und das Erflärungsedict bie 
fer Berorbn. vor, 15. Sul. 1745, in a Pufendorf Obferr. 
Tom. 3. Obl. 184. ‚Daß diefe Verordnungen blos im Fürften: 

tbum Galenberg gelten, erhellet aus einem, an dad Amt 
Hoya ben 4. Dec. 1753 .erlaffenen Regiminalrefcripte, 
worin es am Schluffe heißt : „Im Übrigen ift euch hiermit unver: 
halten, daß bie in anno 1733; wegen bed Beytrages zu dem 
geiſtl. Gebäuden nach dem Fuße der Gontribution, ergangene Vers 
ordnung nur blos das Fürſtenthum Galenberg ans . 
gehet, weilen die übrige Landfhaften dieſen mo- 
dum nibt.annehmen, fonbern es lieber dabey laffen wels 
len, was an jedem Orte beffalld von alter Zeit her gewoͤhn⸗ und 
gebräuchlich gewefen, daher foldhe Verordnung in der 
Srafihaft Hoya nit zum Grunde gelegt werden 
kann.” In Gemaͤßheit deſſelben ift vom höchften Tribunale, am 
rıten Jan. 1803, gefproden, in Sachen ber Brinffiger zu Klei- 
nenboftel wider die Meierleute und Köther daſelbſt, pto. 
Beytrags zum Schulhausbau, 


[3 
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Beide unten angeführte Verordnungen fegen indeß die 
Schuldigkeit der Eingepfarrten zur Erbauung und Unter 
haltung der geiftlichen Gebäude voraus, und fie beftimmen blos 
Die Art und Weile, wie die ſchuldigen Beytraͤge von den 
Eontribuenten aufgebracht werden follen. Sie Fünnen aljo 
nicht zur Entfcheidungsnorm dienen , tern die eine Gemeinde 
wider Die andere, oder eine Klaffe der Eingepfarrten wider die 
andere, oder ein einzelner wider Die Gemeinde, eine Smmunis 
tät von allen oder einzelnen Beytraͤgen, mithin eine gänzliche 
oder theilmeife Befreiung von der Eoncurrenz zur Erbauung oder 
Unterhaltung der Pfarr⸗ Kirchen» und Schulgebäude behaups 
ten, und folche erweiſen c). Das Königl. Oberappellat. ⸗Ge⸗ 
richt hat hiernach am 16. April 1801 erfannt, in Sachen der 
Gemeinde Ufchlag w. die Gemeinde Nienhagen, pto. Re⸗ 
paratur des Pfarrgebäudes. Uebrigens verſtehet es ſich von 
Kor: daß eine jede, durch Verträge oder rechtsguͤltiges Her⸗ 
ommen erlangte, oder vechtsfräftig erftrittene, Befteyung 'von 
diefen Beytraͤgen, theild nach ihrer Natur, theils wegen ihrer 
Abweichung von der Regel, allemal einfchränkend, nicht aus: 
dehnend, zur erklären iſt. Ä 


e) aPufendorf Animadr. 43. 


XIX. 
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XIX. Eroͤrterung. 


In wie fern die Haͤuslinge zum Bau und zur Unterhal⸗ 
tung der geiſtlichen Gebaͤude beytragen muͤſſen. 


I » » 
„gm . 


BD Beyträge zum Ban und zur Unterhaltung der geiftlichen 
Gebäude find nad) ihrer Natur weder als ein onus mere reale, 
noch mere perfonale, fondern vielmehr als ein onus mixtum 
zu betrachtend). Die Verbindlichkeit dazu entfpringt nicht blos 
aus dem Beſitze liegender Gründe, fondern aus der Parochial⸗ 
Societaͤt, woraus ſowohl angefeffene als nidhtrangefeffene Eins 
gepfarrte Vortheil ziehen; mithin find aud) die letztetn verpflich⸗ 
tet, zu den damit verbundenen Caſſen verhältnißmäßig,: nach 
den Kräften ihres Vermoͤgens, beyzutragen. Die Ealenbergis 
fhe Verordnung vom Zahr 1733 fett zwar feſt, daß die Bey⸗ 
träge nach dem Fuße der Eontribution aufgebracht werden füls 
len, und es feheint Daher, daß, da die Eontribution und Con⸗ 
tributionspflicht liegende Güter — nur — 

2 en 


d) Böhmer jus paroch. Lib. 7: 6.3. $.9;° Runde Beytr, 
zur Erörter. rechtl. Gegenftände, B. 1. 6.210, ° 
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den abzuzahlenden Baufoften mit Recht angehalten werden koͤn⸗ 
nen, welche liegende Gründe befigen. Allein diefe Verordnung 
bat bios zur Abficht, den Streitigkeiten über Das Beytrags⸗ 
verhältniß , unter den verfchiedenen Klaſſen der contribuablen 
Unterthanen, abzuhelfen. ie enthält alfo blos für die, der 
Eontribution unterwotfenen, Eingepfartten eine Norm; Feineds 
weges aber zugleich eine Befreyung für folche, welche feine Con⸗ 
tribution entrichten. Dergleihen Immunitätsbewilligung lag 
ganz auſſer dem Zwecke und der Abficht jener Verordnung e). 


Die Häuslinge find freilich Feine Mitglieder Der Gemeinde, 
in Rückficht auf Gemeinheitsvortheile und Caſſen, vielmehr bloße 
Miethsleuie, welche Die Befugnig haben, nach geendigtem Mierhe 
contracte an einen andern beliebigen Ort zu ziehen. Aber deſſen⸗ 
ungeachtet find fie doch mit zu den Eingepfarrten zu zählen, 
meil die Häuslinge einer Parochie angehören müffen, und in 
der Regel nicht als vagabundi angefehen werden koͤnnen. Meis 
ftens bleiben auch die Hduslings » Familien. in den Dörfeitn 
und Kirchfpielen wohnen, wo fie ſich niedergelaffen haben, und - 
fie. geben durch den eingegangenen: Häuslings» Eontract zu er⸗ 
Eennen, daß fie an dem Drte ihr domicilium nehmen wollen. 
Sie find daher, wenn fe ei ordentlihen Wohnfig inner 
halb eines Kirchfpiels aufgefehlagen haben, als wirkliche Ein- 
gepfarrte der Parochialkirche zu betrachten, und mithin aud) 
zu den Laften und Abgaben verbunden, welche aus der Parochial- 
verbindung fließen. Nur in den Fällen, wo die Haͤuslinge 
entweder noch feinen beftändigen Wohnfis an einem Drte ge⸗ 
nommen, und alfo blos die Abſicht haben, fich eine kurze Zeit 
in einem Kirchfpiele aufzuhalten, oder wenn fie auf folchen freien 
und adliden Höfen und Gründen wohnen, welchen eine ar 

| mun 


e) M. vergl. die. Declaration derfelben vom 15. Gebr. 1747. 
aPufendorf Tom, 5. Obf. 184. 


— 
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munität von deraleichen Pfarrlaften zukommt und anklebt, wuͤr⸗ 
den ei nicht ſchuldig ſeyn, zum Bau und zur Unterhaltung der 
Kirden» Pfarr» und Schulgebäude einen Beytrag zu leiften. 
Bey der Beftimmung des Beytragsverhältnifjes derfelben, wo 
es noch unbeftimmt und nicht etwa gütlich zu reguliren iſt, 
dürfte übrigens. auf das Vermoͤgen der Haͤuslinge allezeit billige 
NRückficht zu nehmen ſeyn ). 


D Pract. Erörterungen, B. 1. Nro, 60. 
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XX. Eroͤrterung. 


Der Wehrzoll kann nur von denen gefordert werden, mel- 
che die Hauptzollſtaͤtte zu paffiren verbunden find, - 


Der Zoll ift befauntlich eine Abaabe, melche für Waaren oder 
andere Dinge, nad) einer verhältnißmäßigen Taxe, zu dem 
Ende bezahlt wird, um eine gewiſſe Zolljtätte paffiren zu Dürs 
fen. as bloße Fahren oder Transportiren macht daher Die 
MWaaren und Sachen, welche Geldwerth haben, nicht zollbar, 
fondern die Freiheit, eine Zolftätte damit zu pafliren. 


Auswärtigen Handelsleuten und Waaren kann zwar die 
ungehinderte Paſſage durch ein fremdes Land nicht wohl vers 
fagt werden; der Landesherr ift aber Dagegen befugt, für die 
Geſtattung derfelben , fich die rechtmäßig hergebrachten Abaas 
ben, infonderheit den Zoll, bezahlen zu lafien, und, um füls 
chen wider Deftauden zu fihern, die Land» oder Heerftraße zu 
beftimmen, auf welcher die Durchfuhr derfelben gefchehen fol 8). 
Zur Gicherftellung der, bey einer rechtmäßigerroeife vorhandenen 
Zollſtaͤtte, zu erlegenden Abgaben , findet daher, in Abficht 
dDurchgehender Waaren und Güter, ein Straßenzwang 
Statt, ohne Unterfehied, ob diefelben mit eigenem, m 

em 


8) Häberlins Handbuch des t. Staatsrechts 8.336. Reuls de 
munitione viarum publicarum $. 51. .— 
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ſchem oͤder einländifchem Frachtfuhrwerke die Zollſtaͤtte paffıren 
oder paſſiren mußten; denn die ungehinderte Paſſage wird den 
ee nur auf den ordentlichen Land» und Heerſtraßen 
verſtattet h), 


Die Randeseingefeffenen find gleichfalls verbunden, wenn 
fie zollbare Waaren und Producte zum Verkauf auf einer Stras 
Be forefchaffen, die mit einer berechtigten Zollftätte 
verſehen ıft, und Eeine befondere Befreiung von der Entriche 
tung des Zolles zu ermweifen ift, die Zollabgabe zu erlegen. Aber 
die bloße Zollpflicht begrundet wider fie noch Fein Straßenziwangss 
recht. Es giebt viele ſahrbare Wege auſſer den eigentlichen Heer⸗ 
und £andftraßen, mittelft welcher die Communication der Städte 
und Dörfer im Lande unterhalten wird, die jedoch mit Feiner 
berechtigten Zollſtaͤtte befegt find. In keinem Landesgefege ift 
es den Unterthanen verboten, oder die natürliche Freiheit der⸗ 
felben eingefchränfet worden, fich ſolcher oͤffentlichen Wege und 
Straßen, an welchen fein Zolhaus befindlich ift, zu bedienen, 
auf welchen fie am kuͤrzeſten und bequemften von einem Orte 
zum andern und wieder zurück gelangen koͤnnen. Nach dem woͤrt⸗ 
lichen Inhalte der angeführten Verordnungen findet vielmehe 
nur wider die Fracht» und Karren», oder fonft Kauf» und 
Handelsleute, welche Waaren, Güter oder lebendiae Haas 
be, von welchen. fie den Zoll zu entrichten verbunden find, aus 
andern Ländern in die hiefigen Provinzen eins und durchführen, 


oder aufladen und daraus vertreiben, ein Straßenzwang a 
Paſ⸗ 


h) Es iſt daher in mehreren Landesgeſetzen ben Frachtfuhrleuten uns 
terſagt, die Heerſtraßen zu verlaſſen und Nebenwege zu 
-fuhen. M.f. Verordnungen vom 2aſten Mär; 1674, 
23. Jan. 1702, 17. Jul. 1713, 12.Mayı727, 15. Febr. 1736 
— in Corp. Conſt. Luneb. cap.7. — und vom 17. May 
1751, — in den Hanndv. Anz. 0.3.1751. ©t.47. 
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Paſſiren daher Die Landeseingefeffenen eine, mit Feiner Zofftätte 
verfehene, Straße mit ihren eigenen Waaren und Producten, 
welche ſie zum Verkauf verfahren, oder die fie felbit gekauft 
haben, und nad) Haufe transportiten; fo liegt ihnen auch Die 
Verbindlichkeit nicht ob, ſolche zu. verzollen. Indeß würde 
alsdann von Diefer Regel eine Ausnahme allerdings eintreten, 
wenn auch wider fie dadurch ein Straßenzwang hergebracht 
feyn follte, daß fie ſich von jeher mit ihren, zum Verkauf bes 
Beamer Produeten der mit einer Zolftätte verfehenen Strafe 
edient haben, oder ihnen in alten Zeiten vorgefchrieben ft, 
ſolche zu paſſiten. Dahingegen find Diejenigen Unterthanen, 
roider welche Fein ſolches Straßenzwangsrecht ertweislich herge⸗ 
bracht ift, bey der natürlichen Freiheit, fich des mit feinem Zolls 
Haufe verfehenen Weges zu bedienen, und der daraus von ſelbſt 

folgenden Zollfreiheit, billig ganz ungeftöhrt ferner zu laſſen. 
Die Frachtfuhtleute und andere Perſonen, weiche Die or⸗ 
dentliche —— zu paſſiren verbunden ſind, ſuchen ſolche 

oftmals auf Nebenwegen zu vermeiden, und ſie achten zuwei⸗ 
ien keinen Umweg von einigen Meilen. "Hin und wieder fuͤh⸗ 
zen auch mehrere Straßen , neben der Hauptzollſtraße, auf 
eine Bürzere und bequemere Weiſe, an den gerwünfchten Dt, 
Damit nun theils Fein Zolunterfchleif vorgehet, theild Die Bes 
quemlichkeit der Zolipflichtigen nicht geftöhrt wird, welche fonft 
dieleicht einen fehlechteen oder Umveg nehmen müßten, um den 
Hauptzoll zu paffiren, ift der Zollherr befugt, auf dem Wege, 
- weldyen die Fuhrleute und Zollpflichtigen nunmehr. pafliren, eis 
nen fogenannten Neben» oder Wehrzoll anzulegen. In 
fo fern dadurch die Zolabgabe weder verändert und vermehrt, 
noch andern ein Nachtheil damit zugefügt wird, laͤht fich wider 

die Rechtmäßigkeit einer folchen Anlage kaum etwas eintwenden 2 
1 * n 


5) Jargow von Regalien S.544. Sartorius | (Praef. Sam- 
hbaber)medit, politica circa vectigal. ad Commercia relationem 
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In Hinficht derer, welche nach den Geſetzet sur Herkommen 
unter dem Straßenzwange ftehen, und nach foldhem den Haupt⸗ 
ol zu paffiren verbunden find, enthält der Wehrzoll weder eine 
erlegung oder Veränderung des rechtmäßia vorhandenen Haupt 
zolles, noch eine gedoppelte Zollabgabe. Denn an dem Wehr⸗ 
* wird ja blos die Adgabe erhoben, die auf der ordentlichen 
Zaolhſtaͤtte hätte erlegt werden muͤſſen, wenn ſolche berührt wäre; 
mithin können ſich die Zollpflichtigen, welche den Hauptzoll zu 
paſſiren verbunden ſind, uͤber deſſen Anlage nicht beſchwert ach⸗ 
ten k). Wenn aber der Wehrzoll auch von ſolchen Perſonen 
und Landeseingefeffenen gefordert wird, welche mit ihren Producz 
ten und Sachen die Hauptzollftelle gar nicht paffitt haben, und 
die auf ihrem gewöhnlichen Wege nicht anders, als durch Um⸗ 
wege, auf die Hauptzollftätte würden gelangen Eönnen; fo ift dies 
Fein Wehrzoll; vielmehr in Ruͤckſicht ihrer ein wahrer neuer 
Zoll, und daher eine ſolche angemafte Zollerhebung, nad) den 
reichsgefeglichen Verorduungen, unerlaubt und widerrechtlich 1), 
In Erwägung diefer a erkannte das höchfte Tribunal, 
im April 1801, in Sachen der Freien in der Amtsvoigtey Ilten 
1. den Anwald des Amtes Burgdorf, in pto. turbatae poſ- 
felfionis: Nachdem die im Jahr 1748, wegen eines Wehrzofs 
les zu Dollje getcoffene Borkehrung, da felbige lediglich die Aufs 
techthaltung der Intraden der Burgdorfer Dauptzolftätte * 
aben 


nem $.ı0o. Hofmann de vectigal. jure in genere, in [pe- 
cie vero de vectigalibus [ublidiariis, vulgo von Wehrzöllen, 
h. 12 ſeg. Schmidts Abhandl. verſchiedener pract. Rechtsma⸗ 
terien. B. 2. nro. 16. 8. 8. 

k) Hiernach iſt auch vom hoͤchſten Tribunal am ıg Jun. 1785 ge: 
fprohen, in Sachen ber Eingefeffenen zu Nebmis w, den An 
wald des Amt Eiickow, pto. turbatae poflelhionis. 


I) Häberlin a. a.O. 5.333. Hofmann 1.c. $. 15. 
4 O 
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«haben Fa ‚nur gegen diejenigen Fuhrleute wirkt, welche vor 
der Verlegung der vorigen Poſtſtrahße, dem Herkommen nad, 
verbunden geweſen, die Route über Burgdorf zu nehmen; die 
Acten aber allenthalben ergaben, daß die Appellanten und ihre 
Borfahren. vorhin nie unter einem ſolchen Straßenzwange ges 
‚fanden, und die in den Fahren 1766 — 1774 und 1778 von 
einigen Eingeſeſſenen im Freien unverweigert geſchehene Zollabaift 
zu Dollje die praelcriptionem extinetivam immunitatis wi-—⸗ 
der die Appellanten zu begründen nicht verman; fo wird mit Auf 
hebung:der Sententiae a qua dem Appellaten aufaeaeben, Die 
Appellanten. mit der Eraction des Wehrzolles zu Dolje, jedoch 
nur alsdann, wenn fie diefe Stätte als Selbſthaͤndler, keines⸗ 
weges aber, wenn fie diefelbe als Frachtfuhrleute für Fremde 
pafjiren, in Zufunft zu verſchonen. 


XXL 


XXI Erörterung. 


Bon der Appelationsfumme, welche bey den Appellatios 
nen von den Erfenntniffen der K. Kriegesgerichts⸗Com⸗ 
miffion zu Hannover, an das hörhfte Erıbunal, erfor 
dert wird. : 5 „* a * — 


Bekannelich iſt die zur Stattnehmigkeit der Appellationen an das 
K. D.A. Gericht erforderliche Summe nicht gleich, ſondern vers 
ſchieden, je nachdem von den Erkenntniffen der höheren Juſtizcol⸗ 
legien diefer oder jener Landesprovinz appellivet wird. Die vors 
bandenen Gefege und Privilegien beftimmen nämlidy die Ap⸗ 
pellationsfumme bey den Berufungen von den Erfenntniffen der 
Dbergerichte, | 
a) der Fürftenthümer Lüneburg, Calenberg, Göttin 
gen und Grubenhagen, wie au der Grafichaften 
Hoya und Diepholz, auf soo Rthlr. m); 
b) dee Serzogthümerr Bremen. und Verden auf 
200 Rthlr. 2); und. . u Ä 


Da *20) 


m) O. A.G.Ordnung Th. 2. Zit.2.$.1. Pufendorf Proc, Cir. 
P.4. cap. 1. Sect.ı. $.2ı. 

n) Wismarſche Zribunald » Drbnung Th. e. Zit.4. 8.9. , In dem, 
unterm 6. December 1715 an das D.A.Gericht erlaffenen Landes: 
herrlichen Refcripte, heißt ed am Ende; Ratione [ummae appel- 
lab. wird die zu Wismar bergebrahte Summa zum Fundament 
genommen werden. Pufendorf Proc. Cir. P,4. Cap. ı. 
Sect, 1. 6. 235. 
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c) des Herzogthums Lauenburg auf 400 Rthlr. 0). 


Die K. Kriegsgerihts » Commiffion zu Hannover ift 
keiner der ——— Provinzen beſonders vorgeſetzet. Es vers 
waltet dieſelbe die Militair⸗Civil-Jurisdiction in ſaͤmmtlichen 
Chur/-Braunſchweigiſchen Landen ohne Unterſchied, und da von 
ihren Erfenntniffen und Verfügungen gleihfans an das Königl. 
D.A. Gericht appelliret wird p); fo koͤmmt ın dergleichen Appeks 
lationsfällen die Frage in Betracht: auf welche Appellations ſum⸗ 
me zu fehen ſey? Ein befonderes Landesaefeg ift hierüber nicht 
vorhanden. Das Militair + Zuftizreglement vom ıten December 
1736 verordnet, Cap. 2, $. 21, blos Folgendes ; 


er durch eine bey Unferer Kriegsgerichts « Commilfion abs 

gefprochene Urthel oder Definitiv » Beicheid graviret zu ſeyn 

vermeinet, demfelben ftehet frei, davon an Unfer O. A. Ge⸗ 

zicht zu appelliten, da dann, wenn der Calus nad) der 
O. A.G. Ordnung appellabilis iff, die Acta an daſſelbe auf 
Erfordern eingefandt werden follen d. 


Dieie in diefen Worten fiegende allgemeine Verweiſung auf 
die D.A.G.Drdnung kann Feinesweges fo gedeutct werden, als 
wenn dadurch auch Die, im gedachter Ordnung r) ——— J 

waͤhnte 


0) Eandeshetrliche Reſolution für die Lauenburgiſchen Stände, vom 
15. September 1748. a Pufendorf Tom. 3. Obfervat. 
101.6. 2. 


p) a Pufendorf- Tom, 4 Oblervat. 128. Practiſche Erörterum 
gen B. 2. Erörter. 18. Ä | 
9) Sammlung Chur = Braunfhweigfcher Landes-Verordn. Zellefben 
Theils, Cap. 3. Sect. 1. Nro.2. Calenberg. Theils, Cap. 3. Sect.1. 
ı Nro.2. Seite 44. 


3) j5.A. G. Ordnung Th. 2. Tit. 2. 3 I 
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waͤhnte Appeltationsfumme von soo Rthlrn. fehlechterdinge bey 
den Berufungen von der Kriegsgerichts /Commiſſion vorgefchrie: 
ben wäre. Der Grund, weshalb in der D.A.G.Drdrung nur 
die Summe von 500 Rthir. benannt ift, liegt darin, daß zu der 
Zeit, da dieſes Geſetz gegeben ward, Die Landeepropinzen, welche 
geringere Appellationsfummen haben, noch feinen Teil der Chur, 
Braunſchweigiſchen Lande ausmadıten, und es darf daher dic 
D.4.8.Drdnung, in fofern diefelbe von dem Betrage der Appel: 
lationsfumme redet, nicht alg ein auf fammtliche Provinzen der 
biefinen Lande anwendbares Geſetz betrachtet toerden. Da die 
Gerichtsbarkeit der Kriegsgerichts » Commiffion ſich auf das 
ganze Land erjtrecket, fo Fann der zufällige Aufenthalt dieſer Ge» 
richtsſtelle in der Stadt Hannover diefelbe fo wenig zu einem 
Ealenbergifchen Gerichte machen, als das höchfte Tribunal da⸗ 
durch ein Luͤneburgiſches Grricht wird, daß daffelbe feinen Sit 
in der Stadt Zelle bat. Dieſes vorausgefeget, fo verftehet es 
fi) von felbft, daß folche Gerichtshöfe, die nicht für eine einzelne 
rovinz, fondern für das ganze Land angeordnet find, nicht die 
desordnungen, Gewohnheiten und Gebräuche des Dris, mo 
fie ſich aufhalten, fondern ——— aus welcher die 
Rechtshaͤndel herruͤhren, bey der Entfcheidung der letzteren zu bes 
. folgen haben, indem die Einwohner einer jeden Provinz ein ger 
gründetes Recht haben, zu verlangen, nad) den Geſetzen gerichtet 
zu werden, die bey ihnen gelten, und die fie Daher allein verbins 
den. Auch die Kriegesgerichtd -Commiſſion ift alfo überhaupt 
an die Kandesgefeße der einzelnen ‘Provinzen gebunden, über wel⸗ 
che ſich ihre Gerichtsbarkeit erſtrecket, und hieraus folget, daß 
bey den Appellationen von den Verfügungen und Erfenntnifjen 
dieſes Gerichtshofes, in jedem einzelnen Galle, auf die Appella- 
tionsfumme derjenigen Landesprovinz gefehen werden muß ,. aus 
welcher -Die Rechtsſache herrühret, oder, mit andern IBorten, in 
melcher der Beflante feinen Aufenthalt hat, oder der ordentliche 
Gerichtsſtand auf andere Art begründen feyn würde, 


Um 


/ 
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Um allen Mifdeutungen und Zweifeln vorzubeugen, fand 
das hoͤchſte Tribunal fi beroogen, ben Gelegenheit einer, in Su 
chen von Marſchalck wider Meyerhof wegen Bürgfchaft, 
abgegebenen Entfcheidung, von amtsmwegen, am 18. November 
1800, an die K. Kriegsgerichts-Tommiſſion folgendermaßen zu 
tefcribiren : | 


„In Unferm Militair-Juſtizreglement Cap. 2, S. ar., ift 
ausdrücklich den durch Eure Entſcheidungen beſchwerten Bartheien, 
die Appellation an Unfer O. A. Gericht zu Zelle freigelafjen wors 
den, ohne eine beftimmte 2ippellationsfumme feftzufegen. Es 
verſtehet ſich alſo von ſelbſt, daß bey Proceſſen, die aus Unſern 
Herzogthümern Bremen und Verden an Euch gebracht wer, 
den, die dafelbit von Uns beftimmte Apprllationsfumme von 
200 Rthlr. zur Richtſchnur dienet, da überhaupt die in jenem 
apa geltenden und von Uns emanitten Landesordnungen, 

ey Entſcheidung ſder darin anhängigen Proceffe, von Euch befols 
get werden müffen. Ihr habt Euch ſolches aljo zu Eurer Dire⸗ 
.etion in Ähnlichen Fällen dienen zu laſſen.“ 


XXI. 


XXH. Erörterung. | 


In wiefern der Recurd an das höchfte Tribunal ftattfin- 
det, wenn dad remedium reftitutionis in integrum, 
oder die querela nullitatis, hey den Mittelgerichten be; 
reits gebrauchet ift. * 





Nach den Gerichts/ und Proceßordnungen der biefisen Lande, 
hat es feinen Zweifel, daß bey den Mittel» und Untergetichten, 
auch nady dem Gebrauche des Rechtsmittels der AWBiedereinfigung 
in den vorigen Stand, die Nichtigkeitsflage-bey Demfelben Rich» 
ter, in geroiffen Fällen, annoch zugelaffen werden muß +). Iſt 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand widerrechtlich abge 
fhlagen, oder ein erſt in Diefer Inſtanz vorgebrachter, erheblich 
neuer Thatumftand übergangen; fo hat nach gemeinen Rechten, 
wenn die nöthinen Erforderniffe nicht fehlen, die Appellation wi⸗ 
der eim folches Erkenntniß untreitig ftatt 9. Die Den ps 

| | Ä pellas 


*) Pract. Erdrter. B. 3. Nro. 63. 


ı) Ein anderweit remedium reftitutionis in integrum fann bar: 
um nicht zuläffig feyn, weil die in diefer Inftanz vorgebrachten, 
aber abgefhlagenen ober Übergangenen, neuen Thatumftände fodann 
alö nova nicht mehr betradytet werben können, Danz Grundfägedes _ 
ordentlichen Proceſſes $.436. Eifenhart Proc, inſtant. re- 
ftitut. inintegrum, cap. 9. $. 10. 
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pellationg-Gerihtsordnung w weicht aber hierben von 
den Vorfchriften des gemeinen Rechts ab, und in Gemaͤßheit 
derſelben ann nach dem Gebrauche des remedii reftitut. in in- 
tegrum, oder der Querelae nullitatis, die Gerichtsbarkeit des 
Zribunals durch eine bloße Berufung nicht begründet werden, 
sven gleich alle andere Erforderniffe, , z. B. Summa appellabilis, 
vorhanden find x). 

Nar Nulitäten machen in einem ſolchen Falle den Recurs 
an das Ober» Appellationsgericht zuläflig, und befonders in fols 
genden zwey Fällen: 

Erftlich, wenn in der Reftitutionsinftanz ein folcher neuer 
erheblicher Thatumftand_ift bengebracht worden, der von dem 
Untereichter, ohne Nulität , nicht übergangen oder verworfen 
tverden durfte; | 

Zweitens, wenn in den vorherigen Erfenntniffen eine of⸗ 
feribare Nichtigkeit anzutreffen ift, 4 B. ed wäre Jemandem, wi⸗ 
der das beftimmte Zugejtändnig des Gegners, eine Befugniß ab» 
gefprochen ; ein fehon im den Acten liegender Beweis aufer⸗ 
legt, oder " nicht vorhandener , als eriftirend angenommen 
worden u. 1. f. 

In dem erften Falle werden nicht die in den vorigen In⸗ 
ſtanzen als rechtmäßig anerfannten Urtheile einer Nullitaͤt beſchul⸗ 
digt, 


u) Part.a. Tit.ı. 6.6. nro.4. Sollte aud eine Partey 
wider eine in ben Ganzleyen und Hofgerichten gefprochene Defini⸗ 
tiv⸗Urthel in ſolchem Geriht querelam nmullätatis oder 
dad beneficium reftit, in integrum einwenden; fo 
kann ſolche hernach eben wenig von der barauf folgenden 
Urthel appelliren. | 

x) Schon bie bloße Einwendung und Wahlder Supplication, - 
oder Lenterung, ſchließt die Appellation aus. Pract. Erdrs 
ter. B.3. No. 65. 


\ 
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- diat-, fondern bios das letzte, in der Reſtitutionsinſtanz erfolgte, 
Erfemtniß wird deßhalb als nichtig angefochten , weil darin 
ein neuer erheblicher und rechtmäßiger Thatumftand, der ohne 
Nichtigkeit nicht aberfannt oder übergangen werden durfte, von 
dem Dichter. unattendirt geblieben iſt. Wäre hingegen fein 
ſolches novum, woraus die Nulität des vorigen Erkenntniſſes 
fi ergab, fondern nur ein folder Thatumſtand, der blos eine 
Ungerechtigkeit im eigentlihen Sinne enthyäit, in dem Erkennt⸗ 
nifje der Reftitutioneinftan; übergangen ; fo Eann dawider die 
Michtigkeitäquerel beym höchften Tribunale nicht begründet wer» 
den. Denn eines Theils find Iniquitaͤten, wo naͤmlich bios 
gegen das Recht und die Verbindlichkeit einer oder der andern 
arten angeftoßen, Das richterliche Verfahren oder Erkenntniß 
aber an ſich felbft gültig ift, keine Nulitäten; andern Theils 
lafien fidy bloße Unbilligkeiten von der Appellation nicht tren⸗ 
nen, und fie bringen Feine anderen Wirkungen hervor, als 
diefe; und. endlich würde es der Vorſchrift der Drdnungy) ent 
gesen ſeyn, wenn man tegen eines jeden novr, ſolam ini- 
quitatem inferentis, den Necurs an das höchfte Tribunal zus 
laͤſſig und ftattnehmig halten wollte. Alſo nur dann, menn 
in der Reftitutionsinftang ein ſolches erhebliches novum über, 
gangen ift, woraus fic) offenbar eine Nullitaͤt des vorigen Ers 
kenntniſſes darlegen und zeige läßt kann die. Gerichtsbarkeit 
des höchften Tribunals mit der Nichtigkeitsklage begründet 
werden, | 


In dem zeiten Falle ftehet der Gebrauch der Rechts⸗ 
mittel, worin Die Nulität zwar gerügt, aber vom Richter nicht 
beachtet iſt, der Zuläffigkeit der Nichtigkeitsbefchrerde bey dem 
Dberappellationsgerichte eben fo wenig entgegen, und das Er⸗ 
Eenntniß, welches eine offenbare Nullitaͤt enthält, kann en 

el 


) Part. 2. Tit, ı. 6.6. nro. 4. 


: p 
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ſelbſt nad) dem remedio reſtitutionis in integrum et que- 
xelae nullitatis, vom hoͤchſten Tribunale abgeändert werden z). 
Ganz beftimmt find zwar über. diefen Fall unfere Procefvors 
fohriften nicht. Aber Die Natur der Sache, monad) eine offen» _ 
bare Nichtigkeit niemals aufhören Fann, eine Nullitdt zu feyna), 
und die Analogie der Tribunalsordnung b), womit der 
Gerichtsgebrauch übereinftimmt, rechtfertigen die —— * der 
Nullitaͤtsklage. Es findet daher der Recurs, wenn ſelbſt die 
Querela nullitatis, wirklich nichtigerweiſe, vom Unterrichter 
verworfen iſt, an das hoͤchſte Tribunal ex capite nullitatis 
Statt, wie folches auch noch neuerlich vom — — 


8.8. die Partei. zeigte in der Supplications⸗ — oder 
Reſtitutionsinſtanz, daß ein error calculi vorhanden, oder contra 
jus in thefi, rem judicatam, ex falfis inftrumemtis u,f.w. 
gefprochen ſey; ber Richter aber attendirt die urgirte Nullität nicht, 
beftätigt vielmehr fein voriges Erkenntniß. Vergl. a Pufen- 
dorf Tom.2e. Obf. 126. \ 


a) L.ı9 D. de appellat. Eine jede nichtige Sentenz fann ex of- 
ficio bey Seite gefegt, und wegen einer augenfceinlichen Nulität 
in pejus reformirt werden. aPufendorf Tom.a. Obſ. 119. 


85 


b) Part.2. Tit.ı. $.ı12. Die Cauflae nullitatum — So fol 
derjenige, welcher uͤber eine bey befagten unfern höhern Gerichten 
vorgegangene Nullität, es rühre folde ex defectu _perfonarum 
judicii, ober ex fubftantialibus procellus, oder der Sade 
felbft ber, und ſey alfo eine nullitas fanabilie oder inlanabi- 
lis, wider Flare Nechte gravirt zu feyn vermeinet, ſolche quere- - 
lam — beyunferm O. A. Gerichte einzubringen fchuldig ae u. ſ. w. 
M.f. aPufendorf Tom. i. Obſ. 231. 
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nate des DA Gerichts, im Yun. 1801, in Sachen Wuns 
dei co. Käftner, angenommen ift.c) u 


e) Die Einwenbung und Rechtfertigung ber Nulitätöffage 
iſt jedoch an die vorgefchriebenen Fatalien gevunden, 
D.4.8.Drdn. Th. 2. Zir.r. &.ır. „So ſoll derjenige, wels 
cher Über eine bey unfern höhern Gerichten vorgegangene Nullität, 
fie fey lanabilis ober infanabilis, gravirt zu ſeyn vermeinet, 
folhe binnen der naͤchſten Diät, wenn volle 4 Wochen dazu 
übrig find, bey unferm O. A. Gerichte einzubringen ſchuldig feyn, 
oder, da er fih hieran verfiumet, damit weirer nicht ge 
böret, aud bad Vorwenden, daß die Nulitäten: Klagen, ge: 
meinen Rechten nach, innerhalb 30 Jahren angeftellt werben koͤnn⸗ 
ten, dawider nit attendbirt werben.” Eine Aus: 
nahme davon hat aPufendorf Tom. ı. Obl. 231. bemerft, 
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an = XXI. Erörterung. 

Ueber die Befugniß eine, durch Compaß oder Hülfss 

fohreiben, requirirten Gerichts, wegen der demfelben, 

in Betreff der Nechtmäßigfeit und Stattnehmigkeit 

‚der Requifition , aufitoßenden Bedenklichkeiten, die 

. nachgefuchte Rechtshuͤlfe, von amtswegen, entweder 
borerjt, oder ganz, zu verweigern. 





Ss. 1 


Ein Richter kann, in den unftreitig vor ihn gehörenden Rechts⸗ 
fachen, Feinen erforderlichen Actum jurisdictionis contentio- 
ſae aufferhalb feines Gerichtefprengels ausüben. Er muß zu 
dem Ende die Hülfe des auswärtigen Ridyters, in deffen Ges 
richtsdiftricte die gerichtliche Handlung vorzunehmen ift, nach» 
fuchen, und dieſes gefchiehet vermittelft der fogenannten Requis 
ſitions /, Huͤlfs⸗ oder Compaß /Schreiben d). Der eigentliche 
»2 Grund, 

4) Zwierlein Diff, prima et fecunda, de litter. requifit, 
Goettingae 1ı758. Erath Traect. de requifit. judic, 
Rod/chied de litter, mutui compall. Argentor. 1776. 
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Grund, warum auswärtige, einer ganz fremden Landesboheit 
unterworfene, Gerichte einer an fie erlaſſenen Requifition Statt 
geben, . in dem Erbieten des Mequirenten zu einer gleich» 
mäßigen ABinfährigkeit in ähnlichen Fällene), oder in der fehr 
nothmendigen und nutzbaren ſtillſchweigenden Uebereinkunft der 
verfchiedenen Landesregierungen, die Rechtspflege gegenfeitig, fo 
diel möglich, zu befürdernd. Größtentheild haͤnget daher, bey 
auswärtigen Gerichten, die Willfahrung erlaſſener Requifitios 
nen von ‘der Convenienz ab. Ganz anders verhält es ſich aber 
in diefem Stücke mit den verfchiedenen Gerichtsjtellen eines und 
deffelben Lande, Da fammtlihe Gerichte in einem Lande 
unter der Oberaufſicht des Landesherrn ſtehen, und unter dies 
fer zur beitmöglichften Beförderung des Juſtizweſens gemeins 
fchaftli zu wirken verbunden find; fo fümmt es, bey der 
Willfahrung gegenfeitiger Requifitionen ſolcher Gerichte, nicht 
ſowohl auf die Hoffuung gleicher Willfaͤhrigkeit in ähnlichen 
Allen, und auf Convenienz, fondern vielmehr auf eine wahre 
ficht an, deren Erfüllung weder von einem landesherrlichen, 
noch Patrimonials Gerichte, ohne ein Vergehen gegen die alls 
gemeine Landes, Zujtizs Derfaffung , ‚verweigert werden kann. 
Sehr zutreffend bemerker der Vicepräfident v. Pufendorfg; 
Si eidem domino territoriali fubjecti judices funt, ad fa- 
ciendum id, de quo rogati funt, obftringuntur; und ”. 
’ mit 


aPufendorf Tom.3. Obfervat.203. $&.1. Hartleben 
Erläuterung der Rechtsmaterie von Requiſitionen. Wezlar 
1792. $.1. —— ’ 

@) Delze Anleitung zur juriſt. Praxis $.90. PufendorfProc. 
Civ. P. a. Cap, ». $.8. | 

f} Huber Praelect. ad Pand. L. ı. Tit. 3. $. 2. 

g) a Pwfendorf Tract. de Jurisdict, German. P,ı. Cap.4. 
$. 27. 





118 


mit ftimmet auch dasjenige überein, was in dem Churbraun⸗ 
ſchweig/ Lüneburg. Milltaie-Zuftiz- Reglement, vom ıftlen Des 
cember 1736, Cap. 2, $. ı5 , wegen der Requifitionen in Eivils 
Sachen , mit folgenden Torten gefaget wird : „Wenn die 
„Chefs der Regimenter nöthig finden, daß bey Unterfuchungen 
Leute herzugezogen werden, welche unter andere. Obrigkeit He: 
„bören , twerden ſolche von derfelben, mit Kundmachung der 
„Urſache und des Termini, requiriret und fiftiret; und gleich 
„wie Beiner Obrigkeit ein Gleiches von Seiten des Regiments 
nverſaget werden fol, alſo folen aud) foldye dem nachſuchen⸗ 
„den Regimente darunter obnmegerlich fügen und aſſiſtiren“ n); 


Als eine zweifelfreie Wahrheit kann es demnach angenom⸗ 
men werden, daß die Gerichte der hiefigen Lande vollkommen 
verpflichtet find, den an fie gelangenden Requifitionen gegen» 
feitig ein Genuͤge zu leiften,, vorausgefeget naͤmlich, daß die 
Requifition felbft dem Sachverhaͤltniſſe angemeffen ift, 


5. 2. 


Ungleich fehtwieriger ift die Beantwortung der Frage: Ob 
und in wie meit ein vequirirted Gericht befugt iſt, regen der 
ihm in Betreff der Rechtmäßigkeit und Statinehmigkeit der 
Requifition aufftoßenden Zweifel und Bedenklichkeiten, die nach» 

geſuchte Rechtehülfe, von amtswegen, entweder vorerft, oder 
ganz zu verweigern? Da das Gericht, welches um die Auss 
übrung einer Verfügnng oder eines Erfenntnifjes requirirt wird, 
unter der Vorausſetzung, daß die Gerichtsbarkeit des requiris 
tenden Richters in caulla requif. begründet iſt, gar nichts 
mit 


b) Corp. Conſt. Luneb, Cap. 3. Sect.ı. Nro,2. pag. 45. Conf, 
etiam pag. 60. 
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mit der Entfcheldung zu thun hat, da daffelbe nur das Werks 

eug der Vollſtreckung eines competenten richterlichen Ausfpruches 
eyn fol; und da ihm eine zureichende Kenntnig der entfchiede- 
nen Sache gänzlich mangelt, fo leidet es feinen Zweifei, daß 
das Judicium requifitum ſich über Merita caufae, und dat» 
über, ob das zu requirirende Erkenntniß der Befchaffenheit der 
Sache, und den Rechten der Parteyen angemeffen ift, weder 
angerufen, noch, von amtswegen, die geringfte Eognition ans 
maßen ann, fondern daß daflelbe vielmehr fchlechthin verbuns 
- den ift, auch den, mady.feiner etwanigen Ueberzeugung, haͤrte⸗ 
ften und beſchwerendſten Richterfpruch zu vollſtrecken, wenn 
derſelbe durch die Beruhigung der Parteyen —— ge⸗ 
worden iſt i). Unſtreitig gehoͤret aber vor den requirirten Rich⸗ 
ter, es mag derſelbe ein inlaͤndiſcher oder auswaͤrtiger ſeyn, die 
Beurtheilung der Gegenſtaͤnde und Einreden, welche auf die 


Art der Vollziehung des Richterſpruches, und auf die Art und 


Weiſe der Execution, Beziehung habenk). Dieſe Beſtimmung 
kann man jedoch nicht als die unbedingte und aͤuſſerſte Graͤnze 
der einem requirirten Richter zuſtehenden Befugniß annehmen, 
über die Stattnehmigkeit einer an ihn ergangenen Requifition 
zu urtheilen. Auch in den Fällen, wo das zu erequirende Er⸗ 
kenntniß dadurd) eine handgreiflich unheilbare Nichtigfeit mit fich 
führet , daß folches von einem offenbar incompetenten Richter 
abgegeben ift; oder, wo durch daflelbe und defien —— 

e 


i) Arg. L. 8. Cod. de Execut. rei judic. L. 6. Cod. eod. 
Gail L. i. Obſerv. 213. Nro.8. Klock Vol. 3. Conf. 180. 
Nro. 664. Mevius P.ı. Dec. 143 et 2a35. Zwierlein 
Diſſ. prima de litter. requiſit. pag. 43. 

k) L. 15. 5.4 er 6. Dig de re judic. Carpzoy Lib. 2. 
Refp. ı. Nro,5 feg. Berlich P.ı. Coucl,79. Nro.47. 
Brunnemann J. Eccl. L. 3. C. ır. $.3. et Proc. Civ. 
C.29. Nro.ıg. Pufendorf Proc. Civ. P. 5. Cap. 1. $. 6. 


- 
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die Amtsverhaͤltniſſe und Dienftpflichten des requirirten Gerichts 
verleget werden, ift das legtere nicht allein befugt, fondern for 
gar verpflichtet , die Vollfuͤhrung der Requifition abzulchnen. 
Die notorifche, handgreifliche, unheilbare Nichtigkeit eines vors 
geblichen Rechtsſpruches ſchließet allen Begriff und alle Wir 
Fung eines rechtlichen Erfeuntniffes aus h, und eine ſolche Nichr 
tigkeit tritt dann ein, wenn Die Incompetenz des Judicis re- 

uirentis in caufa requifita erfichtlidy wird, indem der ganze 

itel des Codex: Si.a non compet. Judice judicat: elle di- 
catur, die deutlichften Beftimmungen darüber enthält, daß die, 
von einem incompetenten Nichter gemachte Verfügung vollig 
unwirkſam iſt. 


Da ſolchergeſtalt eine incompetente Entſchaͤdigung eigent⸗ 
lich als gar nicht exiſtirend betrachtet werden muß, und da der 
anmaßliche Richter, der um die Vollſtreckung derfelben requiriret, 
auch in dieſem Stuͤcke ganz incompetent handelt; ſo wuͤrde das 
requiritte Gericht Durch Die Gewaͤhrung einer ſolchen, in allen 
Ruͤckſichten ungegründeten , Requifition wider feine Pflichten 
anftoßen. in Erfuchsfchreiden Der Art kann und darf nicht 
beachtet werden m). 


Wahrſcheinlich lieget ‚hierin auch) der Grund, weshalb, für 
wohl nad) dem allgemeinen Gerichtsgebraudyen), als nad) den 
befonderen Vorfehriften des Ehur-Br.Lüneb. Militair⸗ Zuftizs 
Meglements dv. J. 1736, Cap. 2, S. ı5, und Cap. 3, $. 2%, 
in jedem Requifitiong » Schreiben, nicht blos das Erfuchen fe 

ons 


1) L.4. 8.6. Dig. de re judic. 

m) Zwierlein l.c. pag.43. Ludolf Tom.2. Oblervat. 
ı20.. Gail Lib,ı. Obl. 1135. Nro,2. 

n) Hartleben Erläuter. ber Rechtsmat. von Requifitionen, $. 3. 
Seite 16, 
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ſondern auch die Urſache deſſelben deutlich enthalten ſeyn muß. 
Der requirirte Richter fol namlich dadurch in den Stand ger 
feget werden, über die Abfichten und den Umfang der Zuriss 
dietions/ Beſugniſſe des Requirenten , fo viel es bey jeder Re⸗ 
quifition erforderlich ift, zu urtheilen. 


Selbft in dem Falle, wenn die Incompetenz des requiti- 
renden Richters nicht in dem Maße augenfällig iſt, wie Diefes 
fo eben —— ward, jedoch die Ausrichtung des Zweckes 
des ergangenen Huͤlfsſchreibens mit den Amtsverhaͤltniſſen und 
Dienftpflichten des requirieten Gerichts ftreiter, kann dieſes die 
Vollſtreckung der Nequifirion mit Recht verweigern o). Lienet 
in der Requifition ein Eingriff in die eigene Gerichtsbarkeit des 
requiritten Gerichts, fo wird Diefes, ohne Zroeifel, jedesmal bes 
rechtiget und darauf bedacht fen, die Anmaßung zurück.umeis 
fen. Allein aud) — hat jeder Richter die allgemeine Ver⸗ 
pflichtung, über die Aufrechthaltung der Verfaſſung und Landes⸗ 
geſetze zu wachen, und keinen offenbaren Eingriff in dieſelben 
zuzulafien. Manche Faͤlle laſſen ſich gedenken, in welchen eg, 
bey erhaltenen Requiſitionen, auf die Ausuͤbung dieſer Pflicht 
ankommen kann, deren Beobachtung, beſonders den Churbraun⸗ 
ſchweia - Luͤneburgiſchen Beamten, durch mehrere Geſetze aus⸗ 
druͤcklich vorgeſchrieben iſt. 


In der General/Inſtruetion, wie ſich die Beamten in den 
Amts⸗ Proceß⸗Sachen zu verhalten haben, vom 44 September 
1731, wird naͤmlich S. 1 fämmtlichen Beamten die Aufrechts 
haltung der Landesherrlichen Gerechtſame ernftlich zur Verbind⸗ 
lichkeit gemachet, und dann $. 2 verordnet: „Sollte deſſen un: 
gehindert, fich Jemand unterftehen, die Aemter in ihren Rechten 

x zu 


9) Ludolf Tom, e Obſervat. ıso. Hartleben a. a. O. 
Seite 17. | 
24 Q 
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„u turbiren, oder Etwas, das ihm nicht zukommt, fich ans 
„zumaßen; So müffen. Die ‘Beamten jedesmal alle erlaubte 
„Mittel, Die zu Erhaltung feiner eigenen , und zu Verhinde⸗ 
‚rung der gegenſeitigen Poſſeſſion, oder ſonſtigen Remedirung, 
‚dienlich find, gleidy in continenti dawider vorfehren, und 
‚‚alfo nach Möglichkeit prudenter präcabiren, damit die Aem— 
„ter nicht nöthig haben, Kläger zu ſeyn“ p). 


Eben diefes findet ſich in der erneuerten Amtsordnung vom 
15. Jun. 1674 nicht allein im Allgemeinen 8. 6 vorgeichrieben, 
fondern es wird darin noch befonders, $. 8, unter der Ueber⸗ 
ſchrift: Amts⸗Gerichtsbarkeit, feſtgeſetzet: 

„Bey: den Jurisdictionalibus ſollen fie (die Beamte) mit 
Ei Acht haben, daß Niemand , fo dazu nicht bevechtiget, 
„ſich einiger Gerichtsbarkeit unternehme" q). 


$ 3 


Der folgende Rechtsfall kann zur Erläuterung und ‘Ber 
fätigung der vorftchenden Grundfäge dienen. Wegen. einer, 
innerhalb des Gerichtsiprengels des von Crammſchen Par 
trimonial Gerichts Horft vorgefüllenen, Schlägerei ward ein 
©erichtsfaffe der landesherrlihen Amtsvoigtei Burgmedel 
als: Mitfehuldiger von dem Gerichte Hor ſt in eine Bruchftrafe 
von 20 Rthlen. genommen, und zu der Erjtattung der, im 
Allgemeinen auf 22 Rthlr. 12 Gr. berechneten, Unterſuchungs⸗ 
Eoften ſchuldig erfannt. Die Requifition des: Gerichts Horft, 
die —— Gelder von dem, in der anbefohlnen Zahlung 
ſaͤumigen, Verurtheilten beyzutreiben, lehnte die — 

. Burg⸗ 


p) Corp; Conſt. Luneburg. Cap: 5. Sect. 1. Nro: 3. pp. 8- 
4) Ibidem 1. c.-Nro. 6, pag. 23. ; 


/ 
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Burgwedel aus dem Grunde ab: teil, mas erftlich die 
Strafe betreffe, das blos mit der Niederen Gerichtsbarkeit vers 
fehene Gericht Horst, in bruchfäligen over Policeis Vergehen, 
nicht befugt ſey, eine höhere Strafe als auf g Rthir. zu ers 
fennenr), mithin gedachtes Gericht in der Sache ganz incom⸗ 
petent verfahren wäre; und meil zweitens, in Rücfich auf die. 
Unterfuchungskoften, auch die Beſtimmung über diefelben, nicht 
von dem Gerichte Horst abhangen koͤnne, wenn die Haupt 
ſache nicht vor daſſelbe gehöre. | 


Um diefe Weigerung der Amtsvoigtei Burgmedel zu 
befeitigen, und die erlaffene Requifition zur Ausführung zu brin« 
gen, wandte der Parrimonial» Richter fi) an das Hofgericht 
zu Zelle, und als derfelbe auch dafelbft Feine günftigere Vers 
fügung erhielt, an das höchfte Tribunal. In beiden Inſtan⸗ 
jen ward auszuführen geſuchet, Daß die —— der er⸗ 
laſſenen Requiſition flechterdings nicht, und unser keinerlei 
Vorwande, babe-verweigert werden Dürfen, und daß überbin 
in Weigerungsgruͤnde der Amtsvoigtei B. ganz unerheblich 
waren, 


Don dem böchften Fribunale ward aber, in der am 31. 
März; 1802 publicirten Gentenz, ——— RM 
2 a, 


7) Es gründet ſich dieſes auf die Vorſchrift bes Fuͤneburgiſchen 
Landtags-Abſchiedes vom 20. Jul. 1695. $.2. Corp. 
Copftit. Luneburg. Cap.9. Nro. 15. pag.5ı, womit auch der 
Gandersheimfhe Landtags: Abfhied vom 10. October 
1601. $.2. Corp.Conttit. Calenberg. Cap. 8. Nro. ı. pag. ı7 
übereinftimmet. aPufendorf de Jurisdict. German. pag. 
271. 496. 546 et in Obfervat. Tom.ı. Obſ. 168. pag. 440. 
Tom.s#. ObL.68. $.5. pag. a61. Practifhe Erdrte: 
rungen B. 2. Erörter. 31, Seite 254 u. f. 
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» Da, Indhalts der deutlichen Worfchrift des aten $. des 
Landiags⸗Abſchiedes vom 20. Julius 1695, den, nur mit der 
Miederen Gerichtsbarkeit verfehenen , Patrimonial » Gerichten 
Unferes Fuͤrſtenthums Lüneburg ernftlidy unterfaget wird, in 
Bruchſachen, auf welche Leine beftimmte Strafe gefeget iſt, 
eine, die Summe von acht Rthlrn. überfteinende Geldbuße zu 
erkennen ; demunerachtet aber das von Erammfche Gericht 
Horst ſich nicht entfehen hat, verfaffungswidrig, den Einneh⸗ 
mer Thiele Denedfe, in eine Geldbuße von zo Rthlr. zu 
nehmen;. fo ift die von Unſerer Amtsvoigtei Burgwedel vers 
weigerte Beptreibung der, offenbar incompetent und zur Schmaͤ⸗ 
ferung Unſerer Kandesberrlichen Rechte, zuerkannten Strafe, 
alerdings für recht und pflichtmaͤßig zu achten. Daneben wird 
das Gericht Horft, nad der Vorſchrift des vorermähnten 
Landtags-Abfchiedes , der von dem Einnehmer Thiele Des 
necke zu erlegenden Geldftrafe für verluftig erfläret, und ift 
Diefe, welche Wir hiermit bis auf die Summe von Acht Rthlr. 

runterfegen , von Unferem Amte Burgdorf auf gehörige 

eife einzufordern , und Unferer Rent⸗Cammer zu berechnen, 
Was übrigens die nur im Allgemeinen zu 22 Rthir. 12 Gr. 
angegebenen Unterfuchungs-Koften betrifft ; fo find folche vor» 
gängig Unferm hiefinen Hofgerichte, an welches die Acten, nach» 
dem dieſes Erfenntniß die Rechtskraft erhalten haben wird, zus 
rücfgefendet werden follen, gehörig zu fpecificiren, damit gedach⸗ 
tes Unfer Collegium die Anfäge ermäßigen , und demudchft, 
dem Befinden nad), wegen der Beptreibung dieſer Forderung, 
das Noͤthige verfügen koͤnne“ u. ſ. w. 
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XXIV. Erörterung 


Ueber einige Faͤlle, in welchen, nach den Churbraunſchweig⸗ 
Luneb. Landesgefegen und der Verfaffung , Fein pros 
ceffwalifches Verfahren von den höhern Juſtizbehoͤrden 


in der Regel ftattfindet. 


‘ i J J 1. 


. 4 


I, - 


Die Adminifteation und Deconomie » Direction der Koͤnigl. 
Domänen, die Verpachtung derfelben und was dahin einfchlägt 
gehört ausſchließlich vor das Cammercollegium , welches nach 
den feftgefegten PBrincipien und ergangenen Verordnungen dars 

allein zu urtheilen.und zu beftimmen hats), Da, 


») Goͤhrder Conftitution vom 19. Dct. 1719, In corp. 
conft Cell, cap. 5. p.ı. Uebrigens bedarf e8 hier kaum der 
Bemerkung, daß das Gammercollegium, in allen Cammerſachen, 
eine verorbnungsmäßige Unterfuhung und Entſcheidung, wo ſolche 
erforderlich iſt, eintreten laͤßt. Es vertritt in den, zu ſeinem 
Reſſort gehörigen, Gegenſtaͤnden die Stelle eines Juſtitzhofes und 
es verfährt bey feinen Unterfuchungen und Entfheidungen, zwar 
nicht nach der ordentlichen Procefform, aber doch nach 
den ergangenen Verordnungen, Regleinents und landesherrlichen 
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2. 
Die Anſetzung der Beamten und aller uͤbrigen Bedienten, 
die von der Cammer dependiren; ingleichen die Abſetzung der⸗ 
ſelben, gehoͤrt ebenfalls blos vor das Cammercollegium. In den 
Beftallungsbriefen der Beamten iſt eine wechſelſeitige Dienſt⸗ 
Fündigung feftgefept: Die Abfegung derſelben darf aber blos 
von einer ehrenvollen Entlaffung, von einer Entlafs 
fung in Gnaden verftanden werden ,. und Dagegen hat Kein 
Rechtsgang Statt. Werden hingegen einem Cammerbeamten 
folhe Vergeben zur Laft gelegt, Die eine Caffation, dimilfio- 
nem ignominiolam, und}: nach Befchaffenheit der Verſchul⸗ 
dung ‚, eine noch gefchärftere Strafe zur ‚Folge. haben Fünnen ; 
das Cammercollegium will und darf aber nicht bey einer bios. 
fen Entlafjung ftehen bleiben-; -formu& die Unterfuchung und 
Entfcheidung von einem Juſtizhofe erfolgen , und der Beamte 
vollſtaͤndig mit feiner Dertheidigung gehöret werden t). 


DAT 4 ge 3.7 


>: . Alle Gegenftände ,, welche. die Befekung- der. Bauernhöfe 
betveffen,. über tvelche der. Konigl, Cammer die Gutsherrfi Fr 
| nicht 


7 Borfchriften. Die bekannte Redensart „in camera non eft 
. Iuftitia, zeigt daher ‚nicht an, daß in ber. Cammer will: 
Rkuüͤhrtich verfahren werden bürfe, ſondern fie bedeutet nur fo viel, 
bag, auffer ben Cammerſachen, Feine Ju ſti z fachen 'vor das Sam: 
1, mercollegium gehoͤten. M.f. von Liebenftein Abhandl. von 
cCaurmer⸗und Juiligcollegien und deren. Verhältnis fowohl gegen 
einander, als auch gegen den Staat. Zühingen 1796. Mars: 
tin Lehrbuch des gemeinen Proceſſes 8.54-- 
» 2%). Conflitution d. 19. Oct. 1719. Landesherrl. Reſcript an’ die 
nuſtizcollegig d. d. Derrnhaufen den 4. Jul. 1735. , 
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zuitehet, gehören tediglich zum Reſſort des —— und 
nicht vor die Gerichte u). Da die Beſtimmung der Erbfolge 
in dem Meiergute, die Abfindungen und Leibzucht aus demſel⸗ 
ben, die Abmeierung, Räumungx) des Hofes, und was das 
hin einfhlägt, mit unter die Gegenftände gezählt werden muͤſ⸗ 
fen, welche zur Befegung der Höfe —— ſo iſt auch 
nur das Cammercollegium befugt, dieſelben zu unterſuchen und 
zu entfcheiden, und es hat wider Die Verfügungen deſſelbden Fein 
gerichtliches Verfahren Statt. Indeß findet dieſe ar nd 
in allen den Faͤllen Feine Anwendung , wo nicht von der Be⸗ 
feßung der Höfe, und was davon dependirt, die Mede ift. . 
Wenn e8 aljo z. B. darauf ankommt, das trennbare Allodium 
auf dem Domanialmeierhofe zu fepativen, zu tariren und uns 
ter die Gläubiger zu vertheilen, oder es ift davon die Frage: 
ob überhaupt der Könige. Cammer die Gutsherrſchaft über eis: 
nen Hof zuftehet; ferner, ob ein Kauf Taufcheontract u. ſ. w. 
über ein zum Domanialmeiergute gehöriges "Pertinenz gültig; 
ob zur Werdufferung eines ſolchen Grundftücfs der Conſens 
des Amts allein binlänglich, oder ob nicht vielmehr die ſpecielle 
Einmiligung der Rentcammer dazu erforderlich fey? u. ſ. w. 
fo gehören diefe und Ähnliche Gegenftände ohne —— blos 
zur Unterſuchung und Entſcheidung der Gerichtshöfer). 
uche, 4 


u) Göhrder Eonftitution. Generalcammer-Ausdfhreis- 
ben vom 29. Sun. 1735 und 4. Apr. 1736. Da biefe Berorb- 
nungen -blos der Gammer = oder. Domanialmeier erwähnen, fe 

ſind die Meierhöfe der Stifter und Klöfter nicht mit 
darunter begriffen. Pract. Erdrter. B.2. Nro. 57. B. 3. 
Nro. 62. 

x) Pract. Erdrter. B. 1. Nro. 51. 

*) Landesherrl. Reſcript d.d. Hamptoncourt 
Oct. 1731 an das O.A. Gericht und das: Gamımner- Collegium ad 
acta Gröven wider Manderftiern. Erörterung Nro. 66 
dieſes Bandes, 


2 ——— 
Gier. j : #4 


Klagen und Belchwerden , welche die Cammerbauern in 
Dienftfahen über die Aemter oder Forſtbedienten zu führen 
haben, müffen ben dem Cammercollegio angebracht und daſelbſt 
unterfucht und entſchieden merdeny). Indeß iſt Daben der ges 
festich beftimmte Linterfehied zu beobachten : ob die Rede. von 
dem modo geftändiger Dienfte, oder von der Dienft« 
pfliche felbft iſ? Im erften Salle, wenn die Beſchwerden 
der Unterthanen bios die Art und Weiſe geſtaͤndiger Dienfte 
betreffen , gehoͤrt die Unterſuchung und Enticheidunga derfelben 
lediglich vor das Cammercollegium. Im letzten Falle hingegen, 
wenn 3. B. Jemand bebauptet, zu aan; und gar feinen Diens 
ften, oder Doc) nicht zur gefordreten Gattung derfelben verbuns - 
den , oder aber von der Naturald enſtleiſtung befreiet zu ſeyn; 
alsdann muß der Geaenftand des Gtreites vor den Juſtizge⸗ 
richten erörtert und entfchieden werden. Leberhaupt dürſte wohl 
nur in ſolchen Zällen von dem modo Servitiorum die Rede 
ſeyn Fönnen, wenn der Dienst felbft nicht beftritien wird; iſt 
aber Ießteres der Fall, fo ift nidyt der modus, fondern Die 
Dienftpflicht ſelbſt im Streite, mithin der Gegenſtand des⸗ 
felben eine Zuftiz- und feine Cammerſache. Wenn z. €. die 
Dienftpflichtigen zu ungemeffenen Handdienften geitändig vers 
bunden find, und fie wollen, bey einer etwwanigen Abaͤnderung 
der bisher verrichteten Handarbeiten, foldye veränderte Dienft- ° 
derrichtungen nicht leiften; oder fie find zu Spanndienften auf 
8 Meilen weit geftändig verbunden, und fie wollen an einen 
ſolchen Dre nicht fahren, der ihnen zwar bisher nicht angewie⸗ 
fen, aber doc) nicht entfernter it; oder es wäre Davon die Frage: 

zu 


y) Verordin. vom 17. Dec. 1663 und bie Goͤhrder Conſtitu— 
tion. In wiefern Forfifahen Juſtitzſachen find, davon f. m 
Struben rechtl, Bedenk. Th. 5. R. 3. 
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zu welcher Stunde der Dienft anheben und endigen, mit wie 

viel Leuten and Pferden der Dienſt abgeleiftet‘;; wäs und mie 

viel aufgekaden und verfahren werden foll u. tw. , fo würde 

ohne Zweifel de modo Servitiorum die Rede ſeyn. Sollten 

hingegen. die, nur zum Handdienft geftändlich Verpflichteten, 

nun mit dem Spanne und umkehrt, ſtatt des Spanner, mit 

der Hand,‘ dienen ; oder die Fuhren ro und mehrere Meilen‘ 

weit verrichtet, oder aber der, in Nückficht eines gemiffen Dres: 
beſtimmte Dienft ‚. an einen ganz andern Drtiverlegt werden; 

alsdann betrifft ‚die Sache wohl fehwerlich blos den modum;: 
fondern eine weſentliche Abanderung der Dienftpflicht: 
ſelbſt, und es würde in folchen Fällen von. ganz ‚neuen oder 
erſchwerten Dienften die Nede feyn. Wollte man die anges 

führte Goͤhrder Eonftitution auch auf die letztern Falle mit auss - 
dehnenz), fo wuͤrde faſt Fein Gegenſtand übrig bleiben, da 

eine Dienſtbeſchwerde an ein Juſtizeolleglum gebracht erden 

koͤnnte, und Die Gerichtshöfe, wenn fie eine Beſchwerde der 
legtern Art zuruͤckwieſen, dürften: fodann : wohl ‚weiter gehen, 
als der Sinn und Die Abficht jener Conſtitution es gebieten”). : 
Bey dem höchiten Tribunale ſind dieſe Grundfäge verſchiedent⸗ 
lich, unter andern im Jahr 1792, in Sachen der Eingeſeſſe- 

nen der Amtsvoigtei Mandelsloh mw. dad Amt Neuſtadt, 

pto. Burgfeſtdienſte; im Jahr 1794, in Sachen Hermanns 

burg-w. Hermannsburg, in pto, Forfterweiterung; und 

im Jahr 1799 , ‚in Sachen Anwaldes des Amts Gifhorn 

w. die Eingeſeſſenen zu Nostgersbüttel,. pto. Dienſte, in 

Erwägung gefommen **). — ———— 


16 


5. 


2) Struben rechtl. Bedenk. Th. 2. B.42. ſcheint eine ſolche Erz, 
tenſion anzunehhten. F | nn 
*) Vergl. Erörterung 60. diefes Bandes. f 
**)- Iſt übrigens die Frage zweifelhaft und ftreitig + ob bie Sache vor 
bie Cammer, oder die Juſtizhoͤfe gehört?. fo dürfen, zur Aufhes 
4 - R bung 
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+ - 
Don den auf den Landgerichten dictieten Strafen hat Feine 
Appellation an die höhern Zuftisgerichte Statt, ausgenommen? 
erftlich, wenn einem Dritten, durch die Dictirte Landgerichts⸗ 
rafe, fein Mecht genommen , oder derfelbe dadurch aus dem 
efiße feines Rechts und feiner Gerechtigkeit gelegt werden wuͤrde, 
= man folhes, auf gefchehene Vorſtellung, nicht abaͤnd 
te; 
zweitens, wenn zwar bey der Beſtrafung an ſich nichts zu 
erinnern iſt, indeß ein Dritter die ihm zuſtehende Befuanif der 
Beitrafung und Imterfuhuna, oder die Erhebung der Strafz 
gelder, fordert und behauptet a), 


6. 


Kein Zuftiscollegium hat die Befugnif, ohne landesherr⸗ 
liche Specialerlaubnif die Beſoldungen det herrichaftlichen Bes 
Dienten mit Arreft zu beſtricken, oder die Erecution darin zu 
verhängenb). Eben diefes hat in Abficht der Beſoldungen und 
Denfionen der Militairperfonen Statt co). 

. 7: 


bung der Gammerverfligung, von den Gerichten fogleich Feine — 
Mandate erkannt, fondern ed muß vorgängig mit der K. Landes: 
regierung oder der K. Cammer communicirt werden. von Buͤ— 
low über die Berfafjung des Oberappellat.:»Ger. Th. 1. ©.336. 


a) Göhrder Gonftitution. 

b) Goͤhrder Gonftitution. Diefes ift auch mit auf die Pen: 
fionen aus der Renntcammer und die Befoldungen 
ber Stadtbedienten erftredt. M.f. Defterley Grundriß 
des Churbraunfchw. Procefjes $. 119. 

€) Berordn. vom 23. Auguft 1723. Militairjufliz: Re 
glement, Gap.2.$.19. Nach der Verordnung vom 2. Febr. 

1768 
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Bon den Erkenntniſſen der Licent / und Accife» Gerichte 
kann nicht. an die höhern Juſtizhoͤfe appellirt werden d),, und 
wider die Entfcheidungen und Verfügungen in Schlägerei und 
Injurienſachen der Unterthanen auf dem Lande, find die Ap⸗ 
pellationen ebenfalls für unzuläflig erklärt e). 


- * Ron den Verfügungen der Königl. Regierung zu Stade; 
inaleichen von den Erfenntniffen des Hofmarfchallamtes zu Dans 
nover, und des Königl. Generals Kriegsgerichts , find die Ap⸗ 
pellationen an das höchfte Tribunal unzuläflig d). 


8. 


An Landesdconomie» Angelegenheiten ift die Competenz der 
hoͤhern Juſtizhoͤfe ausgeſchloſſen 5). Sie dürfen in ſolchen Sa⸗ 
chen weder temporelle Inhibitionen erlaſſen, noch in der Haupt⸗ 
ſache erkennen; und wenn bey a. dergleichen Befchwerden 

| 2 ans 


PR) 


1768 kann aber die Penfion der Dfficiere, fo lange’ fie Feine 
‚wirkliche Kriegsdienfte leiften, und im Ermangelung anderer Zah: 
lungsmittel, auch mit Arreft und Abzug belegt werden; jedoch foll 
ihnen von der Penjion fo viel gelaffen werden, als zu ihrem notbs 
dürftigen Lebensunterhalt gehört. \ 
d) Pract. Erdrter. B.3. Nr. 8. 
e) Verordn. vom 3. May 1753. Pract. Erdrt.B,3. Nro. 12. 
f) Pract. Eroͤrter. B. 1. Nro. 54 und 55. B.2, Nro. 18. 
B. 3. No. 73. 
g) Landesordnung vom 22. Nov. 1768. Pract. Erdrter. 
B. 2. Nro. 16. 
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angebracht find, müffen fie an die Königl. Landesregierung vers 
wiefen werden. Iſt ein Theil mit den Reſolutionen und Ent- 
fcheidimgen des Cammercollegii, in einer ‚Gemeintgeitäthrilungss 
oder Ausmweifungsfache,,. nicht zufrieden .:; fo muͤſſen die Be 
ſchwerden oder Widerfpeüche bey der Landesregierung vorge 
tragen und um behufige Verfügung nachgefucht werden. Letz⸗ 
tere ordnet fodann eine Commiſſion zur: Unterfuichung. Derfeiben 
an, mwobey, neben den Haushaltsverjtändigen, nach der Wich⸗ 
tigfeit des Dbjects, auch Mitglieder aus den Landſtaͤnden und 
Suftizcollegien zugezogen zu werden pflegen. °- Unter-dem Vor⸗ 
wande, daß die Entfcheidung über den Grund oder. Ungrund 
der vom Gegentheile erhobenen Widerſpruͤche ‚eine Juftizkuchg 
ſeh, darf aber Fein in die Landesoconomie einfdylagender Ges 
genftand an die Gerichte gebracht werden; weil gerade Darüber 
Die Decifion der Landesregierung überlaffen ift. In Diefer Hins 
icht hat auch das höchfte Tribunal die an dafjelbe gebrachte 

eſchwerde, in Sachen, der Kleinköther zu. Maudels boh tw. 
die Bollhoͤfner daſelbſt, am 17ten Jul. 1802 zurucgeriefen.d 


Zeigen ſich indeß bey der, in berakcichen Sefchäftten an⸗ 
geordneten, Commiſſion ſolche Puncte und Rechtsfragen, wel⸗ 
che nach dem Ermefjen der Landesregierung eine gerichtliche Uns 
terfuchung und Entſcheidung erfordern; ſo ‚Jäßt -fie: die Sache 
an dasjenige Juſtizcollegium gelangen, wohin fie. gehören b). 


9 ' 
Ale SGegenftände und Berfügungen, welche zur Ober⸗ 


fandess oder zur Miederns und Localpolicey gehören, laſſen in 
Det Megel weder eine gerichtliche Unterfuchung und ee 
no 


h) von Berg Handbuch des Policeyrechts B. 1. S. 1885. 


“ 
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noch Appellationen ud. Den Begriff von Policenfachen, 
worüber fhon"Mancher in eine Logikalifche Verzweiflung ges 
rathen iſt k)/ zu beffimmen, oder eine Demarkationstinie, zwi⸗ 
ſchen Juſtiz / und Policeyſachen, feftzufegen d , ift bier unfer 
Zweck gar nicht. Entjtehet, wie es bey der großen Unbeftimmts 
heit Des Umfanges der Policey nicht felten. der Gall iſt, daruͤber 
eine .Verfchiedenheit der Meinung , ob die Angefigenheit als 
Policenfache zu behandeln, oder, als eine Juſtizſache, vor dem 
ordentlichen Richter zu erörtern fen? fo find die hoͤhern Juſtiz⸗ 
 böfez! durch mehrere befannte-landesherrliche Reſcripte, 
angemwiefen, auf die bey ihnen angebrachten Befchwerden nicht 
ſogleich mit gerichtlichen Verfügungen und Befehlen, damit 
nicht: mandata contra mandata ergehen, einzutreten; vielmehr 
vorgängig mit der Landesregierung über die Sache zu commu⸗ 
niciren. Kann durd eine folche zu eröffnende Eollegialcorres 
— und durch wechſelſeitige Mittheilung der Gruͤnde und 
egengruͤnde die Verſchiedenheit der Meinung nicht gehoben 
werden, und glaubt Fein Collegium von feiner Anficht der Sache 
abgehen zu.fönnen; fo it die. flreitige Frage: ob der Gegens 
ftand von der Juſtiz ⸗ oder Policeybehoͤrde zu entfcheiden ſey? 
zut eigenen Beftimmung des Landesherrn zu brins | 
gen. Auſſer der untreitigen Iandesherrlichen Befugniß , die 
ic DE 23 egen⸗ 





— 
“.. 
Er 


j) Belt. Hofger,: DOrdn. Th. 2. Tit. 1. 3. Martin 
a. aO. 953. -  ' J . 
>) Leyfer Spec. 684. m. 35. Hommel Rhapf. quaeſt. 
Vvoöl. V. pag. 805: — 
) Man vergl. daruͤber: von Berg a. a. O. S. 131 ff. Schei- 
U rbemänrel* allgem. Staatsrecht, Th.2. & 65. Haberlin 
Reperror. des teutfich. Staats = und Lehnrechts, voc.Policen/ und 
‚bie von ſelbigen angeführten Schriften. Infonderheit aber Sön: 
ner Dandbuc des Procefjed, B.2. Nro. 26, 1.3 
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Gegenftände feftzufegen , twelche vor das eine oder das andere 
Eolegium gehören follen, bringt e8 auch ſchon die Natur der 
Sache mit ſich, daß keins derfelben, wenn es zweifelhaft ift, 
ob die Sache vor dieſe oder jene Behörde gebracht werden muß? 
darüber felbft decidiren Fann ; meil font leicht gegen einander 
laufende Verfügungen, zum Nachtheil der Untertyanen und des 
obrigkeitlihen Anfehens, ergehen, und zu vielen andern üblen 
Folgen dadurch Peranlaffung gegeben werden koͤnnte m). 

Iſt der Gegenftand eine unbefteittene Policeyfache, fo ſte⸗ 
et ohne allen Zweitel der K. Landesregierung allein die Bes 
gniß zu, über die Befolgung des Policeygeſetzes zu ‚halten, 

mithin die Unterfuhung und Beſtrafung der Uebertretungen, 
welche wider die in allgemeinen Landespoliceyangelegenheiten er» 
gangenen Verordnungen begangen werden , zu terfügen und 
ihre Verfügungen vollftvecfen zu laffen. Die Derordnungen, 
welche die Münze, verbotene Einführung fremder Waaren, 
Viehſeuchen, Kornzufchläge und ähnliche Gegenftände betreffen, 
enthalten davon vielfältige Beweiſe. Es ift Daher der Landes⸗ 
verfaffung nicht gemds, daß nur bey geringfügigen, in Die Aus 
gen fallenden und feinen Verzug leidenden Policeyſachen, der 
Franz die Unterfuchung und alsbaldige Vollſtreckung 
ver Verfügungen überlaflen; in wichtigen Policeyvergehen aber, 
wobey fein periculum in mora zu beforgen,, eine förmliche 
— Eroͤrterung nothwendig ſey. Beſondere Umſtaͤnde 
oͤnnen die Landesregierung allerdings veranlaſſen, einen ſpeci⸗ 
ellen Fall zu einer foͤrmlichen gerichtlichen Unterſuchung und Bes 
fttafung gelangen zu laſſen; allein die Sujtizhöfe haben — 
’ e⸗ 


* 1 
-m) Strube rechtl. Bedenk. Th.5. S. 223. de Neurath 
Obſerv. de poteſt. judiciaria in cauſſis quae politiae nomine 
veniunt, $.25. Schnaubert Anfangögründe des Staatsrechts 
der geſammten Reihölande $. 189. 





* 135 


Befugniß, im unleugbaren Policeygegenftänden ſich der Sache 
anzunehmen, und nach Willkuͤhr darin zu verfuͤgen, weil es 
ſonſt offenbar in derſelben Ermeſſen ſtehen wuͤrde, zu beſtim⸗ 
men, welche Policeyſache wichtig oder geringfügig, eilig oder 
nicht eilig ſey. in folches Principium, wodurch die Landes⸗ 
regierung , gegen die Juſtizhoͤfe, in ein landesgeiegs und ver» 
faffungsroidriges Gubordinationsverhältnißn) kommen würde, 
dürfte fi) daher durchaus ‚nicht vertheidigen laſſen. 


Eben fo wenig findet von den Verfügungen der Niedern⸗ 
oder Localpolleeybehoͤrden in der Regel ein Recurs an die Ges 
richte Statt 0), Wer ſich dadurch befchtweret glaubt, muß 
ſich an die Landesregierung , als Oberlandespoltceycollegium, 
Menden und dafelbft die Abhelfung derfelben fuchen ; weil die 
Hiedernpolicey - Behörden nicht den Gerichten, fondern der Ober⸗ 
landespolicepftelle, in Dingen, die zu ihrem Gefchäfftskreife ges 
hören, fubordinirt find, unmittelbar unter der Dberaufficht der 
legten ſtehen, und mithin aud nur dafelbft ihre, in Gemäß: 
heit höherer Vorfchriften gemachten, Verfügungen zu verant- 
mworten babenp). 3 


Indeß hat es keinen Zweifel, daß eine urſpruͤngliche Policey⸗ 


ſache ſich in eine Juſtizſache umwandeln kann. Dieſer Fall 
tritt unter andern ein: 

erftlich, wenn nicht von einem zu gebenden Policeygeſetze 

oder privilegio die Mede iſt, fondern e8 auf die Anwen» 

dung eines bereits eriftirenden DUHERDANIERE ans 

kommt 


n) von Buͤlow über die Verfaſſuug des O.A. G. 8. 141. 


0) Eroͤrter. der Frage: wird in Policeyſachen auf einen vorzuͤglichen 
Gerichtsſtand geſehen? von von Zangen. Gießen 1794. 


p) von Berg a. a.O. S51. 
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fommta). In Handwerks und Innungs achen, welche ſonſt, 


wie jede andere Nahrungs, und Gewerbeſache, anerkannt zu: 
den Policengegenftänden gehören , ſtreiten oft einzelne Hands 
werker, oder ganze Zünfte und Aemter, über den Umfang ih⸗ 
rer Zunftgerechtigfeiten,, wider einander , und dieſes iſt eine 
Juſtizſache, wobey der Nichter das Policengefes, als Entſchei⸗ 
Dungsquelle, anzuwenden hat”). 


Zweitens, menn bey einer umterobrigkeitlichen Policeys 
verfügung wohlerworbene Rechte eines Privatmannes, oder Des 


fugniſſe eines Dritten, gekraͤnket werden, daruͤber Streit ent⸗ 


ſtehet, und, um Laͤſionen abzuwenden oder zu erſetzen, geklagt 
wird;. fo loͤſet ſich die Policeyſache ebenfalls in eine Juſtizſache 
Ess auf 

9) Dieſer Grundfaß ft aber, wie fich von ſelbſt verſtehet, nicht fo. gu 
erklären, daß jede, nach einem Policengefete, zu beurtheilende 
Doliceyfache, fobald nur ein Gefeß deßhalb eriftirt, von deffen 
Anwendung die Frage ift, zur Gognition und Entfcheidung der 
Gerichte gehöre; weil fonft die Juſtizcollegien jede Policeyfache zur 
Juſtizſache qualificiren Fönnfen. Erift nur von dem Fallezu vers 
fieben, wenn Streitigfeiten über bie Nedfe einzels 

ner oder ganzer Gommünen gegen einander ent: 


fteben und die Parteyen fih vor dem ordentlis; 


ben Richter belangen: Iſt diefes der Fall, ſo darf fich 


“auch Die Policegbehörbe in einen, zwifchen privatis bisher geführ⸗ 
ten, Rechtsſtreit nicht mifchen, oder dazwiſchen treten wollen 5, 


weil es fonft von ihr abhängen würde, eine offenbare Juſtizſache 
in eine Policeyfache umzuwandeln. Nur die unverkennbare Er: 
haltung des gemeinen Wohls oder die Verhütung. und Ab: 
wendung eines gemeinfchädlihen Uebels dürfte einen fol 

'- hen. Schritt rechtfertigen. M.’f. Strube rechtl. Bedenk. 
Th. 3. 8.7. 


) Practiſche Eroͤrter. B. J. Eroͤrter. 17. 


r 
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aufr), Wenn daher Aemter oder Magifträte, vermdge vor⸗ 
bandener Statuten oder Neglements, Jemanden z. €. einem 
gewiſſen Policeyzwange unterwerfen, oder zu gewiffen Leiſtun⸗ 
gen anftrengen wollen u. ſ. f., und derſelbe behauptet, rn. 

ur | ta⸗ 


— Mehrere landesherrliche Vorſchriften, welche theils an bie Lan: 
— ‚beöregierung, theils an das Dberappellationsgericht, 
ergangen find, ſtimmen mit den obigen Grundſaͤtzen vollfommen 
überein. In einem Evicte des Churfltften Georg Ludewig von 
28. Xpr. 1707 ift, im Abficht der Grenzen der Policey: und Zus 
fligfachen, folgendes verordnet: „Wirnehmen jedoch von den Sachen, 
fo vor das Geheimeraths⸗Collegium gehören, aus, und wollen, daf 
ber Juſtiz⸗ Collegiorum- Dijudicatur unterwürfig bleiben, dieje⸗ 
nigen Sachen, welche zwar an ſich als Policevfaben an: 
aufehen, jedoch deswegen pro contentiofis zu halten, weil 
ein Theil durch langwierige Poffeffion, oder fonft 
durch rechtskraͤftigenTitel, ein jus gaefitum für 
fih erlangt hat, und fih baraufgründet.” In einem 
andern Üefcripte bes Churfürften Georg Ludewig d. d. 
Hannover den 28. Sept. 1713. beißt ed: „Und wie wir infonders 
heit auch gnäbigft approbiren, daß in Handwerks: und Sn 
nungen, auch andern bergleihen Sachen, wenn nemlich über 
Innungsarticul ſich Streit zwifgen einzelnen Perfonen, 
auch wohl ganzen Handwerkern und Communen er 
hebet, und dba ed nicht fowohl auf eine Berorbanung 
in Policeywefen, als auf jura privatorum, nem: 
Lich einzelner Perfonen und Communen gegen ein 
ander prätendirtes Recht anlommt, Appellatio- 
nen angenommen werben mögen.“ in anbered lans 
deöherel. Refcript. d. d. London deu 4% Jul. 1715 verordnet fol: 
gende: „Nun hat feinen Zweifel, daß, wenn bie Quaeltion 
von- neuen Bersrbnungen in Policeyfachen zu mahen vor: 
kommt, bie Sache vor unfere Geheimeraths⸗Stu-⸗ 


4 
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Statut oder Reglement auf ihn nicht anzuwenden, er mithin 
gar nicht verbunden fen, daſſelbe zu befolgen ; oder er beziehet 
ſich, wider die Anforderung, nicht blos auf die natürliche reis 
beit, fondern auf Verträge, Privilegien, oder —— 

es 


be und nicht vor unfere Gerichte gehörig; Wann auh von Hals 
tung über fhon gemadte Policeyverordnungen bie 
Frage ift, fo fann die Sache wohl certo relpectu vor 
die Geheimerathöftube und.certo re[lpectu vor 
bie ordinaire Gerichte gehören; Wann aber Jemand 
praetendiret, ein jus qaelitum aus einer ſchon 
gemachten Eonceffion oder privilegio zu haben 
und von Jemanden, zumalvon einemandern privato 
oder privatis, bagegen beleidigt, oder verkürzt 
zu feyn, und wann ed mithin auf jura_privato- 
rum und terii lediglich, - oder vornemlih an: 
fommt, fo fann den Partheyen mit Redt nidt 
verwehret werben, fih einander, mit Vorbeyge 
hung der Geheimen Ratheftube,.vor dem ordent— 
lichen Richter zu belangen.” Endlich ift noch in einem 
andern landeöherrlichen Refcripte, d.d Hamptoncourt den „7 Zept. 
1718, nachſtehendes beftimmts „Was die Frage von den Po: 
liceyfaden, und wieweit folde vordie Gerichte ge: 
bören, betrift, davon ift Unfere, bey obverftandenem Memorial 
Unferes Oberappellat.» Gerichtö lab Lit. B. angezogene, Verord⸗ 
nung vom 28. &ept. 1713, wie euch allen befannt, vorhanden, . 
dabey ed fein Verbleiben haben und alfo bey Policeye 
fahen, "da es nicht fo wohl auf eine Verordnung in 
Doliceywefen, fondern auf jura privaterum, nemlich 
auf einzelner Perfonen oder Communen gegen eim 
ander praeiendirendes Recht anfommt, die Gerichte 


barinne erfennen und Appellationen bepfalls angenommen werben 
mügfften.” 
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Befig, mithin auf wohlerworbene Rechte; fo kann allerdings 
voider die Aemter und Stadtobrigkeiten, die fodann als privati 
anzufehen find ,. bey dem ordentlichen Richter Klage und Bes 
fehwerde erhoben merden , und hat hiernach auch das höchite 
Tribunal am 1. Jun. 1801, in Sachen Örägel mw. den Mas 
— m Göttingen, pro. Freiheit vom Mühlenziwange, 
geurtheilt, — 


Wenn indeſſen die Verfuͤgung in Policeyſachen unmittel⸗ 
bar vom Landesherrn ſelbſt, oder deſſen nachgeſetztem Oberlandes⸗ 
Policeycollegio, herkommt, es mag von einem zu gebenden oder 
gegebenen Policeygeiege, oder von einem beftimmten Falle die 
Rede ſeyn, wodurch nicht blos die natürliche Freiheit aller oder 
‚einzelner Unterthanen eingefchränft wird , fondern durch twelche 
Privarperforien oder ganze Communen und Aunungen ſich an 
ihren Privilegien oder fonft wohlerrworbenen Rechten gekraͤnket 
glauben , 3. E. der Landeshere hebt ein durch Vertrag oder 
vechtsfräftige Entfcheidung feſtgeſetztes Innungs⸗ und Gewerbe⸗ 
reglement auf, oder ſchraͤnket es ein u. ſ. w., fo wird Die Policey⸗ 
ſache ſich zwar oftmals in eine Juſtizſache auflöfen ; aber die 
Erörterung und Eutfcheidung derielben gehört doch felbft als, 
dann nicht vor die Landesjuftizhöfe, wenn fich auch Jemand 
über eine, durch die landesherrliche Policeyverfügung veranlaßte, 
Läfion wohlerworbener Gerechtfame beklagen, oder Erfas für 
die Aufopferung derfelben fordern ſollte. Den Landesgerichten 
ift nirgends die Befugniß beygelegt oder eingeräumt, über folche 
Befehmerden der Unterthanen, welche ihren. Grund in der Art 
der Ausübung eines weſentlichen Landeshoheitsrechtes haben, 
und wo der Kandesherr als Landesherr, und nicht als privatus, 
handelt, zu. erkennen; ‚oder über ‚die Frage zu urtheilen: ob die, 
vermödge der landesherrlichen Policeygerwalt ,: die unftreitig in der 
Landeshoheit mit begriffen ift, vom Landesherrn oder deſſen 
nachgefesten Regierung jelbit a Verfuͤgung a 

2 oder 


® 
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oder unrechtmaͤßig fen?) Das höchfte Tribunal ſchlug daher 
in Sachen des Hanndverfhen Sattleramtes m. das Ries 
meramt dafelbft, pto. transactionis, mittelft Befcheides vom, 
14. Nov. 1788, und in Sachen des Hanndverichen Ho ken⸗ 
amtes w. das Krameramt dafelbft, pto. transactionis, 
dvermöge Decrets vom 20. Dec. 1800, die an daffelbe gebrach⸗ 
- ten Beſchwerden ob qualitatem caullae ab, 


10. 


In eigentlichen Regierungsfachent) , wovon die Policey⸗ 
ſachen nur ein untergeordneter Zweig find, ſtehet den Landes⸗ 
— eben ſo wenig einige Cognition — Sie duͤrfen ſich 
aher uͤber Gegenſtaͤnde, welche vermoͤge eines weſentlichen 
Landeshoheitsrechtes vom Landesherrn ſelbſt, oder Namens des⸗ 
ſelben, von der Landesregierung ausgeübt und beſtimmt werden, 
oder mo es überhaupt auf Iandeshoheitlidhe Verhaͤltniſſe an« 
kommt, im Abſicht der defhalb von den Landesunterthanen. era 
gegten 


») Shnaubert a.a.D. 5.348. von Berg a. a.O. S. 152. 
158. 165 und 187. Weſtphals teutſches Staatsrecht Nro Zr. 
Pract.:Erdrter. B. 1. Erdtter. 46. Sr 
Bülom über die Verfaſſung des O.A. Gerichts 5.137. 141. 
248. * 
i) Schnaubert a. a. O. 8.238 ff. Häberlim Repertor. bei’ 
teutſch. Staats⸗ und Lehnrechts, voe Regierungsſachen. In 
wie fen Steuer: und Zollſachen, Regierungs = oder Juſtizſa⸗ 
chen find, bavon f. m. Struben rechtl. Bedenk. Th.1. B. 103 
und Th. 4. B. 13. Und in wiefen Deichſachen und Rang: 
fireitigfeiten vor die Gerichte gehören, ebendenfelben 
en 3.129, und Th. 5. B. 13. M. ſ. auch Martin a. a. O. 
52. 
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reaten Zieifel oder Widerſpruͤche, gar Feine Unterſuchung und 
Entſcheidung anmaßen. Die landesherrlihen Verfuͤgungen m 
Reaiminalſachen koͤnnen ſich allerdings aud) in Zuftisfachen auf- 
dien, wenn 3. E. von: der. Anwendung. bereits beftehender Ges 
ſetze, vom Mein und Dein, oder davon die Rede ift, daß 
Dadurch) wohlerworbene Rechte und Befugniffe eines Dritten 
gefränfet werden, und &teeit darüber eñtſtehet. Allein die 
Klagen und Befe werden der Unterthanen wider den Landes» 
bern , oder deſſen nachgefeste Landesregierung , welche ihren 
Grund in der Ausübung weſentlicher Landeshoheitsrechte haben, 

“gehören, der Landesverfaffung nach, in der Regel überall nicht 
«vor die. Landesjuftizcollegien , "fondern vor die Austräge und 
Reichs gerichte u). Wenn ſich daher 3. B. ein pflichtiger Uns 
terthan oder eine Commune weigerten, die ihnen von der Re 
gierung anferleaten Doheitsdienfte zu leilten, fo kann Feine Klage 
wider die. Landesregierung bey den Landesgerichten angebracpt 
und angenommen werden. Dabingegen hat es feinen Zweifel, 
daß der eine. Befreiung von Territorialdienften prätendirende 
Unterthan die ‚behauptete Immunität gegen feine Amts». oder 
Dorfsmiteingefeffenen,, deren Concurren; durch feine ettwanige - 
Freiheit: vergrößert werden wuͤrde, im ordentlichen Rechtsgange 
geltend machen kann. ) 





— ‚EI, 


Gegen die Entrichtung der Beyträge, zur Abbezahlung der 
Landesſchulden Des Fuͤrſtenthums Lüneburg, Dürfen im ——— 
* eine 


"ar Pract. Eroͤrter. B. 1. Nro. 46. 
) Von der geiſtlhichen Gerichtsbarkeit und in wie fern ge 
wiſſe gemiſcht⸗geiſt biche Sachen vor die weltlichen Ge 
richte gehören, davon ſehe man Schlegels Churhannöver: - 

| ſches 


J 
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Peine Proceffe erhoben und von den Zuftizcollegien: angenommen 
werden. er fi) über die von ihm geforderten Beytrags⸗ 
quoten, aus dem einen oder andern Grunde, beſchwert erachtet, 
muß bey der Landesregierung Vorſtellung thun, welche, nach 
aefchehener Communication mit. der Landſchaft, den Grund der 
Beſchwerde unterſucht und decidirt. In petitorio hingegen ſte⸗ 
het der ordentliche Rechtsweg offen x). 


12, . ud Br + 


Wider die Aufnahme des Fiaenthümers , . in Concurſen 
oder Adminiftrationen befangener Güter, in das ritterjchaftliche 
Ereditinftitut, dürfen fich weder die Gtdubiger, noch die. Eu- 
ratoten, noch die Gerichte, bey welchen die Euratel geführt 
wird, irgend einen’ Widerfpruch anmafen, wenn das Eredits 
inſtitut die Gläubiger völlig befriedigen, oder das neriliche leis 
ften will, was die Greditoren aus. dem Vermögen des Schuld» 
ners durch die Prioritaͤturtheil zu erwarten haben’: Die’ Eredite 
commiſſion Bann, unter: gewiſſen Umftänden, nach vorgangigem 
Erkenntniffe des SHofgerichts , . wogegen fein remedium ftatt- 
findet, in die Verwaltung der Güter der Iutereſſenten immits 
tirt und es darf weder in Die unter Adminiftration ftehende, 
noch andere der Credit Caſſe verhupothecirte Güter und in als 
(es übrige derfelben zur Sicherheit geſtellte Vermoͤgen, fo — 

ie 


ſches Klrchenrecht Th. T. B. 1. &.ır9 ff. und, Bülow über die 
Berfaffung des O. A. Gerichts $. 224. 

x) Verordnung, wegen Abtragung ber durch bie geleiſteten Bey: 
träge zu den Koſten der. Befhüsung des nördlichen Deufſchlands 
veranlaßten Landesſchulden des. Fürſtenth. Lüneburg, vom 2ten _ 
Jul. 1797. 4:0 im el are Pr Tor 22 


fie nicht völig befriedigt iſt, ohne Einmiligung der Eredits 
commiſſion, überall keine Erecution erkannt werden. y) - 


13. 


Wenn uͤber die Verlegung alter Heerſtraßen und daruͤber, 
daß der neue Straßenbau uͤber des Einen oder Andern Eigen⸗ 
thum geführt werden muß, ein Streit entſtehet, und entweder 
die Intereſſenten der Verlegung überhaupt widerfprechen, oder 
die ihnen dDargebotene Andemnifation nicht annehmen wollen; 
fo findet in Abſicht des erften Punctes durchaus Fein Proceß, 
noch iraend eine Difeuffion im Wege Rechtens Statt 5 vich 
mehr ift der Landesregierung darüber ein DOberlandespoliceys 
Erfenntniß vorbehalten. Der Indemnifationspunct aber fol 
entweder von dem Gerichte, in deflen Bezirke die abzutretende 
Länderey. belegen iſt, oder fehledesrichterlic) entfchieden, und es 
fodann bey: der erften Entfcheidung, ohne dag dawider ein weis 
teres Rechtsmittel Statt hat, gelafien werden. =) 

— 14 


y) Verordnung, das Creditinſtitut der Ritterſchaft des Fuͤrſten⸗ 
thums Luͤneburg betr. vom 16. Febr. 1790. 8.5.6. 75 und 82. 
Abgedrudt in von Ende und Jacobi Sammlungen für Ges 

ſchichte und Staatötunde aus den Br.-Luͤneb. Churlanden, Th, ı, 
©. ı21, 


2) Anterimsreglement für. das Fürftenth. Galenberg, die Abs 

küuͤrzung der Heerſtraßen betr. vom 18. May 1764. Berord 
nung vom 14. Jan. 1797, wonach zu verfahren, wenn bey dem 
Chauſſeebau in dem Fuͤrſtenth. Luͤneburg Heerſtraßen abzukuͤrzen 
und⸗ wegen ber dazu erforderlichen Grundftüde Verguͤtungen zu 
leiſten ſind. Ber 





14 | 
14 Be 


Hemeinheitstheilungsfachen im Fürftenehum Lünchurg, fons 
derlich Die Frage: ob und wie zu theilen if? ferner, alle mit 
einer Gemeinheits aufhebungsſache conneren und ale Tolge der 
Theilung anzufehende, oder zu deren Ausführung gehörige 
Puncte; desgleihen Frrungen, Streitigkeiten und Beſchwerden, 
bweiche in einer eben vollbrachten Gemeinheitstheilung ihren Grund 
haben und daraus entfpringen, find Bein Gegenftand eines ge: 
richtlichen Verfahrens vor den ordenslichen Gerichten ; fie find 
vielmehr vor die angeordneten Behörden des Gemeinheitstheilungs⸗ 
Weſens zu bringen und daſelbſt zu erledigen. Alle vorkom⸗ 
menden ſtreitigen Fragen und Puncte aber, welche die, vor der 
bevorjiehenden oder im Werke be riffenen Theilung Statt gehab⸗ 
ten Rechte und Gerechtigkeiten felbjt, als: Eigenchum, Brunds 
eigenthum, Rutzungs⸗ oder Servitutsrechte, nach ihrer Wirk 
fichkeit, Belchaffenheit, Ausdehnung, Brenzen u.f. m. betreffen, 
find als Zuftigfachen, wenn daruͤber eine ‚gütliche Auskunft von 
den- Theilungsbehörden nicht zu vermitteln ſtehet, Dem gewoͤhn⸗ 
lichen Rechtswege und Den ordentlichen Gerichten vorbehalten, 
wohin fie von den Theilungsbehörden zu verweiſen find, a) 


t 


15, 


Streitigkeiten , welche das Lotterieweſen unmittelbar bes 
teffen, ‘als: Irrungen, die zwiſchen den Einfegern und den 
Directeurs , oder den von dieſen beftellten Collecteurs, in fo 
weit jene den Rechten und den jedesmaligen im ausgelaffeen, 
vom Konigl. Staatsminiſterio befkätigten , Plane beBanntges 
' “ machten 


a) Gemeinheitdtheilungs «Verordnung für das Fürften: 
tyum Lüneburg, vom 25. Jun. 1802, Gap. 2. $.7 bis 16. 


! 
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machten Lotteriegefegen gemäs, für Die letztern zu haften ſchul⸗ 
Dig find, aus dem Lotteriegefchäffte erwachfen möchten, ſollen 
dem ordentlihen Erkenntniß der- Suftizcollegien und aller pros 
ceſſualiſchen Weitlaͤuftigkeit gänzlich entzogen, und Könial. 
Staatsminifterio und deſſen Entſcheidung vorbehalten, mithin 
nad) deſſen Ermäßigung und Gutfinden, allenfals durch eine - 
anzuordniende Commiſſion oder in andere Wege, auf Koften 
—— befundenen Theils, unterſucht und entſchieden 
werden b). 


b) Verordnung vom I. Febr. 1754, wegen ber Lotterien, in 
dem Hanndv, = Anz. Nro. 11. und in Wagners Samml. 


Th. 2. ©. 34. 


4. 


XXV. Erörterung. 


Bey der Behauptung einer Immunität bon. Perfonal- 
abgaben oder fonftigen Pflichten , ift Der Beweis eis 
ner feit unvordenklichen Zeiten genoſſenen Freiheit zu⸗ 
laͤſſig. 





Ob überhaupt die Sieuerfreiheit durch Verjährung erworben 
werden Fönne? ift eine fehr flreitige Rechtsfragec). Verſchie⸗— 
dene Schriftfteller d) behaupten, daß eine Betreiung von dffents 
lichen Abgaben durch Feine Art der Berjährung erworben wer⸗ 
den fonne; anderee) laffen dabey wenigſtens die unvordenkliche 
Verjaͤhrung zu. Diefe legtere Meinung fcheint Die gegruͤndetere 
zu ſeyn. Bey dem Befige der Freiheit von Abgaben und Pers 
pflichtungen, z. E. vom Schuß» und Dienftgelde oder andern 
£eiftungen „ feit unvordenklicher Reit, ift eigentlich nicht von — 
ur 


e) Günther und Otto Leipz. Magazin für Rechtögelchrte, Jahr 
1786, ©t.5. Nro.4. Ledderhoſe kleine Schriften B. ı. nro. 


d) aPufendorf Tom. ↄ. Obſ. 156. Winkler praeleriptio, 
immunitatis atributis quod. aerarium publicum. Sax. impu- 
gnata. Lipl. 1779. ’ 

e) Puͤtter Rechtsfälle B.2. Ih. 4. S. 1076ff. Leyler 670, 
m. 15. Cecceji in. jure contrev..Lib. 50. Tit. 5, qu. 2.. 
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durch Verjährung erworbenen, Befreiung, von einer anerfannten 
Pflicht Die Rede. Gelbft bey unftreitigen öffentlichen Abgaben, 
wo Jemand gar nicht bezweifelt , die Megel gegen fi) zu has 
ben, fondern blos eine $mmunität ex polfelfione libertatis 
immemoriali behauptet , ift Diefer Beweis in dem Falle für 
erheblich und zuläffig zu achten, wenn nicht erhellet, daß jes 
mals, vom Anfange der Auflage oder Abgabe an, dergleichen 
onera publica von ihm eingefordert find. _ Daraus erwächft 
die Märkte Vermuthung, daß Niemand ein Recht gehabt hat; 
foiche Abgabe oder Präftationen zu fordern, weil er jich fonft, 
während fo langer Zeit, doch wenigſtens einmal feiner Befugs 
niß bedient haben würde. Die Zelleſche Juſtizcanzley ließ das 
ber in der am 16. Apr. 1788 eröffneten Sentenz, in Sachen - 
der Dannenbergifchen Amtsfreien Knochenhauer und Eonf. 
wo. den Anmwald der Lüneburg. Landſchaft, pto:turbatae 
exemt. pom DViehichage, den Beweis einer Befreiung. durch 
unvordenkische Verjährung zu, und das hoͤchſte Tribunal. be 
ftätigte dieſes Erfennenig mittelft "Befcheides vom 21. Oct. 1788; 


FE | 
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XXVI. Eroͤrterung. 


Ueber das beneficium taxationis et adjudicationis, 
| jur Erläuterung der O.A. G.O. Th. 2, Tit. 151 
* 22, j ı 





Unfere Procefordrungen enthalten ziemlich vonftändige Vor⸗ 
fhriften, wie die Vollſtreckung der Erkenntniffe, über liquide 
Anfprüche, gefehehen, und melche Ordnung bey der Anwen⸗ 
dung : der einzelnen zuläffigen Ziwangsmittel, orlo.in modo 
exequendi, beobachtet werden fol!). Nach der D.A.G.DOrd- 
nung g). hat infonderheit ein jeder Gläubiger , wenn die unbe 
weglichen Güter des Gchuldners angegriffen werden müffen, 
die Wahl, ob er ſich mit der Einweifung zur Bezahlung, 
beneficium immiffionis, begnügen, oder aufdie Subhaſta— 
tion derfelben dringen und antragen will. Im letztern Falle 

fest die Drdnungh) unter andern feit: 
„ Sande fidy auch nach befchehener Subhaftation Fein Kauf: 
„mann, oder es würde fogar ein ungleiches und geringes auf 
das 


9) Ober = Appellat.Ber.Orbn. Th. 2. Zit. 15. Galenb. Ganzley.: 
Ordn. Zit, 36. Galenb. Hofger. = Ordn. Tit.72. Bell, Hofger.: 
Ordn. P.3. Zit.2, Deferley Proc $. 112 ff. 

g) a.a.D. 8.19. 20. i 

h) a. a. O. 9,22. 


— 
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„das Gut geſetzt und gebothen, daß der Schuldner dadurch 
mrotorie zu hart benachtheiligt würde, ſo bleiber als— 
„dann DaB Dritte remedium aefıimationis et adjudicationis' 


- „bevor dergeftale und alſo, daß das verholfene Gurt durch die 


m®erichte , dem rechten und gemeinen Wetrthe nad), mie die 
„Güter zu der Zeit des Orts ſeyn tarırt, und darum Dem cre- 
nditori, oder aewinnenden Theile, erb und eigenthuͤmlich zus 
„geſchlagen werden, welcher auch fhuldig feyn foll, 
nfie davor anzunehmen und zu behalten“), 


Da diefe Difpofition nicht beffimmt genug gefaßt iff, und 
mancherley Erfiärungen zulaͤßt, fo ift fie von faumigen Be⸗ 
jahlern oft gemißbraucht, und ſelbſt in den Gerichtshoͤfen, über 
Deren Auslegung, mancher Zweifel entftanden. ine Erlaͤute⸗ 
ung derfelben dürfte daher nicht überflüffig fyn, Zuvoͤrderſt 

nnen- | 


erftlich auf diefes remedium taxationis et adjudica-' 
rionis in einem Coneurſe die Mitgläubiger niemals in fo fern 
Anfprudy machen, daß der Ältere oder vorzüglichere Gläubiger 
fehuldig fey, ein Grundſtuͤck, worauf zu geringe geboten wird, 
pro taxato anzunehmen , und den Ueberfhuß herauszugeben. 
Die Abficht jener gefeglichen Vorſchrift gehet nur dahin, den 
Schuldner gegen die zu: ſtrenge Verfolgung feines Gläubigers 
zu ſichern, und enthält mithin bi08 eine Rechtswohlthat für 
den erflern, Hat der Schuldner aber das gefammte Vermoͤ⸗ 
gen feinen Gläubigern überlaffen müffen, und ift der Concurs⸗ 
proceß eröffnet, fo kommt es eigentlich nicht mehr auf Das Sa 
: ‘ tereſſe 


5) Diefe Stelle iſt aus der Calenberg. Canzley- und Zelt, 
Hofger.⸗Ordn. za. a. O. entlehnt, aber doch bahin erweitert: daß 
der creditor fhuldig feyn foll, bdasimmobile, in ben 
vorausgefesten Fällen, nah bem taxato anzunehmen 

und au behalten. - 
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tereffe des Gemeinſchuldners, fondern vielmehr auf. die Befrics 
digung der Gläubiger allein an, mo Feiner verbunden iſt, wis 
der feinen Willen und zum Vortheil feiner Mitcreditoren, - ein 
Grundftück aus der Concursmafje erga taxatum anzunchmen, 
wenn folches nicht etwa befondere Landesgefege gebieten. Mac) 
ausgebrochenem Eoncurfe koͤnnen fi) daher weder der Gemein, 
fehuldner, noch die Mitgläubiger unter einander auf das bene- 
ficium taxationis berufen. Wird indeß bey der Subhaſtation 
im Concurſe auf ein Grundftück zu geringe geboten, und will 
es Feiner‘ der Gläubiger gutmillig nad) der Taxe annehmen, fo 
muß daffelbe fo lange adminiftrirt oder verpachtet werden, bie 
fi dazu ein annehmlidyer Käufer findetk). Es hat daher das 
vorgefchriebene benmeficium taxae nur. bey einem Schuldnet 
Statt, der im Stande feyn würde, feinen einzigen oder mehr 
tere Gläubiger, welche auf Bezahlung dringen, vollfommen 
und auf einmal zu befriedigen, wenn fie) ein annehmlicher Käus 
fer gefunden hätte. 

Zmeis 


%k) aPwfendorf Tom.g. Obl.65 et a6g. Claproth fum: 

. „mar. Proceß, 8.324. Wird äber ein fo geringes und ungleiches 
geboten, daß eim folgender Creditor dadurch gar fehr verkürzt 
werben würde, fo ftehet es demfelben frei, die Läjion darzulegen, 
eine Zaration zu verlangen und, bad immobile pro taxato anzu—⸗ 
nehmen, oder, Tlatt des Verkaufs und vor der Adjudication, 
auf die Immiffion zur Abzahlung anzutragen. 


I) Daß aud ein Gläubiger die Befugniß hat, auf das reme- 
dium aeltlimationis zu provociren , und das immobileerga taxa- 
tum anzunehmen, wenn fi fein Käufer findet, oder. ermweislich 
zu geringe geboten iſt, und er ſich nicht etwa mit der Immiffion 

. begnügen, ober ftunden will, leidet feinen Zweifel. Galenb. 
Ganzleyordn, 2it.36.%13. Bell. Hofger.:Ordn. P. 3. 
Tit. 2. $.9. 
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Zweitens wird es zweifelhaft, da der Grad der Läfion 
unbeftimmt geblichen iſt, meldyes Gebot bey Subhaftationen 
für fo ungleich und geringe anzunehmen. fey, daß der Schulds 
ner dadurch notorie zu hart benacdhtheiliat wird, und in wel⸗ 
chem Falle aljo, mit Benfeitfesung des höchften Gebotes, das 
remedium taxationis et adjudicationis eigentlich fundirt und 
zuläffig fen? die, in dem Geſetze gebrauchten, Ausdrücke von 
einem geringen und ungleihen Meiftgebote, wodurch deu 
Schuldner notorie zu hart benachtheiligt mürde, ‚dürften 
indeß wohl nur von einer Verlegung über die Hälfte zu 
erklären feyn; weil nach gefeglichen Vorfchriften blos dasjenige 
pretium pro-iniquo. et injufto gehalten wird, wobey eine 
laefio ultra dimidium: eintrittm) , und es hierbey überhaupt 
nicht allein auf die Erhaltung des Schuldners, fondern zugleich 
mit auf Die Mechte des pluslicitantis anfommt. Der legtere 
kann auf die Erfüllung des Eontracts dringen ,„ menn. er für 
die Sache mehr als die Hälfte des wahren Werthes geboten: 
bat. Zwar behaupten einige Nechtögelehrten), daß bey Sub» 
baftationen der Kaufcontract, vor der erfolgten gerichtlichen. Ad⸗ 
judication, nicht perfect fey. Allein diefe Meinung ift fehon an. 
ſich o) und inſonderheit nach. der Vorfhrift der Dberappellat. 
Ger. Drdnung p) ungegründet „' welche dem: Meiftbietenden ein. 
vollkommnes Recht ertheilt, auch vor dem obrigkeitiich ausge» 
fertigten Adjudicationgfcheine,. auf die Erfuͤlung des Kaufs zu 
dringen, wenn der Schuldner nicht fofort, alfo vor dem Zur. 
fehlage, einen. andern Käufer, der. mehr geben will, — 

ann. 


m) Hoͤpfner im Commentar $.870.. 


n) Struben rechtl. Bedenk. Xh.5. 8.28. von Quiftosp 
rechtl.. Bemerkungen Nro. 10. 


0) Dverbed Medit. Th. 7.. Nro. 388.. 
p) a. a.O. $.20.. 


4 
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kann. Es iſt daher in mehrern, bey den höhern Gerichten zur 
Entſcheidung gefommnen, KRechtsfällen angenommen, Daß nur 
eine Verkürzung über die Hälfte für eine folche harte Bes 
nachtheiligung, von welcher die angeführte Stelle der Ordnung 
vedet, gehalten. werden koͤnne, und mithin hierüber eine inter- 

etatio ulualis vorhanden q). Kann num eine folde Ver⸗ 
fegung vom Schuldner erwieſen erden, alsdann muß 


drittens der Gläubiger , welcher die Subhaſtation ges 
‚fordert hat, das immobile pro taxato annehmen, und den 
ettvanigen Ueberſchuß herausgeben. Ob übrigens Die zur Ders 
fteigerung gebrachten Grundftücte in Käufern, Aeckern, Wie 
fen, Gärten, oder in ganzen Landgütern beftehen, darauf kommt 
nichts an. Indeß halten Einige_ben Pandgütern und Pertis 
nenzen, welche nad) einem gewiffen Ertrage geſchaͤtzt werden 
fönnen, ſchon in dem Falle den Schuldner für notoriſch zu hart 
benachtheiligt, wenn eis Käufer, deductis oneribus, über 
ſechs Procent an reinen Aufkünften davon genießen follte r); 
Andere aber wollen auch bey Landgütern denn Das beneficium 
taxae ausgefchloffen und denjenigen für einen annehmlichen Käus 
fer geachtet wiſſen, welcher nicht unter die Hälfte, fondern 
über die Hälfte des wahren Werthes geboten hat, und diefe 
Meinung ift auch wohl die richtigere. Den bloßen voluptua- 
riis und Luftgebänden , Die einen reellen Nugen und fein pos 
fitides Einkommen geben, ift das beneficium taxationis, nad) 
dem Sinne der Drdnung, gänzlich auszufchlichen , a? — 
aͤu⸗ 


4) aPufendorf Tom, 3. Obl.78. Str ube rechtl. Bedenk 
Th. 5. Nro. 69. 

x) Der Ertrag ber Laͤndereyen iſt auf ein Capital zu fünf Procent zw 
reduciren, weilzur Zeit der Abfaffung der Canzley- und Hofgerichtö- 
auch nach der Tribunalsordnung, alle Gapitalien gewöhnlich mif 
5 vom 100 verzinfet wurden, 
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. Gläubiger billig frei zu laſſen, auf die Werfteigerung dee Mas 
terialien und des Platzes zu provociren. Wie uͤbrigens der 
wahre Werth Ausgemittelt und bey der Taration. felbft verfahs 
sen. werden foll, iſt in der Ordnung feftgefest.. Bey der 
Schäsung folher Immobilien, Die feinen reinen und beftimms 
ten, vielmehr blos temporellen und ungewiffen Nusen gewaͤh⸗ 
ren, ift auf den zur Zeit der Taration gängigen Preis derfels 
ben zurückzufehen, und überhaupt dürfte auch eine zweite Schät« 
ung, wenn: fie aus erheblichen Gründen verlangt wird, den 
Martepen nicht zu verfagen feypn. Die Subhaftation felbft fol 


viertens nicht fofort, fondern erft nach Ablauf von vier 
Monaten, von Zeit der wirklichen Immiſſion angerechnet, ges 
ſchehen. Diefe Vorfchrift der Ordnungen ift-indeß nicht ganz 
deutlich. Sie feheint nicht von ausgeflagten Hypotheken, ſon⸗ 
dern vielmehr nur von andern perfönlichen, — we⸗ 
gen welcher man durch dieſe Art der Immiſſion ein Realrecht 
erhält, verſtanden werden zu koͤnnen. Sollte der Glaͤubiger 
jedesmal in die zur Hypothek verſchriebenen Guͤter immittirt und 
es demſelben nur dann geſtattet werden, auf die Subhaſtation 
zu dringen, wenn er fie bier Monate im DBefige gehabt, fo 
mwürde das Wahlrecht defjelben, auf Immiſſion oder Sub⸗ 
baftation anzutragen, nicht nur verloren gehen, fondern es wuͤr⸗ 
den auch dadurch doppelte Koften veranlaßt werden. Erwaͤgt 
man aber den Sinn und die Abficht diefer gefeglicyen Diſpo⸗ 
fition genauer, fo zeigt es fih, dag man durch Die Feſtſetzung 
einer viermonatlichen Frift den. Schuldnern billige Schonung 
und die gehörige Zeit hat gönnen wollen, um zur Befriedigung 
ihrer Gläubiger die nöthigen Anſtalten zu treffen, und, mo 
möglich , auf diefe Weiſe ihre Immobilien annoch zu retten. 
Die Frift von vier Monaten muß daher bey der Subhaftation 
Allerdings beobachtet und den Schuldnern nicht entzogen wer⸗ 
den. Der Richter bat alfo, zur Befolgung der Drdnungen, 
wenn die Forderung ausgeflagt Me iſt, dem — 

4. zuer 
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zuetſt einen Zahlungstermin , "bey Wermeidung der Erecution, 
zu ‚beftimmen, und, wenn der Ereditor darauf anträgt, ſodann 
"die Subhaftation zu erkennen; Die Verfteigerungstermine aber 
fo einzurichten, daß der legte, worin ber Zuſchlag meiftens ges 
fehiehet , erſt nach Verlauf von vier Monaten , von. Zeit der 
erBannten Subhaftation, 'eintritte), Wird diefes beobachtet, 
fo kann ng der Schuldner nicht befchmeren, weil er alsdann, 
nach dem Sinne der Ordnungen, Zeit genug gehabt hat, Mits 
el zur Befriedigung feines Gläubigers aufzuſuchen. 


Sünftens ift Feine Zeitfrift feftgefest, binnen welcher fi) 
ein Schuldner auf das benefisium taxationis , ben Berlu 
deffelben, berufen muß. Der Recurs Fann freilid) nicht eher 
zu diefer Rechtswohlthat genommen werden, als bie im legten 
Termine das höchfte licitum gefchehen und der Zufchlag erfolgt 
iſt. Aber die Sicherheit und Erhaltung des Credits erlaubt 
es doch ſchon an ſich auf Feine Weiſe, die Berufung auf dies 
fes beneficium der Willkür und dem Mißbrauche des Schulds 
ners zu überlaffen.. Gehet man alfo von dem Grundfuge aus, 
daß der, auf das im lesten Subhaftationstermine geſchehene 
Meiftgebot , erfolgte Zufchlag eine entfcheidende richter— 
liche Verfügung, tie wohl nicht zu bezweifeln iſt, ent» 
hält; fo kann diefelbe auch nur durd) ein, binnen: gehn Tagen 
a: die notitiae, zu etgreifendes Rechtsmittel fuspendirt und 
unwirkfam gemacht; der unterlaffene zeitige Gebraud) eines fol» 
chen remedii aber für nichts anderes, als eine ſtillſchweigende 
Erklärung des Schuldners, fid) dem Meiftgebote und Zufchlage 
unterwerfen und mithin beides genehmigen zu wollen, gehalten 
werden. Vermoͤge dieſes Grundfages darf man alfo anneh⸗ 
men, 


s) Diefe viermonatlice Friſt ſcheint die Obſervanz herbeygeführt zu: 
haben, vermöge welder drei Licitationstermine, von 6 Wochen 
zu. 6 Wochen, angefegt zu. werben pflegen:. 
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men, daß ber Gebrauch des beneficii taxationis, oder, wel⸗ 
ches einerley ift, die Erklärung des Schuldners, den Berveis 
des ungleichen und geringen Meiſtgebotes führen zu molen, an 
die — Nothftiſt von zehn Tagen gebunden; nad) de⸗ 
ten Ablauf aber der Mecurs zu demfelben in der Megel. überall 
nicht weiter zuläfjig fene). NMWBentt daher z.B. ein Schuldner 
die Forderung gegen fich hat ausklagen, Die Hypothek oͤffent⸗ 
lic) feil bieten, im legten Licitationstermine, nach Ablauf der 
viermonatlichen Frift , zufchlagen, wohl gar die Kaufgelder 
ohne Widerſpruch erlegen laſſen, und er will dann erft, wenn 
die Nothfriſt von zehen Tagen bereits verftrichen ift, "an den 
Dberrichter gehen und durdy ein- beugelegtes taxatum, mit Bes 
iehung auf das beneficium aeftimationis, die Wiederauf⸗ 
ae des geſchehenen Zuſchla s und Verkaufs, ex capite 
laeſionis enormis bewuͤrken, fo iſt er mit dem Geſuche qgller⸗ 
dings der Regel nach zuruͤckzuweiſen. Es duͤrfte 


fehstens, da das remedium taxationis von ſaͤumigen 
Bezahlern gar leicht gemißbraucht werden kann, dem Gläubis 
Her anzurathen ſeyn, fich einen Verzicht auf daſſelbe zu ftipus 
liren, und zu dem Ende in der Rerfchreibung feinem Schuld» 
ner dem in der Dberappellat. » Gerichts» Drdn. Th. 2. Tit. 15. 
$. 22 enthaltenen ramedio aeltimationis et adjudicationis — 
vermöge deffen ein Gläubiger unter gersiffen Umftänden gehals 
ten feyn folk, wenn auf das verholfene Gut ein ungleiches und 
geringes gefegt und geboten worden, nad) vorgängiger Tare, 
' M2 daſſelbe 
i) In einem, dıber das in der Ordnung gegruͤndete remedium aelti- 
mationis, an bad Königl. Staasminifterium am 15. Nov. 1779 
vom höchften. Tribunale erftatteten Gutachten ift allgemein ange: 
nommen, daß die Berufung auf das beneficium taxationis nur 
binnen zehn Zagen, - nad der Subhaftation, zuläffig ſey. 
N. f. au Defterley Proceß, S. 426. 
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daffelbe anzunehmen und zu behalten — ausdrücklich entlagen 
zu laffen. Da diefes remedium.taxae ein beneficium für 
den Schuldner ift, und ein jeder Herleiher die Bedingungen 
feftitellen kann, unter welchen er fein Geld vorleihen will; fo 
ft die Entfagung dieſer Rechtswohlthat weder unbilig ,. noch 
verwerflichu), Endlid kann fich 
ſiebentens der Schuldier auf das beneficium taxatio- 
nis alsdann wohl nicht berufen‘, wenn er entweder fo viel Mos 
biliarvermögen, oder ſolche Immobilien befist, wozu fich ans 
nehmliche Kaufliebhaber finden, und woraus mithin der Glaͤu⸗ 
biger, ‘feiner Forderung wegen, befriedigt werden kann. Denn 
der- Ereditor hat die Wahl, die Zuhlungsobjecte, in Gemäß 
peit der vorgeſchriebenen Executionsordnung, in Vorfchlag zu 
tingenx), und det Schuldner kann daher nicht befugt fen, 
ftatt derfelben, unter feinen hbrisen Immobilien gerade Die zur 
Gubhaftation zu offeriven „ welche, nad) Lage der Umjtände, 
Fein annehmliches Gebot erwarten Fünnen, um dadurch den 
Bläybiger zu deren Annahme , mach der Taxe, zu noͤthigen. 
Eine ſolche Befugniß raͤumt die Ordnung dem Schuldner 
nicht ein, vielmehr ſetzt fie, bey der Zulaͤſſigkeit des beneficii 
taxationis, voraus, daß derfelbe feine andere objecta folu- 
tionis et executionis hat, woraus der Gläubiger befriedigt 
werden Fann. Ueberhaupt darf eine bilige Schonung des 
— — dem Glaͤubiger ſelbſt nicht ſchaͤdlich und nachthei⸗ 
g werden. | 


' j ’ er 
u) Glaproth im Proceffe 6.417. ſcheint das Gegentheil anzuneh⸗ 
men, und boc behauptet cben dieſer Schriftfteller in feiner Recht: 
‚ wiffenfhaftder Verträge $. 294, daß beide Theile ber 
Verlegung über und unter bie Hälfte gültig entfagen fönnten. 
3) L.8. D. de diftract. pignor. L. 15. $.2. D.derejudic. Pu- 
‚ fengdorf proc. civ. Part. 5. cap.ı. 14 feq. 


r, 


AXxvVII. 


XXVII. Erörterung. 


Eine durch Bitten und Ueberredungen erwirkte Erbes, 
einfegung iſt nicht für ungültig zu halten, 





Die Freiheit des Willens ift allerdings ein toefentliches Erfor⸗ 
derniß zu der Gültigkeit Jeder teftamentarifchen Difpofition, 
und die, durch Zwang, Furcht, Betrug, oder bösliche Ueber⸗ 
redung, erprehten legten Willensverordnungen find daher von 
Feine Beftande, fondern werden aufgehoben y). 


Es erſtrecket ſich jedoch dieſes nur auf die, mit einem eis . 


gentlichen Dolo verknüpfte, Anmendung eines folchen moralis 
ſchen oder phnfifchen Zwanges, wodurch eine freie Willenserklaͤ⸗ 
rung des Teſtirenden gaͤnzlich ausgefchloffen wird; welches dann 
der Fall ift, wenn böstiche, betruͤgeriſche und erdichtete Vor⸗ 
ftellungen, wenn nachdrückliche, harte, beſorgliche Drohungen 2), 
die metum praefentem ‘et justum, qui cadere folet in con- 
ftantem virum aut conftantem foeminam a), —— 

— ns 


y) L.ı. Cod. de 8.S. Eclef. L. ı. Cod. $i quis aliquem teft, 
prohib. Nov. 134. Cap. 3. ' 

2) L.g. Cod. de his quae vi. L.7 pr.et L. 10. Cod, quod 
muietus cauſa. 
2) L. 6. Dig. quod metus cauſa. 


% 
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koͤnnen, oder wenn wohl gar Gemwaltthätigkeiten gegen den Tes 
ftirenden gebrauchet find b). Die Anmendung aller übrigen 
Mittel, wodurch die Difpofition des Teftirenden nicht erzmuns 
gen, fondern nur gewonnen, und eine freie Willenserklärung 
Direct ausgeſchloſſen wird, fchadet dev Guͤltigkeit eines errichteten 
Teſtaments auf Feine Weile. Mögen daher immerhin wieder⸗ 
holte Vorjtelungen eines ernfteni Verwandten, deffen Rath zu 
befolgen, det Teftivende aus Ehrfurcht gewoͤhnet war c); oder 
die rührenden Thraͤnen einer geliebten Bittenden; oder die from⸗ 
men Ermahnungen eines geiftlichen Gewiſſenraths, oder endlich 
die eindrucksvollen Zuredungen vertrauter Freunde, eine teitas 

. mentarifche Verfügung ermürket haben, Die, ohne diefe Mos 
tiven, vieleicht auders ausgefallen feyn würde ; ſo flehet doch 
dieſes der Rechtsguͤltigkeit der Diſpoſition ſchlechterdings nicht 
im Wege 4). 


Befonders, aber enthalten Bitten und Ueberredungen, wel—⸗ 

che ein Ehemann gegen feine Ehefrau anmendet, um dieſe zu einer 

für ihn günftigen Teftamentserrichtung zu bewegen, fo wenig 
etwas Unerlaubtes, und der Gültigkeit der Diſpoſition Narr 

iges, 


b) Carpzov Jurispr. for. P.3. Conſt. 5. Def. g et ib. Ber- 
lich P. 3. Concl.7. Nro. 13. Kurrer Difp. de Teſtam. 
coact. Th. 6 ſeq. 


: c) Arg. L.22. Dig. de ritu nupt. 

d) Huc ergo non pertinet, nec teftamenti validitate obeft, lae- 
vis quaedam vexatio, vel metus reverentialis, item [i teftator 
citra vim et dolum, ad teltandum invitatus hit precibus et 
exhortationibus, item blanditiis, donis, lachrymis. Gail 
Lib.2. Obferv. 117. Nro.4. Kurrer l.c. Th. ıı. 13.19. 
20. Carpzov l.c. Defin,7. Glaprotb von Teſtamenten 
und Codicillen, J 9. 8 
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liges, daß diefe Mittel vielmehr durch die Gefege ausdrücklich 
für zuläffig erEläret werden e). 

Es famen diefe Rechtsgrundſaͤtze neuerlich in dem folgen» 
den Falle zur Anwendung. Ein Ehemann war von feiner Ehes 
frau wegen eines‘ angefcehuldigten Ehebruchs belanget, und Die 
Entfheidung der Sache hieng nur noch von der Abftattung 
eines der Ehefrau auferlegten Erfüllungseides ab. Hierzu Fam 
es aber nicht. Die Eheleute verglichen fich auffergerichtlich, 
und beftätigten ihre Vereinbarung noch mehr dadurch, daß fie - 
ein gegenfeitiges Teftament errichteten, in welchem die — den 
Ehemann zum Erben einſetzte. Nach dem Tode der Ehefrau, ber 
fritten. die Snteftat- Erben derfelben, die Gültigkeit des Teſta⸗ 
ments, aus mehreren Gründen, und befonders auch um des⸗ 
willen, weil, tvole fie behaupteten, der Ehemann, in der Vers 
legenheit, worin er fich wegen des erkannten Erfüllungseldes bes 
- funden, alle feine Freunde aufgefordert habe, um die verftorbene 

Ehefrau, durch Zuredungen und Berfprechungen, zu der Einges 
dung des Vergleichs, und zu der Errichtung des Teftaments, zu: 
bervegen, welcher Zweck denn auch auf diefe Weiſe erreiche fey. 
Dep der, am 17. September 1803 erfolgten Entfcheidung, in 
Saden Zum Felde wider Kolfter wegen Erbfchaft, ward 
jedoch dieſer, gegen die Fuge des Teftaments gebrauchte 
re von dem höchften. Tribunale für völlig unerheblich 
schalten. | 


e) Virum, qui non per vim,. nec dolum, quo minus uxor 

contra eum, mutata voluntate, codicillos faceret, intercel- 
ferat, fed, ut fieriadloler, offenfam aegrae mulieris maritali 
ferınone placaverat; in crimen non: incidiffe refpondi: nec 
ei, quod tefiamento fuerat datum auferendum; fagt Papie 
nian L. 3. Dig. fi quis aliquem teftari prohib. und L. 3. 
Cod. ej. Tit.. heißt es: Judicjum uxoris poftremum in ſe pro- 
vocare maritali fermone,. non eſt criminolum, 


mn m 
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XXVIII. Erörterung 
Ein ftreitiger Erbfhaftsfall, 





Der Regiments quartiermeiſter Franz Ehriftoph Buſch und def 
fen Ehegattin, geb. Ortmann, errichteten im Jahr 1764 ein wech» 
felfeitiges Teitament, worin fie ihre beiderfeitigen Voll- und 
Halbgefchwifter zu Erben in denjenigen Vermögen einfegten, was 
nad) des Lestlebenden Tode noch übrig feyn würde. Die vors 
olichfen Stellen des Teftaments, worauf es ankam, find 
olgende; | | 


$. 4. Iſt unfer beiderfeitiger letzter Wille, daß dasjenige, 
was nad) unferm beiderfeitigen Tode aus unferm Vermoͤgen 
übrig ſeyn möchte, ohne Unterſchied, nachfolgenden Perſonen 
auf die nachfolgende Art —55 — ſoll. Der ganze Nachlaß nem⸗ 
lich wird in fünf Theile getheilt, und erhalten davon: 

1) Mein Vollbruder, Johann Daniel Buſch, ein Fünftel; 
2) Meine Vollſchweſter, Margarethe Eliſabet, verehl. Stub⸗ 
mann, ein Sünfte; | 

3) Mein Volbruder, Georg Friedrich Buſch, ein Fünftel; 
4) Meine, der Ehefrau, Schweſter, Anna Margarethe Ort 
mann, ein Fünftel; und 
5) a) mein Halbbruder, Zohann Henning Buſch, 
b) meine Halbſchweſter, Anna Marie Müder, geb. Bufch, 
| c) 
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ec) meine Halbbruders⸗ Tochter, Dorothea Eliſabeth Ort⸗ 
mann, dieſe zuſammen genommen, ein Fuͤnftel; 

maßen wir diefelben, auf die beſchriebene Art zu Erben unſeres 

beiderſeitigen Nachlaſſes ernennen, einſetzen und declariren. 


S. 6. Sollte endlich einer von unſern benannten Erben 
ehender, als der Letztlebende von uns, mit Tode abgehen, ſo faͤllt 
deſſen Portion, wenn Kinder von ihm vorhanden ſind, quf die⸗ 
ſelben, als welche wir ihren Eltern ſolchergeſtalt ſubſtituiren, fons 
ſten aber den uͤbrigen ſaͤmmtlichen Erben, nach der Proportion 
anheim, als ſie hier zu Erben eingeſetzt worden. 8 


Der Ehemann ſtarb zuerſt. Bey dem Ableben der Ehegat⸗ 
tin war aber von den eingefegten Erben Niemand mehr am Leben, 
als zwey Töchter von der [ub Nr. 2. eingefegten Vollſchwe⸗ 
fter, verehlicht gemefenen Stubmann, und ein Sohn vonder ſub 
Nr. $. lit. b inftituieten Halbſchweſter, Anne Marie Müler. 
Zwiſchen diefen entftand, über die Vertheilung der Erbſchaft, 
ein Rechtsftreit, in welchem der letztere als Kläger, die erftern 
aber als Beklagte auftraten. A 
Der Kläger glaubte, nad) den Geſetzen und. dem Inhalte 
des Teſtaments, eben fo viel von dem Nachlaſſe fordern zu koͤn⸗ 
nen, als die "Beklagten, und verlangte mithin die Hälfte der gan⸗ 
zen Erbfehaft ; denn feine Mutter ſey fo gut, als der Beklag⸗ 
ten Mutter, zu einem Fuͤnftheil zur Erbin eingefegt und zwar mit 
den ſub Nr. 5. ‚lit. a und o. benannten Perſonen conjunctim.: 
Die Erblaffer hätten ihren Nachlaß überhaupt in fünf Theile: 
vertheilt und keine Subdivifion gemacht. Seine verftorbene Mutter 
märe mit den zwey andern Erben conjunctim, mit den übrigen: 
aber disjunetim in einem Fünftheile zur Erbin ernannt; der Bar - 
Flagten Mutter hingegen mit allen übrigen Erben blos disjun- 
ctim eingefeßt. Heredes re vel mixtim conjuncti wären aber 
nicht in einem Theile, -fondern zu dem N wozu fie mit 
Ans 
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andern conjunctim berufen, eingefehtf) , mithin als eine Pers 
fon zu betrachten. Da nun feine Mutter nebft den beiden ans 
dern Halbgeſchwiſtern nicht disjunctim zu Zr, fondern con- 
junctim zu $ zur. Erbin ernannt fey ; fo accrefcite auch, den 
Geſetzen zu Folgee), jedem Theile , nach der Proportion Der 
Erbeinfegung zu #, „das nemlihe, und aus Diefen Gründen 
fe er die eine, Beklagte die andere Hälfte des Nachlaſſes 
erhalten. 


Die Beklagten hingegen behaupteten, daß die erftern vier 
Erben zufammen $ , von dem fünften # aber die darin eins 
gefesten Erben jeder nur % diefes Erbtheils, nad) dem Teftas 
mente, hätten erben follen. Die Kinder wären ihren Eltern 
ausdrücklich fubftituiet, und wenn deren Feine bey dem Ableben 
der beiden Erblaffer vorhanden, follte den übrigen Die Erbſchaft 
nach der Proportion anheim fallen, als fie im Teftamente zu 
- Erben eingefegt worden. Es jtehe daher nicht zu behaupten, 
daß der Kläger in Das ganze Fünftel, worin deffen Mutter 
nebft noch zwei andern zufammen eingeſetzt worden, gegenwaͤr⸗ 
tig eintreten koͤnne. Man müffe lediglich der teſtamentariſchen 

‚fpofition, bey der Vertheilung, nachgehen, und da ſolche 
beſtimmt genug abgefaßt ſey, ſo komme es auf die Vorſchriften 
des gemeinen Rechts, von re oder mixtim verbundenen Erben 
gar nicht an. Der ganze Nachlaß fey daher in fünf Theile 
zu zerlegen. Ein Fünftheil falle ihnen, als ſubſtituirten Erben, 
ihrer Mutter, zu. Der Kläger hingegen koͤnne nur, ale Sub⸗ 
ftitue feiner Mutter, von dem derjelben, nebit den beiden ans 
dern mit ihr ernannten Erben, beßimmten Fünftbeil 3 erhalten, 
Und da die etwa vafant werdenden Erbtheile, nad) der Vor⸗ 
fchrift des Teftaments, in eben der Proportion den — zu⸗ 

wachſen 


f) L. 80 und 89. pr. D. de legat. 3. 
g) L.63. D. de hered. inſt. L. un. $. 10. C. de caduc, toll. 
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mächfen ſolſten, als fie zu Erben eingeſetzt worden; fo koͤnne 
aud) der Kläger davon nur K eines Fünftheils erhalten, der 
anze. übrige Erbfchaftsreft bingegen müßte ihnen alleın zufallen, 
ie Koͤnigl. Juſtizcanzley zu Stade erkannte hierauf am zten 
Mai 1799 dahin: „Daß der ganze ım Streit befangene Nach⸗ 
laß in 4 gleiche Theile zu theilen, und Hiervon dem Kläger 4, 
den Beklagten aber 3. als die ihnen aebührenden Erbportionen, 
auszukehren ſeyen. Beide Theile appellirten zwar von dieſem 
Rechtsſpruche an das höchfte Tribunal, allein mittelft Beſchei⸗ 
des vom 14. Fan. 1800 ward derjelbe lediglich beitätigt. 


Bey der Beſtimmung des Verhälmiffes, wonach die Erb⸗ 
ſchaft zu vertheiten war, Eam es im Allgemeinen auf die Bes 
urthellung der Frage un: ob und in wiefern die drei Halbges 
ſchwiſter, welche 9. 4. Nro. 5 des Teftaments zu Erben eins 

elege waren. dergeſtalt mit einander verbunden find, daß das 
———— unter ihnen, in Abſicht des vermachten + des 
ganzen Nachlaſſes, ſtattfinden konnte? | 

Der. Kläger nahm an, daß die. beiden vakanten Erbtheile 
der, mit ſeiner Mutter zugleich eingefeßten, Halbgeſchwiſter ihm 
accrefcıren müßten , weil unter Dieten drei Erben eine conjun- - 
<tio mwixta fattgefunden habe, und er mithin Erbe von dem 
‚ bollen 3 geworden ſey. Hierdurch fuchte er vorzüglich feinen 

Anfpruch auf die Hälfte des ganzen Nachlafles zu begründen, 
und gleiche Rechte mit den Beklagten bierunter zu bebaupten, 
Eine conjunctio realis war nun zuvoͤrderſt unter.den Halb» 
gefchtoiftern gar nicht anzunehmen. Die Realverbindung unter 
Miterben fest voraus, daß mehrere Perfonen in derfelben Sache, 
und zwar im verfchiedenen ‘Propofitionen oder Perioden , dis- 
junctim, zu Erben eingefegt find 7 Nach dem — 

— 2 = ui 


h) vt eadem res disjunctim et quidem Gingulis in [olidum relin- 


quatur, oder, wie es in der leg. 89. D. de legat.3. heißt: re 
con- 
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iſt aber das legte 4 den darin-eingefegten drei Halbgeſchwiſtern 
"nicht in folidum , oder einem jeden das Ganze binterlafjen; 
vielmehr beftimmen Die Erblaffer ausdrücklich: daß fie zus 
fammengenommen das % haben follen. 


on mehrerm Anfcheine ift es indef, daß durch den Aus⸗ 

drück: Diefe zufammengenommen, eineconjunctio mix- 

ta gefchehen ſey. Bekanntlich tritt die legtere aladanm rin, ‚rmenn 

mehrere in einer und derfelben Verbindung, ohne Beyfuͤqung 
der Theile — pro indivilo — zu einer Erbfchaft berufen find). 

Der vorliegende Fall fcheint auch denen voͤllg gleich zu fenn, 

welche. man als Benfpiele der conjunctionis mixtae gewoͤhn⸗ 

li) anzuführen pflegt ©); indem die Erblaffer zuerſt die Namen 

der drei Hulbgeichwifter in einem Satze anführen, und ihnen 

hierauf, ohne jedem einen befondern Theil zu beftimmen, das 
letzte Fünftheil zufammen , oder gemeinſchaftlich, binterlaffen. 

Nimmt man nun an, daß in den angeführten Ausdrücken des 

Teftaments eine conjunctio mixta liegt, fo würden unjtreitig 

"alle drei für eine Perfon zu halten gemwefen ſeyn, mitbin unter 

ihnen, mit Ausfhluß der übrigen Vollgeſchwiſter, welchen * 

‚disjunstim, nemlicd) jedem befonders 4 des Ganzen; hinterlaffen 

find, Das jus accrefcendi in Abſicht des legten gemeinjchafte 

lichen & jtattgefunden haben), 

j 14 
conjuncti videntur, cum duobus feparatim'eadem res legatur. 
Madihn princ, de [uccell, $.i26. Maiaänlius de jure 
accrelcendi $.14. Bach de jursaccreloendid.2a. 

ji) Hellfeld jurispr. forenſ. 8.1498. 

k) L.89. D. delegat. 3. L. ı42. D.de Verb. Signif. Majan- 
fius und Bach l.c. Weſtphal von Bermädtniffen, Ih. 2, 

6. 1036 ff: — —W Fe 

L. 63. D. de hered. inſtit. Lobe than von der Erbfolge, $. 135. 


1605 
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Erwaͤgt mar aber den ganzen Zuſammenhang der ange⸗ 
führten Stelle des Teſtaments und die Abficht der Erblaſſer, 
fo _fcheint mehr eine bloße conjunctio verbalis, als mixta 
angenommen werden zu müflen. Denn die drei Halbgeſchwi⸗ 
fter Jan durch das Bindungswort „und” mit den übrigen in 
Berbindung ‚gebradyt, und. nur unter fich mit Buchitaben wie 
der. abasfondert, wobey am. Ende verordnet wird: „Diele zus 
fammengenommen follen ein Fünftel haben”. Nach der ns 
tention der Erblaſſer ift dieſer Zufag nicht dispofitionis, fons 
dern blos demonftrationis caufla gemacht ,- um anzudeuten, 
Daß die Halbgeſchwiſter nicht, wie die vollbürtigen Geſchwiſter, 
nad) Kopfzahl gehen, fondern daß fie zufammen das letzte }, 
Oder jeder 4 defjelben, mithin „z des ganzen Nachlaffes, erben 
folten.. _ Der mehrbemerkte Ausdruck; diefe zufammengenom» 
men 4, und die Abfonderung der Halbgeſchwiſter durch Buch⸗ 
ftaben, zeigt ganz deutlich, daß unter ihnen wine Theilung des 
legten Fünftels Statt haben folte, wenn gleich die ausdruͤck⸗ 
liche Beyfuͤgung der Theile deffelben , als überflüffig , unters 
blieben iftm). . Waren alfo die Halbgefehwifter blos verbali- 
ter, in derfelben ‘Propofition und mit Beyfügung der Theile, 
unter einander verbunden; fo blieb es wiederum fehr zweifelhaft, 
ob ihnen alsdanı überall ein jus accrelcendi zugefprochen wers 
den Fonnten). | ob 


m) Per numerationem perſonarum quantitas diviſa videtur. L. 7. 
L. 89. $.2. D. delegat. o. L. 56. D. da condit. et demonftr, 
...a) H. Coccejus in diſſ. de jure accrelcendi inter verbis con- 

junctos behauptet, daß inter coheredes verbis tantum con- 
junctos das jas accrelcendi feine Statt finde. Iſt diefe Meis 
nung gegründet, fo fönnen wörtlich verbundene Miterben nicht 
für eine Perfon gehalten werben, und folglich auch bie, ber 
Sache nach verbundenen, Miterben nicht ausſchließen. Kein’gerinz 
ges Gericht. zum Vortheil diefer Behauptung ſcheint die L. 65. 
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Ob nun gleich die Beftimmung des Verhäftniffes , wo⸗ 
nach die erledigten Portionen zu vertbeilen gervefen, immer zwei⸗ 
felhaft geblieben feyn würde, wenn man blos auf die Grunds 
fäße der verichiedenen Arten der Comjunctionen und ded’dabey 
eintretenden juris accrefcendi zu ſehen gehabt bättez fo wenig 
Schwierigkeiten fanden fich hingegen bev den Gründen , wor⸗ 
auf fich die Betätigung des Canzleyerkenntniſſes ſtützte. 


In dem oben angezogenen $. 6 des Teftamentes iſt naͤm⸗ 
lich eine wechfelfeitige Subſtitution der Miterben ausdrücklich 
enthalten. Zuerſt find darin Die Kinder ihren Eitern , hier⸗ 
naͤchſt aber ſaͤmmtliche Erben einander dergeitalt fubftiruirt, daß 
des abgehenden Miterben Portion dem übrigen fämmtlichen Ers 
ben in dem Verhaͤltniſſe anheim fallen foilte, als fie bier zu 
Erben eingefegt worden. Es Ponnte Daher von der Anwend⸗ 
barkeit des juris accrefcendi gar nicht die Rede ſeyn, meil 
daffelbe Durch eine ſabſtitutionem reciprocam expreſſam alles 
zeit ausgefchloflen wird o). Die Abfiht der Subitirution wurde 
nicht erreicht werden, wenn die vafante Portion nicht auf: die 
Gubftituirten, fondern nady dem jure accre[cendi auf den co- 
heredem conjanctum fallen follte. Ueberhaupt auffert fich der 
Unterfchied zwifchen dem jure accrofcendi ‘und der fubltitu- 
tione reciproca five breviloqua unter andern auc) Darunter, 
daß jenes unmittelbar aus den Geſetzen herfließt, und nur den 


con» » 


D. de hered. inf; zu haben, weil darin ber wörtlich verbunde: 
nen nicht namentlich gedacht wird. Daß Übrigens bey ben lega- 
tariis, verbis tantum conjunctis, fein jusaccrelcendi Statt ha: 
be, vertheibigen Voet in Comment, ad pandect, tit de legat. 
nro.6ı1 fe Cocceji injurecontrov. P.2. p. 358. Faber 
in error. Pragmat. Dec. 49. 50, M. vergl. Unparteyifce 
‚ Eritif über juriſt. Schriften B. 3. ©. 530. 
0) Ge. Ad, Struv. jurispr. for. Lib,2. Tit.23, 6. 17. 
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conjunctis Vortheil bringt ; diefe aber audy den disjunctis 
nüglic wird, und befonders in dem Falle immer von gutem 
Nugen iſt, wenn der Erblaffer nicht will , daß der eine oder 
der andere Miterbe den eriedigten Antheil nad) dem jure ac- 
crefcendi. erhalten follp). 


Diefe Abſicht der Erblaffer laßt fih nun ganz natürlich 
und —— aus dem F. 6 des Teſtaments herleiten. Die 
wechſelsweiſe Subftitution ift ausdruͤcklich dahin gerichtet: daß 
die erledigten Erbtheile, wenn Feine Kinder am Leben mären, 
den fämmtlichen übrigen Erben, und zwar nad) der ‘Proportion 
der Erbeinfegung, zufallen follten. Unter diefer generellen Sub⸗ 
ftitution find unſtreitig die Erbtheile der. Drei Halbgeſchwiſter 
mit begriffen;.weil die vakanten Portionen den | ämmetlichen 
übrigen Erben öhne Unterfchled zufallen follen. Ueberhaupt 
fiehet man- aus dem ganzen Zuſammenhange beider Stellen, 
daß die Erblaffer ihren Vollgeſchwiſtern mehr zumenden wollen, 
“als den Halbgefchwiftern ; da fie das Verhaͤltniß der Erbeins 
fegung wie 3 zu ı beftimmten, und bey der feftgefegten Sub⸗ 
ftitution rürde es ſowohl den Worten des Zeftaments , als 
der unverfennbaren Abficht der Erblaffer entgegen geweſen feyn, 
wenn man bey den Halbgefehwiftern eine Ausnahme hätte mas 
chen und ihnen ein jus acorefcendi zuerfennen wollen. Das . 
Theilungsverbältniß, welches der Kläger bey den vafanten Erbs 
theilen zum Grunde gelegt wiſſen wollte , konnte daber nicht 
angenommen werden. Im Ztveifel wird fehon vermuthet, daß 
der Subftituirte eben den Theil der Erbſchaft erhalten fol, u 

w 


p) Reuter de fubltitutione reciproca ejusque a jure accrelcen- 
di diferimiue $.1 — 29. Cleemann de reciproca cohere- 
dum fubfitntione $.3- 15. Thibaut Syſtem des Pandec⸗ 
tenrechts 8.910, 
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welchem der eingefeßte Erbe berufen iftg). Dieſer Grundiag 
mar hier um fo mehr anwendbar, da er mit der ausdrücklis 
dyen Anordnung der Erblaffer :: daß die erledigten - Portionen; 
nad) dem Verhaͤltniſſe der Erbtbeile , den ſaͤmmtlichen übrigen 
Erben anheim fallen follten, vollkommen übereinftimmte. Die 
ganze Erbfehaft war nun in fünf Theile getheilt, und davon 
den vollbürtigen Geſchwiſtern $, den drei Halbgeſchwiſtern aber 
nur 4, von dem leßten Fünftel, jedem befonders angebiefen. 
Die Erbeinfegung ift alfo in dem Verhaͤltniſſe, wie 3 zu 1, 
Dder. Pr U 25 gelchehen , und da diefe ‘Proportion , bey der 
Bertheilung des Nachlaſſes, in dem Erkenntniſſe der Stade 
fchen Zuftigcanzley zum Grunde gelegt, mithin volikommen arith⸗ 
metifeh) richtig erkannt rar ; ſo mußten auch die im appella- 
torio, wegen der erfannten Vertheilung -des Vermoͤgensnach⸗ 
laſſes, gegenfeitig aufgeftellten Beſchwerden als unerheblich vers 
toorfen werden, 


q) L. un. $. 10. C. de caduc. toll. Reuter L. c. $.17-. 
Höpfner im Commentar $.502. ' Rn — 
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. VÜRKIK. . Erörterung. 


Die genteinfchaftlich errichtete Dispofition, wodurch zwei 
Perſonen fich ein gegenfeifiged Erbrecht zugefichert has 
ben, kann von einem Theile, zum Nachtbeile des an⸗ 

dern, nicht einfeitig abgeändert oder wieder aufgeho⸗ 
ben werden. ii. 3 


F. 1 


Wenn Diepofitionen über dag gegenfeitige Beerbungsrecht der 
Disponenten im teftamentariicher Form, oder als gemeinfhafte 
liche Regtewillensverordnungen, abgefaffet werden; fo bezeichnet 
man diefelben gewöhnlich mit der Benennung: Teftamenta re- 
ciproca, und die Frage: Ob dergleichen Dispofitionen, von 
‚einem der disponirenden Theile, zum Nachtbeile des anderen, 
‚einfeitin. abgeändert und wieder aufgehoben werden koͤnnen? ges 
hoͤret zu den aͤuſſerſt ſtreitigen Rechtsfragen. 


J | U 
’ Einige Rechtslehrer haften dafür, daß jedes Teftamentum 
allen, 


reciprocum, ohne nterſchied, ſelbſt bey der von ‚beiden 
— V Theilen 
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heilen gefehehenen Annahme der Erbeinfegung, und ungeachtet 
des ausdrücklich hinzugefügten Verfprechens, die Dispofirion 
entweder gar nicht, oder Doch wenigſtens nicht ohne Einwilli⸗ 
gung des Mitdisponirenden, ändern zu wollen, zu jeder Zeit ein» 
feitig wieder aufgehoben werden Fünner), 


- Andere unterfcheiden, zwiſchen einem teftamento reciproco 
fimplici und einem teftamento reciproco torrefpectivo, oder 
demjenigen Teftamente, aus welchem ausdrücklich erhellet, daß 
der eine Disponent den andern blos um deswillen zum Erben 
ernannte, damit er von dieſem felbft inftitwiret ward. _ Die 
Zuläfjigfeit der einfeitigen — des teſtamenti reciproci 
fimplicis geben dieſe Rechtslehrer zu, fie behaupten aber da⸗ 
gegen die Unwiderruflichkeit des correſpectiven Teſtaments aus 
dem Grunde, teil die correfpective Erbeinfegung ſchon hinläng» 
lich die Abficht zu erkennen gäbe, fich gegenfeitig unmiderruflich 
u verbinden, und nicht einfeitig davon abgehen zu mollens). 

och andere Schriftftellee verwerfen den ebengedachten Unter⸗ 
fehied gänzlich , und machen die Widerruflichkeit jedes tefta- 
menti reciproci nicht allein von der in dem Teftamente ge⸗ 
fchehenen gegenfeitigen Annahme der Erbfchaft, fondern befon» 
ders von der ausdrücklichen Erklärung der Disponenten, ab» 
haͤngig. Wäre — fagen fie — in einem Teftamente die Ans - 
nahme der Erbfchaft gefchehen, fo müffe man unterfcheiden, ob 
dabey ausgemachet fey, oder es fonft aus dem Auffage' deutlich 
erhelle, daß der Erblaffer gewollt habe, daß hierdurch etwas 
‚ Unmiderrufliches feftgefeget werden folle, oder ob diefe in 
i a a nicht 


r) Mynfinger Cent.ı. Obferv.8. Nro.ır.. Harprecht 
de Teftam. correfpect.$.8. ı1. Berger Oecon. Jur. Lib.2. 
Tit.4. $.22, Not.4. Leyfler Spec. 359. Medit. 11. 

, ©) Struv. Syntagm. Jur. Civ. Exercit.32. Th.43. Canngie 

„fer Decif. Summi Tribun. Call. T.ı. Decif.43 er 145." 
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nicht. deutlich conſtire. Erſteren Falls; werde das Teſtament 
als Erbvertrag gelten; letzteren Falls aber die Annahme als et⸗ 
was Ueberflüſſiges angeſehen werden muͤſſen. Selbſt wechſel⸗ 
ſeitige Teſtamente, die man correfpectiva nenne, wären bier 
von nidyt ausgenommen, Es haͤtten diefelben zwar einen Ans 
fein der Unwiderruflichkeit für fich ; wofern aber Feine fürms 
liche Anndhme geſchehen, . und die Abſicht der. Unwiderruflich⸗ 
-Beit nicht ausgedrucket fen ; fo koͤnnten fie allerdings einfeitig 
aufgehoben mwerden:). Endlich aber erflären mehrere Rechtes 
Beh: ein teftamentum reciprocum überhaupt , und ohne 

ückficht auf alle vorgedachte Unterfchiede und-Einfchränfungen, 
aus dem Grunde für unwiderruflich, weil daffelbe ſchon an ſich 
eine gegenfeitige. Einwilligung der Disponenten in fich fafle, wo⸗ 
durch —— dem Anderen, bey dieſem Wilien zu bleiben, 
ſich verbunden haben). ö 


3 


Dieſe große Verſchiedenheit der Urtheile, über Die Wider 
ruflichkeit oder UntviderruflichFeit des teftamenti reciproci, ruͤh⸗ 
ret-augenfällig daher, daß manche Rechtslehrer aus einer, lei⸗ 
der! befonders in feühern Zeiten, nur zu allgemeinem Vorliebe 
des Römifchen Rechts, letzteres, ‚mehr oder minder, auf ein 
Geſchaͤfft Acht deutfchen Urfprungs anzurenden fuchten,, und 
ſich Durch Diefes ganz unpaffende Verfahten in Widerſpruͤche 
verwickelten. - Nur. durch Die Be Abfonderung der re 

2 e 


t) Nicolai Relolut 10. Nro. 24 feq. Stryk Uf. modern, 
Pand. Lib.28. Tit;3. 6:5. Berlich Deciſ. 92. Nro. ı2. 
Claproth von Teftamenten $. 45. - 

u) Schilter Exerciti:39. Th.:57. Io. Sam, Stryk Dif. 
de teſtam. copjug. reciproc.. 6.74. Ä 
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ſaͤtze des Roͤmiſchen und Deutſchen Rechts, über’ die Erbfolge 
durch Teſtament und Vertrag, laͤſſet ſich aber die Sache 8 
- tig beurtheilen. . ..: 


8. 4% 


Ron den früheften Zeiten her betrachteten die Römer alle 
Erbfolge als eine Staatsſache, weiche feinen Gegenſtand der 
tivatverträge ausmachen Tonne, fo wie fie denn aud) von 
olchen Verträgen lebensgefährliche Folgen für den Erblaſſer bes 
forgten. Alle pacta' fuccelloria univerfalia acquifitiva hats 
ten daher Feine Verbindiichkeit unter den Eontrahentn., Sie 

verfchafften feinem Dritten ein. wahres Erbrecht, vielmehr hielt = 
man fie für unfittlih, ungültig und nichtigx)- Mad) diefen 
Begriffen der Römer, Eonnte, auffer der June Succeſſion 
eine Erbfolge in alle Guͤter, Rechte und Verbindlichkeiten, — 
ſucceſſio univerfalis — nur durch ein einfeitiges, nad) ge 
feslihen Vorfchriften eingerichtetes, Teftament übertragen wer⸗ 
den. Ein foldyes Teftament ward aber, und wird rioch, erſt 
mit dem Ableben des Teſtirenden perfect, "Niemand kann das 
durch eine Befugniß erlangen, ſich der Aufhebung. der teftas 
mentarifchen Dispofition zu widerfegen. In Gemäßbeit des 
allgemeinen Grundfages: „„Ambulatoria eft voluntas hominis,; 
usquae ad vitae [üpremum exitum““, y) behält der Teſtator 
das Recht, feinen Legtenwillen zu jeder Zeit zu ändern, ja es 
Tann der Teftator diefem Rechte auf Feine Weiſe durch Ver⸗ 
fprechen entfagenz); denn werficherte Derfelbe, auch ſelbſt mittelft 
eines 


x) Heineccins Dif.deOrigineteft. fact, 16. Malblanc 
f. Rheinwald Diff, de caufisimprob. pacti hered, ex Jure 
Rom, &.1 — 51. / 

y) L.4. Dig. de adim. et transfer. legat, — 

») L. 55. Dig. de Legat. ı et L. æas, Dig. de Legat. 3. 
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‚eines Eides, daß er das Teftament nicht ändern wolle; fo wäre 
dieſes doch nur ein vergeblicher und einfeitiger Eid , wodurch 
einem Dritten eine Befugniß erwachſen kann, zu verlangen, 
daß es dabey gelaffen werden muͤſſe a). 


% 5 


Könnte man diefe Römifchen Grundfäge unbedingt auf die 
fogenannten teltamenta reciproca anwenden; fo würde die uns 
eingefchränfte Widerruflichkeit -Diefer Art von Dispoſitionen 
Feinem Zweifel unterworfen bleiben. Weder die Annahme der 
mechfelfeitig : augedachten ‚Erbfolge , ‚noch die auf das beftimms 
tefte ausgedrückte Abficht und Verficherung, von der Dispo⸗ 
fition nicht wieder abgehen zu wollen, twürden eine Unwider⸗ 
ruflichkeit zu begründen im Stande feyn. Allein die Zuläffig« 
Feit der Anmendung Römifcher Rechtsbegriffe findet bier um 
deßwillen nicht Statt, weil den Römern die, wie gefagt, nut 
einfeitige Lebteroillensverordnungen zuließen,. eine gleichzeitige, 
techfelfeitige Exrbeinfegung , in einem und demfelben Auffage, 
oder eine foldye Dispofition auf den Todesfall, die man jeßt 
teftamentum reciprocum benennet, gänzlich unbekannt war. 
Die mehrften, befonders älteren, Rechtsgelehrten d) mollen zwar 
eine dergleichen —— Erbeinſetzung lediglich als zwei von 


einander abzuſondernde Teſtamente zweier Perſonen — 
RL J x welche 


a) L. 112. 6.4. Dig. de Legat. ı, L. 22. Dig. de Legat. 3. 
Lauterbach Coll. Th. Pr. Lib.28. Tit.5. &.ıı1. Clap⸗ 
rorh von Zeflamenten $. 45. 
b) Carpzov P. 5. Conft. 2. Def. 11. Nro. ı et Defin. ıg. 
Nro.5. Conft.7. Def.2ı. infine. Belold P.6. Conf. 258. 
Nro.5. Gail’Lib.g. Obl. 117. Nro. a. Richter Decil. 

39. Nro.16.. Mevius P.g. Dec, 148. 
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welche nichts anderes als die Errichtung in einer und berfelben 
Schrift gemein hätten, und Daher ganz als einfeitige teftamen- 
tarifche Verfügungen, nad) Grundfägen des Römifchen Rechte, 
beurtheilet werden müßten. Gegen dieſe Meinung flreitet «6 
aber. offenbar, daß Disponenten, welche in einer und derfelben 
Schrift gegenfeitig über Die Erbfolge verfügen, ſchon dadurch 
unverkennbar die Abſicht darlegen, ihre Dispofitionen in die 
genauefte Verbindung mit einander zu fegen, und nicht von 
einander trennen laffen zu mwollen; fü wie denn aud) Die gegen⸗ 
feitige Erbeinfegung in einer Schrift nothwendig eine, wegen 
der reciprofen Erbfolge, vorhergegangenen Uebereinkunft voraus 
ſetzet, welche die Römer fo wenig Fannten, daß fie dieſelbe viels 
mehr für unfittlich und für durchaus ungültig hielten (S. 4). 


Die Anwendung Römifcyer Rechtsprincipien auf die Ents 
fheidung über die Widerruflichkeit oder Unmiderruflichkeit der 
den Römern ganz fremden reciprofen Erbeinfesungen dürfte 
daher ungefähr eben fo unpaflend feyn, als wenn man aus dem 
Tit. Codicis, de militari vefte, die Ordonanzmaͤßigkeit der 
Montur unferes gegenwärtigen Militaire beurtheilen wollte. 


$. 6. 


Nur aus dem Deutfehen Rechte laͤßt ſich der vorliegende 
Gegenſtand befriedigend erlaͤutern und richtig entſcheiden. 


In Deurtſchland waren, vor der Einführung des Roͤmi⸗ 
(hen Rechts, Teſtamente und andere einſeitige Letztewillensber⸗ 
ordnungen gaͤnzlich unbekannt c). Dagegen ſtand aber bey den 
Deutfhen , der Zulaͤſſigkeit einer vertragsmaͤßigen Erbfolge, 
Ä u meder 


c) Runde teutfches Privatrecht 8.646 und 678. 


— 
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weder ein willkuͤhrlicher Grundſatz des’ Stantsrechts, noch die 
Beſorgniß Iebensgefährlicher Folgen für den Erblaſſer, entgeaen. 
Algemein war daher von. jeher der Gebrauch der Exrbverträge - 
in Deutfehland, und felbft die, durch die Aufnahme des Roͤ— 
miſchen Rechts bewirkte, Einführung einer Erbfolge durch Te⸗ 
ftament oder einfeitige Letztewillens verordnung vermogte fo tvenig, 
der fortdauernden Gültigkeit der Erbverträge etwas zu entjie- 
hen, daß man ſich vielmehr diefer, nach wie vor, hauptfächlich 
in der Abficht bediente und noch bedienet, um dasjenige,- was 
von den Römifchen Erbfolgsrechten unferen Sitten nicht ange» 
mefjen ift, damit zu entfräften. “Die.auf die Älteften deutfchen 
Rechtsmonumented) und auf ein ununterbrochenes Herfommen 
ſich gründende Gültigkeit. der Erbverträge mußte freilich - den 
nur von Römifchen Rechtsbegriffen ausgehenden Rechtsgelehr⸗ 
ten ein Stein des Anftoßes und Fels des Aergerniffes ſeyn. 
Um ihrem Syſteme nicht ganz ungetreu zu werden, fuchten fie, 
durch Aufgebot ihres ——— ‚ in den auslaͤndi⸗ 
ſchen Rechtsbüchern Gründe aufzufinden , durch welche jene 
Verttaͤge allenfalls aufrecht erhalten werden Eönnten. Bald 
verlangten fie, daß Erbvertraͤge jedesmal durch einen Eid bes 
kraͤftiget werden follten; bald nahmen’ fie.an, daß die Erbver⸗ 
träge nur dann gültig wären, wenn bey ihmen die den Letzten⸗ 
tillensverordnungen vorgefchriebenen Formen beobachtet wuͤr⸗ 
dene). Allein Iängft fehon ift man. von diefen Verirrungen 
zuruͤckgekommen, und der übereinftimmende Gebraud) aller deuts 
fchen Gerichte hat die heutige Gültigkeit der Erbverträge fo voll 
ftändig- auffer Zweifel gefeget, daß man auf die Einftreuungen 
älterer Juriften, Die fo gern alles germanifche Recht vom vas 
terländifchen Boden: verdraͤnget hätten, Beine Rückficht mehr 


:d) Heiweccius Elem.Jar, Germ, Tom..ı. Lib.2. Tit. 6. 
” 8.146 feq. Danz bdeutfches Privatrecht B.7. $. 660, 
e) Hofacker Princ, Jur, Civ. Rom, german. Tit, 2. $. 1401. 
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nimmt). Unfeuabat ift dieſemnach noch gegenwaͤrtig die Lehre 
son Frbverträgen , nicht nad) Roͤmiſchen, fondern nach ur⸗ 
fprünglich Deutſchen Rechten, zu ermäßigen. 


Die Verbindlichkeit det Erbverträge hänget von Feiner ges 
wiſſen Form, oder vorgefehriebenen Feierlichkeit ,_ und infondetr 
heit weder von Eidfchmüren , ausdrücklichen Zaficherungen ihrer 
—— tl ET und gegenfeitigen- woͤrtlichen Annahmen Der ver, 
abredeten Erbfolge, noch von gerichtlichen Beltätigungen, ab» 
Es beruhen die Erbverträge vielmehr, gleich allen anderen Ver⸗ 
trägen, auf der wechjelfeitiaen, an fi) nach. allgemeinen Rechts-⸗ 
principien gultigen , Fimwilligung der. Pacisconten, durch welche, 
in fo fern nicht ausdrücklich Das Gegentheil feſtgeſetzet iſt, alle 
einfeitige Abänderung und wilttührticher Widerruf gaͤuzlich aus⸗ 
geſchloſſen werden 6). — 


$. 7. 


Zu den deutſchen Erbvertraͤgen, und zwar zu den pactis 
hereditariis affırmativis adquifitivis, ift aber jede Dispofis 
tion zu zählen, ‘durch welche fich Perfonen, und befonders Ehe⸗ 

atten, gegenſeitig und gleichzeitig die Erbfolge in ihrem beider» 
eeitigen Vermoͤgen auf den Todesfall zufichern. Wenn man 
dergleichen Dispofitionen , in fo fern dieſelben die Auilere Som 
% eine 


f) Leyler Spec. 45. Medit, 6et 7. . Danz deutſches Privat: 
recht 8.7. 8.660. — | 

g) Gerdes de Validitate. pact; ſucceſſox. etiam juram, non 
confirm. Struben Nebenftunden, 3.5. ©. 53. Dans 
a.0.0. — Cum nemo mutare conlilium [uum in alterius 
injariam poffit, neque reprobare quod ſemel probatum elt. 
Sec. L. 75. Dig. de Reg. Jur. L. 9. Dig. de Negot. gelt. 
Cap. 33. de Reg. Jur, in 6to. Ca f \ 


’ 
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eines Teſtaments haben, Teſtamenta reciproca, oder auch 
wohl correſpectiva, nennet; ſo ſcheinet dieſe Benennung, ſtreng 
nad) Roͤmiſchen Begriffen genommen, nicht paſſend zu feyn, 
weil, wie oben vorgekommen iſt, die Römer keine Teſtamenta 
reciproca kannten. Auf den, von der zufaͤlligen Form herge⸗ 
nommenen, Namen koͤmmt es nicht an, mohl aber auf das 
innere Weſen der Dispoſition ſelbſt, und dieſes deutet, jeden 

alls, es mag ausdruͤcklich geſaget ſeyn oder nicht, auf einen 

rbvertrag hin. Perſonen, die zugleich, und in einem und 
demfelben Auffage , fich gegenfeitig zu Erben einfegen , gehen 
ein aͤcht deutfches Gefchäfft ein, und geben fehon dadurch bin 
länglich zu erfennen, daß fie ihre gegenfeitigen Nechte und Ders 
bindlichfeiten aus dem Geſchaͤffte nur nach Grundfägen des 
deutſchen Rechts beurtheilet wiſſen wollen. Die wechſelſeitige 
Hleichzeitige Zuſicherung der Erbfolge ſetzet auch nothwendig eine 
dieſerhalb vorhergegangene Uebereinkunft, und die gegenſeitige 
Abſicht, zum voraus, nicht willkuͤhrlich, einſeitig, und ohne 
das Wiſſen und die Einwilligung des Mitdisponenten, von der 
Dispoſition wieder abgehen zu wollen. 


Nimmt man das Gegentheil an; ſo laͤßt ſich, in ſo fern 
man die hier unpaſſenden Roͤmiſchen Rechtsbegriffe beſeitiget, 
kein Grund gedenken, der die Disponenten bewegen koͤnnte, 
ſich gleichzeitig, gegenſeitig zu Erben einzuſetzen. Gewoͤhnlich 
wird bey dergleichen reciproken Erbeinſetzungen ein gegenfeis 
tiger,‘ von dem ungewijfen längeren oder kuͤrzeren Leben des 
einen oder anderen Disponenten abhangender , Vermoͤgensge⸗ 
winn bsabfichtiget, und in jo fern Diefes der Fall iſt, wird 
mohl nicht leicht die Eriftenz eines eigentlihen Vertrages vers 
Fannt werden Eönnen, bey deſſen Aufrechthaltung beide Theile, 
vermoͤge Der gegenfeitigen, auf Hoffnung übernommenen, Aufs 
opferungen, Das groͤßeſte Intereſſe haben. Geſetzt aber auch, 
der bey weiten arößefte Theil des Vermögens befände ſich nur 
auf der Seite des einen Paciscenten; der zu hoffende Gewinn 
. 4 3 wäre 
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leicht gar allein, auf der Geite des Minderbegüterten, und unter 
folhen Verhältniffen hätte blos gegenfeitige Zuneigung Die 
Hleichzeitige, wechſelſeitige Erbeinfegung veranlaffer ; fo Ändert 
doch auch diefes nichts in der Sache. Bey der Beurtheilung der 
Verbindlichkeit einer ſolchen Dispofition kann nicht darauf gefe- 
hen werden, ob der überwiegende Gewinn nur auf der Seite des 
einen Eontrehenten ift, fondern es koͤmmt, fo wie allenfalls bey 
der Beurtheilung einer Donation, lediglich auf die Abſicht des 
Donantis beym Geben, und des Donatarii beym Annehmen, 
an. Die Abficht der nicht gleichbenüterten Perfonen ,„ durch 
eine aleichzeitige , gegenfeitige Erbeinfegung ſich nad) deutjchen 
Rechten per modum pacti fucceflorii verbinden zu wollen, et» 
- giebt fich aber aus der gewählten Art der Dispofition; denn wars 
um hätte wohl der Meichere die auf die Begünjtigung des Mins 
derbegüterten abzwerfende Dispofition nicht einfeitig errichtet, 
wenn es feine Abficht gewefen wäre, die ihm, nach Römifchen 
Rechten, bey Teftamenten zuftehende Befugniß des Widerrufs 
fid) vorzubehalten ? | | 


Die Form der gegenfeitigen Erbeinfegung Fann nicht in 
entfeheidenden Betracht kommen. Deutfche Erbverträge find, 
wie oben bemerkt ward, an feine befondere Formlichkeiten gebuns 
den. Die aͤußere Form der Auffäge, wodurch Laien in der Zus 
risprudenz, und befonders Landleute, ihren Willen, durch die 
Mitwirkung Anderer, zu erfennen geben, bänget arößtentheils 
von gedankenlofer Gewohnheit, und von der Willkuͤhr der Cons 


eipienten, der zugezogenen, oft ſchlecht unterrichteten Mechtsbeys - 


ftände, oder der Gerichteperfonen ab, und es würde cben fo uns 
recht feyn, eine gleichzeitige, gegenfeitige Erbeinfesung blos um 
des willen, weil ſolche in die Form eines Teftaments gebracht ift, 
als einen Letztenwellen nach Romiſchen Begriffen, zu beurtbeilen, 
als wenn man auf den Gedanken Fommen wollte, beym Wechſel⸗ 
procch einem völlig gültigen Wechſel aus dem ca * 
Effect 


täre alſo nicht vollkommen gegenſeitig, ſondern vorzuͤglich, viel⸗ 


———— 
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Effect zu verſagen, teil etwa die Unterfehrift des Ausſtellers, 
anz zum Ueberfluffe und wider allen Wechſelgebrauch, von ſieben 
Brom atteftiret waͤre. — 


Ss 8. 

Gleichzeitige, gegenſeitige Dispoſitionen uͤber kuͤnftige Erb⸗ 
folge in einem und demſelben Aufſatze find ſolchemnach unter je 
der Form für wahre Erbverträge zu halten, melde, wenn 
nicht das Gegentheil ausdrücklich feitgefeger ift, 

‘ die Eontrahenten in dem Maaße unwiderruflich verbinden, daß 
feiner von ihnen davon einfeitig roieder abgehen kann, ohne daß 
darauf Rückjiht genommen zu werden brauch, ob der Befugniß 
des Widerrufs woͤrtlich enttaget; ob die Annahme der gegenfeis 
tinen Erbeinſetzung ausdrücklich geſchehen; und ob die Dispoſi⸗ 
tion, als ein eigentlicyer Vertrag, als cin Teftamentum recipro- 
cunı fimplex, oder ein Teltamentum correfpectivum, abs 


gefaſſet ift b). I. ; 


9 9% 


Die in den vorftehenden Abfägen berührte Rechtsmaterie 
Fam bey dem bhöchiten Tribunale, neuerlich, in dem folgenden 
Falle zur Erwägung. 5 


Jacob Zumfelde errichtete mit feiner Ehefrau, geb. Kol 
fter, am 12. Zunius 1797, ein fogenanntes reciprofes Teftament, 
deſſen Inhalt, in fofern derfelbe bier in Betracht Fommen kann, 
folgender war: — „Es erfchien Jacob Zum Felde, mit feis 
„mer Ehefrau Metta, geb. Kolft s cv, und gab zu — : 
——— 2 ner 


b) Schilter Exercit. 39. Th. 57. und Io. Sam. Stryk _ 
Dill. de teftam. Conjug. reciproc. 8.74. 4 


1 
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„Er habe gegen feine gegenwärtige Frau, bey dem Königs 
„lichen Conſiſtorio, einen- Proceß in pto. adulterii führen 
„müffen, welcher aber Durch gütliche Bereinbahrung gänzlich aufs 
„höre, und hätten fie Beyde ſich Vergeftalt foiederum ausgefühs 
„met, daß fie ſich verabredet, eine reciprofe Erbeinfegung vor Öts 
„richt zu errichten, mit gegiemender Bitte, diefe ihre Letztewillens⸗ 
„meinung von ihnen ad protocollum zu nehmen. — Nachdem 
nun die Metta Zum Felde diefes Geſuch wiederholte; — 
„fo declarirte Kacob Zum Felde, wie er hiermit feine gegen⸗ 
waͤrtige liebe Frau — zur einzigen wahren Univrrfalerbin derge⸗ 
„ftalt einfeße, Daß diefelbe, nad) feinem in Gottes Händen jtes 
„benden Adleben, feinen ganzen, ihm eigenthuͤmlich zuſtehenden 
„Nachlaß erben, haben und behalten follte; jedoch verordne er 
„dabey:“ «(auf die hier im Driginale folgenden Legate koͤmmt es 
nicht an) Dahingegen declarirte Metta, geb. Kolfter: „Sp. 
„tie fie die obige Verordnung mit Dank annehme; fo vers 
ordne und wolle fie, daß, nach ihrem, ebenfalls in Gottes Häns 
„den ftehenden Ableben, vor ihrem Ehemann, derfelbe ihr einziger 
„wahrer Erbe des gefammten Nachlafjes ſeyn und blelben ſolle; 
„jedoch verordne fie u. ſ. w.“ (Hier folgten wieber verſchiedene 
Legate, und dann hieß e8 weiter:) — „Dieſes waͤre ihre freie und 
„ungeztoungene Willensmeinung, welcher fie nichts hinzuzuſetzen 
„müßte. achdem nun dicfes ganze Protocol wiederum deutlich 
„vorgeleſen worden; fo declarirten beide Eheleute: daß Vorſte⸗ 
„bendes ihr wahrer Wille, und nad) ihrem Tode zur Richtſchnur 
„dienen, mithin als ein ZTeftament, Fideicommiß, Codieill, 


. „Schenkung auf den Todesfall, oder wie folche ihre Dispofition 


„beftehen mögte, gelten und angefehen werden follte,. mit Bitte, 
„diefes; von gerichtsivegen zu beftätigen, ad acta curiae zu bes ° 
„fördern, und ihnen von Daher. einen Repofitions- Schein zu 
„ertheilen.“ 


Ein Jahr darauf, naͤmlich am 19. Auguſt 1798, errichtete 
die Ehefrau, einſeitig, und ohne Vorwiſſen des Ehemannes, ein 
an⸗ 
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anderes gerichtliches Teſtament, widerrief in demſelben die erſte 
Dispofition ausdruͤcklich, und ſetzte ihre naͤchſten Anverwandten 
zu Erben ein. Dieſe machten, nach dem Tode der Ehefrau, dem 
verwittweten Jacob Zum Felde die Erbſchaft ſtreitig, indem 
ſie ſich auf den Widerruf der erſten Dispoſition ſtuͤtzten. Es 
kam dieſerhalb zu einem Rechtsſtreite, in welchem das hoͤchſte 
Tribunal , in der Appellations-Inſtanz, mittelft der Senten; 
vom 17. September 1803, in Saden Zum Selde.wider Kol⸗ 
fter wegen Erbfchaft, folgendermaßen erkannte: „Da die, von 
„dem Appellanten und . verftorbener Ehefrau, am raten 
„Junius 1797 errichtete Dispofition allerdings einen rechts⸗ 
„beftändigen Erbvertrag enthält, welchen, einfeitig aufs 
„uheben, oder zu widerrufen, Feiner der contrahirenden Theile 
„befugt war; So iſt in dieſem Stücke übel gefprochen und wohl 
„appelliret, mithin der Appellant, unter Beyſeitſetzung der voris 
„gen Erkenntniffe, von der wider ihn aufgeftellten Klage ledig» 
„lich zu entbinden‘ i), | 


i) In einem Ähnlichen Falle, in Sachen Hadler wider Behrens, 
erfannte ber. Lineburgifhe Senat des hoͤchſten Tribunal, - mits 
telſt Beſcheides vom 2ten Februar 1803: — Da die gemeinſchaft— 
liche Diöpofition der Behrendfchen Eheleute keinesweges nach 
Anleitung der‘ bey einfeitigen Zeftamenten eintretenden Grundfäße 
bed Römifchen Rechts, Tondern allein in Gemäßheit der bey 
Erbverträgen zu treffenden Begriffe des beutfchen Rechts, beurthei— 
let werben kann; nach den lezteren aber , jene Diöpofition ſich als 
ein gemeinfhaftliher Vertrag barftellet, von weldem einfeitig, 
und zum Nachtheile bed ernannten Erben, wider abzugeben, kei— 
ner ber Gontrahenten befugt war; Solchergeſtalt aber, die fpäte: 
ren Dispofitionen ber verftorbenen Ehefrau des Imploranten, 
dieſem, das behauptete Erbrecht auf feine Weife beylegen können ; 
So findet das angebrachte, unbegründete Geſuch nit Statt. 


XXX. 


XXX. Erörterung. 


Dad fatale profequendae appellationis kann durch 
Uebereinkunft der Parteyen verlängert werden. 





Das Rechtsmittel der Appellation ift an gewiſſe Notbfriften ge 
bunden, welche insgefammt fub poenae defertionis beobachtet 
werden müffen k), Inſonderheit acbört Das fatale interponen- 
dae appellationis zu den abfolut geſetzlichen Nothfriſten, und es 
fann Daher weder vom Richter, noch Durch ein Uebereinkommen 
der Partenen , erflrecft und erweitert werden I). Das fatale 
profequendae appellationis hingeaen ift den gemifchten Noth⸗ 
friften beyzuzaͤhlen, wobey e8 dem Richter aeftattet wird, daſſelbe 
zu verlängern, wenn erhebliche Urſachen dazu vorhanden find m), 
Die Geſetze erlauben es daher auch den Parteyen ausdrücklich, 

dieſe 


k) Oberappellat.:Ger.:DOrdn. Th. 2. Zit.2. F.9. Mar: 
tin Lehrbuch des Proceffes 8.210 ff. 

) Nov.23.c.1. ab Ende defataliumrigoreiniquo c. 1. §. 19. 
Das Gegentheil wird zwar von Jan iu difp. de prorogatioue et 
coarctatione conventionali fatalis interponendae appellat. Gie- 
fae 178”. vertheibigtz allein er ift bündig widerlegt von Kluber 
in beffen Bibliothel St. 20. ©. 479. 

m) Oberappellat.:Ger.:DOrdn. 0.0.9.8 Gluͤck im 
Commentar $. 267 f. 
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diefe Nothfriſt durch gegenfeitige Convention zu verlängern n). 
Wird dem Richter eine folche Uebereinfunft der Parteyen glaub» 
haft und mit Anführung befonderer Gründe angezeigt, fo muß er 
fie anerkennen, und er darf feine Einwilligung dazu nicht verfagen ; 
weil er niemals befugt feyn würde, die Strafe der Defertion zu 
verfügen, wenn der Appellant aus erheblichen, zu erweiſenden 
Urfachen, 5. DB. wegen vorhabender Vergleichshandlung mit dem 
Gegner, zur Profecution der eingelegten Appellgtion twiederholte 
Befriſtungen nachgefucht haͤtte. Wollte der Richter feinen Con⸗ 
fens nicht dazu ertheilen, fo wuͤrde der Appellant genoͤthig fenn, 
durch fortwährend nachzufuchende riften das Rechtsmittel zu fals 
viren und Dadurch in unnüge Koften gebracht werden. Aus der 
Einwilligung deffelben in diefe Verabredung der Parteyen, er» 
waͤchſt für die Rechtspflege Fein bedenklicher Nachtheil, zumal es 
den ftreitenden Theilen immer unbenommen ift, die Streitſache 
durch einen Vergleich zu beendigen. Das höchfte Tribunal hat 
Daher am 19. Jan. 1798 in Sachen von Stolzenberg c. die 
Lehncammer, und am ı2. Sept. 1800 in &, Boſtel c- 
Garſſen, in welchen Sachen beyde Theile in auffergerichtlichen 
Vergleichshandlungen ftanden, das wechfelfeitige Hebereinfommen 
der Parteyen genehmigt und dem Antrage derſelben gemäß das 
— juſtiſicandae appellationis bis auf weiteres Anrufen 

erſtreckt. 





5) Clem.4. de appellat, 
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: XXXI. Erörterung. 


Bon der eidlichen Entfagung der den Minderjährigen 
zuftehenden Rechtswohlthat der Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand. 


& I 


Ein Minderjähriger kann bekanntlich, der Regel nach, gegen die 
von ihm eingegangenen Gefchäfte, Eontracte oder Verbindlichkei⸗ 
ten, die Wiedereinfegung in den vorigen Stand verlangen, in 
fofern naͤmlich eine feiner Seits erlittene Laͤſion erweiglich ift 0). 
Oft ift aber von Minderjährigen dem Gebrauche dieſer Rechts⸗ 
mohlthat eidlich entfaget, und dann tritt die Frage ein: Ob eis 
ner ſolchen Entfagung eine rechtliche ABirkfamkeit beyzulegen ſey? 


5. 2. 


Nach den Begriffen des Zuftinianifchen Rechts, war den’ 
Eiden freilich nicht die Kraft beygeleget, daß durch diefelben ein ° 
an fich ungültiges oder mangelhaftes Gefchäft eine größere Guͤl— 
tigkeit und RechteverbindlichFeit hätte erhalten Eönnen p). Allein 

| ſchon 


0) L. io1. Dig. de Verbor. obligat. L. 43. Dig. de Obligat. et 
Action. L.9. $ 4. Dig. de jurejur. L.27. $. ı. Dig. de Mi. 
norib, L.3. Cod. de in integr, reltit, 


p) L.5. $.ı. Cod. de Legib, et Contit, 


ſchon der Kaifer Alexander verordnet: daß, zur Abwendung 
von Treulofigkeit und Eidſchwuͤren, den Minderjährigen, welche 
fich mit einem Eide verpflichtet hätten, die fonft gewöhnliche Hülfe 
nicht angedeihen müffe 4). Ueber den eigentlichen Sinn diefer 
Berordnung entftand zwiſchen zweyen berühmten Rechtsgelehrten 
der damaligen Zeit, dem Bulgarus und Martinus, ein 
meitausfehender Streit. Der Erftere war der Meinung , daß 
den durch einen Eid verpflichteten Minderjährigen die Reftitus 
tion nur dann zu verfagen wäre, wenn das beſchworne Geſchaͤft 
an fich rechtsbeftändig fen; wogegen der Andere behauptete, daß 
auch ein ungültiges und rechtswidriges Gefchäft, durch den Eid 
der Minderjährigen begründet werde. Diefen Zwiſt ſchlichtete 
der Kaiſer Friedrich, indem derfelbe Folgendes, als allgemeine 
Regel, feitiegte: Sacramenta puberum ſponte facta [uper 
contractibus rerum fuarum non retractandis, inviolabiliter 
cuftodiantur. Per vim autem, vel per justum metum ex- 
torta, etiam a majoribus, maxime ne quelimoniam malefi- 
ciorum conımillorum faciant, nullius effe momenti, jube- 
mus r), Nach Anleitung diefes Gefeges, ift man darüber eins 
ftimmig, daß Minderjährige der ihnen zuftchenden Rechtswohl⸗ 
that der Reſtitution, ohne Rückjicht auf den vorermähnten Uns 
terſchied, eidlich, auf eine gültige und rechtsverbindliche Art, 
entfagen koͤnnen =). Re 


$. 3. 
Pur die Frage wird als zweifelhaft betrachtet: Ob die Res 
-nunciatton eines Minderjährigen fehlechterdings mittelft .. 
R ung 

q) L. i. Cod. Si adverl, vendit. : 

x) Auth. Sacram, puber. Cod. Si adverl. vendit. 

6) Lauterbach Colleg. Th. Pr. Tit, de Minoribus, 8.55. 
Stryk Uf. mod, Pand. e. Tit.&.ı4. Wernher T,ı.P.ı. 
Obferyat. 217. Carpzov P.2. Conft. 113 Def, ult, 

4: Aa 


ı 


! 
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ftung eines koͤrperlichen Eides gefchehen müffe, oder ob diefelbe 
auch blos fchriftlich vorgenommen werden Fönne? 


Das Erftere fcheinen mehrere Schriftfteller x) für unums 
gaͤnglich erforderlich zu halten , jedoch wohl nicht aus hinlänglis 

chen Gründen. In dem Fömifdhen Geſetzbuche wird man vers 
geben eine beftimmte allgemeine Vorfchrift Darüber fuchen, daß 
nur die Förperliche Ableitung eines Eides, Die Minderjährigen 
verbindlich mache; denn das, Leg. 1. Cod. Si adverf. vendit. vor⸗ 
Fommende Wort: corporaliter, gehöret offenbar bios zu den 
verbis enunciativis, womit das, ben der getroffenen Entfcheis 
dung untergelegene Factum erzählet wird u); und L. 3. Cod. Si 
Minor fe majorem dixerit, ijt allein von dem fpeciellen Falle 
die Mede; Si minor in inftrumento, per [acramenti reli- 
gionem, majorem ſe efle adfeveraverit; und darüber wird 
denn, am Schluſſe des Geſetzes, blos Folgendes geſaget: Hu- 
jusmodi autem Sacramento corporaliter praeltito, nul- 
lum tibi ſupereſſe auxilium, perfpicui juris elt. 


Wollte man aber auch annehmen, daß diefe und andere, vor 
der Regierung der erften chriftlichen Kaifer, ertheilte Geſetze, die 
koͤrperliche Eidesableiftung ‚der Minderjährigen für erforderlich 

erklaͤret hätten; fo dürfte Doch hierauf für jest aus mehreren Grüns 
den wohl keine Rückjicht meiter zu nehmen feyn. Erftlich uns 
terfcheider der Eidſchwur, nach den Begriffen der chriftlichen Res 
ligion, fich fehr weſentlich von der bey den Römern üblichen eid⸗ 
lihen Perficherung. Die Legtere geſchahe, tactis aris et [a- 
cris, und erforderte daher auf jeden Fall eine gewiſſe RUE | 

er 


t) Wernher I.c. Nro.2. Hommel Rhapfod. Qu. Vol. ». 
Obfervat. 274. Nro.8. Quiftorp in feinen Beyträgen Nro, 
24. Seite 378. 

u) Gluͤck Comment. der Pand. B.5. 5.458. 
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Der chriſtliche Eid iſt dahingegen nichts anderes, als allevera- 
tio religioſa, in cujus majorem fidem Deus omnipotens 
et omnilcius invocatur in teltem et vindicem x); woraus 
denn wohl folgen dürfte, daß eine ſolche Alleveratio religiola 
fo gut fehriftlich als mündlich gefchehen kann. 


Zweitens, enthält die aus den Zeiten der chriftliehen Kai⸗ 
fer herrührende Auth. Sacramenta puberum, Cod. fi adverf. 
vendit., als das neueite, bier alles entfcheidende Gefeg, Eein 
Wort von der Notbwendigkeit einer. koͤrperlichen Eidesleiftung, 
fondeen verordnet ſchlechthin: Daß die eidlichen Verficherungen 
fi ea aaa inviolabiliter gehalten werden follen; und 
en “ 


Drittens, ift e8 ein allgemeiner, durch mehrere Geſetze y) 
feftgeitellter Grundfag des Canoniſchen Rechts, welches befannt« 
lich in der Lehre von den Eiden vorzuͤglich berückfichtiget werden 
muf z); Servanda-effe juramenta, quae falva falute aeterna 
fervari polfint, et ad fervandum, cenfuris ecclefialticis ju- 
rantes adfıringeudos, non obltantibus juris civilis excep- 
tionibus ; wobey in Kückficht auf die Form des abgejtatteten 
Eides, gar Fein Unterfchied gemachet wird =). “Diele Gründe 
beftätigen die, von mehreren — Schriftſtellern b) ange 

* a2 noms 


x) Boebhmer J. Eccles, Proteſt. L. 0. Tit, 24. $.2. 


y) Cap.28.X. de Jurejur. Cap.s. in 6to h. Tit. Cap. 2, de 
Pactis in6t0, j 


" 3) Boehmer J. Eccl. Proteft. L. 2. Tit.24. $.23. 
a) Ejused. Princ, Jur. Canon, $.332. pag. 226. 


b) Zoelius Comment, Dig. Lib. 4. Tit.4. Nro.58. Roter- 
mund Dif. de jurejur. actib. invalid. adject, $.ı0. Gluͤck 
Comment. d. Pand. B. 5. & 458. 


— 


} 
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nommene Meinung, daß Minderjährige auch fehriftlich ihren 


Rechtswohlthaten durch einen Eid, gültigermeife renunciiren 


Fönnen, um fo mehr, da in den Churbraunſchweigiſchen Lans 
den, auch zur Renunciation der meiblichen Rechtsmwohlthaten, 
Feine koͤrperliche Eidesleiftung erfordert wird c). In Sachen 
Aron Zfrael wider von dem Buſche, wegen Schuldfors. 
derung, erkannte Daher das höchfte Tribunal, durch die am 
22ften September 1802 publicirte Sentenz, eine blos fehriftlich 
efchehene Renunciation eines Minderjährigen, für rechtövers 
indlich. 
c) Struben Th. 1. Bedenken 24. a Pufendorf Tom. i. 
Oblſervat. 45. 
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XXXII. Erörterung. 


Bon der Wirkung eines, die Locationsfentenz abändern, 
den Grfenntniffes, in Hinſicht auf die ftreitenden 
Theile ſowohl, als die in der Mitte ftehenden unbe 
unrubigt gebliebenen Mitgläubiger. Ä 


Es ereignet ſich bey einer geſprochenen Prioritätsfenten; oft der 
Fall, daß ;. B. der ſub Nr. 2 claffificirte Gläubiger, die Claſſi⸗ 
fication des [ub Nr. ı ihm vorgefeßten, und der [ub Nr. 3 colios 
cirte Ereditor, die Elaflification des ſub Nr. 2 ihm vorgefeßten 
Glaͤubigers, einander gar nicht ftreitig machen, vielmehr das 
Erfenntniß rechtskräftig werden laffen; Der ſub Nr. 3 claffificirte 
Glaͤubiger aber dem ſub Nr. ı collocirten Ereditor den eingeraͤum⸗ 
ten Vorgang und Vorzug beftreitet und auch in der zweyten In⸗ 
ftanz ein obfiegliches Urtheil dahin erhält, daß der erfte weichen 
und der Forderung des [ub Nr. 3 collocirten Glaͤubigers nachges 
ben fol. Alsdann entftehet die Frage; 


welche Wirkung hat ein von dem nachgeſetzten Gläubiger 
wider den ihm — Creditor erhaltenes obſiegliches 
Erkenntniß, ſowohl in Abſicht beider, als auch in Hinſicht 
der zwiſchen ihnen collocirten, an dem Prioritaͤtsſtreite kei⸗ 
nen Antheil genommenen, Creditoren? 


Zuvoͤr derſt leidet es keinen Zweifel, daß aus der bekannten — 
rege 
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regel d) des Scaͤvola: vincens vincentem, vincit victum, 
der in dem angeführten Bepfpiele, ſub Nr.3 cfaffificirte Glaͤubi⸗ 
ger den Platz des Sub Nr. ı collocirt gewefenen Ereditors nicht 
einnehmen Bann; denn dieſe Rechtsregel handelt gar nicht von dem 
Borzuge der Gläubiger im Concurfe vor einander, fondern ledig 
lich von den Anfprüchen verſchiedenet auf einander folgenden Ber 
figer einer Sache, und von der Verfolgung des ihnen zuftehenden 
Pfandrechts e). Eben fo wenig kann fid) der ſub Nr. 3 collos 
cirte Ereditor darauf berufen, um in des erftern Stelle einzuruͤcken, 
daß der [ub Nr. 2. clafjıficirte Glaͤubiger fich die Vorfegung vom 
Nr. ı habe gefallen und ın Rechtskraft treten laſſen; weil ihm 
felbft eben dies, in Abficht Des fub Nr. 2 collocirten Glaͤubigers, 
entgegen ftehet f). Auch die bekannte Lex: Claudius Felix g), 
welche zunaͤchſt von der obigen Frage Handelt, entſcheidet dieſelbe 
nicht ganz beſtimmt und deutlich genug 6). 

Wird der, in der Prioritätsfentenz Nr. ı claflificirte, Gläus 
biger, von dem Nr. 3. ihm nachgefegten Ereditor, vermdge —— 


d) L. 14. $ 3. de diverſ. temp. praelcript, 

-e) Henr. Godofr. Bauer pr. Regulae fi vinco vincentem 
te, vinco te ipfum, perperam in concurfu creditorum locum 
dari. Lipſ. 1783. Dabelow Verſuch einer Erläuterung der 
Lehre vom Goncufs der Gläubiger, $. 302. 

f) Mit Recht bemerkt diefes Bauer l.c. im dem von ihm $. 15. 
angeführten praejudico des Oberappellat. = Gerichts. 

g) L. ı6. D. qui potior. in pign. en 

h) Es zeigen ſolches die verſchiedenen Meinungen ber Schriftfteller, 

- weldye diefes Geſetz tbeils critiſch, theild logiich behandelt und er: 
läutert haben, alö: Jenfius in Strict. ad pund. p. 148. 
Cujacins ad lib. 3. quaelft. Pauli, in opusc. Tom. 2. p. 1040, 
Huber ad lit. pandect. qui potiores in pignr. 6. 29 feqq. 
2Pufendorf Tom.3. Obf. 179. Weſtphal vom Pfand: 
rechte &.172. Dabelow a. a. O. 9.311 
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Eintrefungsrechts, aus einem Bertrage, einer Eeffion und Buͤrg⸗ 

ſchaft, überwunden i); fo tritt der leßtere allerdings in des erftern 

Stelle, und in einem folhen Falle gehet mithin derfelbe auch dem 

fub Nr. 2 colfoeirten Gläubiger vor. ° Aber diefes ift Feine Folge 
der Mechteregel: vinco vincentem erc.; denn die Elaffification 

bleibt diefelbe, und nur die Perfon der Gläubiger ſub Nr. ı 

et 3 wird verwechfelt. Der creditor intermedius leidet Dadurch 
nicht den geringften Nachtheil, weil Die Succeſſion oder Eintres 
tung des dritten Gläubigers im des erftern Stelle blos in fo weit 
geſchiehet und gefchehen darf, als deffen, aber nicht des ſuccedi⸗ 

senden Ereditors eigene, Forderung beträgt, K '‘ 


Sucht hingegen der dritte Gläubiger blos das dem erftern, 

. E. ex privilegio dotis, oder pecuniae ad emendum cre- 
ditae zuerkannte Vorzugsrecht zu entkräften und zu hg, daß 
des erftern Forderung ad parapherna gehöre, oder die Erforder⸗ 
niffe de privilegii pecuniae ad rem emendam creditge nicht 
vorhanden waͤren, mithin der feinigen hätte nachclaſſificirt wer⸗ 
den müffen, und erreicht auch wirklich in der zweyten Inſtanz 
feine Abficht; fo muß freilich der erſte Gläubiger, ademto jure 
praelationis, an feinen gebührenden Platz vertiefen werden; 
aber der dritte Gläubiger kann deshalb des erftern Stelle mit feiner 
- eigenen Forderung niemals ganz einnehmen. Denn theils 
ftehet ihm, im Abficht des zweiten, von ihm gar nicht beunruhig⸗ 
ten Mitgläubigers die Rechtskraft des Locationsurtheils entgegen ; 
theils kann er aus der bloßen Entkräftung des Vorzugsrechtes feis 
nes Gegners Fein Succeſſionsrecht in der Maaße ableiten, um mit 
feiner eigenen, ganzen Forderung an defjen Stelle zu Eur 
, enn 


i) Dabelow a. a. O. g. 286 ff. Weſtphal a. a.O. Seite 252. 


k) Die Lex 16. D. cit. gedenkt des Falles: cum-tertius creditor 
primum de [ua pecunia demifit, in ejus locum fubftituitur 
inea quantitate quam [uperiori ex folvit, Hof. 
acker princ, jur. civ. $. 1217. 
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Wenn nun aber der erfte Ereditor der Forderung des dritten, 
permöge des obfieglicdhen Erkenntniſſes, nachſtehen, und der letztere 
vor jenem feine Befriedigung aus der Maffe erhalten foll; fo 
frägt es fich ferner: ob der erfte Ereditor nun aud) dem zweiten 
Hläubiger, dem er ohne deffen Widerſpruch vorgefegt war, wei⸗ 
chen und nachftehen muß? Nimmt man an, daß durch den Ges 
brauch der Rechtsmittel des dritten Glaͤubigers die Rechtskraft 
des Locationserfenntnifles noch fufpendirt geblieben, mithin der 
erfte Ereditor auch noch nicht rechtskräftig collocirt gervefen ſey; 
erwägt man ferner, daß derfelbe den Vorgang lediglic) entweder 
der vom erften Richter feiner Hypothek unrichtig beygelegten Bes 
fchaffenheit, oder eines daraus irrig abgeleiteten Borzugsrechtes 
verdankt, und daß daher diefe Eigenfchaft feiner Forderung in der 
zweyten Inſtanz abgefprochen tverden mußte; fo feheint freilich, 
nach binweggerdumtem Grunde des Vorzugs, der erfte Gläubiger, 
weil er dem dritten nachgehen fol, auch dem zweyten nachftehen 
und letzterm ebenfalls den Vorrang laffen zu muͤſſen y. Da ıns 
def eine jede richterliche Sentenz nur die Rechte der ftreitenden 
Theile beſtimmt, der zweyte Gläubiger auch die Vorfegung des 
erften gar nicht angefochten ,- vielmehr das Locationsurtheil für 
feine Perſon hat rechtskräftig werden laffen: fo würde jenen uns 
ftreitig ein wohlerworbenes Recht genommen werden, wenn er 
nun auch dem zweyten Gläubiger durchaus und mit feiner ganzen 
Forderung nachſtehen ſollte. Die mehrmals angeführte Lex 
„Claudius Felix“ fest überhin ausdrücflich feft, daß ein folches, 
unter andern gefprochenes, Urtheil einem Dritten weder Schaden 
bringen noch Vortheil verfchaffen dürfe. Das eine oder das ans 
dere wuͤrde aber hierbey oft eintreten, Da der Fall, daß der obfier 

ende und befiegte Gläubiger gerade gleichviel zu fordern haben 
follten , nur hoͤchſt felten vorfommen Fann, 
Dafern 


I) Auf diefe Art entfcheidet die Preußifhe Procegordn. v. J. 
1781. Th. 2. Tit. 26. $. 137. 
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Dafern nun aber durch die in der zweiten Inſtanz erfolate 
Senten; der erjte Gläubiger dem dritten rd f * 
letztere jedoch, vermoͤge des rechtskraͤftigen Prioritaͤtsurtheils, 
dem zweiten den Vorgang laſſen muß; diefer aber hinwie— 
derum dem erſten Creditor nicht vorgehen ſoll, wie iſt ſodann 
Die Maſſe, unter dieſe Gläubiger, ‚zu dertheilen? Gerade diefe 
Trage ſcheint Den Auslegern des Legis Claudius Felix die 
größten Schwierigkeiten gemacht zu haben. ie laflen fich 
indeß feicht überwinden, wenn man.nur das, in dem erwähns 
ten Geſetze, enthaltene Princip, wonach eine, unter andern Ere⸗ 
Ditoren in der folgenden Inſtanz gefprochene, Sentenz dem in 
der Mitte ftehenden, nicht beunruhigten, Glaͤubiger weder Schas 
den noh Vortheil bringen follm), gehötig beachte. Soll das 
her diefer Zweck des Geſetzes, welcher überhaupt der Rechts⸗ 
analogie gemaͤs ift, völlig erreicht werden; fo muß alsdann der _ 
fub Nro. 3 collgeirte Gläubiger die ganze Summe hintvegs 


nehmen fünnen, womit fen Gegner in Sententia prioritatis 


fub Nro. ı claſſificirt war; mithin nur in fo weit in deffelben 
Stelle eintrerend angefehen werden , als deffen Forderung ſich 
belief. Reicht-aber folhe Summe zu feiner Befriedigung nicht 
bin, fo muß derfelbe den Reſt feinee eigenen Forderung an“ 
dem ihm im Locationsurtheile angemiefenen Plage, jedoch vor 


feinem, ihm in der zweiten Inſtanz nachgeſetzten, Gegner 


wahrnehmen. Bedarf hingegen der dritte Gläubiger die, 
feinem Gegner in Dinficht des [ub Nro. 2 collocirten Creditors 
rechtskräftig zugeficherte, Summe nicht gänzlich, und bfeibe 
folglich ein Ueberſchuß; fo muß der übertwundene —— 

olchen, 


m) Igitur nec tertius creditor ſucceſſit in ejus locum, quem 
excluliy: nec inter alios res judicata alii prodelle, aut noce- 
re folet; [ed fine praejudicio prioris Sententiae 
totum judalii creditori integrum relinquitur, 
Lex 16. D. cit. 


4, OD 





194 


folhen, vor dem [ub Nro. 2 claſſificirten Gläubiger, hinweg⸗ 
nehmen; den Reſt feiner übrigen Forderung aber an dem, in 
der abändernden Sentenz ihm anaewiefenen , Platze erwarten 
und realiſiren. Folgte der nachelaffificirte unmittelbar auf den 
ihm vorgelegten Ereditor , welchen er nachgehends durch Die 
Sentenz der zweiten Inſtanz überwunden bat; oder wären, 
wenn einer oder mehr unbeunruhigte Gläubiger in der Mitte 
ftehen, die Summen der Forderungen beider freitenden Theile 
einander völlig gleich; fo würde der obfiegende mit feiner gans 
jen Forderung an die Stelle des befiegten Gläubigers , ohne 
Nachtheil des creditoris intermedii, eintreten Fönnen. Auf 
diefe Weiſe wird niemals für den dritten, unbeunruhigt geblies 
benen, Ereditor Schaden oder Gewinn entſtehen, jener blos 
den befiegten Gläubiger treffen, mithin die Abficht und Sans 
ction des Legis „Claudius Felix ohne Schwierigkeit erreicht 
werden Fünnenn). Das höchite Tribunal erwog diefe Grund» 
füge im Auguft 1803, in Sachen Darling c. Brandes, 


in pto. prioritatis. 


n) Man vergl. infonderheit Dabelomw a.a.D. $.310 und Zır. 


XXXIII. 


AXXIU. Erörterung. 


Bon der obrigkeitlihen Beftätigung übernommner 
Bürgfchaften. 





Nach der Policyordnung Herzogs Chriſtian vom Jahr 
1618, Kap. 42, follen die vom Adel, wenn die Bürgfchaft 
über 1000 Rthlr. gebet, nur mit landesherrlichem Confenfe; 
die Bürger in den Städten aber nicht anders, als mit Vors 
wiſſen und Beliebung des Magiftrats, ſich gültig verbürgen 
koͤnnen. Allein dieſe Vorfchrift ift entweder niemals zur Ob» _ 
fervanz gekommen, oder doch durch ein entgegenftehendes Ge 
. wohnheitsrecht längit aufgehoben wordeno). An ſich hebt freis 
lich der bloße Nichtgebrauch die verbindliche Kraft und Gültig« 
keit eines Gefeges nicht auf. Wenn indeß gerwiffen Rechtsge⸗ 
fhäfften in den Gelesen eine beftimmte Form vorgefchrieben, 
folche aber dabey entweder feit vielen Jahren gar nicht befolgt, 
oder doch, durch deren Nichtbeobachtung in oft vorgefommenen 
Faͤllen, das Gefchäfft felbjt niemals entkräftet, oder als uns 
verbindlich‘ angefehen ift ; der Geſetzgeber auch dieſen Nichtge— 
brauch, ohne auf die Befolgung des Geſetzes zu dringen, ges 
ſchehen läßt: fo muß eine er 2 durch Entwöhnung einges 
2 


führte, 


0) aPufendorf Tom. ı. Obſ. 129. Pract. Erörterum: 
gen, B.2. Nro. 54. 





196 
führte, neuere Gewohnheit das Ältere Gefeg aufheben, und bie 
ſtillſchweigende Genehmigung des Gefeßgebers dabey vermuthet 
mwerdenp). Der Grund, worauf die Vorſchrift der Boliceys 
ordnung’ gebauet wird, ift.überhin nicht auf alle Bürgfchaften 
anwendbar, und da, too er eintritt, find fie fehon nach ges 
meinen Mechten unverbindlich ; denn die Abficht des Geſetzge⸗ 
bers mar blos darauf gerichtet „ daß Niemand beym Trunke, 
oder durch Hinterliſt des Glaͤubigers, zur Uebernahme einer 
Buͤrgſchaft verleitet werden folt. Wo aber ſolche Umffände 
nicht eingetreten find, würde die Stadtobrigfeit ihre Beliebung, 
ihren Eonfens, niemals haben verfanen fünnen. Es ift übris 
gens weder aus Altern, noch neuern Zeiten und Acten ein Bey—⸗ 
fpiel befannt, daß eine von Bürgern übernommene, fonft aüls 
tige Buͤrgſchaft, blos wegen Der unterbliebenen obrigkeitlichen 
Anmeldung und Beftätigung , für nichtig und unverbindlich 
wäre erklärt worden. Der Zelleſche Magiſtrat hat vielmehr diefe, 
aus der Policeyordnung hergenommne, Einrede der Nichtigkeit, 
noch im Jahr 1787 in Sachen des Neimeckſchen Curatoris, 
D. Befte, w. den D. Scheele, in pto. debiti ex fidejul- 
fione, als ungegründet verworfen, und dieſes Erkenntniß ward 
darauf ſowohl von der Zuftizcanzley, am 16. Zul. 1787, als 


‚‚ „vom Lüneburg. Genate des Königl. O.A. Gerichts am 20. Det. 


deſſelben Zahres, beftätigt. Auch noch neuerlidy hat das höchfte 
Zeibunal, im Mai 1801, diefe Einmwendung, in Sachen des 
Bürgers Lauenftein w. den Anwald der Kriegscanzley, 
in pto. Buͤrgſchaft, aus den obigen Nückjichten verworfen. 


p) Struben rechtl. Bedenken, Ih.3. ©. 242. Eichmann Er 
klaͤrung des bürgerl. Rechts $. r0oG. Guilleaume Abhandl. 
ber Rechtölchre von der Gewohnheit, $.64 und 124. 
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2 XXXIV. Erörterung. 
Bon den Bürgfchaften der Militairperfonen. 





In allen Pandectencompendien findet man den Satz: milites 
ex legis dispofitione fidejubere nequeunt, bald ohne, bald 
mit der Einfchränfung: proconductoribus rerum alienarum, 
vorgetragen , und fehr viele Rechtsgelehrte erflären überhaupt 
die Buͤrgſchaften der Soldaten durchgehends für ungültig q). 
Betrachtet man indeß die römifchen Gefege, welche hiervon re⸗ 
den, genauer, fo feheinen die Bürgfehaften der Soldaten nicht 
ſowohl überhaupt, vielmehr nur in zwey Faͤllen unterfagt und 
verboten zu feyn. Kein Soldat follte nemlidy für einen Be⸗ 
Flagten dag vadimoniumr), oder für den Pächter eines Land⸗ 
gutese) die Bürgfehaft übernehmen. In beiden Faͤllen —— 
eis 


q) Leyfer Spec. $.235.m. 3 Lauterbach colleg. th. pract. 
tit, de fidejullor. $.13. Gewöhnlich werden'die Geiſtlichen; 
den Soldaten bierunter gleichgeffelltz aber nach dem hiefigen Ges. 
richtögebraud;e werden audy die Bürgfchaften der eritern flr gültig 
und verbindlich erfannt. a Pufendorf Tom.3. Obf.77. 

r) L.8. $. ı. qui fatisdare coguntur, Glüd im Commentar 
8.242 und 246. 

#) L. 31. C. locati conducti. Der Grund des Verbots wird in 

dieſem 





Ä * 


derſelbe, durch die uͤbernommne Verpflichtung, ſehr leicht pers 
ſoͤnlich in verwickelte Rechtsverhaͤltniſſe, zum Nachtheil des Mi⸗ 
litairdienſtes, kommen, welches ſich jedoch von allen andern 
Buͤrgſchaften, welche wegen eines Darlehns uͤbernommen wer⸗ 
den, nicht fo ſchlechthin behaupten läßt, Geſetzt aber, daß 
man dieſes Verbot nicht blos auf die zwey erwähnten Fälle 
einfcehränfen, fondern auf alle Bürgfchalten der noch wirklich 
im Dienft ftehenden Soldaten, ohne linterfchied ihres Grades 
und Ranges, erweitern und anwenden koͤnnte; fo bleibt Doc) 
immer Die Streitfrage zu entſcheiden: Ob diefe Vorfchriften des 
römifchen Rechts nod) heut zu Tage anwendbar ift, oder nicht? 


Einige Rechtsfchriftftellerr) vertheidigen die Anwendbarkeit 
derfelben , weil das zömifhe Recht im Ganzen aufgenommen, 
und der Grund diefer Geſetze auch unferer jegigen Militaireins 
richtung völig angemefjen fey.  Andereu) aber verwerfen des 
ren Anwendung in der Hinficht, weil die römifche Militairs 
verfaffung von der heutigen fehr verfchieden fey, und alle Ges 
fege Der Roͤmer, welche ſich auf ihre befondere Civil» oder 
Kriegseinrichtung gründeten, nicht mit recipirt wären. 


Zwifchen der römifchen und heutigen Kriegs» und Militairs 
verfafjung findet fich unteugbag ein auffallender a 
n 


diefem Geſetze und in ber leg. 15. C. de re militari angeführt. 
Weſtphal vom Kauf- Pacht: und Miethcontracte. 8.913. 

t) Schmidt de fidejullore plarie non obligato $. 71. Höpf: 
ner im Gommentar 9.838. 

u) Ayrer de fidejullore milit $&.10. Diederich de fide- 
jullor. p.40. Claproths Rechtswiſſenſchaft Th.2. 8.240. 
x) Gruter ad Livium lib. 1. c.31. de Ludewig in dilp. 

. de differentiisjur, rom. et germ. in re militari. Hal. 1721. 
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In Deutſchland feheint es von jeher den Soldaten erlaubt ae 
wefen zu fenn, fich für andere zu verbürgen, ſelbſt zum Einla⸗ 
ger zu verpflichteny). Nach verfchiedenen Wechſelverordnungen =) 
ift es den Militairperfonen, unter gewiſſen Einfchräntungen, ſo⸗ 
gar veritattet, ſich der Wechſelſtrenge zu unterwerfen, und in 
feinem Reichsgeſetze findet fi) ein Verbot, wodurch Die uͤber⸗ 
nommnen Bürafchaften der Soldaten, ihres Standes wegen, - 
für unverbindlih und unkraͤftig erklärt wären. Durch eine 
übernommne Bürgfchaftsverpfiichtung kann auch der Dienft an 
ſich nicht leiden ; weil nach unferer jegigen Gerichtsverfaffung 
der Soldat gar nicht verhindert wird, feinen Dienft gehörig 
wahrzunehmen, wenn er auch wegen der Bürgfehaftsübernahme 
in einen Rechtsſtreit verwickelt werden folte. Selbſt der Kre⸗ 
dit würde leiden, wenn eine Militairperfon, welche, auffer 
den Dienfteinfünften, begütert ift, aus einer geleifteten 
Buͤrgſchaft nicht verbunden feyn folltea). Freilich. ift ein Sol 
dat oftmals fein guter Buͤrge. Wenn er aber fonft bemittelt 
it und Vermögen befigf, fo kann man billig die Habilitaͤt 
defielben, als Buͤrge, nicht in Zweifel ziehen. 


Nach den Gefegen der Churbraunſchweigiſchen Lande find die 
Buͤrgſchaften der Soldaten nicht verboten. Keine Militairperſon 
darf, mie ſich von felbit verftcher, von den Montirungs- Ars 

: matur⸗ 
y) äAyrerl.c, 
2) Puͤttmanns Grundſaͤtze des Wechfelrchtd 8.32. Wolfram 
Samml. der Herzogl. Braunſchweig. Wechſelverordnungen ©. 15 ff. 
a) Nach dem Preuſſiſchen Geſetzbuche kann eine jede Militairperſon 
über Einkuͤnfte von Grundſtücken und Praͤbenden, Über Zinſen von 
Kapitalien und andere Hebungen, welche nicht zu den Dienſtein— 
kuͤnften gehoͤren, durch Anweiſungen und ſonſt ohne Conſens des 
Cheffs, gültig verfügen. Preuſſiſches Landrecht Th. r. 
Zi. Al. $.088. 





300 | 


maturftücken u. f w. bey Strafe, etwas verfaufen, verfegen, 
verpfänden oder vertaufchen b). In Abſicht der Dfficiere ift 
verordnete): dag deren Befoldung, ohne Königl. Specialbefehl, 
weder mit Arreſt belegt „ noch die Erecution darin verhänget 


werden darf; daß die Gläubiger ſich aber an dasjenige ſollen 


halten fönnen, was Officiere oder Militairbedienten, auffer ib» 
zem Solde, fonft in bonis hätten. In Rückficht der Uns 
terofficiere und Soldaten ijt folgendes beſtimmt: macht 
ein Unterofficier oder Soldat Schulden, fo foll er zu deren Bes 
zablung aus feinem Vermoͤgen angebalten, niemals 
aber feine Gage dazu genommen werden; hat er fein Vermoͤ⸗ 
gen , fo fol er zwar wegen feines Leichtſinns und wiſſentlichen 
Betrugs, nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, nachdruͤcklich be⸗ 
ſtraft werden, ſeine Gage aber zu ſeinem Unterhalte ohne Ab⸗ 
zug genießen. d) Ä 


Da nun die Mititairperfonen, auffer der Gage, über ihr 
Vermoͤgen und ihre Einfünfte verfügen und gültige Darlehns⸗ 
verträge darüber febließen Fünnen ; fo leidet Die Fähigkeit ders 
felben, ſich in Abficht auf ihr eigenes Bermögen zu verbürgen, 
den angeführten Yandesgefegen zu Folge, gar keinen Zweifel. 
Das höchfte Tribunal erkannte daher im Dctobr. 1800, in 
&. des Gr. v.P. wider Gans: „Da die Verordnungen des 
römifchen Rechts, wonach Soldaten Feine Buͤrgſchaften gültig 


follen übernehmen fönnen, auf Militairperfonen und Dfficiere, 


welche, auffer ihrer Beſoldung, begütert und bemittelt find, 
Feine Anwendung finden, vielmehr deven Buͤrgſchaften allerdings 
ver⸗ 


b) Reue Kriegsartikel für bie Braunſchweig. Truppen vom 
4. May 1790. Cap. 6. Art. a3 ff. 

c) Verordnung v.23- Aug. 1723. 

d) Dienfiregtement für. bie fämtl. Hannoͤverſchen 
Truppen 0.9.1786. Th. 2. Cap. 4. $.8. 


’ 
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verbindlich find; als kann dem Suchen auf Feine Weiſe defe⸗ 
riet werden." Auf gleiche Weiſe ward am 19. Nov. 18600, ir 
Sachen des Lieutenants von Marfhalk c. Meierhof, pto. 
fidejuffionis, erkannt. | 


—— — 
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JJ XXXV. Eroͤrterung. 


Ob eine intercedirende Frauensperſon, welche zwar allen 

—Einreden, aber dem beneficio SCti Vellejani nicht 
namentlich entfagt hat, won dieſer Nechtswohltbat, 
wenn fie zur Zeit der Snterceffion ſchon hinlängliche 
-Kenntnig davon hatte, Gebrauch machen kann? 





Eine Frauensperfon darf fih auf den Rellejanifchen Mechtss 
ſchluß bekanntlich nicht berufen, wenn fie betrügerifch gehandelt 
und den Gläubiger mit Lift zu hintergehen aefucht hate); denn 
Berrügern helfen die Gefege nicht. Aus diefem Grunde Fann 
eine Weibsperſon, welche vorhin fehon einmal belehret worden 
ift ,. welche Vorrechte ihr in Abficht einer Buͤrgſchaft zufoms 
men, fich ihrer Verbindlichkeit in keinem Falle unter dem Vor⸗ 
eben entziehen, daß fie bey der folaenden Interceſſion nicht 

efonders belehrt, oder von ihren weiblichen Gerechtſamen nicht 
abermals unterrichter fin. Kin folder Vorwand würde alles 
mal mit der replica doli zuruͤckaewieſen werden koͤnnen f). Ob 
aber die betrügerifche Abficht derſelben ſchon daraus erheller, daß 


fie 


e) L. 2. $.3. L.30. D. ad SCtum Vellej. L.5 et 18: C. eod. 
* )X) aPufendorf Tom. rt. Obſ.43. 8.3. > 


4 Ec 
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fie zur Zeit der Interceſſion überhaupt Kenntniß 8) von ihren 
weiblichen Gerechtfamen und dem Inhalte des SCti Vellej. ges 
habt bat? ift nicht ohne Zweifel. Kinige Rechtsfchriftfteller h) 
halten die bloße Kenntniß von dem Anhalte und dee Würkung 
des Vellejaniſchen Rathſchluſſes dazu nicht hinlaͤnglich, fie ers 
fordern vielmehr, daß die Frauensperfon, bey der Ueberzeugung 
von der Unverbindlichkeit ihrer Bürgfchaft , fie dennoch in der 
Absicht geleiftet habe, den Gläubiger zwar zu hintergehen, aber 
doc) damit zum Borgen zu bewegen. Anderei) hingegen glauben, 
daß die berrügerifche Acficht ſchon daraus hinlaͤnglich erhelle, 
wenn fie, vor der nterceflion, das ihr competirende SCtum - 
Vellejan. und deffen Wirkungen völlig gekannt habe. Freilih 
dürfte man allen Frauensperjonen, welche ihre weiblichen Rechts⸗ 
mohlthaten Eennen, oder welchen die Folgen und Wirkungen 
der Bürgfchaft in vorhergegangenen Fällen gehörig erflärt 8 
4 


8) z. B. die intercedirende Frauensperſon iſt zur Vormuͤnderin ihrer 
Kinder beſtellt geweſen, und es ſind ihr bey dieſer Gelegenheit 
ihre weiblichen Rechtswohlthaten gehoͤrig erklaͤrt worden; oder ſie 
hat vorhin intercedirt und dem beneſicio SCti Vellej. entſagt, nach⸗ 
dem ihr ſolches erklaͤrt, und fie von den Folgen und Wuͤrkungen 
einer Bürgfchaft zuvor hinlänglich unterrichtet worden ift. 

b) Hellfeld in comment. de intercellione mulierum et SCto 
Vellejano (in opusc. p. 297.) ſchreibt $. 18.: Mulier enim, 
quae [ciens fe non teneri, animo fuum promillum- 
non adimplendi intercedit, anime alteri damnum 
inferendi [icque dolo non caret. Und Ludoviei fagt in 
doctrina pandect. Lib. 16. tit.1. $.5.: cellat SCtum, [i mu- 
lier fcit, fe non teneri et tamen intercedit animo 
decipiendi. Bergl. von Quiſtorp rechtl. Bemerk. Th. ı. 
Nro. 3. 

i} Leyler Spec.ı69.m. 7. Stryk decautel. contract. Sect. 2. 
c.6. &.13. Brunnemann in Comment, ad leg.30. D. 
SCti Vellej. 
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ben jeder nachfolgenden Antercefiton , wohl ſchwerlich durchge 
hends eine bösliche betrügerifche Abficht beymeſſen koͤnnen; zus 
mal die allgemeine Vermuthung wider jeden Dolus ftreitet. 
Sehr oft laſſen fie fi, ohne alle bögliche Abficht, aus einer 
natürlichen Gutmuͤthigkeit und Nachgiebigkeit, um Jemandem 
zu dienen und im Vertrauen auf die Reduchten des Haupt⸗ 
ſchuldners, ohne eine wirkliche Aufopferung ihres Vermoͤgens 
zu beſorgen, zu einer Interceſſion bewegen k). Aber in den 
meiſten Faͤllen übernehmen fie doch die Buͤrgſchaſt mehr aus“ 
andern Rückfichten , als bloßer Gefälligkeit, und von einer 
Srauensperfon , welche ihre meiblidyen Gerechtfame, in Abficht 
der Bürgfehaft für Fremde, aus vorhergegangenen Fällen durch 
Belehrung) Eennet „ und fi) dennoch für Jemanden wieder 
verbürgt, kann man in der Regel, nicht annehmen, daß fie fer 
diglich aus natürlicher Gutmuͤthigkeit, oder weiblicher Nach⸗ 
giebigkeit, intercedirt hat. Dem Gläubiger würde es aber fehr 
ſchwer fallen , auffer dem Beweiſe der vorhergehabten Kennts 
niß ihrer weiblichen Rechte, auch zugleich nody Die, bey det 
Uebernahme der Buͤrgſchaft wirklich gehegte, betrügerifche Abs 
ficht derfelben zu zeigen. Die Gefehem) nehmen ‘daher an, 
daß die Frauensperfon fodann eine betrügerifche Abficht gehegt 
habe, wenn fie von dem Inhalte und der Wuͤtkung des SCti 
Vellej. zuvor Kenntniß gehabt, und dennoch intercedirt hat. 
Kann alfo der Gläubiger die —— gehabte —— des 
Zu 2 nters 


x) Weber Benträge zu ber Lehre von gerichtlichen Klagen, Nro. 3., 
*) Meifter pract. Bemerkungen aus dem Civil = und Criminalrechte 
B. 2. Seite 55. 

1) Si decipiendi_animo, vel.cum [ciret, [fe non tene- 
ri, mulier pro aliquo interceflerit, exceptio ei Senatus- 
confulti non datur: actionem enim, quae in dolum mulie- 
ris competit, amplillimus ordo non excludit. L.50 pr. ad 
SCt, Vellej. 

m) Gmelin von Auffägen lıber Verträge S. 36. 
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intercedirenden Frauenzimmers von dem Inhalte dieſer Rechtes 
wohlthat erweiſen; fo füllt die Erception des SCti Vellej. ganz 
hinweg, wenn v gleich bey Lebernahme der Bürgichaft Feine 
doloſe Abficht gehabt, oder diefer Rechtswohlthat nicht nament- 
lic) entfagt haben füllte. Denn wollte fie nachmals noch bins 
ter dieſer, ihr vor der Interceſſion laͤngſt befannt getvefenen, 
Einrede Schuß fuchen, fo würde Ihre Abficht, den Gläubiger 
zu einem gefaͤhrlichen Ereditgeben vermocht zu haben, um den 
Haupiſchuldner von feinen läftigen oder ungeſtuͤmen Ereditoren 
zu befreven, nicht wohl zu verfennen ſeyn. Hat fie aber allen, 
einem Bürgen zuftchenden, Ausflüchten noch befonders entfagt, 
‚alsdann ift unter dem allgemeinen Perzichte auch-die exceptio 
SCti Vellej. mit begriffen; teil man bier, wider Die fonftige 
Regeln), annehmen muß, daf fie an Diefe, wenn gleich nicht 
genannte, Einrede gar wohl gedacht haben wird, da fie eine 
Unbefanntfhaft mit derfelben nicht vorfchügen kann. Es ift 
Daher eine jede Frauensperfon , die vor der Bürafchaftsübers 
. nahme ihre weiblichen Gerechtiame hinlaͤnglich Fannte, aus det» 
felben verbunden; wenn fie nicht etwa zu zeigen vermag, daß 
lediglich ‚die hinterliſtigen Sollicitationen des Glänbigers ihre 
Interceſſion veranlaßt und bewirkt haben»), 


5) In Abficht der Ehefrauen behaupten viele Schriftfteler, daß es 
nicht hinreichend fey, fie in. andern Fällen für die Schuld ihres 
Ehemannes. zu verbinden, wenn fie 'gleih aus vorhergegans 
genen Fällen die Folgen und Wirkungen der Bürgfchaften für 
ihren Ehemann, burh Belehrung, erfahren und gekannt habe. 
Diefe Meinung fcheint in der Authb. Si qua mulier C. ad 
SCtum Vellej. felbit ihren Grund zu haben, wo es heißt: hoc 
nullatenus valere, [ive femel, [ive multoties hu- 
Jusmodi aliquid pro eadem re fiat. Leyler Sp. 171. m.3. 
Gmelina.a.d. ©. 190. Preuffifhes Landredt Th:r. 
zit.r4. 9.238. Das Gegentheil vertheidigt aPufendorf . 
Tom. ı. Obl.43. " 
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XXXVL Erörterung. 


Ein Beyfpiel , wo dem beneficio. excullionis- ſtill- 
ſchweigend entſagt ift, 





In einer Buͤrgſchaftsurkunde hieß es: „ich verbuͤrge mich füb 
hypotheca bonorum als Selbſtſchuldner, die vorgeliehene 
Summe von 75 Rthlr. an den Herleiher auszuzahlen, wenn 
der Hauptſchuldner, von dato in einem Jahre, 
obiges Capital ſammt Zinſen nicht berichtigt, fü 
wahr mir Gott helſe und ſein heiliges Wort.“ 


Ob durch dieſe Worte dem Gebrauche des beneficii or- 
dinis entſagt ſey? ward beſtritten. Daß der Rechtswohlthat 
der Excuſſion ſowohl ausdruͤcklich, als ſtillſchweigend 
entſagt werden kann, iſt eine ganz befannte Sache o). Aber 


weder aus dem eidlichen Verſprechen eines Buͤrgen allein p), 
no 


0) Schmidt de fidejuſſore principaliter obligato $.30 leqq. 
In wie fern eine allgemeine Entſagung aller, einem Buͤrgen zu— 
ſtehenden, Rechtswohlthaten hinlaͤnglich ſey, daruͤber ſ. m. a Pu- 
fendorf Tom. e. Obf. 43. u 

p) Schmidt 1.c, 566. Overbeck Medidat. für Rechtsgel. 


Neo, 144. 
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noch aus der Zufage, als Selbſtſchuldner 7) bezahlen zu wollen, 
kann mit Grunde eine ſolche ſtillſchweigende Entfagung gefolgert 
werden; teil durch dergleichen Verfprechungen die wahre Nas 
tur des Bürgfchaftsgefchäfftes nicht verändert, und felbft einem - 
Correus das beneficium excuflionis zugeftanden wird. Das 
hingegen liegt in der Zufage eines Buͤrgen, daß er Die Schuld 
alsdann bezahlen wole, menn der Hauptſchuldner fie binnen 
einer gewiſſen Zeit nicht tilgen würde, allerdings ein ſtillſchwei⸗ 
gender Verzicht auf die Rechtswohlthat der Ercufjion. Durch 
ein folches Verfprechen erklärt der Bürge, dem Gläubiger voͤl⸗ 
lige Sicherheit geben zu wollen, falls der Hauptſchuldnet in 
der beftimmten Frift, feine Zahlungsverbindlichkeit nicht erfüllen 
follte; er übernimmt mithin, nad) Ablauf diefer Zeit, Die Haupts 
verbindlichkeit deflelben , und verleitet dutch Diefe Zuſage Den 
"Gläubiger zur fernern Ereditgebung.. Tritt alfo die Bedin⸗ 
gung wirklich ein, unter welcher der Bürge fein Verfprechen 
gab , fo ift er auch verbunden, daffelbe zu erfüllenr); zumal es 
ey dergleichen Verträgen ebenfalls mehr auf die eigentliche Ab⸗ 
icht der Contrahenten, als auf Formalitäten anfommts). Das 
* Tribunal nahm daher am 21. Apr. 1803, in Sachen 
Dürand w. Salomon Mihael David, an, daß in 
dem DVerfprechen eines Bürgen, nad) Ablauf einer beftimmten 
Zeit zahlen zu wollen, wenn der Hauptſchuldner während fols 
cher nicht bezahlen würde, eine ftinfchroeigende Entjagung des 
beneficii excuſſionis anzutreffen fey. 


‚ q) Madihn princ. jur. rom. $.278. Stryk de cautel. con- 
tract. Sect.2. c.6. $.22. Schmidtl.c. 8.32. Das Ge: 
gentheil vertheidigt Struben rechtl. Beben. Th. 1. B. 40. 

r) L.ı6. D. de fidejufforibus. Schmidt 1.c.$.69. Bergl. 
Dverbed Medidat. Nro. 247. 
8) pract. Erdrterungen B.3. Nro. 13. 
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XXXVII. Erörterung. 
Bon Arreften. 





Der Arreftproceh, da er gewiffermaßen mit der Erecution ans 
fängt, tritt befanntlih, als Ausnahme von der Regel, nur 
in einigen Fällen einy. Die Urſachen, megen welcher eine 
Arreftverfügung nachgefucht twerden Bann, find in unfern Proceß⸗ 
ordnungenu) beflimmt angegeben. Allein auffer den darin bes 
nannten fpeciellen Fällen, cauffae arrefti, ift derfelbe, nad) 
feinem Zwecke, auch alsdann ftattnehmig und zuläffig, wenn 
Gefahr auf dem Verzuge haftet, und Jemand die gegründete 
Beiorgniß hat, daß er, im Falle dem Schuldner die freie Dis» 
pofition über das Dbject des Arreftes verbliebe, entweder feis 
nen Anfpruch, fein Recht, ganz verlieren, oder wentgftens be⸗ 
fürchten muß , daß deffen Verfolgung ihm erfchreret werden 
fönntex), Die Tribunalsordnung beftätigt diefen Grundſatz 
indem S. ı derfelben folgendes verordnet wird: „Wären auch 
fonft ſolche wichtige Umftände vorhanden, daß der Arreft won 

Ns 


t) Struben rechtl. Bebenf. Th.r. B.74. 

u) Oberappellat.:Ger.:Ordn. Th. 2. Tit. 16. Calenb. 
‚Ganzley:Ordn.Rit.37. Calenb. Hofger.:Orbm. Tit. 77. 
Gellifhe Hofger.:DOrdn. Th. 3. Tit. 3. 

“x) Pufendorf in proc. civ. Brunsv. Luneb. pag. 520. 
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haͤngen noͤthig, ſo mag unſer Oberappellationsgericht, auf der 
Partheyen Anhalter, folche Arrefte auf die Perfonen und Guͤ⸗ 
ter anlegen.” Ferner heißt es im $. 2 in Hinficht auf das 
Daſeyn eines rechtsbegründeten Anſpruchs: „Waͤre denn der 
calus dubius, oder «8 wären die narrata nicht genuafam bey⸗ 
gebracht, gleichwohl aber den Arreſt abzufhlagen bedenklich), 
indem der fuchende Theil hernach zu dem Seinen nicht, 
oder Doch nicht ohne große Beſchwerde und Weit— 
- Säuftigkeit gelangen Fönnte”), oder es wäre periculam 
in mora vorhanden, fo fol der Arreſt verbänget werden. 





Wird der Arreft aus einer ſolchen befcheinigten Urfach nach⸗ 
gefucht, welche in den ‘Procefordnungen zu deſſen Begründung 
namentlich aufgeführt ift, fo kann der Michter, unter der Vor⸗ 
ausfegung eines gegründeten Anfpruchs des Imploranten, den⸗ 
felben fogleih, ohne vorgängige Caution, erfennen, . 


*) Der Umftand, daß man einen Fremden bey beffen ordentlicher 
Obrigkeit nicht ohne Befchwerde und Meitläuftigkeit belangen koͤn— 
j ne, enthält in der Regel uͤberall Feine gerechte Arrefturfahe, und 
nur in bem Falle wird es den Landescinwohnern verftattet, 
gegen Fremde einen Arreft nachzuſuchen, wenn der Ieztern ordentli⸗ 
che Obrigkeit den erftern bie Rechtshuͤlfe mehrmals. verweigert ha: 
ben follte. Ein Fremder barf aber die Forderung, welche ein 
Auswärtiger an einen hiefigen Landeseinwohner hat, nicht 
unter dem Vorwande mit Arreft beflriden, daß es befchwerlich und 
weitläuftig fey, den Anfpruch in deffen ordentlichen Gerichtäitande 
geltend zu machen; weil fonft die Unterthanen eines fremden Ge: . 
bietes nach Willkuͤhr ihres orbentlichen Gerichtöftandes wiberrecht: 
lich beraubt, und vor einem fremden, fonft incompetenten, Richter 
gezogen werden koͤnnten. Das höchfte Tribunal hob daher am 
10. San, 1803 einen folhen, widerrechtlih erkannten, Arreſt in 
Sachen Witthaſe c. Geller wiederum auf. 
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hingegen: eine Arteftverfügung darum erbeten, damit dem Im⸗ 
ploranten die Verfolgung feined Rechts oder Anfpruchs nicht 
vereitelt oder erſchweret werde; oder der Kläger kann die Rechts 
mäßigkeit feines Anſpruchs nicht ſogleich überzeugend beſcheini⸗ 
geny); fo darf der Richter, nach der Vorſchrift der Tribunals⸗ 
wrdnung $.2, den Arreſt nicht: eher verhängen , bis der Implo⸗ 
zant binlängliche Sicherheit gemacht hat, Das Gerichtiund den 
Smpioraten zu entfchädigen =), wenn der Unſug des Arreſtes, 
oder der Mangel aller, Rechtsgruͤnde zu einer folchen Verfügung 
etwa follte gezeigt werden können; und hiernach hat auch das 
Dberappellations«Gericht am 14; Zul. 1802 gefprochen, in Sa⸗ 
chen Coͤrner von Cornburg w. von Storre. 

AIn der Regel ſetzt det Arreſtproceß ftets Anfprüche voraus, 
die noch befteitten merden koͤnnen, zu deren Sicherheit und 
Eünftigen Realifirung,, wenn fie fiquide gemacht find, der. Rich⸗ 
ter das Dispofitionsrecht des Imploraten, über deſſen Perſon 
oder Vermögen, einftweilig. einfehränte. So lange alſo die Ans 
forderungen des Jinploranten noch nicht unbeftritten find, kann 
er die Arreftverhängung, in den angeführten Fällen, nur unter eis 
ner beſchafften hinlänglichen Sicherheit fordern ; der Implorat 
_ aber folche Durch die Beſtellung einer, die. Anfprüche feines Geg⸗ 
ters völlig fichernden, Eaution abwenden, oder. die Aufhebung 
des-bereits angelegten Arreftes Damit bewitken. Iſt hingegen die 
Forderung ganz unbeftritten, oder fol der Arreſt * —— 
aa j reckung 


y) DieEriftenz. oder Rechtmäßigkeit des Anſpruchs muß ber 
.. SImplorant beſcheinigen; aber den Betrag ober die Summe 
deſſelben fofort liquide-zu machen, ift bey dem \Arreftgefuche nicht 

erforderlich. Danz Grundfüge der ſummar. Proceffe 8.53. 
=) Eine ſolche cautio deindemnilando iſt aber nicht nach der Größe 
ber Forderung ſelbſt, ſondern nur nach dem Schaden abzumef: 
2 fen; welden der Implorat, nach den jedesmaligen Umſtaͤnden, 

durch die Arreftverfligung etwa mit. — erleiden koͤnnte. 
+: d 
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ſtreckung rechtskraͤftiger Erkenntniffe gereichen, fo ift die Verfuͤ⸗ 
gung deffelben als ein wahres Executionsmittel zu betrachten , wel⸗ 
ches in der Regel durch Feine Eautionsleiftung des: Imploraten 
gehoben werden Fann 2), Wie und auf welche Weiſe übrigens 
die Eaution zu beftellen, und ob die angebotene hinlänglich ift? 
hat dee Richter , wenn ſich die Parteyen darüber nicht vereinis 
en, zu beftimmen und fein Ermeſſen fo einzurichten, daß der 
plorant wegen feines Anſpruchs mdalichft gefichert; der Im⸗ 
plorat aber mit unnoͤthiger oder überflüfjiger Caution nicht bes 
fchwert wird, Ueberſchreitet derfelbe hierben die Grenzen feines 
richterlichen Ermeffens, und beftimmt er die Cautionsſumme, nad) 
dem vorliegenden Intereſſe, offenbar zu hoch oder zu geringe, 
mithin zur Ungebühr: fo kann man fich wegen einer ſolchen Ders 
fügung eben fo wohl beſchwerend an den naͤchſten Dberrichter 
menden, als wenn der Unterrichter, bey hinlänglich beftellter Si⸗ 
cherheit, den angelegten Arreſt nicht aufheben, oder denfelben, 
nach dargelegtem Ungrunde der untergelegten Arvefturfache, oder 
des Anfpruchs ſelbſt, Dennoch verhängen , fortdauern laſſen, 
en den — mit überflüffiger und unnuͤtzer Caution bes 
chweren wollte. 

Die Frage: ob die Verhängung eines Arreftes einen eiges 
nen Gerichtsftand für die Hauptfache oder in Abficht des Objects 
b de, weshalb derfelbe erkannt ift? wird von den Rechtsge⸗ 
lehrten fehr verfchieden beantwortet. Einige ©) verneinen fie deß⸗ 
halb, teil jeder Arreft blos Sicherheit bezweckt, die Hauptfache 
nur vorbereite und es überhaupt im Arreſtproceſſe allein auf die 
Frage ankomme: ob der Arreſt mit Recht angelegt fey oder "2 


a) Oberappellat.:Ber.:DOrdn a. a. O. F. 4. Grolman 
Theorie des gerichtl. Verfahrens $. 135. 

b) Oberappellat.Ger.⸗Ordn. a. a. O. $. 5 und 6. 

5c) Struben rechtl. Bedenk. Th. 5. B.88.. Martin Lehrb. des 
gemeinen Proceſſes 5. 204. 
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Iſt der Proceß über die Hauptſache ben einem Gerichte anh aͤn⸗ 
gig und es wird zur Sicherung derfelben ben einem andern Rich» 
ter der Arreſt gebeten und verfügt; fo kann diefe Sicherheitsvers 
fügung den Gang des bereits anderwaͤrts anhängigen Proceſſes 
nicht ſtoͤhten, ‚mithin auch die Gerichtsbarkeit des Arreſtrichiers 
nicht begründen d), - Iſt hingegen die, Hauptſache noch nicht 
anhängig gemacht, fo gar die Meinung der Rechts . 
ſteller e), welche die Frage bejahen, mehr Beyfall zu verdienen. 
Wenn der Implorant einen gerechten Grund zur Anlegung des 
Arreftes Dargelegt und feinen Anſpruch einigermaßen befcheinigt, 
oder deßhalb gehörige Sicherheit geleitet hat, ſo hört eigentlich 
das fummarifche Verfahren im Arreftproceffe mit der wirklichen 
Anlegung des Arveftes auf N. Alsdann Fommt es zur Profecus 
tion oder. Rechefersigung deſſelben. Dabey muß der Implorant, 
neben.der rechtmäßigen Urfüche zum Arreſte, auch den Rechtes 
grund feines Anſpruchs zeigen und alfo in der Dauptfache, tvenn 
es bey dem Arreſtgeſuche nicht etwa fehon gefchehen ift, eine der 
Natur des Anfpruchs angemeffene Klage einbringen. Kann nun 
der Zmplorat die Widerrechtlichkeit des verfügten Arreftes, oder 
den Mangel einer gerechten Urſache zu dieſer Berfüs 
gung, nicht darthun g) ; ſo muß er fich im Zuftificationstermine, 
mündlich oder fehriftlich, auf den angeführten Klagegrund felbft 
eintaffen und feine Einreden gegen die Forderung , oder-in der 
Dd a Haupt⸗ 

d) Grolman a. a. O. 6. 242. 

e) Claproth ſummar. Proceſſe F. 1Ußg. Hofacker princ. jur. 
civ. Tom. 3. $.4242. 

f) aPufendorf Tom.2. Obf.gr. 

& Sobald der. Implorat zeigt, daß der Arreft widerrechtlich, 
d. i. ohne gerehte Urſache erkannt ift, fo muß derſelbe fofort 
velarirt werben , und alsdann verftehet es fich von felbft, daß ber 
Implorat, in Abficht auf die Hauptfache, fich gar nicht einzus 
Laffen nöthig hatz weil fodann die Competenz des Arreftrichters, 
wenn er nicht zugleich der zuftändige Richter des Imploraten wegen 
ber Hauptſache ift, von felbft aufhört. 
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Hauptſache, einbringen. Dadurch entfpringt alfo eine Litispen⸗ 
den; und ‘Prorogation der Gerichtsbarkeit. Sollte nun der Im⸗ 
plorant, der feine Forderung ſelbſt Flar gemacht und damit ,. weil, 
der Implorat feine Einwendungen nicht erweifen Fonnte, Die Des 
ftätigung des angelegten Arreftes bewuͤrkt hat, in.der Dauptfache 
an den Richter, unter welchem der Implorat fonft ſtehet, vers 
wieſen werden; fo müßte er ia Diefelbe Sache vor zwey Gerichten 
verhandeln, und es waͤre möglich, daß er die in foro arrefti ges 
mwonnene Sache, in foro domicilii des Imploraten, oder defien 
fonft zuftändigem Gerichtsftande, wieder verliehren koͤnnte. Man 
würde fodann in Verlegenheit kommen, welches Erkenntniß gel» 
ten folltee Dies dürfte aber die Nechtshülfe ſehr erfchtweren, 
größere Koften veranlafien und um fo weniger zuläffig feyn, weil 
der fonft competente Richter des Imploraten dadurch — 
fen zum judice ſuperiori des Arreſtrichters erhoben werden 
wuͤrde. Es fcheint alfo, daß der Implorat, wenn der Arreſt an 
fich rechtmäßig impetrirt und die Hauptſache vorhin noch nicht 
ben einem andern Gerichte anhängig gemacht ift, fich der Ders 
bindlichkeit nicht entziehen Fann, in foro arrefti Recht zu geben 
und zunehmen. Dieſe Meinung ſcheint übrigens auch durch die 
Dberappellations » Öerihtsordnung a. a. D. 4 
beftärft werden zu koͤnnen, twofelbft es heißt: „Wenn der. arrelta- 
tus eine folche Eaution, wowider der Impetrant nichte erhebliches 
einzuwenden, wirklich beybrächte und leiftete, follen die Arrefte 
telarirt und die Parteven zum ordentlichen Recht verwieſen 
werden‘; wenigftens erklärt einer unferer vorzüglichften vaterläns 
difchen Schrififteer, der ältere Pufendorf b), die legtern 
Worte dahin: daß durch den rechtmäßig angelegten Arreft das 
den Arreftbefehl ertheilende Gericht, in Abficht des Gegenftandes, 
um welches willen derfelbe verhängt mwurde,. der zuftändige Ges 
richtsſtand des Arreftaten werde. | j 


D) in proc. civ, Br. Luneb. cap. 6. Seet. 1, $.21. p.825. M. ſ. 
auch aPufendorf Tom.s, Obl.gı. 
DT —— XXXVIII. 
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XXXVIN. . Erörterung. 


Bon der Verjährung in Schuldfachen aus Klaren 
Briefen und Siegel. ls: 


Verſchiedene Rechtsgelehrte wollen in Schuldſachen gar keine 
Verjaͤhrung zulaſſen D. Man hält fie für unbillig und, weil der 
Schuldner nicht in bona fide feyn könne, felbft für geſetzwidrig 
und unzuläflig. Genau betrachtet ift fie. aber beydes nicht. Zwar 
erwächft ſchon Daraus eine mala fides, wenn Jemand weiß, daf 
er einem etwas ſchuldig ift und es nicht bezahlt. Aber follte bey 
dem Gläubiger nicht ebenfalls ein böfer Glaube eintreten koͤnnen? 
Wer nad) vielen Zahren, wenn fein Gegner die Beweiſe vielleicht 
längft verloren hat, von einer Handfchrift Gebrauch macht ; wer 
feit langen Zahren, ohne eine befondere Veranlaffung- zu zeigen, 
eine Schuld nicht eingefordert hat, follte deſſen Saumfeligkeit. 
und Nachläffigkeit niemals auf malam fidem ſchließen laſſen? 
Wie oft läßt nicht ein Schuldner feinem Släubiger, im Vertra 
- \ “ au 
i) Freſenius ‚über die Verjährung in Schuldfadhen, in Deff. 
Medit. fuͤr Nechtögelehrte, Nro.2. — In Churſachſen ift 
durch ein fogenanntes Generale vom 14. Dec, 1801 beflimmt, 
wie es mit der Verjährung. der, auf Kündigung geftellten 
Schuldforderungen gehalten werben fol. Abgebrudt in der Na: 

. tionalzeitung. Jahr 1802. St. 10, 
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auf deſſen Rechtſchaffenheit und Medlichkeit, die Documente in 
Händen, und wie mancher Gläußiger behält ſolche unter dem wah⸗ 
ren oder falfchen Vorgeben zurück, daß er fie nicht zue Hand 
habe, daß er fie nachfenden, cafliren wolle u. f. f., welches aber 
nachgehends nicht gefchiehet und in Vergeſſenheit koͤmmt. 


Als ausgemacht kann man e8 annehmen, daß bey der a, 
tinctiven Verjährung der Perfonals, fonderlic auch der Schuld» 
klagen bona fides erforderlich ift k). Diefen guten Glauben will 
man aber darum niemals bey einem Schuldner antreffen, weit 
ihm feine Zahlungsverbindlichkeit bekannt gemefen fey, oder doch 
bekannt feyn müßte. Wichtig ist dieſer Grund allerdings. Als 
fein e8 bleibt doch immer die Frage davon ganz verfchleden: ob 
die bona fides eines Schuldners, wenn der Gläubiger es feit 
langen Fahren unterlafen hat, die Schuld einzufordern, aus 
Diefem langen Zeitverlaufe wicht dergeftalt zu vermuthen fen, daß 
der leßteredie malam fidem des Schuldners, worein er 5. E. Durch 
die Interpellation oder Mahnung verfegt worden ift, zu erweiſen 
und darzuthun habe? Für welchen Theil die ftärkften Vermu⸗ 
thungen fteeiten, folches hat man, in jedem befondern Falle, aus 
den vorhandenen Thatumftänden zu entwickeln und zu beurtheilen. 
Vielleicht dürfte aber hierbey in den meiften Fällen folgende allge» 
meine Regel zu beachten und aufzuftellen feyn: Wenn, wie alles 
zeit vorauszuſetzen ift, der Ofdubiger den Grund feiner Forderung 
gehörig documentirt bat; der Schuldner aber, oder deflen Erben, 
gar Feine hinlänglichen Vermuthungen, daß die Schuld getilgt 
fey, zeigen und beybringen koͤnnen; alsdann wird die Schuld» 
Flage, felbft durch den Ablauf der längften Berjährungszeit, nicht, 

antkraͤftet. Wenn hingegen der Schuldner oder deflen Erben 
| genugr 


k) aPufendorfTom. r. Obf. 115. Tom. a. Obf. 194. Övers 
becks Mebit. fr Rechtögelehrte B. 1. Nro.13. Thibaut über 
Beſitz und Verjährung ©, 82. 
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genuofame Bermuthungen, daß die Schuld bezahlt und ihre Ver⸗ 





indlichkeit aufgelöft fey, wirklich zeigen DD: fo ift entweder die 
fte Verjährungszeit, von der in der Handfcrift 
beftimmten Zahlungs friſt bis zur Zeit dev erhobenen Klage 
‚gerechnet, bereits verftrichen; ‚oder fie ift noch nicht abgelaufen. 
AIn dieſem letztern en wird die conjecturirte Zahlung durdy einen 
‚Zeitverlauf von faſt so Zahren dergeftalt beftärkt, daß die Klage 
fo lange für elidirt zu halten ift, bis der Gläubiger malam fidem 
des Schwlöners, 3. DB. die gefchehene Mahnung, daraethan, oder 
auf andere Art erwiefen hat, daß die Schuld noch nicht getilgt 
m). Denn obgleich) die conjectwirte Bezahlung eine Schuld» 

ge nicht vollia aufhebt, fondern nur bewürft, daß dem Glaͤu⸗ 
biger, zur Elifion derfelben, ein Beweis auferlegt wird; fo muß 
doch, wenn ein Zeitablauf von fo vielen Fahren hinzukommt, 
bona fides auf Seiten des Schuldners, befonders deſſen Erben, 
ſelbſt nach dem canoniſchen Rechte, ſo lange billig vermuthet und 
| efegt werden, bis der Öläubiger eine malanı fidam des 
Schuldners, welche denn auch unftreitig deſſen Erben entgegen» 
ſtehen würde, gezeigt hat m). Am erftern Falle hingegen, wenn 


von 


H Welche Thatumftände die rechtliche Wermuthung getilgter Schuld 
begründe? hat der Richter zu erwägen und zu beſtimmen. €s 
unterfuchen folhe: Menoch de praelumtion. Lib,2, pr.91. 

n. 7. et Lib.3. pr. 135, ferner: Harprecht in dillertt. de 
folutione copjecturata und different. inter folutionem conjectu- 
rat, et praelcript. 


m) &o entftehet auch z. B. ex caneellatione chirographi, die prae- 
fumtio liberationis ; allein das Geſetz fügt hinzu: in eam tamen 
quantitatem,, quam manifeftis probationibus cre- 
ditor fibi adhuc deberi oßenderit, recte debitor 
convenitur., L.24 D. de probat. 2 


a) Struben rechtl. Bedenk. Th. 4. 8.53. 
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von der in der Handfchrift beftimmten nen bis zur Zeit 
der angeftellten Klage bereits über 30 Fahre verflofie 

bindung mit diefem Zeitverlaufe hinlängliche Vermuthungen ge⸗ 
:tilgtee Schuld gezeigt find; fo muß bey dem angeblichen Schuld» 
‚ner bona fides nicht nur vermuthet, fondern aud), wenn überall 
Feine den Lauf der Verjährung unterbrechende Anterpellation vom 
Gläubiger ertviefen ift, die angebrachte Schuldflage für erloſchen 
geachtet und der Schuldner davon völlig entbunden werden, 
Rach diefen Grundfägen hat auch die Zellefehe Juſtizcanzley in 
Sachen des Peter ſchen Curatoris Dr. Hoge mw. von Belt 
beim, pto. debiti, im Nov. 1797 dahin gefprochen: Nachdem 
— die aus der — Handfchrift hergeleitet Perſonalklage, nach 
Berlauf eines mehr als zojährigen Zeitraums, wohlerwogen, fon» 
derlich obbemerkte Präfumtionen gänzlich getilgter Schuld, in Ver⸗ 
bindung mit des Gläubigers langem Stillſchweigen, vom Beklag⸗ 
ten und deſſen Erblaffer alle widrige Vermuthung einer iialae 
fidei entfernen und eine Durch Snterpellation des weyl. G. M. 
v. V., oder, nach defien Tode, des Beklagten, oder der für ihn bes 
ſtellten DBormünderin, bewuͤrkte Unterbrechung der Verjährung 
überall nicht dargethan, gänzlich erlofchen ift; Daß daher Beklag⸗ 
ter von der angeftellten Klage zu entbinden und loszuſprechen fey. 


+ 


4 


n und in Ver ⸗ 
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XXXIX. Erörterung. 


Der Verkaͤufer einer Obligation haftet nicht für die 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners, 





Die Solän ifeh- Oftindifehe Compagnie eröffnete im Jahr 1791, 
unter Auctorität der ehemaligen Staaten von Holland und Weſt⸗ 
ftiesiand, eine große Anleihe. Ale von derfelben ausaeftellten 
Obligationen, worin der Name des erften Glaͤubigers nicht aus» 
drücklich bemerkt war, wurden als commerzable 0), zum Kauf 
und Verkauf dienende, Ereditpapiere betrachtet, deren bloßer Bes 
fiß hinreichte, den Inhaber zu legitimiren, ohne daß es einer bes 
fondern Eefjion an denfelben bedurfte. Cine Kündigung des Eas 
pitals, von Seiten des Befigers einer folhen Schuldverfehreibung, 
ward dabey nicht geftastet, fondern das Loos beftimmte jährlich 
die Nummern, von melden das Capital mit einer Prämie von 
funfzig Gulden zurückbezahlt werden folte. Die Zinfen wurden 
jährlich, gegen Rücklieferung der darüber ausgefertigten, jedem 
Inhaber der Obligation —— Coupons, ſo wie das er 

| pita 


0) Der commerzable Werth einer ausgeloofeten Obligation rich: ı 
tete fidy nach dem jedesmaligen Gourfe, Im December 1704 
3. B. galt eine ſolche Obligation von 1000 Fl., 620 — 640 Fi. 
und ſtand mithin nur 62 bis 64 Procent. 

4. ee 
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pital einer ausgeloofeten Derfehreibuna, nebft der damit verbuns 
dene Prämie, gegen Zurückgabe derfelben in dem Bureau der 
Sammer zu Amfterdam bezahlt. Um aberdas Kapital, die Zins 
fen und Prämie zu empfangen, war es eine mit dem Eigenthume 
des Eapitals verknüpfte Laft, die Gelderan Ort und Stelle ent» 
weder felbit einzuziehen , oder Durch Andere erbeben zu laffeı. 
Leßteres gefchabe auf eine gedoppelte, von der Willkuͤhr des Eis 
genthümers lediglich Dependirende Weiſe, naͤmlich: entweder auf 
Rechnung oder auf Accord, Im erfien Falle mußte der 
Eigenthümer dem Kaufmanne, Banquier, oder Juden, welche die 
Einziehung der Gelder beforgten , die in dergleichen Gefchäften 
gewöhnliche Provifion zahlen, wogegen fie verbunden waren, 
die Einzichungsfoften, welche gemeiniglich Durch den Wechſel⸗ 
und Geldeours beftimmt wurden, zu berechnen und wobey 
mithin der Eigenihumer den Gewinn oder Derluft der Veraͤnder⸗ 
lichkeit des einen oder andern Courſes felbft zog oder erlitt. Im 
- zweiten Falle hingegen traf das Rijico des Geld» und Wechſel⸗ 
courfes Den, der die Einzieyung der Gelder übernommen hattt, 
Proviſion und Koften waren in dem Accorde mit begriffen, und 
der vorige Eigenthuͤmer der Papiere erwartete dafür Die accordirte 
Summe ohne allen Abzug und weitere Berechnung. Diefes 
war die gewöhnliche Handelsmweife bey dieſen Geldgeſchaͤften. 


Am Fahr 1794 überließ der Regiments⸗Chirurgus Eortes 
numme eine ausgeloofete holländifche Obligation nebit Coupons 
dem Banquier Cohen zur Einziehung anf eigene Rehnung, 
ohne alle weitere Einfchränkung und Bedingung; accordirte das 
für die Summe von 783 Rthlr. Ld'or, und nahm ſolche, gegen 
Auelieferung der zur Erhebung der Gelder nöthigen Driginals 
Papiere, von legterm inEmpfang. Der Banquier Cohen fehicfte 
Diefelben einige Zeit darauf nach Amſterdam, um deren Werth 
zu realiſiren; aber Die Gelder wurden nicht ausbezahlt, weil die 
Oſtindiſche Kammer, wegen der im. Jahr 1795 eingetretenen 
Kriegsvorfälle , Die Zahlung diefer Art Gelder auf — 

eit 


Zeit eingeftelt hatte. Die Papiere wurden daher an den Abſen⸗ 
der remittirt, und derfelbe forderte nıın das dafür bezahlte Geld 
nebft Zinfen, gegen Zuruͤckgabe der Papiere, von dem vorigen 
Beſitzer derfelben gerichtlich zurück, wozu fich jedoch der letztere 
nicht ſchuldig erachtete. 


Hätte bey diefem Handel ein bloßes Mandate, oder Affignas 
tionsgefchäft zum Grunde gelegen, oder wäre eine gleich zahls 
bare Schuldforderung der Gegenſtand deffelben ; mithin die 
Berabredung der Eontrahenten dahin nerichtet geweſen, daß dieſe 

apiere die Stelle des baaren Geldes vertreten, gleichſam baares 
Id gegen einander umgefest und Die Zahlung in Amflerdam 
wirklich erfolgen folle; fo würde der Handel, wenn diefe verabs 
redete Eigenfchaft oder Bedingung nicht realifirt werden Fonnte, 
als nicht »eriftirend zu betrachten und der vorige Eigenthuͤmer zur 
Herausgabe der empfangenen Geldfumme allerdings verbunden 
ervefen fenn p). Zur Zeit des aefchlofjenen Contractes wurden 
teilich dieſe hollaͤndiſchen Staatspapiere, wie baarcs Geld, etwa 
mie englifche Banknoten , ſaͤchſiſche Steuerſcheine, Kaiferliche, 
Rufifhe, Daͤniſche und andere Actienfcyeine und Staatspas 
piere, oder wie fichere Wechſel angeſehen, die, als baares Geld, 
aus einer Hand in die andere gingen. Es fand Dabey, wie bey 
andern private, oder gewoͤhnlichen Öffentlichen Caſſen⸗Verſchrei⸗ 
bungen, feine Kündigung Statt, und der bloße Beſitz der Drigis 
nal» Dbligation und Coupons war , ohne alle weitere Ceſſion und 
gegitimation, jur Empfanghahme des ausgeloofeten Capitals und 
der Zinfen hinlaͤnglich. Aber alle dieſe Umſtaͤnde konnten die 
Natur des ben dem obigen Handel felbft zum Grunde liegenden 
Mechtögefchäftes und der Darauf anzumendenden gefeglidhen Vor⸗ 
ſchriſten nicht verändern. Die u hatten über die 7 
e 2 diſche 


p) arg. leg. 57. D.de contrah.emt, vend. Gluͤck im Commentar 
§. 297. 
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difche Obligation einen wahren Kaufs und Verkaufscon ı 
tract gefchloffen. Nac den Grundfäßen diefes Eontractes ges 
bet die Gefahr , fobald derfelbe zur Vollkommenheit gedichen iſt, 
befanntlich fofort auf den Käufer in der Megel über, und die Ge⸗ 
feße q) beſtimmen ausdrücklid), daß der Verkäufer einer Ver⸗ 
fchreibung zwar für die Nichtigkeit der verkauften Forderung, 
aber nicht auch zugleich für die Jahlungsfähigkeit und gu⸗ 
ten Dermögensumftände des Schuldners, menn er fich deshalb 
nicht befonders verbindlich gemacht, oder fonft einen dolus bewies 
fen bat, einftehen folle. Die Perfection des Contracts war hier 
auffer Zweifel; zur Zeit des geichloffenen Handels hielt man die 
Dftindifhe Compagnie für zahlungsfähia, und man wußte das 
mals von der beliebten Einftellung der Zahlung noch aar nichte. 
Da übrigens dieſer Umftand weder die Natur des Vertrages, 
noch die Verabredung der Partenen, an fich felbft veränderte; fo 
konnte der Kläger aud) von einer Beziehung auf die Elaufel „rebus 
Sie ftantibus“ r) feinen glücklichen Erfolg hoffen.: Das hoͤchſte 
Tribunal erkannte daher am 27. Sept, 1800 in Sachen Eortw 
numme w. Eohen: Da nah Vorſchrift der Geſetze der Aps 
pellant für die Bonität der dem Appellaten verkauften Obligation 
und Coupons einzuftchen nicht ſchuldig, und daß hierunter ein 
anderes und Appellant eine folche Verpflichtung zu übernehmen 
babe, bey dem Verkaufe verabredet,fey, überall nicht gezeiget wor: 
den, fo it — Appellant von.der wider ihn erhobenen Klage zu 
entbinden und loszufprechen. ' 


9) L.4. D. de heredit, vel act, vend. L.74. $.3. D. de evict, 
MWeftpfahl vom Kaufcontracte $.832. 


r) Weber von ber natürl, Verbindlichkeit $.g90, Höpfner im 
Commentar $. 1010. 


XL. 


221. 


_ XL. Erörterung. 


Bey der Anwendung des Anaftafianifchen Geſetzes kommt 
es nicht darauf an, daß der. Käufer oder Ceffionar den 
Verkaͤufer, oder Gedenten, zur Convention verleitet 
babe, und die abgefretene Sorderung zweifelhaft ſey. 





Deranntlich verordnete der Kaifer Anaftafius Decorus, 
daß der Käufer einer fremden Klage, oder Schuldforderung, nicht 

mehr von dem Schuldner folle einflagen Fönnen, als was er felbit, 

mit Anrechnung der Zinfen feines Eapitaıs, wirklich dafür gegeben 

babe s). Von diefer, den Wucher und die Proceßkraͤmerey hem⸗ 

menden, DBerordnung bat derfelbe verfehiedene Faͤlle ausgenom⸗ 
men, wo die celfio actionis minori pretio zulaͤſſig feyn —*— 
abey 


8) L.22, ©. mandati, Thibaut Syſtem bed Pandectenrechts 
8:63. 

1) Juftinian, ber dies Geſetz in der leg. 23. C. eod. das g% 
rechtefte und menfchenfreundlichfte nennt, gab demfelben noch cine 
größere Ausdehnung, und verwarf zumtheil die, vom Anafta: 
fian beflimmten, Ausnahmen. In der Praris ift aber deffen 
Eitenfion nicht angenemmen; weil bie L.24. 0. mandati in den 
altern codicibus fehlte, und erft vom Cuiaz aus bin Bafili: 
eiö wieder hergeſtellt wurde. Bach delege Analtelizna $.6. 


Dabey find aber die Rechtsgelehrten, wenn fie gleich nicht alle 
fo weit als Jenſius w und Thomafius x) in ihren Behaup⸗ 
tungen gehen, kelnesweges ftehen geblieben, und manche y) ftellen 
Grundfäge auf, wodurch der Gebrauch und die Antvendung des 
Gefeßes, wenn fie gegründet wären, wo nicht faft ganz aufge» 
hoben, doch gar fehr eingefchränkt werden würde, Infonderkeit 
halten mehrere praktifche Juriſten 2) nur dann erft das Anaftas 
fianifche Gefeg anwendbar, wenn der Käufer den Derfäufer aus 
gerinnfüchtigen Abfichten, auf eine zudringliche Weiſe und um 
die Lage des Schuldners zu verfchlimmern und zu erſchweren, 
zum Contracte verleitet habe, wobey fie überhin erfordern, daß 
die abgetretene Forderung felbft noch zweifelhaft und ungewiß ge⸗ 
weſen feyn müffe. Aber Diefe Einfchränkungen liegen nicht in dem 
Geſctze ſelbſt. Anaftafian fegt zwar die Grunde aus einander, 
welche ihn veranlafften, die Verordnung zu geben. Die Erfabs 
tung, fagt er, lehte, daß viele Schuldner in die Hände der Pros 
cefhändter fielen, welche, begierig nach fremdem Gute, fich meis 
ftens nur. folche Forderungen, die ungewiß und zweifelhoft ſchie⸗ 
nen, von dem Glaͤubiger abtreten liefen, und dann den Schuld⸗ 
ner durch mancherley liſtige Proceduren änaftigten und drückten. 
Allein dieſe Worte des Gefisaebers, welche nichts weiter als 

feichfam eine hiſtoriſche Einleitung zu dem Gefeße enthalten und 
bios zur Rechtfertigung. 5* angefuͤhrt werden, haben eben 
fo wenig entſcheidende Kraft, als die Definitionen und Eintheis 
lungen, 


u) in Strietura Cod. ad leg.22. mandati, 

x) in diſſ. de aequitate cerebrina et exiguo ulu practico legis 
Anaftafianae. u 

y) Lindemann Abhandl.: in welchen Fällen hat dag Anaftafianifche 
Gefet feine Anwendung? Greiföwalde 1785. 

z) Wernher in Obferv. Tom. ı. Obl.ı8ı, Lauterbach 
in colleg. th..pract. Lib. 18. tit.4. 9.69. Lenz de cell. 
cap. 25.n.19. | 


— 


lungen, welche man in manchem Geſttze des römifchen Rechts» 
buches antrifft *). Man Eann fie daher, bey der allgemeinen 
und deutlichen Vorſchrift des Gefeges, als Fein ficheres Mittel 
einer Pimitation und refteictiven Erklärung deffelben betrachten. 
Die bejtimmte Sanction des Geſetzgebers nimmt überall Feine 
Ruüͤckſicht auf den Käufer und Verkäufer, oder den Eedenten und 
Ceſſionar, in Hinficht auf die Beweggruͤnde und Abfichten, welche 
fie zu einer folchen Convention etwa bewogen und veranlafjt haben 
koͤnnen. Er will nur den Schuldner, ohne alle Ruͤckſicht auf 
den Eedenten, vor nächtheiligen Folgen fichern und zugleich den 
Wucher und die Procefcrämeren ftöhren. Dazu bedurfte es auch 
blos der in dem Geſetze enthaltenen, einfachen Borfchrift, daß 
der Debitor nie mehr zu bezahlen verpflichtet feyn folle, als der 
Käufer oder Eeffionar für die Forderung felbft wirklich gegeben 
habe. 2). Da alfo das Geſetz folhe Ausnahmen und Einfchräns 
fungen nicht enthält, fo kann ſich audy der Richter nicht berech⸗ 
tigt halten, die Wirkſamkeit deffelben, dutch Unterlegung eines 
engen Sinnes und willführlicher Limitationen, zu hemmen b). 


Wenn übrigens die Einrede des Anaftafianifchen Geſetzes 
der Klage entgegenacktt wird, fo muß der. Ceffionarius bes 
reifen, daß er die Summe, welche er fordert, kuch wirklich an 
feinen Eedenten bezahlt hat. Die Nichtigkeit dieſer — 

welche 


*) Weber Reflexionen zur Beförderung einer gründlichen Theorie 
bes röm. Rechts. ©. 31 ff. 


2) Was uͤbrig bleibt, fällt, nach der richtigern Meinung, al 
lein dem Schuldner zu. Overbecks Medit. ber verſchiedene 
Nechtömaterien, B. 1. Nro. 52. 


b) Gmelin und Elfäffer gemeinnützige juriſt. Beobachtungen 
und Rechtsfaͤlle, B.4. Nro. 12, 
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mwelhe Struben ©) vertheidigt, iſt theils eine unmittelbare 
Folge jener gefeslichen Vorſchrift, fheils liege fie in der Natur der 
Sache. Denn, wenn der Eeflionar die ganze Summe fordert, 
fo muß er, nach den Regeln des Beweiſes, auch den Grund feiner 
Klage darthun; mithin erroeifen, Daß er die geforderte Summe 
von dem Schuldner einzullagen berechtigt ſey. Der Eeflios 
nar weiß es am beften, was zwifchen ihm und feinem Eedenten 
verabredet ift, und wie viel er dem letztern bezahle hat. Der 
Schuldner hingegen erfährt nichts von dem Derhäliniffe der Sas 
de, und wenn er den Beweis übernehmen follte, fo würde er in 
den meiften Fällen faſt Fein anderes Beweismittel gebrauchen koͤn⸗ 
nen, als die gerade in ſolchen Dingen höchft unfichere Eidesdela⸗ 
tion. Nach diefen Grundfägen ift vom Calenberg. Senate des 
Dberappellat. » Gerichts am 23. März 1802 erfannt, in Sachen 
Grünenklee w. den Schusjuden Alerander Seremias, 
in pto. arrelti, 


e) rechtl. Bedenken Th. 4. B.190. — Bey ber Beweisführung - 
ift der Cedent fein tichtiger Zeuge, weil von ihm Fein glaubhaftes 
Beugniß erwartet werben Ffannı. Hugo Donellus in Com- 
mentar, ad Codic. p. 447 [egq. | 
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ee ag rdeteeing,, 

* hoͤhere Zinfen, als fünf Procent, gutwillig bezahlt 
hat, kann das Uebermaaß derfelben, mach dem Lines 
cc See: nicht zuruͤckfordern. 


\f J er. 


vi 


A: dem —2 d) Emil, er 2. Er IT; 
— — und Entlehnen , auch Wucher, kommt folgende 

telle vor?» 
Bo aber. eine höhere ind mehre Verzinſung denn fünfe 
„aufs Hundert bedimat und werfprochen twürde, fo ſoll es 
rin unfer Eonttactenbu oder fonften nicht eingeſchtieben, noch 
„von einem Notario, der fein Arnt allyier zu treiben und ſich 
in unſerer Stadt uinähren gedenkt, bey Vermeidung rechts 
„licher Strafe,’ inftrumentirt, oder Auch von uns, oder auch 
„an unferm Miedergericht, darauf -geurtheilt werden. Würde 
‚demnach etwas. darüber‘ aufgerichtet und im Gericht vorge 
„bracht , daſſelbe ſoll auf funfe allein gemäßiget und Darüber 
„nicht mehr erkannt und verholfen werden, unangefehen, wie 
„bob und unter was Schein, oder mit was verbindlichen 
Worten und Anhängen fülches verfchrieben, verſprochen und 
„fürgeiehen ſeyn möchte. Hätte aber der -Entlehner 
seutwiltig albereit mehr denn fünfe aufs 
udundert b e i a 1 1, ° ſolch uedermaß fo er 
„yon 


it; BER; | 


d) Bey Pufendört ——* app. — u 


4 Sf 


Er 7 
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„don dem Gläubiger wieder zu. fordern nicht 
„Macht baden, fondern es foll bey feiner 
neigenen freiwilliglibgefhbehbenen 
„Bablung bleiben; Sonſten wollen wir uns 
n geoen den Wucherern dermaßen erzeigen, wie es des heil. 
Reichs: Abfchiede vermögen, nemlich, daß fie das gerwucherte 
„Geld demjenigen, dem fie es abgewuchert haben, wiedergeben 
„und uns dazu. den vierten Theil. des Hauptſtuhls verroirket 
„haben follen. | 


Aus dem Fingange und ganzen Inhalte diefes Titels ger 
bet die Abſicht, den Wucher zu ftöhren und die Wucherer, 
in Beziehung auf Die Meichsgefige,. zu beftrafen, ganz unvers 
Fennbar hervor. Aber damit ſcheint die ;Stelle: Hätte aber 
der Entlehner gutwillig u. ſ. w., nicht vereinigt werden 
zu koͤnnen, vielmehr jener Abficht ganz entgegen zu: feyn; weil 
auch der gröbfte und unverfchämtefte Wucherer, wenn ihm nur 
der fonft verbotene unmäßige Zins ——— bezahlt iſt, zur 
Ruͤckzahlung alsdann. nicht angehalten werden kann, wenn man 
bey. den: duͤrren Worten: diefse. Stelle fiehen bleibt. Um diefe 
fiheinbare Disharmonie zu. heben,. hat man- daher die ftreitige 
Stelle hoͤchſtens nur von dem fehsten Zinsthalere), oder 
von einem. freirilligen, geringen Geſchenke, für den gegebenen 
Credit, verftehen: zu. fönnen ; oder fie gleichfam als gar nicht, 
eriftivend. anſehen, mithin auf. die Herausgabe eines jeden, an 

* un * 


e) Aber der Streit,. über. die Rechtmäßigkeit des ſechſten 
Zinsthalers, iſt erfi gegen die Mitte deö:verfloffenen. Jahrhun⸗ 
dertö, ‚mithin. lange nad) Abfaffung des Lüneburg: Stabtrechts. 
entftanden ,. und.fonnte alſo ber Verfaffer des letztern nicht daran 
denken. Hufeland Beyträge zur Berichtigung der. pofitiv. 
Rechtsw. St. 1. Nro, 3. Vergl. Runde deutfch.. Privatrecht 
8.205.. Dany: Danbb. des d. Privatr: $.205.- 
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fünf Prorent hinausgehenden, Zinsgenufles ohme Unterfchied er⸗ 
kennen zu muͤſſen geglaubt, Indeß wird doc) Feine diefer ver⸗ 
fchiedenen Meinungen durch die Ujualinterpretation beftärkt, und 
in dee That ſcheint auch) der vermeintliche Widerſpruch, oder 
die Dunkelheit, welche in dieſer Dispofition des Stadtrechte 
liegen ſoll, wohl nicht eigentlich darin angetroffen zu werden, 





5.3 BE 
Der angezogene Titel ift offenbar, zum Theil wörtlich), 
aus den vor dem jahre 1600 ergangenen , den Wucher bes 
treffenden, Reichsabſchieden und Reichspoliceyordnungen ents 
lehnt. Man darf alfo bey der Erklärung der ausgezogenen 
Stelle des, Stadtrechts nicht -auf das gemeine Kebtn ‚ 
ſondern man muß vielmehr auf die Quelle zuruͤckſehen, woraus 
ie gefchöpft it, — Die Reichsgeſetze. In Feiner, weder vor noch 
nad) der Abfaffung des Luͤneburgiſchen Stadtrechts, mider den 
Wucher ergangenen, Reichsconftitution ift beftimmt verordnet, 
daß ein Schuldner, der bereits — Zinſen als fuͤnf Procent 
bezahlt hat, ſolche von dem Glaͤubiger ſolle zuruͤckfordern koͤn⸗ 
. nen, Es wird. darin nur feſtgeſetzt, daß Alle wucherlichen 
Contracte ungültig feyw, daß noch nicht bezahlte, menn 
——* Zinſen, falls darauf gellagt wird, von dem 
EM tee nicht zuerfannt, und daß endlich die Wucherer mit 
dem Berlufte des vierten Theils des Capitals beftrafet werden 
ſollen. Gerade fo difponirt nun auch das Lüneburg. Stadts 
recht von dem Falle, wenn der Gläubiger dem Schuldner et 
was abgewuchert, d. i., menn er Die Verlegenheit und Angft 
deſſelben benutzt, und mehr als fünf ‘Procent genommen hat. 
Alsdann ſoll der Wucherer nicht vg mit dem vierten ** 
2 e 


f) Der ehedem fo oft vertheidigte Satz: „zweifelhafte, oder dunkele 

Stellen, der Statuten find fo zu erklären, daß fie von dem gemei⸗ 

' nen Rechte-am wenigften abweichen”, iſt an ſich ſchon irrig. Ric⸗ 
cius von Stadtgeſetzen ©. 446 ff: | 
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des Capitals beſtraft erden, fondern auch ſchuldig fen, das 


abgeroucherte oder erpreßte Geld dem, ſo er es abgewuchert, 
zu erſtatten. | 


Ganz verfrhieden ift aber hiervon der Fall mein Dr Schuld: 


ner mehr als finfe vom Hundert nicht etwa blos Berfprochen; - 


fondern gutmwillig bereits bezahlt hat, , Eine folche freis 
willig geſchehene Entrichtung höherer -Zinfen hätt das Stadt 
recht nicht für mucherlich. Wer mehr als fünf Procent aus 
freien Stuͤcken bezahlt hat, der muß auch mit dem’ Anlehn 
noch mehr haben verdienen, oder es fich Doch ſelbſt nicht vers 
hehien koͤnnen, daß der Herleiher eine meht als gewöhhfiche 
Gefahr, in Abſich feines Capitals, zu uͤbernehmen hatte, 
‚Ben dergleichen gufmillig und per ma Bra eb 
fen laͤßt fidy daher in der Regel ni 
biger die Noth und Verlegenheit feines Schuldners benutzt, 
ihm höhere Zinfen abgepreßt, oder ſolche ihm mit wucherlicher 
Lift und Betrug abgenommen babe 4 


{ A) Ne, REM 
In beiden Stellen des Stadtrechts iſt alfe''Bein wahrer 
Widerſpruch anzutreffen; vielmeht find ſie durch· die Wokte; 
Sonſten aber wollen wir u. ſ. w. in vollkommne Hate 
monie gebracht. Denn, wer in ſeinem Nothſtande ein Anlehn 
ſucht, und ſich den unverſchaͤmten Zinsforderungen, um aus 
ſeiner druͤckenden Verlegenheit zu kommen, unkerwerfen und 
wucherliche Zinfen verfprechen mußte, vo dem laͤßt ſich nicht 
ſagen, daß er die unmaͤßigen Zinſen gutwillig entrichte. Wer 
aber ein Geldanlehn zu gewiſſen Zwecken und hoͤhern Vinſen 
ſucht und erhält, und beides frelwillig zuruͤckgezahlt hat, der 
muß mit der angeliehenen Summe noch mehr haben erwerben 
mollen, oder fein Vermoͤgen dadurch wirklich vergrößert haben. 
In Handels und Factorey» Städten wird ohnehin das baare 
Geld als eine Waare betrachtet. Der fehnelle timfas deffelben 
und der Faufmännifche Geldverkehr laſſen eine viel höhere Bes 

nußung 


t annehmen ,; daß-der Glaͤu⸗ 
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nutzung klingender Münze als fünf Procent rechtmäßig zu, und 
‚Darauf feheint auch der Verfaſſer des Stadtrechte Ruͤckſicht 
genommen zu haben. Sollte mun aber ein Schuldner , der 
hohe, das geſetzliche Man weit überfteigende, Zinfen freiwillig 
bezahlt hat, das Uebermaaß derſelben zurückfordern Fönmen; ſo 
würde ſolches zum wenigften dem kaufmaͤnniſchen Kredite und 
den Handelsgefcyäfften fehr fchäolich werden dd, . » Die ffreitige 
Stelle des Lüneburg. Stadtrechte enthaͤlt auch nichts auſſer⸗ 
- ordentliches ; vielmehr ſtimmen daniit anderer Handelsſtaͤdte 
Statuten überein, und unter anderm enthält 3. B. die, nur 
vier Jahre ältere, Srankfurther Reformation, morauf 
wahtfcheinlich Huſanus *) bey -Abfaffung der im Jahr 1582 
publicirten Luͤneb. Stadtgeſetze Ruͤckſicht genommen hat, faſt 
woͤrtlich die nemliche Vorſchrift k). rt 


Bey der deutlichen , - vollig Plaren und allgemein gefaßten. 
Sanction des Statuts, welches weder Durch fpätere Reiches, 
nod: allgemeine Landesgefege hat aufgehoben werden koͤn⸗ 
nen}; Bedarf es daher überall keiner Jaterpretativnx) . Aber 
ungeachtet der im Statute enthaltenen Einſchraͤnkung Tann — 

no 


) Mevius von wucherlichen Contracten, Th. 1. Capt 6. $. 5. 

Preuß. Landrecht Th. 2. Zit.8. 8.692. 

*) Freher theatr-'vir. erud. p.9034 Sicher gel. Letiton B. 2. 
S. 1284. Müller Staatscabinet. Defn. 1. S. 368. 


W bh) Th. 2. Tit. I I. §. Il Runde RD. $. 205. » . 7 
i) Iheod. Hagemann Anmerk, ı zum Zelliſchen Stadtrechte, 
©. 184. 


x) Riccius a. a. O. Mit Recht bleibt daher Krüger in diffe- 
“ent. jur, civ, et ftatutar. Lüneburg. ‘$. ı9. bey den Worten 
des Statuts allein fichen. M. vergl. au Wernber in Oblerv, 


ronuʒ. Bin, Obt I a. To 
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noch die darin ausgedruͤckte Abficht , den Wucher zu ſtoͤhren, 
allerdings erreicht werden , wenn überhaupt dergleichen Geſetze 
dazu hinzeichend wären!). Denn ter fich höhere Zinfen, als 
fünf vom Hundert, verſprechen läßt, hat auf jene überall Fein 
Recht zu Flagen, und wenn er fie wirklich feinem Schuldner 
abgepreht: oder abgemuchert hat, muß ex nicht nur Das Ueber, 
maaß derfelben herausgeben, fondern auch Die geſetzliche Strafe 
des Wuchers befürchten. Den Ball, wo der Schuldner die 
über fünf Procent hinauslaufenden Zinfen zwar bezahlt , aber 
das Capital felbft noch nicht abgetragen hat, und ſich, eben 
wegen der unmäßigen bezahlten Zinfen, hernachmals weigert, 
daffelbe zu tilaen , sentfcheidet. übrigens das Stadtrecht nicht. 
Kiagt der Gläubiger auf die Bezahlung des ruͤckſtaͤndigen Ca⸗ 
pitals, und .opponirt der Schuldner die Einrede der wucherlih 
abgenommenen Zinfen, und will er mithin das Uebermaaß ders 
felben am Hauptſtuhle Fürzen; fo kann man, den Beweis vor, 
ausgefegt, nidyt annehmen, Daß derſelbe die höhern Zinfen gut⸗ 
wilg begabt habe. Es muß daher in einem folchen Falle, 
100 beide Theile richterliche Hülfe fordern, nad) dem übrigen 
Inhalte des Stadtrechts und den gemeinen Rechten erkannt 
‚werden. 


Der Schusjude Joſeph Salomon in Lüneburg hatte von 
dem Linnenhändler Ebel dafelbit ein Capital angelichen , und 
ſolches ‚mit faſt hundert Procent zurückbezahlt m), gi 

| erſtern 


1) Daß alle bisjetzt vorhandenen Wuchergeſetze den Wucher nicht fteu- 
ren, davon f.m. Guͤnther Verſuch uͤber Wucher und Wucher: 
geſetze S. 104. 

m) Da das Stadtrecht die Zurüdforberung aller, uͤber 5 pro. Cent, 

. gutwillig bezahlten Zinſen, ohne Einfcränfung unterfagt; fo kann 
es auch keinen Unterfhied machen, ob das Uebermaaß derfelben ers 
träglich, oder wirklich unverfhämt gewefen iſt; denn nad ben. pofi- 
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- erfteen Vermögen brady mehrere Fahre nachher ein Concurs 
aus, und der beſtellte Euraror forderte darauf von letzterm das 
Uebermaaß der Zinſen zurück, Das Dbergericht zu Füneburg 
verwarf indeß mittelft Urtheils vom 27. Apr. 1798, in Gemäß: 
heit des Stadtrechts, die erhobene Klage. Die AZuriften- Fas 
cultaͤt zu Helmſtedt betätigte Dies Erkenntniß am 28. Aug. 1799 
in der Leuterungsinſtanz, jedoch mit Nachlaffung des Beweiſes: 
daß der Jude Salomon den höhern Zins nicht freiwillig ge 
zahlt habe, fondern ihm foldyer durch wucherliche Bedrücfung 
abgezwungen ſey. Das Zelleſche Hofgericht reformirte aber 
im Urtheile vom 6. Dec. 1800 die bisherigen Erkenntniſſe, und 
condemnirte den Appellaten zur Herausgabe aller über fünf ‘Bros 
cent erweislich abgenommmen Zinfen. Als darauf die Sache 
in der höchiten Inſtanz an das Dberappellationsgericht kam, . 
ward die Entfcheidung des Hofgerichts, in Erwägung der obis 
gen Gründe, mittelft dee am 31. März 1803 publicirten Sen⸗ 
tenz, aufgehoben, und das Helmſtedter Urtheil voͤllig hergeſtellt. 


ven Geſetzen ift es nicht mehr unrecht, 50 bis 100 Procent, alö 7 oder" 
Ste zu nehmen, und bad Mehr oder Wenigere kann nicht die Ueber: 

tretung bes Gefeßes,. wohl aber ben Schaden des Schuldners, ver: 

größern.. 


XLII, 
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XLII. Erörterung. 
Bon der Sicherheitäbeftellung der. Licitanten. . 





Bey einer freiwilligen Verſteigerung haͤngt es unſtreitig 
von der Willkuͤhr des Eigenthuͤmers oder der Intereſſenten ab, 
ob fie Jemanden vom Mitbiethen ausſchließen, oder einen uns 
ſichern Licitanten zum Biethen zulaffen wollen. ‘Bey der notbs 
mwendigen PVerfteigerung hingegen muß ein jeder in der Mes 
gel zum Mitbiethen gelafjen twerdenn), wenn er nicht Durch die 
Geſetze befonders ausgefchloffen, oder überhaupt unfähig ift, eis 
nen Kaufcontract einzugehen o). Baar Geld: fol der Licitant 
nur dann mit zur Stelle bringen, wenn der Fiſeus etwas vers 
Faufen laßt, um die Bezahlung fofort bewerkſtelligen zu koͤn⸗ 
nenp. Sonſt ift man länaft über die Vorſchriſt hinausge⸗ 
gangen, daß bey Subbaftationen nur baare licita g) angenoms 

| men 


no) Ober-Appellat.:Ger.-Ordn. Th.2. Tit.15. 8.20. 

0) Klaproth im Proceffe 8.417. Deſſen Rechtswiſſenſchaften 
von freiwilligen Gerichtshandl. $.ı1ıg. Mathaei de auctioni- 
bus cap. X. | / 

p) Weſtphal vom Kaufcontract 8.18. Mathaei a.a.d. cap. ı5. 
Nro. 5. 

VB. 15. $.7. D. de re judicata. 
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men werden dürften, und die Zahlung des Kaufgeldes gefchies 
bet heut zu Tage gemeiniglich erſt nach dem Verſteigerungs⸗ 
fermine und der deßhalb getroffenen Uebereinkunft. 

Sremde, ganz unbekannte Ficitanten, oder folche, die noto⸗ 
riſch nicht zahlungsfähie find, Fönnen aber zum Mitbiethen, ohne 
Sicherheitsbeſtellung, nicht zugelaffen werden. Indeß darf doc) 
auch Niemandem, der nicht gerichtsfundig infolvent ift, das Mitbie⸗ 
then unter dem Borwande vom Richter, unterfagt werden; teil er 
für die ganze Kaufſumme in continenü feine Caution bes 
ftellen können. Der bemitteltfte Licitant ift oft nicht im Stande, 
eine ſolche Eaution fogleich zubefchaffen. Die zu verfteigernde Sa⸗ 
che felbjt gewährt auch dem Verkäufer immer die bedeutendite Si- 
cherheit; da, vor der erfolgten Zahlung des Kaufgeldes, Die Adjudis 
cation und Uebergabe nicht geichiehet, und, twenn etwa eine termin 
liche Zahlung verabredet ift, Das Eigenthum derfelben reſervirt wer⸗ 

den kann, Die Sicherheitsleiftung eines nicht Fundbar infolventen 
Licitanten darf Daher nicht auf den ganzen Kaufſchilling erftreckt, 
fondern fie muß blos nach dem Schaden abgemeffen werden, wel⸗ 
cher aus dem Mißgebothe erwachfen Fann. Iſt nun der ficitant im 
Stande, eine nach den limftänden richterlic) zu beftimmende Cau⸗ 
tion dafür zu beftellen, daß das, bey einer anderweit anzuftellenden 
Licitation, etwa weniger herausfommende, N den Koften, dar⸗ 
aus.beygetrieben und genommen werden fann ; fo darf er vom Mit⸗ 
biethen nicht zuruͤckgewieſen werden. Geſchiehet e8 dennoch, oder 
wird er mit der Cautiongbeitellung übereilet; alsdann kann er ſich, 
wegen einer ſolchen willkuͤhrlichen Zurücfiweifung, an den nächiten 
Dberrichter mit einer Beſchwerde wenden, und um die nochmalige 
Anfesung eines Ricitationstermins bitten, der felbft in dem Falle 
annoch zuläffig ift, wenn fehon die Sache einem Andern zugeſchla⸗ 
gen worden; weil derfelbe, aus einem fo übereilten und unftatthaf: 
ten Zufchlage, Fein jus quaelitum erfangen Fann. Diefem gemäs 
urtheilte das Dberappellationg » Gericht am 8. Januar 1802 in 
Sachen Brinkfeld c. Schumacher, pto. Verkaufs einer 
Bürgerftelle. | | 


4 Gg XXLIII. 
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XLIII. Erörterung. 


Wenn Güter des Minderjährigen: öffentlich verfteigert und 
dem Meiftbietenden zugefchlagen find; bernachmals aber 
von einem neuen Liebbaber ein erhebliches mehr geboten 
wird, fo ift. derſelbe gegen. den Zufchlag in integrum. 
au reſtituiren. Ä 





Wenn bey der Berdufferung der unbeweglichen Güter eines Min⸗ 
derjährigen nicht alles dasjenige beobachtet wird, was die Geſetze 
als nothwendig dabey vorgeichrieben haben, fo ift fie null und 
nichtig. Die Subhaftation ift zwar Fein wefentliches Erforderniß 
bey. dem Verkaufe. unbeweglicher Pupilengüter r).. Aber wenn 
fie, nad) voraufgenangenem Verdufferungsdectete; oͤffentlich ver» 
fteigert- und dem Meiſtbietenden zugefchlagen find, und nun.von 
einem: neuen Kaufluftigen bedeutend mehr geboten wird; fo ift es 
fehr ftreitig, ob der Minderjährige gegen den Zufchlag in inte- 
Zrum zu reſtituiren ſey? Verſchiedene Rechtsgelehrten:e) — 
i 


r) Overbecks Medidat. fuͤr Rechtsgelehrte, Neo: 72.. Walch: 
introduct; in controv. jur. civ. p. 91: 

) Berlich in.deeifion..nro.rı3. Hommel Rhapf. quaelt. 
Obl.586- von-Zangen: Erörterung der Frage: Ob, wenn 
Güter der Minderjährigen öffentlich verfleigert und zugefchlagen, 
und nun von:einem neuen Liebhaber mehr: geboten. wird, dieſes 
‚neue Gebot allenfalls nach vorgängiger Reftitution ,. noch angenomz. 
men werben koͤnne oder nicht? Gießen :ı800.. 
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diefe Frage darum verneinend beantworten zu muͤſſen; teil eines⸗ 
thelld Die hafta Das ficherfte Mittel darbiete, den wahren Werth 
einer Sache zu bejtimmen, folglich Beine eigentliche Verletzung 
anzunehmen fey ; anderntheils aber, den Gefegen x) ju Folge, 
gegen eine Öffentliche Berfteigerung Feine Reftitution Statt finden, 
vielmehr das Eigenthum der [ub hafta erftundenen Sache, dem 
Käufer unmiderrufiich verbleiben ſolle. Allein dieſe letztern Ges 
fege finden auf Minderjährige, da fie lediglich in der römifchen 
— ihren Grund haben, und vom Verkaufe des 
iſeus allein zu erklaͤren ſind, offenbar keine ſo allgemeine Anwen⸗ 
dung. Die Subhaſtation an ſich ſchuͤtzt aber ſo wenig wider 
jede mögliche Verletzung, als Das vorgusgegangene Veraͤuſſe⸗ 
rui gsdecret. Findet ſich daher, nach dem Zuſchlage und der obrig⸗ 
keitlichen Genehmigung deſſelben, ein neuer Liebhaber, der für das 
Grundſtuͤck mehr geben will, und die DOberbormundfchaft hält - 
den Minderjährigen, nach einer billigen Erwägung und Beur⸗ 
theilung der Umstände u), wirklich bedeutend verlegt, wenn es bey 
dem Zufchlaae bleiben follte; fo muß der Minorenne, nad) der 
deutlichen Vorſchrift der Geſetze x), die ganz allgemein und 
daher nicht blos auf den ‘Privatverfauf der Pupillenguͤter einzus 
ſchraͤnken ift, wider den Zuichlag in integrum reftituirt und, nad) 
vorgängiger Rejtitution, eine — Subhaſtation vorgenom⸗ 
En 92 men 


t) L.5. C. de fide et jure haltae fiscal. L.g. C. de remiſſ. pign. 


oa) Gläd im Gommentar $. 460. 


x) In berlege 7. 6.8. D. de minoribus heißt ed: Quaelitum ef 
ex eo, quod in lucro quoguae minoribus [ubveniendum dici- 
tur, fi res ejusvenierit, etexiftat qui plus liceatur: 
an in integrum propter lucrum reftituendus [it? et qnotidie 
praetores eos in integrum reftituunt, vt rurſus admit- 
tatur licitatio. Man fehe auch Leg. 49. D. eod. L. 11. 
C. de praediis minor. 
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men werden y): Es erkannte auch diefen gemäß der Ealenbers - 
giſche Senat des Dberappellationsgerichte, am 8. Jun. 1801, in 
Sachen Bergmann w. Elaufen pto. Verkaufs eines Gars 
tens: „Da es bey einer dem Minderjährigen zu ertheilenden Reſti⸗ 
tution. nicht auf den Beweis einer laefionis-enormis, fondern 
nur darauf ankonımt, daß die aus dem Gefchäfte felbft herfließen⸗ 
de laefion von: einiger Erheblichfeit fey und es billig der Beur⸗ 
' theilung des obervormundfchaftlichen Richters zu. überlaffen ift, 
ob, ohne gerade ein weirläuftiges Verfahren Darüber zu veran⸗ 
laffen, allen Umftänden nach eine bedeutende Verkürzung vorhan⸗ 
den, aud) vom Imploranten zum Beweiſe des Gegentheils nichts 
erhebliches beygebracht iſt; endlich-aber die Geſetze auch dann die 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand ra menn der Pu⸗ 
pil bey einem öffentlichen meiftbietend gefchehenen Verkaufe uns 
beweglicher Güter erheblich verfürzer worden iſt: fo ftehet dem: 


Geſuche nicht. zu. deferiren. 


y) Klaproth im Proceffe 418. Dpyerbedis Mebibationem 
Nro.73. Tr 


XLIY, 


- 


XLW. Erörterung: 


Bon der Zuläffigkeit der Additiomal-Zeugen, mach dem 
Ablaufe des Beweis⸗Termins, jedoch vor Eröffnung 
der aufgenommenen Verhoͤre der erften Zeugen.. 





Die Befugniß, nach dem Ablaufe des’ vorgefchriebenen Beweis⸗ 
Termins, neue Zeugen abhören zu laflen, wird Durch die Ga 
richtsordnungen der. Churbraunfchweigfehen Lande befchränft. 

Nach der Eröffnung der einmal aufgerommenen Zougen-Ausfagen 
ift die Benennung und Abhdrung euer Zeugen, mit Ausnahme 
weniger. Säle, fehlechterdinas unterfaget =); und felbft den Mins 
derjaͤhrigen wird in diefem Stücfe Fein Vorrecht — 2) 


2) M.f. hierüber, und über die zugelaffenen Ausnahmsfaͤlle: D.%.: 
G.:Drbnung Ih, 2. Zit. 8. Sec. 1. 8.6. Zell. H.Ge⸗ 
richts-Ordin. Th. 2, Tit.24.$.456i66.: Galenberg. Canz- 
lei:DOrbn. Tit. 21. 4: Galenb H. G. Ordn. Fit. 56.- 
Brem. und Verd. H.G.Drbn. Th. 2. Tit. ı7. &6.. Pu- 
fendorf Proc, Civ. P.3. Cap.7. a1. aPufendorf 
T.ı. Obf. 157. T. 2. Obf. 108. T. 3: Ob£,ıog et 147: 
Practiſche Erdrter. B. 2. Erörter.22:- 


a) Practiſche Eroͤrter. B.2. Erdrter. 20. 
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Ob aber und unter welchen Bedingungen, noch vor der Eröffnung 
der erften Zeuaen» Verhöre, der Bereisführer, nach Ablauf des 
eigentlihen Beweis⸗Termins, neue Zeugen vorſchlagen dürfe? — 
darüber find die hiefigen Gerichtsordnungen nicht völlig einſtim⸗ 
mig. Die Ealenbergifche — yern- b), Die Zellifche 
Eanzleis Ordnung ec), die Brem⸗ und Verdenſche Hofgerichts- 
Drdnung d), fo wie die dortige Untergerichts-Drdnunge), ſchwei⸗ 
gen über diefen Gegenftand gänzlich), und beftimmen nur im AL 
gemeinen, daß der BerveissTermin präjudiciel feyn, und nicht 
durch übermäßige Friftgefüche in die Länge gezogen werden fol. 
Wahrſcheinlich durch diefe allgemeine Beſtimmung verleitet, er» 
Färet ein mit der biefigen Gerichtsverfaffung fehr vertraueter 
Scheiftfteller £), die Production von Additional-Zeugen, nad) 
dem Ablaufe des Beweis⸗Termins, auffer den Rechtöfachen der 
Minderjährigen, Gemeinden und Kirchen, nur ın dem Falle für 
zuläffig, wenn der ‘Producent zuvor eidlich erhärtet, daß er eine 
böslicye Verlängerung des Mechtsftreits nicht beabfichtige, und 
daß er. weder die —— eugen vorher gekannt, noch 
von den Ausſagen der bereits abgehoͤrten Zeugen Wiſſenſchaft er⸗ 
halten habe. Dieſe Lehre duͤrfte aber nach ihrer ganzen Strenge 
wohl ſchwerlich fo ganz unbediugt anzunehmen feyn. Ohne der 
Nothrvendigkeit der. ebengedachten.eidlichen Verficherung Des Pros 
d 


ucen ⸗ 


b) Galenb. H.Geriht3-Drbn. Tit. 41 und 48. Corp. Contt, 
Calenberg. Cap.2. Nro. 14. pag 428 et 441. 


c) Bell. CanzleisOrdn. Art. 22. Corp. Conft. Luneburg. 
Cap. 2. Sect. ı. Nro. 11. pag. 311. 

d) Brem. und Berben. H.G. Ordn. Th. a2. Tit. ıı. 9.9 
und Zit. 13. 

e) Unter - Gerichts: DOrbn. für die Herzogthlimer Bremen und Verden. 
v. 5. Novemb. 1753. Zit.7. $. 12. 

f) Pufendorf Proc. Civ. P.3. Cap. 6. $. 19. 
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ducenten zu erwaͤhnen, ſchreibet die O. A. G. Ordnung Folgendes 
vor: „Wann der Beweisfuͤhrer zu obengeſetzter Zeit. annerhalb 
„des Beweis Termins) einmal Zeugen benennet; fo fol er her⸗ 
„nach/ ohne Beybringung erheblicher Urfachen, andere oder meh⸗ 
„tere Zeugen, ob er fich fchon ſolches vorher zu gehöriger Zeit bes 
“ „dungen hätte, anzugeben nicht befugt feun; es wäre dann in 
„caufis- Minorum, Univerfitatum, oder in einem anderen fols 
n&ben Falle, da das Beneficium reftitutionis in integrum 
„Statt hätte, da dann bey Unferes Gerichts Ermäßigung ftehet, 
„ob und mie meit die aufs neue bemeldte Zeugen annoch zu admits 
„titen fepn“ 8). 


Mit diefer Vorfchrift ſtimmen auch, beynahe wörtlich, die 
auf den Genenftand Beziehung habenden Stellen der Zellefchen 
und der. Calenbergiſchen Canzlei⸗Ord⸗ 
nung i) überein.- er Sinn diefer Verordnungen gehet ohne 
— dahin: daß zwar in der Regel bey dem Beweiſe durch 

eugen, nach dem Ablaufe des Beweis⸗Termins, und nachdem 
einmal Zeugen produciret, jedoch deren Ausſagen noch nicht er⸗ 
oͤffnet ſind, keine neue Zeugen zugelaſſen werden ſollen; daß aber 
nicht allein den bemeisführenden Minderjährigen und Gemeinden, 
imgleichen im den Rechtsfachen, worin die ABiedereinfegung in den 
vorigen Stand eintritt,. eine Ausnahme von dieſer Megel geftattet, 
fondern auch in anderen Rechrfällen den bemeisführenden Parteien, 
. wenn fie erhebliche: Urfachen dazu haben und anführen, die Pros 
duction von AdditionalsZeugen erlaube, und.die Beurtheilung ae 
R Ya 


DH O. A.G. Ordnung %h.2. Tit. 8. Sect. 1. 6.15. 


b) 3ell. H. G. Ordn. Th. 2. Tit. 13. $.2.. Corp;: Conft. Lu- 
neburg. Cap. 2. Sect.1. Nro.17. pag.470. 


1)'Galenberg: Ganzlei.:Orbn..Tit.20. $.2.. Corp. Conſt. 
Calenberg. Cap.a. Nro.7. pag:987.- - 
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Erheblichkeit der, dieferhalb angeführten, Gründe lediglich dem 
jedesmaligen Exmeffen der Gerichte überlaffen ift. Zu der Beob⸗ 
achtung einer aufferordentlichen Strenge bey der Ermaͤßigung der 
von der Partei vorgebrachten Urfachen, weiſen unfere Berichtes 
ordnungen den Richter nicht ausdrücklich an, und in der Sache 
felbft liegt auch Feine Veranlaſſung zu der Empfehlung eines fols 
chen Verfahrens. Der gefegliche Grund, weshalb neue Zeugen» 
Abhörungen, n ach Eröffnung der erſten ZeugensAusfagen, unters 
faget find, iſt Bein anderer, als Metus fubornationis k). Nur 
böchft felten tritt dieſe Belorglichkeit:dann ein, wenn Additional, 
Zeugen noch vor der Eröffnung der erften Zeugen-Berhöre pros . 
- Duciret werden. Iſt in einem oder dem anderen Falle, aus bes 
fondern Gründen, eine Suborhation beforglidy, oder zeige fi 
auf Seiten der bewweisführenden Partei ganz offenbar die Abficht, 
durch- die Production der AdditionalsZeugen die Sache nur in 
die Ränge ziehen zu wollen; fo wird, ſchon nad) den allgemeinen 
bon den Fiden für Gefährde — Juramentum calumniae feu 
malitiae — geltenden Grundfägen 1), Die Befugniß, ia die 
Pflicht des Richters, nicht verkannt werden Eönnen, von Dem Pros 
ducenten die vorgängige eidliche Werficherung darüber zu erfor, 
dern: daß derfelbe eine bösliche Verlängerung des Mechtsftreites 
nicht beabfichtige, und daß er von den Ausfagen der bereits ver⸗ 
nommenen Zeugen Feine Wiflenfchaft erhalten babe. Mangelt 
es aber an dergleichen befonderen Verdachtsurſachen gegen den 
Beweisfuͤhrer, ſo iſt, auch ohne vorgaͤngige Eidesleiſtung, das 
Anführen jedes vernünftigen zutreffenden und glaubhaften Gruns 

des 


k) Elem. 2. de Teftib. Cap. 2. Berlich Concl. pract. 38. 
VUro.83 et 86. Practiſche Erdrter. B.2. Erdrter. 22. 

1) 2.4.6.0rbnung 8b. 2. Tit. 7. F. 2. 3 und 7. Bell. 
H. G. Ord n. Th. 2. Tit.8. F. 1u. 2. und Tit. 9. Calen— 
berg. H.6.Drdn. Tit. 36 und 37. Brem. und Verd. 
H. G. Ordn. Th. 2. Tit. 8. $, ı und Zit. 9. 
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des der verfpäteten Zeugen-Production dahu qualificiret, die Zus 
laffung der AdditionalsZeugen, vor Eröffnung der erften Zeugen» 
BBerhöre, zu bewirken, und der Richter handelt gewiß nicht rechtes 
widrig, wenn er, bey der Beurtheilung der Erheblichkeit der von 
. den Producenten angeführten Gründe, mehr Milde ald Strenge 
eintreten läßt. Die Darſtellung der factifhen Wahrheit ift der 
Zweck jeder Bereisführung. . Alles was zu diefem Zwecke leitet, 
derdienet, in fofern die Mittel nicht offenbar gegen Ordnung und 
Rechtsgang anftogen, Beförderung, und gerade hierauf berus 
bet die den. Beweiſen zugeftandene rechtlihe Beaunftigung — 
favor probationis — und der allgemeine Grundſatz: daß, mit 
Ausnahme einer böslichen Gefährde — dolus — und eines 
hohen Grades der Nachläfjigfeit — ſupina negligentia —, 
fon das Anführen glaubhafter , — leichter Entſchuldi⸗ 
gungsgruͤnde, zu der richterlichen Ueberſehung des gering vers 
fäumten Beweistermins hinreichend ſey m). Selbſt die etwas 
nige Vernachläffigung des ausdrücklichen Geſuchs des Produs 
centen, um die Erteilung der Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand gegen den Ablauf des Beweistermins , leget der Zus 
laffung der Additionalzeugen Feine Schwierigkeit in den Weg, 
wenn übrigens zu Ddiefem Zwecke paßliche Gründe vorhanden 
find. Da mir feif Jus civile ftincte fic dictum, feine Präs 
toren, Feine negotia ftricti juris, feine reftitutionem präe- 
toriam civilem mehr haben; fo ift die ABiedereinfegung in den 
vorigen Stand gegen verfäumte Fatalien, nach dem jegigen 
Rechtsſyſtem, genau genommen, ein uneigentlicher unpaffender 
Ausdruck für das damit bezielte Gefchäff. Die Richter find. 
Feine Wefen, die gefchehene Dinge vernichten, und Die vergans 
gene Zeit zurückrufen koͤnnen; und wenn die Nutur des Ges 


ſchaͤffis, das Verhaͤltniß der ‘Perfonen,. oder Die gemeine N 
Be ahrt 


m) Leyler Spec. 261. Med. 41. Canngieller Dec. Su- 
premi Tribun. Call. T.ı. Dec.29. Nro. 8. 


4 Hh 
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fahrt e8 erfordern, daß Handlungen oder Erfenntniffe für uns 
verbindlich, und die Unterlaffung einer Handlung für unſchaͤd⸗ 
lich erfläret, oder Handlungen widerrufen werden fünnen; oder, 
wenn wegen einer unterlaffenen Handlung noch die Vertheidi⸗ 
gung und das Gehör verftattet werden muß; fo Fommt es, in 
fo fern man die Sache aus Dem eigentlichen Gefichtspunfte, 
und nicht blos nad) der Terminologie der Mechtscompendien, 
betrachtet, Feinestweges auf die Ertheilung einer Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand, im altrömifchen Begriffe des Worts, 
fondern allein auf die Geftattung einer teiteren Nechtsausfühs 
rung an, welche der Richter, wenn fie mit Grunde gefüchet 
wird, auch ohne ein ausdrückliches Reſtitutionsgeſuch, er 
Tann, und zur Vermeidung der, mit der Nachholung dieſer, 
ein leeres Formel betreffenden , Bitte verbundenen mehreren 
re und Koften, billig immer gleich zulaffen 
ollte n). | 

An Sachen Scharnmeber wider Hagelberg, wegen 
Auspfändung , befchwerte ſich eriterer bey dem D.A.Gerichte 
darüber; daß zwei, von Hagelberg, als bemweisführendem 
Theile, nad) Ablauf des Beweis- Termins, jedoch vor Eröff- 
nung der zuerft aufgenommenen Zeugenverhöre, vorgefchlagene 
Additionalzeugen auf das bloße Anführen, daß der Producent 
von den Zeugen vorhin. keine hinlängliche Kenntniß gehabt habe, 
und felbjt ohne ein ausdrückliches Geſuch um die Reftitution 
gegen den Ablauf des Beweis, Termins , zugelaffen wären. 
Das höchfte Tribunal ertheilte aber auf diefe Berufung, am 
5. Zulius 1802, den folgenden, die oben ausgeführten Grund⸗ 

füge bemwährenden, Beſcheid: @ 

na 


n) Mevius P.ı. Decif. 134, nro.5. Xevenar Verfuc fiber 
die Rechtögelahrtheit , Th. ı, Abfchnitt g. Th. 2, Abſchn. 5. 
Th. 3. Hauptft. 1. Gap. 7, und in der Theorie ber Beweife im 
Civilproceß, Seite 186. u W 
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„Da ſowohl der Gebrauch der Leuterung, als der Mars 
„gel der Appellationsfumme, der Appellabilität der Sache ent- 
„gegenſtehet, mithin die Gerichtsbarkeit Unferes O. A. Gerichts 
„nur durch eine Nichtigkeit der Befcheide vom 21. Dec, 1801 
„und 11. Jan. 1802 begründet werden kann, eine Nullität aber 
„keinesweges anzutreffen iſt, indem die Zulaffung der Additionals 
„zeugen, nad) Verlauf der vorgefchriebenen Beweisfriſt, jedoch 
„vor Eröffnung der Zeugenverhöre, Durch die Zelleſche H.G.⸗ 
„Ordnung Th. 2, Tit. 13, $. 2, und die D.A.G.Drdnung, 
„Th. 2. Ti. 8. Sect. 1. $. ı5, dem, durch die jedesmal eins 
„tretenden Umſtaͤnde, zu beftimmenden eichterlichen Ermefien 
müberlaffen wird, und in dem vorliegenden Falle, nach dem 
„ganzen Sadyverhältniffe, dem Imploraten die Production der 
„Zeugen Meyer und Halms billigerweife nicht verfaget wer⸗ 
nden mag ; So findet das angebrachte Gefuch nicht Statt." 


Hh 2 | XLV, 
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XLV. Erörterung. 
Bon dem Zeugniffe der Geſchwiſter. 


Ueber die Zuläffigkeit dee Gefchwilter zum Zeugniß, fuͤr oder 
wider einander, find die Meinungen der Rechtsgelehrten befannts 
lich fehr getheilt. inigeo) halten fie für ganz untüchtige und 
verwerfliche Zeugen; anderep) laffen fie nur unter gewiſſen Eins 
fchränfungen zu. Unſtreitig find Geſchwiſter, wenn fie für 
einander ein Zeugniß ablegen follen , Feine vollgültigen unver⸗ 
dächtigen Zeugen. Die Gefeße felbft nehmen es als Wahrheit 
an, daß ed den meiften Menfchen, welche, vermöge naher Ans 
verwandtſchaft, einen vorzüglichen Grad der Liebe und Zuneis 
gung für einander zu haben pflegen, an gutem Willen fehle, 
die Wahrheit zum Nachtheil derer, Die fie leben, zu fagen, 
und fie verdienen daher in der Regel Beinen volfommnen Glaus 
ben. Aber in keinem Gelege des gemeinen Rechts wird doch 
das Zeugniß der Gefchmifter für einander ausdruͤcklich als vers 
werflih und völlig unzulälfig erflärtq), Es muß aljo 


o) Klaproth im Proceß, 8. 260. Cocceji in jure controv. 
Lib. 22. tit, 5. qu. 7. 
p) J. H. Böhmer in jure eccl. proteft. Tom. ı. Lib. 2. tit. 20. 


$ 19. Ge. Lud, Böhmer princ, jur. can, 6.786. von . 


Zevenar Theorie des Beweiſes, ©. ı 18 ff. 
9) Struben rechtl. Bedenk. Th.ı. B. 133. Leyler Sp. 284. 
m. 23. 
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dem Ermeſſen des Nichters überlaffen bfeiben, nach forgfältiger - ' 
—* der Umſtaͤnde zu beſtimmen, ob Brüder und Schtves 
ern für einander zum Zeugniffe gelaffen werden, und ob fie 
in der Sache, woruͤber fie zeugen follen, viel oder wenig Glaus 
ben verdienen koͤnnen. Das höchfte Tribunal erkannte daher 
am 13, Dct. 1795, in Saden Schode wm. Hoffmann, 
daß der Bruder von dem Zeugniſſe für die Schweſter' nicht 
gaͤnzlich auszufchließen, fondern, mit Vorbehalt der Einreden 
wider deſſen Perſon und Ausſagen, zuzulaſſen fey. 


Ganz verſchieden iſt hiervon der Fall, wenn der Gegner 
ſelbſt, zum Beweiſe feiner Behauptung, Geſchwiſter wider Ges 
ſchwiſter zu Zeugen vorſchlaͤgt. Alsdann ſcheinen ſie, in Hin⸗ 
ſicht des Beweisſuͤhrers, als völlig glaubwuͤrdige Zeugen bes 
trachtet werden zu müflenr) , da derfelbe von ihnen ſelbſt ver⸗ 
muthet, daß fie ihren Zeugeneid erfüllen, die Ruhe ihres Ges 
wiffens achten, und dafjelbe, aus Liebe und Freundfchaft für 
das Intereſſe ihres nächiten Verwandten, durch Behauptung 
einer Unwahrheit, nicht verlegen werden. Erwartet alfo der 
Gegner ſelbſt ein aufrichtiges Zeugniß von ihnen, fo fann aud) 

eder der Richter im Allgemeinen ihre Glaubwürdigkeit ganze 
lich bezweifeln, noch der ‘Bruder oder die Schweſter, gegen 
welche fie als Zeugen vorgeichlagen werden ,. fi) mit ir 
uber 


m. 953. Nur Eltern und Kinder, wenn bie legtern nod in 
der väterlihen Gewalt find, können nad Borfchrift der Gefeße 
fo wenig für ald wider einander zum Zeugniffe gelaffen wer: 
den. a Pufendorf Tom, ı. obl. 15. 

r) Homel Catalog. telt. alphabet. pag.8. Am 15. Jul. 1801 
erkannte auch dad Oberappellationögeridht in ©. Ihr: 
den w. Frifch, pto. Gontracts, daß die Brüder des Implo— 
raten, da fie gegen denſelben ein Zeugniß ablegen follten, aller 
dings für zulaͤſſig zu halten wären, Z- 





246 


über deren Zulaffung beſchweren, wenn Beine beföndern Ums 
ftände dargelegt werden koͤnnen, die fonft ihr Zeugniß über 
haupt verwerflich und unzuläflig machen. 


Ob aber Gefchmwifter, befonders wider einander, zum Zeug: 
niffe gezwungen werden Fonnen ? ift ebenfalls fehr beftrittem. 
Verſchiedene Rechtslehrer s) wollen nur fodann Zwangsmittel 
eintreten laffen, wenn beide ftreitenden Theile ihnen gleich nahe 
verwandt find, oder die Wahrheit nicht anders ausgemittelt 
werden kann. Zwar iſt e8 allezeit bedenklih, Semanden zum 
Zeugniffe zu zwingen, weil dadurch Die Leidenfcharten leicht aufs 
geregt werden, welche eine Verfündigung mwider das achte Ge 
bot wohl veranlaffen Fünnen. In fo fern man aber die Ges 
fchwifter, welche von dem Gegner derfelben felbft vorgeſchlagen 
werden, als vollgültige Zeugen anzufehen hat, dürften fie, mie 
jeder fremde tüchtige Zeuge, fich nicht von der Ablegung eines 
Zeugniffes, der bloßen Derwandfchaft wegen, losfagen, viel 
mehr dazu, befonders alsdann gesungen werden Fünnen, wenn 
fie nicht mehr Glieder einer, Familie find, fondern von einander 
getrennt leben, und nichts von einander zu hoffen und zu fürch» 
ten haben. Die Gefeger), vermöge twelcher nahe Verwaud⸗ 
ten nicht zum Zeugniffe wider einander gezwungen werden fol- 
len, und worauf man jich gewoͤhnlich beziehet u), veden eigent- 
lich nicht von Eivilfachen, fondern von Eriminalfälten, 
und fie verordnen nur, daß die Verwandten in der geraden, 
oder in dem erften Grade der Geitenlinie, ingleichen Schwieger⸗ 
eltern, Stiefeltern und Kinder, Brautleute und ihre Eltern in 
Unterfuchungen über begangene Verbrechen ihrer nächften An- 
gehörigen, nicht zur Zeugenjchaft füllen gezwungen werden koͤn⸗ 

nen. 


8) Hellfeld jurispr. for, 6.1178. 
t) L.4 u. 5. D. de teftibus. 
u) Klaproth a. a. O. $.28ı. Hellfeldl.c. 
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nen x). Verſagen indeß Geſchwiſter ihr Zeugnig wider eins 
ander nicht aus einem bloßen Eigenſinne, ſondern aus guten 
Gründen, z. B. daß ihnen daſſelbe in Abſicht kuͤnftiger Erbs 
fälle nachtheilig, oder aus andern Urſachen ſchaͤdlich ſeyn koͤnne; 
ſo muß aller Zwang hinwegfallen. Denn die Verbindlichkeit 
zur Abgebung eines Zeugniſſes, darf dem Zeugen ſelbſt niemals 
Gefahr oder Schaden zuziehen, und es wuͤrde auch nicht leicht 
von ihm ein aufrichtiges Teſtimonium zu erwarten ſeyn, wenn 
er zu glauben Urſache haͤtte, daß die Ablegung deſſelben ſeinem 
zukuͤnftigen, wenn gleich ungewiſſen, Intereſſe gefährlich oder 
nachtheilig werden koͤnnte. 


x) Heineccius elem, jur, civ. ſec. ord, pandect. $. 141. 


XLVI, 


Ä 


— 


XLVI. Eroͤrterung. 


Ein von dem incompetenten Richter oder Notar aufges 
nommnes ſummariſches Zeugenverhör hat bemeifende 
Kraft, wenn, durch die Schuld des Producten, Die 
förmliche Abhörung der Zeugen vor dem ordentlichen 
Richter verhindert ift, und felbige Dadurch nachher 
für den Producenten verloren gegangen - find, 


Wenn der Beweis durch Zeugen geführt wird, und von rechts 
liher Wuͤrkung ſeyn fol, fo muß alles dasjenige beobachtet 
merden, mas die Gefege und Procefordnungen in Abficht der 
Form, der Production, Vereidung und Abhörung der Zeugen 
vorgeſchrieben haben y)y. Wird dabey etwas verabfäumt, fo 
ift der Beweis felbft mangelhaft, und infonderheit hat ein, von 
einem incompetenten Richter oder von einem Notar, ohne bes 
fondere Sragftücke und ohne Vereidung der Zeugen , aufge 
nommnes fümmarifches Zeugenverhör in der Regel gar Feine 
beweiſende Kraftz). 
Mancherley Hinderniffe Fünnen indeß vorkommen, welche 
den angetretenen Zeugenbeweis einftweilig hemmen , oder ganz 
| vers 


y) Oberappellat.-Geriht3:Orbn. Th. 2. Tit. 8. Nro. 1. 
z) Danz Proc, 5.284. Pract. Erdrter, B. 3. Nro. 55. 


| " 24) 
vereiteln. Jenes Bann 3. DB. gefchehen, wenn die geladenen Zeus 
er in dem Productionstermine nicht erfcheinen, wenn fie vor der 
bhörung aus dem Gerichtöfprengel megziehen, oder fich im ein 
fremdes Land begeben, wenn der Product die Abbörung derfelben 
nicht zulaffen will, und deßhalb Proteftationen oder Mechtsmittel 
einlegt und verfolgt u. f. w. Letzteres tritt infonderheit in dem 
F ein, wenn die Zeugen vor der Abhoͤrung verſterben. Sind 
ie für den Beweisfuͤhrer, vor der ſolennen Vernehmung, durch 
den Tod, oder auf andere nicht zu verbindernde Weiſe, verlohren 
gegangen, fo kann ihm, bey dem Mangel anderer Beweismittel, 
wegen dieſes Zufalls nicht geholfen werden, Zt aber der Produ⸗ 
cent, aus Borfas oder Nachläffigkeit des Producten, feines Zeugen 
beweiſes beraubt worden; alsdann koͤnnen, durch die unerlaubten 
- und mwiderrechtlihen Handlungen des letztern, die Rechte des uns 
ſchuldigen Beweisfuͤhrers nicht verlegt werden. Wenn es daher 
der Product veranlaßt hat, daß die folenne Abhörung des Zeugen, 
Durch den widerrechtlichen Gebrauch feiner ‘Proteftationen und 
Mechtsmittel, oder durch andere nicht zu rechtfertigende Aufzüge 
unterblieben, und durch den, während fülcher Zeit erfolgten Tod 
des Zeugen, deffen förmliche Vernehmung unmöglich gemacht ift; 
fo kann ſich derfelbe, wenn das factum des durch feine Schuld 
entftandenen Zeugenverfuftes erwieſen ift , der Verbindlichkeit 
nicht entziehen, den Producenten zu entfchädigen. 


Schon nad) gemeinen Rechten ift ein jeder, der aus Boys 
faß oder Fahrläffigkeit rider die Gefege und feine Pflichten etwas 
unternommen oder unterlaffen hat, den dadurch angerichteren 
Schaden zu erfegen verbunden a), und es laͤßt fi) auch von einer 
toiderrechtlich entzogenen Zeugenausfage dasjenige völlig analogiſch 
behaupten, was die Geſetze von den Fällen verordnen, da A 


— 


a) $ 3. I. de lege Aquilia. L.5. $.1. D.eod, Weber von ber 
‚ natürl. Verbindlichkeit $. 38. —— 
4 Zi 
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Eid, durch des Gegners Bosheit oder Baar pin Ce nicht abges 
leiſtet und eine Urkunde, weil fie der Gegenthell abhanden gebracht 
hat, nicht vorgelegt werden kann b). Die Art und Weiſe aber, 
wie der Product, Durch deſſen widerrechtliches Verfahren der Derluft 
des Zeugen entftanden ift, dem Producenten eine Entſchaͤdigung 
ju feiften habe ? bat in dem Falle, wenn der Zeuge vor feinem 
Abfterben nur fummarifch, obaleidy unfoͤrmlich und von einem 
incompetenten Richter, vernommen ift, wenig Schwierigkeit. Der 
Product verliehrt feine Finreden, die ihm font gegen die Unfoͤrm⸗ 
lichfeit des Zeugenverhörs zugeitanden haben würden, und ee ift 
fd aufzunehmen, als wäre dabey vollkommen folenn und legal 
verfahren *) Er kann fih den Anfprüchen des Producenten 
nicht anders entzichen, als wenn er entweder die völlige Untüch— 
tigkeit Des Zeugen, oder daß deffen fummarifche Ausfage Feinen 
Beweils enthalte, zu zeigen, oder aber den Gegenbeweis beyzu⸗ 
bringen vermag. Schwieriger wird indeh die Leiſtung einer Ente 
ſchaͤdigung in dem Falle zu beftimmen fenn, wenn der verlohrne 
Zeuge gar nicht abgehört iſt. Vielleicht dürfte aber, nach der Ana⸗ 
logie von zerriffenen,, oder fonft abhanden gebrachten Urkunden c), 
auch hierbey der Product die eidliche Befräftigung des Producens 
ten darüber: daß der verlorne Zeuge ganz zu feinem Vortheile 
ausgefagt und die Artikel beantwortet.haben würde, wenn es zu 
deſſen förmlicher Dernehmung hätte fommen Fünnen, fich gefallen 
laſſen muͤſen. Der Producent kann einen ſolchen Eid ger 
i e 


b) O. A.G.Ordnung Th. 2. Tit. 8. Nro. 2. gır. u. Nro. 3. 
$.ı2. Grolman Theorie des gerichtl. Verfahrens in Rechts⸗ 
flreitigfeiten $. 198. Pract. Erdrter. B. 3. Nro. 20. 


Es iſt daher immer rathſam, wenn ber Product das ſolenne Zeu⸗ 
genverhoͤr aufzuhalten ſucht, beſonders alte Zeugen, ſummariſch 
vernghmen zu laſſen. 


0) S. A.G.Orden. Ih. 2. Tit. z. Nro. 2. h. 11, 
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de credulitate in dem Kalle wohl abfeiften, wenn er, wie ihm 
freiftehet und obliegt 4), jich bey dem Zeugen, ehe er ihn zum Zeugs 
niß vorgefchlagen, erkundigt hat, ob und welche Kenntnig und 
Wiſſenſchaft er von der ftreitigen Sache habe? Das hoͤchſte Tris 
bunal erkannte daher am 23. Dec. 1801. in Sachen Anwaldeg 
des Jagdamtes mw. von Spörken, pto. der Koppeliagd 
auf den Feldmarken Riefte und Stöcken, auf nachſtehende Weiſe: 
Wenn aleich dem Appellaten der Beweis eines 4ojährigen Beſitz⸗ 
ftandes der Mitjagd in den beyden in Frage befüngenen Feldern, 
den Rechten nach, obaelegen; nachdem jedoch bey vorfommenden 
Umſtaͤnden, da der Appellant einzig und allein durch feine anmaßs 
liche und hoͤchſtunbefugte, ben dem, zur Abhörung des als Zeus 
gen vorgeſchlagenen Hofpitaliften IBriede, ernannten Commiſſa⸗ 
rio, Amtichreiber Schulz, eingelegte und noch dazu nachher nicht 
wieder zurücfgenommne Proteftafion, es veranlaßt hat, daß diefer 
Zeuge, wegen feines mittlerweile erfolgten Abſterbens, [olenni 
modo nicht abgehöret worden, und Daber, in Ruͤckſicht diefes blos 
und allen durch fein Verſchulden für Appellaten entftandenen 
- Mangels, Das von demfelben fub Nro. 37. zu den Canzleyacten 
gebrachte Protocoll als ein vollgültiges Zeugenverhör hiermit in 
Eonfideration kommt, in diefem Verhoͤre aber von benannten 
Wriede, den ohnehin nicht der gerinafte Verdacht einer Parteilich“ 
Feit trifft, Sub fide juramenti verjichert iſt, daß appellatifcher 
Seits vor mehr als 40 Fahren die Mitjagd in den Rieſter und 
- Stöcfner Feldmarken ungeftört ererciet tworden, und hieraus, fo 
rei: aus den Ausfagen der übrigen Zeugen, der ad effectum Sup- 
pletorii erforderlich gervefene halbe Beweis hinreichend hervor⸗ 
gehet; diefer ‚halbe Beweis aud) durch dasjenige, was Appellant 
reprobando bengebracht hat, keinesweges elidirt worden: So iff 
Sententia a qua in der Maße zu bejtätigen u. f. w. 


4) O. A.G. O. 3.2. Tit 8. er. ° 
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XLVI. Erörterung. 


Bon der Zuläfligfeit des Verfaffers einer Urkunde 
zum Zeugniß. 


Daß Advocaten, Mandatarien, Notarien, Procuratoren und 
Unterhaͤndler, wenn es auf den Inhalt, die Richtigkeit, Voll⸗ 
kommenheiten oder Fehler einer von ihnen, für ihre Clienten ver⸗ 
faßten Urkunde über ein rechtliches Gefchäfte anlommt, nach Bes 
fchaffenheit der Umftände, als ganz unzuläffige, oder Doc) fehr 
verdächtige Zeugen betrachtet werden muͤſſen, mürde ſchon aus 
der Natur der Sache folgen, wenn es auch an allen gefeglichen ©) 
Beilimmungen darüber ermangelte. Dergleichen Geſchaͤftsmaͤn⸗ 
nern fann und darf es in NRückficht ihrer Ehre, ihres Amtes, 
Rufes, Lobes oder Tadels, nie gleichgültig feyn, ob Die von ihnen 
abgefaßte Urkunde für Acht oder falſch, für gültig, ungültig oder 
fehlerhaft erflärt wird. Auch der redlichfte Mann macht fid) nicht 
ern felbft oͤffentlich Vorwuͤrfe, und bey dem weniger Rechts 

chaffnen dürfte die Wahrheit der zu bejeugenden Sharfache, 
wenn fie mit dem Jutereſſe der Ehre, der Achtung und des — 
Rn 


e) L. fin. D. de teftibus cap. 6. ı2. X. und fin. ibid. in 6. 
Hommel catalog. tell, vocc. advocatus, mandata- 
rius, notarius, procuxator, proxeneta. 
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- in Eolifion geräth, wohl faft immer in Gefahr fen, aufgeopfert 
oder verleuanet zu werden. 


San; anders verhält es fich jedoch, wenn Jemand nicht in 
ſolchen Berhältniffen mit den Parteien ſtehet, ſondern als ein ganz 
unbefangener, unintereffieter Dritter, den Wuͤnſchen der Con⸗ 
trahenten gemäß, eine Urkunde verfaßt hat, und nicht über deren 
Anhalt, oder die Nebenumftände der darin enthaltenen Verabre⸗ 
dungen, fondern lediglich-über die Wahrheit der. Handlung oder 
Begebenheit felbft, 3. B. über die gefchehene eigenhändige Unter 
fchrift der Paciscenten, als Zeuge vorgefchlagen wird ). Ben 
der Bezeugung Diefer Thatſache kommt felbft nicht einmal das 
Intereſſe der Ehre des Verfaſſers der Urkunde in Betrachtung; 
weil er nicht fein * fondern ein fremdes factum befunden 
fol, und die Unterfchrift des von ihm entroorfenen Auffages von 
den Parteien gefchehen oder unterbleiben konnte. In einem fols 
hen Falle ift daher der Verfaffer einer Urkunde als ein claffifcher 
Zeuge zu betrachten 8), wenn feine andern Gründe vorhanden 
find, die defien Glaubwürdigkeit aufheben oder ſchwaͤchen. Das 
höchfte Tribunal bat hiernady im May 1794 in Sachen Ley 
dings w. Heidmüller, und im Jun. 1802 in Sachen Hol 
ftencamp mw. Dardekopf, geurtheilt, 


H Diefer Fall kommt z. €. vor, wenn der Producent die eibliche Ab⸗ 
leugnung ber Urkunde verhindern, oder, nach derfelben, die Richtig: 
keit der Unterfchrift ded Documentd erweifen will. Ober⸗Ap⸗ 
pellat.-Ger.:DOrbn. Th. 2. Tit. 8. Sect. 2. $.5 u. 7. 


g) Brockes in Obfervat. Nro. 108. 
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- 


XLVIL Erörterung. 


Veber Lehusurkunden und deren Edition. 





Welche Urkunden zu den Lehnsdoeumenten gerechnet werden muͤſ⸗ 
fen, iſt von Struben bemerkt h). Sie find, ſowohl in Rücks 
ficht der Materie als des Inhaltes, ein gemeinfchaftliches Eigen» 
thum aller in der Inveſtitur begriffenen Lehnsvettern. Jeder 
Lehnsagnat hat daber die Befuaniß, fie einzufehen und zu benußen, 
wenn gleich) gemöhnfic) die fpecielle Aufficht und Fuͤrſorge der 
Lehnlade, oder des Lehnsarchivs der Familie, dem jedesmaligen Ges 
fehlechtsälteften übertragen zu feyn pflegt. Mit dem Abjterben des 
Lehnsbeſitzers, ohne lehnsfaͤhige Defcendenz, hört aber das Mits 
eigenthum an der Materie der Lehnsurkunden, da fie einen 
Theil des Lehnseigenthums ausmachen, oder doch ein adnexum _ 
deffelben find, gaͤnzlich auf, und die Allodialerben oder Glaͤubi⸗ 
ger des lebten Beſitzers ſind verbunden, fie dem Lehnsfolger voll⸗ 
ſtaͤndig auszuantworten, wenn fie, Kraft des Netentionsrechtes, 
im Befige des Lehns und der Lehnsurkunden geblieben find. Der 
Lehnsfolger bat Jodann auch Die unftreitige Befugniß, von ihnen 
den Editionseid zu fordern, BA 
eber 


h) rechtl. Bedenk. Th. 4. B. 193. M. ſ. aud Galler obferr. 
forenl, c. 5. obl. 11, 
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Ueber die Verbindlichkeit des Lehnsherrn, des Lehnsfolgers, 


oder des, das Familien⸗Lehnsarchiv befisenden, Geſchlechtsaͤlte⸗ 


ſten, die Lehnsurfunden den Allodialerben oder Glaͤubigern zu 
ediren, pflegt aber bey Abfonderungen des Lehns vom Erbe, ſon⸗ 


' 1. dann öfters: gefteitten gu werden, wenn der ſuccedirende 
a 


Lehnsagnaͤt als der beklagte Theil erſcheint, und die Lehnsdocu⸗ 
mente im Beſitze hat. Eine geſetzliche Beſtimmung iſt hierüber 
nicht vorhanden, und der Streit muß alſo aus der Natur und dem 
Vethaͤltniſſe der Sache entſchieden werden i). Die Lehnbriefe, 

ehnsteverfe,  Lehnsdefignationen und. Lehnverträge werden zur 

effimmung der swechfelfeitigen Rechte und VBerbindlichkeiten, 
zwifchen Lehnherrn und Vaſallen, und der lektern unter einander, 
errichtet. Sie betreffen alfo Gegenftände , weshalb der lebte 
Lehnsbefißer mit dem Lehnsherrn und feinen Kehnsfolgern in Vers 
bindung ſtand, und fie find Tedialich in der Abficht verfertigt, um 
als Beweismittel über das, unter den Sfntereffenten zu Stande 
gekommne Geſchaͤft zu dienen. Leberhin enthalten fie häufig Sti⸗ 
pulationen’ zu Gunſten der Allodialerben, und aus den Lehnsurkun⸗ 


den fücht man überhaupt fehr oft ben Lehnsabfonderungen, für 
"die Lehnss oder Allodialqualität einer Sache, eine fpecielle Ders 


muthung herjuleiten, um fich von der Beweislaſt zu befreien. So 


"lange nun das Lehn vom Erbe noch nicht gefchieden ift, ftehen Die 


Altodialerben, oder Gläubiger- det legten Beſitzers, noch immer 
in DBerbindung mit dem Lchneheren oder Lehnfolger; fie find, in 
dieſem Verhaͤltniſſe, unter einander ais Fntereffenten in Hinficht 
der Beweismittel auzufehen, und mithin befugt, zu verlangen, 
dag ihnen die Lehnsdocumente, teil jolche ihre Serechtfame und 
Anſpruͤche mit betreffen, vorgelegt werden. Sie find daher, 
wenn gleich nicht in Abjicht dev Materie, doc) in Rückficht ih & e8 

| Ns 


\ 
ji) Tota doctrina de edendo ex aequitate et arbitrio judicis pen- 
det, Leyler Sp. 452. $.8: 
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Anhaltes, ald gemeinſchaftliche Urkunden X) anzufehen, 
und daraus folgt denn die Unanwendbarkeit der an ſich fchon 
fo fhmwanfenden und willkuͤhrlichen Regel: daß der Beklagte 
jur Edition nicht verbunden fey, von felbft, wenn auch Die 

Nodialerben oder Gläubiger wirklich als Kläger, bey der Abs 
fonderung des Lehns vom Erbe, aufgetreten und dafür erkannt 
find. Das höchfte Tribunal hat nach diefen Grundfägen am 
15. Dec. 1792 in S. von Knigge w. von Knigge, pto. 
famil. heroisc. und am 20. Det. 1802, in S. von Min 
nigerode w. von Minnigerode, pto. [eparat. feudi ab 
allodio, gefprochen, 


k) aPufendorf Tom.4. obl.36. Struben a. a. O. Re- 
ſponſa ICtor. Erford. Tom, ı. Refp. 232 u. 345. 


XLIX. 


.I 


XLIX. Erörterung. 


Eine Darten, welche zum Roftenerfas verurtheilt ift, aber 

aus Unvermögen wicht bezahlen kann, Darf deswegen, 
auf den Zutrag ihres Bed BR Eorgeriich bes 
‚Reale Werden. 





—* 


Die N des — — Zei 9 giebt an fich Feinen- Grund 
nd die: — uch, zu vergleichen. « Befigt Der Sachfaͤllige 
nur etwas im Vermoͤgen, fü muß der Richter, wegen Bey⸗ 
treibung der erkannten Proceßkoſten, auf des Gegners Ver⸗ 
kangen, dag Noͤthlge verfügen und beſtimmen. Aber wenn der 
ſachfaͤllige Theil nun fo durchaus arm und gänzlich unvermds 
end ift, die Koften zu bezahlen, kann alsdann der obfiegende 
hei mit Recht fordern, daß derfelbe, ſtatt des Koftenerfageg, 
Förperlich beftraft wird? Derfchiedene Nechtslehreri), welche 
die Erftattung der: Proce ſten icht als eine Eutſchaͤdigung, 
ſondern ats -Strafe tachten , bejahen diefe Frage in. Bes 
jiehung auf die Nechtsregel: qui non habet in aere, luat in 
corpore: ı rm römifehen: Befesbuche koͤmmt Freilich die Ders 
urtheilung :in Die ee unter der Rubrik: poena ei 
ılı- 

1617 ‚nd Ale i 
y Leyter — bo m. ‚9 | Suntig über bie Brocpten, 

$ 7% | 


4 Kr 
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litigantium vor, und verfchiedene unferer Proceßordnungen m) 
haben ebenfalls die Ueberfhrift : von der Strafe der much» 
willig Streitenden. Allein aus dem bloßen Ausdrucfe „poena“ 
läßt fich nicht folgern, daß darunter eine eigentlihe Strafe, 
ein Strafmittel, zu verfteden iftn). Die römifchen Gefege res 
den auch von einer poena fecundar. nuptiarum , aber noch 
Niemand hat behauptet, daß aber der eigentliche Begriff einer 
Strafe durchgehende anzumenden ſey. Der Natur der Sache 
nach ift die Erſtattung der Proceßkoſten blos eine Entſchaͤdigung, 
die ein Theil von dem, andern fordert. Damit ffimmt auch 
die Borfchrift der Dberappellationggerihhtsordnung o) 
überein, worin es heißt:- Daß dadurch der - obfiegende Theil ſich 
feiner fchmweren Unfoften und Auslagen, : Auch zugezogenen 
Verdruſſes halber, ziemlich erholen möge. Eine eis 
gentliche Strafe, wodurch die Freiheit des Sachfaͤlligen eine 
eit lang befchränft würde, Tann aber für den obfiegenden 
eit Fein Entfchädigungs » und Erholungsmittel feyn, und er 

ift daher nicht befugt, eine Getän — zu fordern, wenn 
von jenem die Proceßkoſten, —* und Unvermoͤgen; 
nicht beygetrieben werden koͤnnen. Der bekannte Satz: qui 
mon habet in aere, luat in corpore, iſt übrigens bey der 
Verguͤtung der roceffoften gar nicht anmendbar; weil er eine 
dictitte Geldbuße, als Strafmittel, vorausfeht, die der in 

ur 


m) Oberappellat.:Ger.:Drbn. Ih. 2: Tit. 13. Zelleſche 
Canzleyordn. Art, 323 Bell. Hofger.- DOrbn, Ti 2, 
Tit. 30. BR ee . 
n) Weber über bie Proceßfoften, $.:3 u. 4. Gönner Hand⸗ 
budy des Procefjies, B. 1. S. 313. Martin Lehrbuch des 
„.., bürgerl. Proceffes, $. 73: 
0) 0.0.0. 8.5. Faft eben fo drüdt fih dieBell.Canyl.:DOrbn. 
a. a. O. daruͤber aus. 


542 es TE 1, ft 
"p) Srolmann Grundfäge ber Griminalrechtämiffenfh. $. 127. 
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durch das Gefängnig oder auf andere Weiſe abzuverdienen 
hat pl. Mit dieſen Grundfägen flimmt auch der Gerichte» 

gebrauch völlig überein, und der Ealenbergifche Senat des Dbers 
‘ appellationsgerichts erkannte am 5. Oct. 1801, in Gacen 
Plunk mw. Heims in pto. injuriarum : Nachdem bey den 
eintretenden und in actis liegenden Umftänden die Jmploratin, 
wenn folche die ihr rechtsfräftig auferlegte Koftenerftattung zu 
befchaffen nicht im -Stande ſeyn follte, deßhalb mit einer Ges 
fängnißftrafe, den Rechten und Procefordnungen nad), keines⸗ 
weges zu belegen ift — fo ftehet Dem Geſuche des Imploran⸗ 

ten nicht zu deferiren. r 


Ganz anders verhält fih aber die Sache, wenn das Gew 
richt felbft die Partey oder deren Rechtsbenftand, wegen Miß- 
brauche der richterlichen Hülfe, in eine Geldbuße übers 
bin verurtheilt. Unſere en) weifen die Richter 
ganz beftimmt an, den Gachfälligen, der wider beffere Ueber⸗ 
zeugung unredlich gefteitten, oder muthwillig Durch ſonſt zulaͤſ⸗ 

-fige Rechtsmittel die Sache verfchleppt und überhaupt die rich» 
terlihe Hülfe widerrechtlich gebraucht hat, al Ehicaneur 
zu behandeln, und an feinem Vermögen, oder auf andere Weife, - 
zu. beftrafen, Iſt in folhen Fälen der muthwillige Streiter, 
deffen Streitluft der Richter durch eine Geldbuße ahnden mußte, 
unvermögend, fie zu bezahlen; alsdann ift der Gas: quinon 
habet in aere, luat in corpore, vollfommen zutreffend r), 


4) O. A.G.Orden. a.a.Dd. und Tit. 14. 920.3. Bell, Ganzl.:! 
und Hofger.:Drdn. a. a. O. 
x) von Buͤlow über die Verfaſſung des Oberappellat.-Gerichts, 
Th. 1. S. 295. 


Kta L. 
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L.: Erörterung. 


Der Gerichtöherr ift nicht immer verbunden, den Schar 
den zu erfegen, welchen fen Beamter bey Ausübung 
der Mechtspflege aus Vorſatz, Unachtfamkeit, Webers 
eilung oder Nachläffigkeit. verurfacht hat. 





Ein jeder Gerichtsherr, es ſey der Negent ſelbſt oder ein Pri⸗ 
vatmann, hat unftreitig die Verbindlichkeit auf fich, die. Richters 
ftellen nur mit ſolchen Männern zu befegen, welchen die Rechts⸗ 
pflege ohne Gefahr anvertrauet werden Fann”), Es ift daher 
die Pflicht des Gerichtsheren , die Beamten» Gerichtshalter⸗ 
und Actuarien » Stellen nur folchen Subjerten zu übertragen, 
welche die ihnen obliegenden obrigkeitlichen und richterlichen Ge⸗ 
ſchaͤffte völlig ausfüllen Fönnen und wollen. - Zu dem Ende ift 
eine gehörige Prüfung ihrer Eigenfchaften und Fähigkeiten er⸗ 
forderlich. Erhalt der Gerichtsherr Dadurd) die Ueberzeugung 
von den nöthigen Mechtsfenntniffen, Fähigkeiten und Eigen» 
fchaften des anzuftelenden Subjects, überträgt er Darauf: dem⸗ 
felben die Ausübung der Gerichtsbarkeit, und laͤßt ihn Sale 
| . Juſtiz⸗ 


*) Ueber Dienſtinſtructionen für die Verwalter der Patrimonial—⸗ 
gerichtöbarkeit f. m. Runde Beytr. zur Erläuter. rechtl. Gegen: 
flände, 8. 2. Pro, ı. 
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zunispfiege beeidigen; fo ift der Beamte als öffentlicher und 
taatediener zu betrachten, und der Gerichtsherr hat feine Ob» 
liegenheiten, bey der Wahl und Beitellung des Auftizbeamten, 
vollfommen erfülts). In das Innere eins angeftellten Rich⸗ 
ters, Oder in die Zufunft mit Gewißheit zu fehen, vermag Nies 
mand, und eben dalyer hat auch der. Landes» oder ne 
BEER für dasjenige, was in der Folge von feinem Juſtiz⸗ 
eamten gefehieher, weder zu haften, noch deſſen, aus Vorſatz, 
Derfehen und Nachläffigkeit, begangene Handlungen zu vers 
tretent). Der Gerichtsherr kann unmdalid) jedes Verſehen und 
Rerfchulden: feines AJuftizbeamten im Voraus verhüten oder ab» 
enden, und es iſt alſo weder ein Rechts» noch Billigkeits⸗ 
rund vorhanden , welcher ihn verpflichten Fönnte, den aus 
orfag oder Verſehen feines Beamten verurfachten Schaden 
auch nur in fubfidium zu erftatten. Aus dem landesherrlichen 
Aufſichts/ und Beftrafungsrechte über die Füftizbeamtenu) * 
eine 





8) Runde a.a.D.$.13: Bifhoff Handb, der teutfchen Ganzleys 
Praris, Ih. 2. 8.87 ff. 
t) Die Patrimontalrihter gehören ebenfalls unter die Dahl 
- ber Staatödiener. Runde teutfch. Privatrecht, $. 706. 
Biſchoff a. a. O. 8.69. Iſt von dem Gerichtsheren bey Ans 
ftellung feines Gerichtshalters oder Actuarius die Vorſchrift ber 
Landesordnung vom T. Aug. 1798, wegen Anfekung ber 
Suftitiarien bey den Patrimonialgerichten ; gehörig befolgt 5; fo 
hat er fir deffen Fehler und Verſehen, die der QJuftitiarius als 
Nichter begehet, nicht zu haften. Beſtellt der Gerichtöherr aber 
für fih allein bie Geridytshalter , und beobachtet er dabey bie 
Vorſchriſt jener Verordnung nicht; alsdann muß er billig für 
- dasjenige haften, was von feinem Juftitiarius gefchehen und. defs 
fen Handlungen vertreten. M. ſ. Gluͤck Erläuterung der Pan: 
decten, $. 208. 


6) Bifchoff 0 O, 75 ſp. 
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feine Verpflichtung zum Schadenserfaß; vielmehr find die Pars 
teyen , welche fi) durch eine richterlihe Handlung und Ders 
fügung verlegt zu feyn glauben, verbunden, ihre Belchwerden 
dem nächften Dberrichter vorzutragen, und um deren Abſtellung 
zu bitten. Nach den Grundfägen des gemeinen Rechts Fann 
auch blos der Richter von der Partey in Anfpruch genommen 
werden, toelcher er aus Vorſatz, grober Fahrläfjigkeit, oder 
nur aus Unachtfamfeit und Uebereilung, in der Verwaltung der 
ihm anvertraueten uftizpflege, einen Schaden zugefügt hat x). 


Indeß giebt es doch allerdings File, mo der Gerichts, 
berr fubfidiarifch verbunden ift, den Schaden zu erftatten, wel⸗ 
hen fein Zuftizbeamter veranlaßt hat. Inſonderheit tritt diefe 
RBerbindlichkeit ein, wenn 

erftlich der Gerichtsherr, oder das deflen Stelle vertre⸗ 
tende Collegium, gleich anfangs und ohne genugfame Prüfung 
einem unfähigen untauglichen Manne ein Richteramt anvertrauet; 
oder wenn er ihm daffelbe, bey kundgewordener Untüchtigkeit, 
dennoch ferner läßt; oder endlid gar das Verſehen und die 
Berfhuldung des Richters gut heißt und billigt. In allen dies 
fen Fällen hat ſich der Gerichtsherr felbft einer Nachlaͤſſigkeit 
fehuldig gemacht ; er iſt gewilfermaßen felbft Theilnehmer an 
dem PDerfehen, der Fahrläffigkeit oder Unwiſſenheit feines Bes 
amten, und daher unftreitig verpflichtet, den veranlaßten Scha- 
den feines, nicht zahlungsfähigen, Zuftizbedienten der Partey 
zu erfegeny). Berner iſt 

ü weis 


x) L. 15. 5. 1. D. de judiciis. L. 6. D. de extraord. cogoit. We: 
ber von der natlırl. Verbindlichkeit, 6. ı2. Pufendorf de 
culpa P.7. c.2.$.6. Strube rechtl. Bedenk. Th. 2. Nro. 124. 
u. Th.5. Nro. 123. | 

y) Stryk de obligatione principis ex facto miniftri cap. 3. 
nıo. 74 feyg. Kre[f de jure officiorum et offhicialium 
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zweitens der Gerichteherr fehuldia , für die von feinem 
Beamten untetgefchiagenen, verariffenen und veruntreueten Des 
pofitengelder in fubfidium zu haften. Die Aufbewahrung 
der gerichtlichen Depofiten ift nicht weſentlich, fondern bios zus 
faͤllig, mit dem Öffentlichen Richteramte verbunden , und die 
deponirte Sache braucht an fid) nicht gerade im Gerichte ſelbſt 
aufbewahrt. zu werdena). Ben der Depofition feßt man aber 
fein ganzes Vertrauen nicht allein auf den Richter , fondern 
vorzüglidy auf den Landes, und Gerichtsherrn b). Dieſem liegt 
Die fpecielle Aufficht über das Depofitenmwefen ob; er fann die 
Untreue des Beamten durch gehörig anzuftelende Pifitationen 
verhüten, und ſich von demfelben, für Die Sicherheit der Des 
pofitengelder , Caution beftelen taflen ; er erläßt die Verord⸗ 
nungen über das Depofitenmwefen, beziehet die vacanten Depo⸗ 
fita und hin und mieder auch die Depofiriondgebühren. - Aus 
allen diefen Rückfichten kann ſich Daher der Landes, und Ges 
richtsherr der Derbindlichkeit nicht entziehen , die von feinem, 
nicht zablungsfähigen, Beamten vergriffenen oder untergefchlas 
genen Depofitengelder zu erftatten.- 


Ein ganz anderer Tal it es aber, wenn der Richter Die 


Depofitengelder nicht untergefehlagen oder vergriffen, Pe 
- 4. J 


p- 93. von der Becke von Staatsaͤmtern und Staatsdienern. 
©. 173. 

2) Strube rechtl. Bedenk. Th.2. 3.85. Overbecks Mebi: * 
tationen für Rechtögelehrte, B.7. 8.240. 

a) Depofitenorbnung v. J. 1737, $. 1. BRepertorium 
bes gefammten pofitiven Rechts, voc. Depofition, $.7. 

b) Nach der Depofitenorbnung v.9. 1737 $.15 und bem 
Cammerausfhreiben vom 15.0ct.1767, ftehet dad Amt: 
bepofitenwefen ber Königl. Aemter unter der befondern Auf: 
fiht de8 Cammercollegii. 
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3. B. an einen nicht gehörig legitimirten oder jüngern Gläubiger, 
* im Concurſe nicht zur Hebung kommen Eonnte, oder nur an 
einen Miterben, ohne Caution und Vollmacht der übrigen Erben 
u. ſ. w. ausgezahlt hat c). In diefen und ahnlichen Fallen fin» 
det gar Erin Regreß wider den Gerichtsherrn Statt da ders 
felbe Die Verabfolgung des depofiti weder. verfagen, noch. uns 
terfuchen Fonnte, ob jie auch mit der gehörigen Vorſicht geſche⸗ 
ben ſey. Der Rıchter felbit handelt in ſolchen Fällen nicht ais 
Deppfitar treulosd), fondern es Fann ıhm blos als ichs 
ter eine Nachläfjigkeit und Mungel an pflihtmäßiger Sorafalt 
vorgeworfen werden , welche aber der Gerichtohert weder zu ver⸗ 
antworten, noch zu vertreten nöthig bat. Dieſem gemäs iſt 
auc vom höchften Tribunale am r2., November 1801 gefpro« 
chen, in Sachen Morifie m. von Bremen, als — 
tar. Rudorffſchet Glaͤubiger. 


ec) M. vergleiche veaei. — —— B. 3: Ko, 97. 
d) Gönner jurift. Abhandl. Th.2. Nro. 44: 


Er; 


J G Kur f 


ran. pe Erdrterung 

Ob ein Gexichtshalter in derfelben Suche, worin er als 
» Richter ein Erkenntniß abgegeben bat, in den boͤ— 
bern Inſtanzen dem Appellaten als" Advocat bedient 
ſeyn kann? . | — 





Eins durchaus. unparteiifchen Rechtspflege wuͤrde es zuwider 
feyn, wenn Jemand in einer Suche, worin er. dem einen oder. 
andern Theile, vor. Ucbernahme des Nichteramtes, als Advocat 
bedient. gewelen ift, das Erkenntniß fällen dürfte. Im allgemeis 
nen müßte man die völlige Unbefangenheit eines ſolchen Richters ° 
bezweifeln und wenigſtens beforgen, daß er nad) feiner vorgrfaßs 
ten Meinung das Urtheil fprechen werde. Wenn alſo auch) die 
pofitiven Gelege e) über diefen Fall nichts enthielten, fo Eönnte 
doch, fhon aus den angeführten Ruͤckſichten, keinem Getichts⸗ 
halter es geftattet. werden, in der Sache ein Urtheil zu fprechen, 
worin er, vor der Annahme des Juſtiziariats, der einen oder der 
andern Partey als Advocat gedient hat, 


Ganz verfchieden ift jedoch hiervon der Gall, wenn ein Ge 
richtöverwalter zur Vertheidigung des von ihm in der erften In⸗ 
ftanz gefprochenen Urtheils, dem Appellaten in den — In⸗ 
anzen 


e) L. 17. D. jurisdict. L. 14 C. de aſſeſſor. Klaproth Einlei⸗ 
tung in den ordentlichen Proceß, $. 72. 
ML | 
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ftangen dient. Verſchiedene Rechtsgelehrten wollen diefes bedenk⸗ 
lich finden, und aus dem Grunde nicht geftatten, weil der Ges 
richtsverwalter, wenn die Acten remittiret würden, Richter und 
Advocat zugleichgervefen wäref). Aber diefer Grund greift nicht 
durch, da dem Unterrichter in den höhern Anftanzen überall feine 
Eognition und Entfcheidung zuſtehet. Sein Urtheil wird entwe⸗ 
der vom Dberrichter beftätigt oder abgeändert. . Iſt jenes der 
all, fo kann er nicht weiter aus Borliebe für feine Meinung 
prechen, weil fie aud) die rechtliche Meinung des Richters der 
hoͤhern Inſtanzen war; ift aber diefes, alsdann hat er, wenn die 
Acten zurückgehen, nicht feine Sentenz, fondern das Erkenntniß 
des Dberrichters zu befolgen und zu vollſtrecken. Es behaupten 
daher die meiften practifchen Rechtsgelehrten 8), daß es dem Rich» 
ter der unterjten Inſtanz erlaubt ſey, dem Appellaten in Den hoͤ⸗ 
bern Yaftanzen ale Advocat zu dienen; und die Zellefche Juͤſtiz⸗ 
canzlen ermog foldhes in Sachen Grote g. Verfe, pto. 
Sterbehabers, in welcher Rechtsſache der Groteſche Gerichtshal⸗ 
ter zu Schnega zur Vertheidigung ſeines Urtheils in der Appella⸗ 
tionsinſtanz patrocinirte. 


* 
D) L.6. C. de poftulando. Klaproth a. a. O. 
g) Gluͤck im Commentar 8. 364. | 


— 


Lu. 


LI. Erörterung. 


Erfenntniffe, welche, ein unbeeidigter "Berichtsverwalter 
- abgegeben hat, find in der Regel null und nichtig. 


Nicht blos die gemeinen Nechte, ſondern auch unfere Landesge⸗ 
feße, machen es den Gerichtsherten zur befondern Pflicht, die Ge⸗ 
richtshalter⸗ und Aituarien» Stellen nur mit ſolchen Subjecten zu 
befegen, welche wegen ihrer Gier race und ihres Lebens» 
mandels fähig find, den ihnen obliegenden obrigkeitlichen Geſchaͤf⸗ 
ten mit Mugen vorzuftehen bh). Iſt der Gerichtsherr bey der 
. Wahl nicht vorfichtig zu Werke gegangen, fo fest fich derfelbe 
nicht blos. Verantwortungen aus, fondern er hat auch für die 
nadhtheiligen Handlungen feims unfähigen Gerichtshalters am . 
Ende feloft zu haften H. ! 

| EIER tIi2 Seder 


N 

b) Verordnung vom ı. Aug. 1798 , bie Anfegung ber Juſtitia— 
rien betr. In derfelben wird nicht beflimmt, daß das Subject, 
worauf die Wahl fält, drei Jahre die Rechte ftudirt haben 
muß, und es läßt fi) daher die Verordnung vom 20. Sept. 1771, _ 

wonach das triennfum academicum beobachtet werden fol, um fo 

- weniger auf die Juſtitiarienſtellen ausdehnen, als das Iegtere Geſetz 
nicht mit Zuziehung der Stände gegeben und auf folche Bebienuns 
gen eingejchränft ift, welde von der Nomination bed Landesheren 

- abhängen. 

i) Eihmann Erklärungen des bürgerl. Rechts, Th. 4. ©. 376. 
Green de obligatione domini jurisdict. ad praeltanda facta 
Actuarii. Lipf. 1790. 


« 


En = 
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Reber Patrimonialrichter muß bey dem Antritte des Diens 
ftes auf fein Richteramt und auf die Führung der Protocolle, als 
Actuarius, förmlich beeidigt feyn k). Iſt die eidliche Verpflich⸗ 
tung deſſe lben unterbiteben, fo bleibe alles, was er als Richter 
unternommen bat, durch ſich felbft null und nichtig. Auf diefen, 
aus der Unfähigkeit eines Richters, enrftchenden Mangel, hat der 
Dberrichter von Amtswegen zu feben, und.er kann das. ganze 
Verfahren des unbeeidigten Patrimonialrichters als michtia taſſi⸗ 
ren, oder den Parteyen die FRiedereinf gung ın den vorigen Stand 
gegen dergleichen nichtige Verhandlungen und Erkenntniſſe ers 
theilen. 
Fine Ausnahme tritt aber alsdann ein, wenn der unbeeldigte 
Juſtitiarius beftändig von Jedermann flır den ordentlich beftellten 
Rıchter ift gehalten worden. . In einem folchen Falle erfordert es 
das gemeine Befte, die gerichtlihen Handlungen und Erkennt 
niſſe deflelben gelten zu laſſen; weil fonft viele Streitigkeiten von 
"neuem wirder in Gang gebracht werden Fünnten, wobey fich die 
Parteien längft berubigt hatten. Die Geſetze 1) wollen daher; 
daß die von einem vermeintlichen Richter gefällten Ur⸗ 
thetle bey Kräften bkeiben follen. Es verftehet ſich indeß von ſelbſt, 
daß Diefes nicht von folchen Erkenntniffen gelten kann, welche 
contra jus im thefi anftoßen, oder aus einem befondern Grunde 
keine Rechtskraft zulaffen m). 


1) Verordnung vom 1.Aug. 1798. L. 14. pr. C, de judicis, 
und Antb. hodie jurant eod. i 
3) Der Praetor putativus, Barbarius Philippus, gab hierzu 
Veranlaſſung. L. 3. D. de Oſſicio Practorum. Stryk in ulſa 
moderno Lib. ı. Tit. 14. 5. 3. 


m) Kiaproth im Proceſſe $. 348. 
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LIII. Exoͤrterung. | 
Sorfigrund, Sorfterweiterung, Anflug. 


— 





Unter dem Forſtgrunde verſtehet man gewoͤhnlich den Theil 
des Grund und Bodens, der entweder durch die Natur ſelbſt, 
oder durch kuͤnſtliche Bearbeitung, ehedem oder gegenwaͤrtig, mit 
Holz, von welcher Art es ſey, beſetzt geweſen, oder es noch iſt. 
Als Gegenſatz kommen alle diejenigen Theile des Grundeigenthums 
in Betrachtung, welche zu andern Zwecken beftimmt find, z. B. 
zu Ackerland, Wieſen, Gärten, Weide, Torfitich u. ſ. w. n). 


‚ Um zu beſtimmen, worin eigentlich wahre Erweiterungen 
des Forſtgrundes beftchen, muß man diejenigen Gehölze, 
welche beftimmte Grenzen baden, von denen unterfcheiden, welche 
mit feinen beftimmten Grenzen verfehen, mithin bisher unbegrenzt 
geblieben find. . Bey den erftern iſt alles Dasjenige für eine Ers 
-weiterung des Forftarundes zu halten, was über.die vorgezeich⸗ 
neten Grenzen hinausgehet; bey den letztern kann man hingegen 
nurdas als eine wahre Forſterweiterung anfehen, was fo neuers 
lich angeflogen, oder durch Cultur zum Gehölze eingerichtet if, 
daß der almälige Anfiug oder die gemachte Anlage, ihrem Ans 
fange nach, erwicfen werden koͤnnen. 

Wenn 


n) Oeconomia foren[is Tom. 8. $. 1100 ff. 


* 
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Wenn, imfonderheit ben Nadelgehoͤlzen, dadurch, daß der 
Saamen am Saume oder Nande des Gehölzes duch den Wind 
ausgeftreuet und der Umfang des Gehoͤlzes dadurch nad) und nach 
vergrößert- wird, Tannen oder Fuhren auftwachlen; fo pflegt mar 
diefen jungen Aufihlag den Amfiug zu nennen. Dabey wird 
nun oͤfters über die Feage geftritten: wem folcher Anfıng zuge 
hört? ft derfelbe auf dem unftreitigen privativen Grund und 
Boden eines Privatmannes oder einer Commune aufgefchlagen; 
fo gehört der Anflug ohne Zweifel dem Eigenthümer des Gruud 
und Bodens, tworauf er befindlich ift, allein zu, ohne alle Rück, 
fiht auf die umliegenden Forſten. Zt hingegen der Anflug in 
der Haide, unmittelbar an den alten. herefchaftlichen Holzungen, 
oder in einiger Entfernung von denfelben aufgeſchlagen; alsdann 
ift derfelbe der Landesderrfchaft zuzufßtechen, und er muß den 
Amtshölzungen — werden 0). Zwar kann die Landes⸗ 
herrſchaft das Eigenthum des in der Haide aufgeſchlagenen Hol⸗ 
zes, weder aus dem Grunde einer Forſtherrſchaft über Die benach⸗ 
barten Gehölze, noch daher behauptet: meil die Haiden, wenn 
fie nicht urſpruͤnglich Forſtgrund oder, was einerley iſt, erweislich 
ein Theil der alten Holzungen geweſen find, jedesmal im Zweifel 
für Forftgeund zu achten wären. Der wahre Grund dazu liegt 
vielmehr darin, daß die, von Feinem privato occupirten, Haid⸗ 
difteicte fich in dem Eigenthume des Landesherrn befinden p). 


0) Forſtordnung v. J. 1665. 8.63. in sorp. Conſt. Lu- 
neb. cap. 8. p. 17. 


p) pratt. Erörrerungen B.2. Nro.27. Jacobi Beſchaͤfti— 
gungen mit Gemeinheitstheilungs« Materien, Nro. 5. 


LIY. 


N EIV. Erörterung. 
Bon Forſtdienſten. 





Diejenigen Dienſtleiſtungen, welche die Unterthanen zur Cultut 
oder Benutzung gewiſſer Gehölze zu keiften verpflichtet find, wer⸗ 
den Sorftdienfte genannt. Sie können, wie andere Frohn⸗ 
dienfte, Hands oder Spammdienfte, gemeflene oder ungemeflene 
feyn, und fie haben überhaupt mit den übrigen Bauerndienften 
einerley Grund. Was nady dem Dienftcontracte oder dem 
Herkommen *) mit Sicherheit angenommen werden fann, giebt 
die naͤchſte Entfcheidungsquelle bey ensitandenen Streitigkeiten 
über die Forftdienftpflicht. Hierbey verdient die Frage aufgemors 
- fen und erörtert zu werden: Ob und in wie weit geftändige uns 
gemeffene g) Forftdienfte, wenn der Forfigrund erweilert if, 


auch mit auf den Zuwachs der Sorften zu erfirecken find? F 
erſtlich 


*) Die Amt Sordnung v. J. 1674. $. 24. ſagt ausdrüuͤcklich: 
daß die Beamten, in Beſtellung der Dienſte, dem unſtreitigen 
Herkommen folgen und dahin ſehen ſollen, daß die Unterthanen 
wider Recht und Billigkeit nicht beſchweret werden. 


M Unter den ungemeſſenen Dienſten überhaupt, und fo auch 
unter den ungemefjenen Forftdienften, hat man fich aber Feine 
foihe zu denken, deren Gebrauch durchgehends nach der bloßen ° 
Willkühr des Dienfiheren zu beftinmen, und davon er abs 

| j haͤngig 
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erſtlich die Rede von Fünftlicher Erweiterung des Forſt⸗ 
grundes, durch neue Anlagen von Schonungen und Beſaamun— 
gen, fo kann ſelbſt die ungemeſſene Forſtdienſtpflicht in der Regel 
nicht darauf erſtreckt werden. Die ungemeſſenen Frohndienſte 
find entweder aus einem Vertrage, oder aus einem langjährigen 
Defige, aus der Verjährung berzuleiten. In jenem Falle iſt die 
Fünftige Erfchwerung, der Dienfte, durch Vergrößerung des 
Forſtgrundes, ad imcogitata des Dienfimannes zu rechnen; 
weil man nicht annehmen kann, Daß er fich auch dazu hat ver- 
bindfich machen wollen; wenigftens hätte der Dienjtherr deutlicher 
teden füllen und müjfen. In dem andern Falle muß die Regel 
eintreten: tantum praefcriptum, quantum poflef[um. In 
jedem befondern Falle liegt Daher dem Dienftheren der Beweis ob, 
daß die Dienfte an dein vergrößerten oder erweiterten fundo do- 
minanti, vermdge ausdrücklicher Verabredung geleiftet — | 
Be muͤſſen, 


haͤngig ſey. Sie muͤſſen, wie jede andere Verpflichtung, ihre 
Grenzen haben. Runde teutfch. Privatrecht $.500. Danz 
Handb. $. 500. Sind die Dienfie blos in Küdficht der Quan— 
tität, an Zeit, Zahl und Ort, ungemeffen, fo find fie ed darum 
nicht unbedingt auch im Abficht der Aualıtät. Kind quaelt, 
forenfes «Tom. ı. p.275:. Wenn daher die Dienftpflichtigen, ver:* 
möge Vertrages oder rechtögliltigen Herkommens, nur zu einer ge: 
wifien Gattung ungemeffener Forftdienfte, z. B. zu Spann: 
dienften verbunden, gewefen find; fo kann fie der Forfiherr, wenn 
ihm diefelben, wegen veninderter Forflcultur, etwa unnüb werden, 
‚acht einſeitig in Haudbienfte umändern, oder nun Iegtere, aus dem 
Grunde einer ungemeffenen -Dienftpflidt, fordern; 
weil fodann nit vonder alten und ſchuldigen, ſondern von einer 
gauz neuen Gattung des Horfidienftes die Rebe if. Hiernach if 
auch vom hoͤchſten Tribunale am 20. Jun. 1801 gefprochen, in 
Sachen Anwaldes des Forſtamts Gifhorn w. die Eingefejjenen 
zu Nöttgersbhetsel, pto. Dienfte. Na ar 


— — — — 
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müſſen, oder vvn den Dienftpfichtien binnen rechtevetãhrte 
Zeit, abgelifte find n): eh aber ! | chttverj * 


zweitens die Erweiterung dee Fofſterundes bios von 1 die 
Natır ſelbſt am zwar dadurch gefchirhet , daß der Saamen 
durch Da 2 Vind ausgeftteuet; "und mithin das Gchühe, durch 
bh u, n und nach an ift ; fo wird die Eurfcheis 
der —— Frage zweifelhafter. Daß die ungemeffene 
Dienfpfich fidy auf das incrementum latens fundi domi- 
nantis per alluvionem’ mit erſtreckt, hat keinen Zweifel. Ein 
ſolcher Anwachs und Anſeg wird in den Geſetzen durchgehends 
als ein’ von dem auf die Art vergrößerten fundo, gar nicht 
ubgefonderter Theil, fondern als ein pars integrans fundi do- 
mitiantis angtſchen, 4.8. ben der Waſſetleitungsgerechtigkeit o). 
Koͤnnte man alſo dre Vergrößerung eines Gehoͤlzes, Durch der» 
gleichen natuͤrlichen Zuwachs und Anflug, nad) den, von Allu⸗ 
vionen geltenden, Grundfägen beurtheilen, fo, würde auch dar⸗ 
auf die ungemrijene Dienftpfliht. mit erſtreckt werden mufen, 
wen der A nwachs eben dieſelden Rechte hat, welche dem kundo 
ſelbſt zu so ndeß * — von einem Zuwachſe durch Al⸗ 
[union al nieht auf d — Peratößerunig eines Gchötzes dutch 
Die Verwehung des Saamens ſchließen. Dadurch wird der 
Grund and Boden, wie bey der Alluvion geſchiehet, nicht nach 
und nach unmerkbar angeſetzt. Der Grund und Boden war 
ſchon vor dem Anfluge vorhauden; die Oberflaͤche deſſelben be⸗ 
kommt blos dadurch eine veränderte Geitglt, indem da ‚mo 
vorhin nur Pet euren Da u.ſ. w. war, jeßt unge Bäume on 
thlagen ſi aber. der Platz, wo durch natürli 
faamung Je ei. wait, nicht felbft Forſtgtund 


* ‚nm aPufe ep, = Oblrer.'d7 
85 L.3,, Ba A N‘ ‚de J Pu — weh te de Ubertate a 
Servitut, gi Aion, $ 
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ſo kann er es durch den bloßen Anflug nicht werden; vielmehr 
behält ein ſolcher Ort dieſelben activen und paſſiven Rechte, 
welche demſelben vor der erfolgten natürlichen Beſaamung ans 
Flebten. Hieraus folgt aber von felbit, daß die, bey dem als 
ten Forftgrunde hergebrachte , ungemefiene Forftdienftpflicht, auf 
ſolche Ermeiterungen und Vergrößerung der Gehölze Durch Ans - 
flug, fo lange nicht erſtreckt werden darf, bis der Dienkberr 
erwiefen hat, daß auch dabey die Forftdienfte binnen rechts⸗ 
verjährter Zeit geleiftet find, oder vertragsmäßig geleitet wer⸗ 
den müffen. Nach diefen Grundfägen erkannte die Zelleiche 
Juſtizcanzley am 23. May 1789 , in Gachen der herrfchaftl. 
Gutsieute in der Amtsvoigtey Hermannsburg mw. den Ans 
wald der gedachten Amtsvoigtey, megen Foritermeiterung : 
„Weil, in Abficht des erften Klagpunctes, der Amploranten 
Verpflichtung zu ungemeffenen Forftdienften blos auf den ‚alten 
Forſtgrund einzufchränfen iſt, "und Daher, daß die auf einem, 
vorhin nicht zu ſolchem gerechneten, der Landesherrſchaft eigens 
thümlich zuftehenden, nahe an die Forften ſtoßenden, oder wei⸗ 
ter davon. entfernten, Grund und Boden durch Anflug oder 
Eultur ‚aufiwachfenden Bäume, dem, Eigenthume des - Bodens 
folgen, auf eine Erweiterung dee: Dienſtpflicht der Imploran⸗ 
ten, Behuf folcher neuen Gehölze, Fein Schluß geleitet werden 
mag; mithin Diefelben, bey des Amploraten Ableugnung einer 
Dienfterfhtverung Durch Forſterweiterung, zu dem anerbotchen 
Derveife durch den Augenfchein , die Vergleichung des jegigen 
Zuftandes ‚mit den ältern Sorftbefchreibungen und Zeugentühe 
tung, vor einer. zu ſolchem Zwecke erbetenen Commiflion, d 
bin billig zuzulaffen, daß fie rechtlicher Gebühr daschun.: 
bey denen ‚Sorfttevieren, dabey fie beftimmte Grenzen exwei 

zu machen vermögen, das Gehölze ſich jest über foldhe hinaus 
erftrecke; bey Denen aber, welche nicht beftimmt begrenzt find, 


der von Imploranten für eine. Erweiterung qusgegebene Anflu 
auf einem Plage Sn, welcher feit Mena Aa ar 
ein nicht mit Dolz bewachſener Haideort geweſen, daß Daher, 
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wenn AImplorat fich wegen eines vorzufchlagenden Mitcommife- 
ſarii und des, in Anſehung der vorgeblichen Forſterweiterung, 
oder einer ſeit deren Entftehung dabey rechtlicher Gebühr her⸗ 
gebrachten Dienftpflicht Der Amploranten, zu führenden Gegen» 
beweiſes binnen einer Praͤjudicialfriſt von 6 Wochen erflärt has 
ben wird, wegen Anordnung der Commiljion fernere rechrliche 
Verfſuͤgung und darauf weiter mas Recht ergehen ſolle.“ — 
Diefes Erkenntniß ift darauf in der Appellationsinitanz; vom 
böchiten Tribunale, mittelft Urtheils vom 20. Dec. 1794, le⸗ 
diglich beftätige worden. Ä Ä 








LV. Erörterung. 


Ob die Anzahl des Viehes, welches auf die gemeine 

. Dorfsweide getrieben werden darf, im Fürftenthum 
Lüneburg lediglich nach dem Fuße der Landcontribu⸗ 
tion zu beftimmen fey ? 


wi. 


Es if eine fehr — Behauptung, daß die Zahl des, von 
den verſchiedenen Dorfseingeſeſſenen ‚zu haltenden, Viehes, wel⸗ 
ches ſie als Intereſſenten auf die gemeine Hut und Weide trei⸗ 
ben, nach dem Landcontributiongfuße beſtimmt werden 
muͤſſe, und daß jedes andere Verhaͤltniß landesverfaſſungs, und 
obſervanzwidrig, mithin als ein eingeſchlichener Mißbrauch zu 
verwerfen ſey. Eine genauere Erwaͤgung der Sache ergiedt in⸗ 

deß, daß dieſer Grundſatz der — und D an 
- m2 . ⸗ 


— 
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durchaus nicht gemäs , vielmehr den Landesgefegeh und dem 
Herkommen entgegen iſt. A Eee Fi) Ep 21 oa 2 su it 


Alle Fandesverordnungen, ‘welche regen der Viehcontri⸗ 
bution und des Viehſchatzes ergangen. find, eigen es, Daß der’ 
Diehbeftand der Dorfseinmwohnen und: Gemeindeglieder nicht 
nach dem Fuße der Landeontribution hat beftimme werden fol- 
kr. An der Berordnunat' vom 10, Jun. 1687 8. 6, iſt 
für jedes Amt und Dorf, wegen der jährlich ſich veraͤndern⸗ 
den Anzahl des Viehes, eine gewiſſe, alle Jahr ‚unveränderlich 
zu verftenernde, Summe beftimmt und zugleich feitgefegt: daß 
folhe im Amte und in jedem Dorfe von den Einwohnern uns 
ter-fich wiederum fubrepartirt werden ſollte · Diefe Subrepar⸗ 
tition ſoll aber nicht nach dem Fuße der Contribution von 
Laͤndereyen und Wieſen, ſondern danach: wie viel jeder 
Dorfseingefeffene wirklich an Viehe hat, eingerich—⸗ 
tet werden. Waͤre es nun blos erlaubt worden, nur eine ge⸗ 
wiſſe Viehzahl, nach dem Fuße der Landcontribution, zu hal 
ten‘, fo wuͤrde die jährliche Veränderung des: Viehſtapels auf 
Die Erlegung des, unveränderlich. feſtgeſetzten Biehfchagquanti 
nicht den geringiten, Einfluß gehabt.haben. Noch beftimniter 
. ergiebt aber das allgemeine Ausfchreibenu) vom 20. Dec. 
3687, daß das Verhaͤltniß des zu Haltenden Viehes nicht nad) 
dem Fuße der Landcontribution, oder nach der Quantität 
Des zu jedem Hofe gehörenden Landes, hat abgemefs 
fen werden follen; weit fonft die Frage: wie es zu halten, wenig 
"einem Dorfe ein höheres Viehquantum zugefchrieben worden,‘ 
als es wirklich an Viehe dar? wohl nicht fualich' hätte entſte⸗ 
ben; am weniaſten aber dahin entſchieden werden koͤnnen, daß 
das fehlende Quantum auf Alles im Dorfe vorhandene: ieh 

hr ne , 7 one cnB 
8) in’ corp. Conft. Luneb. öip. 6 
a) ibidem cap. 6. p. 25. (ih 
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zu cepärtiren · ſey Dem haͤtte man blos auf der Eontribus 
tionsfuß ſehen wollen, fo wuͤrde der Beytrag weder ungewiß 
geworden, nmoch dem guten Hauswirthe, der fo viel Vieh hat, 
als er: nach Dan: Contributionsfuße halten. dürfte, mit Billig⸗ 
keit anzumuthen geweſen ſeyn, für den ſchlechten, weniger Dich 
haltenden / Hauswirth zu bezahlen; vielmehr haͤtte der letztere 
dasjenige ſelbſt zuſchießen muͤſſen, was ihm at dem, nach dem 
Landcontributionsſuße zu haktenden, Viehe ermangelte. Man 
bat alſo wohl uͤberall nicht die Abſicht gehabt, Jemanden an 
ein, gewiſſes Viehquantum zu binden, im Gegentheil Die Ders 
mehrung des Viehſtapels x) zu befoͤrdern geſucht, und uͤberhaupt 
die Viehcontribution und den Viehſchatz nicht als eine Land⸗ 
und Grundfteuer, fondern als eine Gemwerbefteuer 
betrachtet, und nad) der legtern das fehlende Viehfchagquantum 
auf alles mirklih vorhandene Vieh zu repartiren verordnet. 
Die Regulirung der aemeinen Weidebenutzung, nad) dem Fuße 
der Landeontribution , ift Daher weder den bisherigen Landes⸗ 
gefegen, noch dem Landesherkommen gemäss. Nach den Grund⸗ 
fügen des gemeinen Rechts befindet fich aber die gemeine Beide 
im Eigenthume der ganzen Univerfitas,, und die einzelnen Ges 
meindeglieder find nicht pro rata Eigenthuͤmer derfelbeny). Ders 
- möge des allen Gemeindegkiedern zujtehenden Benutzungsrechtes 
bat jeder einzelne Snterefient die Befugniß , fein Vich auf die 
gemeine Weide zu treiben, und feinen Viehſtapel in fo weit zu 
vermehren, als den übrigen Miteingefeffenen das 
durch Fein Nachtheil zugefügt wird, Nur alsdann, 
wenn durch die Vergrößerung des Viehbeſtandes einzelner Ger 
meindeglieder die gemeine Dorfs⸗ oder Stadimride übertrieben, 
und dadurch dem Viehe, welches die andern — 

ehu 


x») Verordn. vom To. Sun. 1687. $. 6. 

y) Runde Beyträge zur Erläuterung rechtl. Gegenftände, B. r. 
Nro. 1... ıım 12. 
r 
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Behuf ihrer Beduͤrfniſſe, bisher rechtsguͤltig gehalten haben, 
die nöthige Nahrung entzogen wird, findet von Seiten der 
ganzen Commune oder den übrigen Kingefeffenen ein gegruͤn⸗ 
deter MWiderfpruch Statt. Von der Vertheilung der fonftigen 
Gemeindelaften und Abgaben, nach dem Fuße der :Landcontris. 
bution, Tann man daher nicht auf das Hut» und Weiderecht 
ſchließen, oder die Benugung und Betreibung der gemeinen 
Weide, nad) eben diefem Fuße, abmeſſen wollen, wenn über 
Die Zahl des aufzutreibenden Viehes nichts durch Verträge, 
= — oder rechtsguͤltige Obſervanz an einem Orte feſt⸗ 
geſetzt iſt. | | I 
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| LVI. Eroͤrterung. 


Ob. Niemand" mehr Vieh af die gemeine Weide zu 
‚treiben berechtigt ift, ald er von feinen eigenen, ‚zur 


‚ Dorföflur gehörenden, Ländereyen durchwintern kann? 
Pe FE 33 N 





⸗ 


Der Grundſatz daß nur dasjenige Vieh, welches mit elgenem, 
‚in. der. Feldmark felbft gewonnenen , keinesweges aber mit et» 


Fauftem, oder anderswoher gefchafftem Futter, durchgemwintert - 


wird, auf die ‚gemeine. Weide getrieben erden darf, ıft, uns 
er gewiſſen Einſchraͤnkungen, in der Natur der Sache aller» 

dings gegründet z). . Unftreitig trifft dieſes Principium alsdann 
ſtici erfcheint , „und die Zahl des vorzutreibenden: Viehes nicht 
beftimmt ıft ; weil hierbey allegeit die Wermuthung gilt, daß 
die. Conftitution. der FBeidefervitut eine Folge des Bedrfniffes 
und:des Mangels an eigener Hut und Weide war, und mit 
bin daif fie auch nicht mit mehr Vieh behütet werden , als 
man: wirklich auf dem Hofe haben und von den dazu sehbeim 

| ern 


2) Hahn de jure palcendi $.ır. Allgem. Landrecht für 

‚ die, Preuff. Staaten, Xb, 1. Tit. 22. $.90f. Oeco- 
nomia ‚foren Lie erftes Hauptſt. 8. 20.: Struben rechtl. 
Bedenk. Th. 4. © 300, CHEN RE 
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‚vollig ein,. wenn das Weiderecht als eine Servitus praedii ru-. 


— — 


— 


€ 


Aeckern und Wieſen im Winter durchfuͤttern kann =); wenn 
die Huͤtungsſervitut nicht etwa einem, mit gar feinen Ländereyen 
verichenen , Haufe erworben iſt. Aber bey dem Hut» und 


Weiderechte, welches den Bürgern, oder den Dorfs- und Ger 


meindegliedern, auf ihrer gemeinen Dorfss oder Stadtweide zus 
ftehet, findet daflelbe Feine Anwendung. Die Bürger befigen 
bey ihren Häufern gewoͤhnlich nicht das geringſte Wiehfutter- 
tragende Land, und fie Fönnen mithin ihr ER ‚Beinen in 
der Eiadtfeidmark gelegenen Pänderegen dur gehennds quswin⸗ 
tern. Demungeachtet haben ſie ohne Zweifel, als Mitglieder 
der · Stadtgemeinde, Antheil an der gemeinen Bürgerweides da 


fie die Huͤtung nicht als eine Weideſervitut, ſondern vermoͤge 


des, allen Gemeindegliedern daran zuſtehenden, Gebrauchsrech⸗ 
tes ausuͤben; und weil ſie die buͤrgerlichen Laſten abtragen, 


ſo müfen fie- auch, gleich andern bürgerlichen Wortheilen 
dr Be 


dr Behuͤtung Der’ gemeinen Buͤrgerweide Antheil nehmin dur⸗ 
fen b). Auf gleiche Weiſe verhält es ſich mit det gemeinen 
Dorfsweide. Der geringſte Koͤther oder ——— als 
"Mitglied der Gemeinde, eben fo wohl Theil gin derſelben, "ls 
der größte Voͤllhoͤfner. Sollie aber ‚ben dem Welderechte 
Gemein deglieder nur allein Darauf 8 wie viei 
ein Gemeinde; Intereſſent vom ſeinen eigenen Aeckern und W 
auswintern kam; fo wuͤrde mancher Koͤrer oder Brinkfik 
alle Theilnahme an der gemeinen Dorfervelde» Bentgung' 
Tieren muͤffen, weil ſie oft fo wenig eigenthuͤmliche Laͤndereyen 
t, um auch nur eine — ohne welche doch ihr 






eſttzen, | 
3] . 9 la ar 3 
I Schu mir he ni pavon Ana a en 


Ni:. dir 
5 a Pufendorf Tom. IV. obl. 100. Münter in bem le: 
fenswerthen Auffiservon der Koſpelweiße &%° in Has 
gemanng u. Gicht hers Archip ur niet Th. 4. 
e F% 13." Strampfer vom Suttedte,g. Ef." . 
b) Struben rechtl. Bedenken, I. BD, ıkar dt 
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daher der Grundſatz der Durchtointerung von felbft gewonnenen 
Früchten auf eigenen in der Feldmark belegenen Ländereyen, bey 
gemeinen Stadt» und Dorfsweiden nicht zum Maßſtabe genoms 
men werden, um danach Die Anzahl des auf die gemeine Weide 
zu treibenden Viehes zu beftimmen. Und hiernach iſt auch in 
fehr vielen Fäden von den höhern Landesgerichten gefprochen 

worden c). 
Au3333333 174 


0) aPufendorf Tom. IV. obſ. 108., Mit Recht ‚fchränkt ber 
- Benfaffer; hier dasjenige ein... mad er Tom. I. obf. 123 von 
ver Audkji eng — Viehes in at der gemeinen Wei: 
be beha ttei* !Dhnehin Zeigt Fe ingeführte Präjudictum, 
daß damals nicht von dem Rechte eines Gemeindegliedes, 
fondern von dem Weiderechte des von Lüneburg auf ben Ge: 
meinheiters fieben verfchiedener Dorffchaften,, mithin von Ser: 
„rn. Toistuten, big Frage war. Chen. fo.wenig-findet hier ba 8 Statt, 
’ „mas Struben zb: 3.8. 9,,von dem Rechte, Tauben zu 
pet halten, anführt 5; denn bie Feldtauben läßt der, Eigenthuͤmer 
mnicht jure condominli auf die gemeinſchaftlichen Aecker fliegen, 
a „ fondern, fie ‚nähren ſich meiftens auf fremden Feldern, 
. ' r . 4 s ‚ 13 
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LVII. Erörterung: 

Die Anzahl des auf die gemeine Weide zu treibenden Vie⸗ 

bes iſt nach den Haushaltsbeduͤrfniſſen der verſchiedenen 
Klaſſen der Gemeindeglieder zu beſtimmen. 


f 379 fr ; J g e 2* —35— 
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Da man tweder den Fuß der-Landeontridution noch‘ das Aus- 
intern von felbft auf eigenem Lande geärndtetem Butter für den 
Mafftab halten kann, wovon die Anzahl des von den verſchie⸗ 
denen Klaffen der Gemmeindeglieder auf die gemeine Weide zu 
treibenden Viehes zu beftimmen ift; fo frägt es Pr en: nach 
welchem Grundfage die Zahl des aufjutreibenden Viehes denn 
eigentlich zu reguliren ſey? Hier läßt fih nun mohl Fein beſſe⸗ 
zes Principium annehmen, als das Verhaͤltniß der Be⸗ 
dürfniffe. Freilich laffen fich_diefelben faft niemals ganz ge ' 
nau ausmitteln. Jede Klaffe der Dotfsmitglieder und Gemeinde 
- intereffenten hat verfchiedene Befigungen, zu deren Cultur bald 
mehr, bald weniger Vieh, aller Art, erforderlich if. Die 
Samilien felbft find groß und Elein, mithin müffen die Bes 
dürfniffe nicht blos verfchieden , fondern auch fehr veränderlich 
ſeyn. Indeß läßt ſich doc durch Orts/ und Oeconomiever⸗ 
ſtaͤndige leicht ausfindig machen, wie viel die Haushaltsbeduͤrf⸗ 
niſſe eines Voll⸗/ eines Halbmeiers, eines Groß⸗ eines Klein⸗ 
koͤthers und eines bloßen Brinkſitzers, nach einem — 

one: . mehr 


mehrer Fahre, wirklich etfordere, um mach folchen, in Ruͤckſicht 
der gemeinen 2Beidebenugung, ein —E treffen. * 


PR ‚Date ſind jedoch Reel ‚folgende Einferänfungen vor 
al TI 377) Sarfitbeße der Me: noch Elöine Theilhäber mit 
Sieh aller Art die gemeine Weide betreiben, was er nidyt Bes 
huf feines eigenen Haushaltes nöthig hat. Dich; welches zum 
Handel beſtimmt iſt, darf daher. ei aufgetrieben — 





3 Das — ber —E a —e — der zehi des 
aufzutreibenden Biehes wüurde freilich arbitrair bleibehi, kenn 
man daben nicht auf einen Burhfhnitt- mehrerer Iahte 
fehen wollte. * Werfchiedene Rechtsgelehrten und practifche Decono⸗ 
men wollen- daher ben allen Weideintereffenten, welche Ländereyen 
und Wiefen befisen, in fofern die Zahl des Weideviehes unbeſtimmt 

A das Duthwinterung&prineip, als Megel, und nur 

Üt. „behdenen ) die gar Fein Band: ober dod nur fehr wenig haben, das 
Berhältnid de Haus halis bedarfs, als Ausnahme von der 
Regel, bey der Bellimmung der Zahl des auf bie gemeine 
Weide. zu Ereibeiiden Wiehes zum Grund gelegt wiſſen. Das 

» hdchſte Zribuhal hat den Durhwinterungdfuß für ben 

ſcherſten Geumbfag bey der Beuutzung ber gemeinen Weide er⸗ 

achtet, und! nach ſolchem ih vielen Faͤllen, beſonders im Jahr 1777 

Ain Sachen vin Alt e n io. die inde zu Ricklingen, ptoi 

juris pascenti, und am éten Jul. 1778 in Sachen der Gemeinde 
zu Weende mw. ben Anwald des Kloftierd Weenbe, pto. Thei: 
ung der-Roppelweibe, etkaͤmt. Indeſſen hat jeder Grundſatz, wel: 
hen man hierbey annimmt, feine eigenen und befondern Schwie: 
rigkeiten, wie von Meyer Aber die Gemeinheitstheilung, Th. r. 

7. rn abi’. Über Gemeinhẽits⸗ Xheilungs : Materien, 

Hannover 1803 ,.'Neb. 7. gezeigt ifo :»° 

+) Hiernach hat ua ih am 12. Seht. 1801 — 
n 4 —* 
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Zweitens darf ein jeder Antereffent nur dasjenige Vich 
auftreiben, was er. Behuf feines Haushalts. in dem Dorfe haͤlt, 
mwoju die gemeine Weide gehört. Hat er alfo in Den benach⸗ 
barten Feidmarken eigenthuͤmlich oder pachtweiſe ‘Pertinenzen, 
zu deren Eultur ‘Pferde, Ochſen u. ſ. w. gehalten werden ſo 
sehört das Vieh in: Die: Feldmark, ‚worin das Land „befind« 


ift; 18 


drittens darf derjenige, welcher nicht fo viel Land in der 
Feldmark bat, daß zu deflen 6 Pferde noͤthig 
find, auch feine Pferde, die er etwa z. B. als Frachtfuhrmann 
bäft, nicht auf ‚Die: gemeine Dorfsweide treiben. Wenn nun, 
unter den ermähnten Finfchräntungen „..die ganze Summe der 
Beduͤrfniſſe aller Gemeindeglieder ausfindig gemacht iftd):, fo 
treten drei verfchiedene Fäle ein. Entweder reicht Die ‚gemeine 
Beide gerade für fo viel Vieh aus, als zu den Haushalte 
bedürfriffen aller Antereffenten erforderlich.ift; oder fie iſt dazu 
nicht: hinreichend ; oder fie iſt endlich. fo groß und, überflüffig 
vorhanden, daß mehr Dieb darauf Nahrung hat, ‚als die. noth⸗ 
wendigen Haushaltsbeduͤrfniſſe au halten erfordern. 
Im erſten und zweiten Falle iſt eine. oͤconomiſche Unter⸗ 
uchung des Gehaltes und der Beſchaffenheit der. gemeinen Hut 
und Beide und des für den: Haushalt der ſaͤmmtlichen Inter⸗ 
effenten: nothwendigen Viches- erforderlich, um im erſtern Falle 
einer jeden Klaſſe der Semeindeglieder: eine. beſtimmte Vichzahl 
air 5421 ont 6 rang viret jeder 
4 KT Fe te ah, Hi 
Sachen der Dorfſchaft Royborf w. die Weidegeſchwornen zu 
Winfen, pto.. Ochſenweide 2 Fan 2 Kr ER 
. d) Alle Bieharten, welche auf die gemeine Weide kommen kürfen, 
werden auf ein Gefchleht, gemähnlich uf Kuhweiden, res 
ducirt. von Alten Gedanken „über Die Iheilungıgemeiner Weir _ 
‚wen, Rap 4ff. Meyer a. a. Dig, Innid, (# 
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jeder Art anzuweiſen; im letztern aber, nach aleicher Proportion 
der Bedürfniffe, die bisherige Anzahl des Viehes zu vermin⸗ 
dern. Diefen Prineipien gemäs ward die Theilung und Bes 
nutzung Der gemeinen Bürgermeide zu Disacfer, da bie Eibe 
einen Theil Derfelben weggeriſſen hatte, durch haushaltsverſtaͤn⸗ 
dige Eommiffarien ermäßigt und im Wege Rechtens von der 
Zellſechen Juſtizcanzley, in S. Berker und Conf. c. Frig 
und.Con£. pto. Benutzung der Buͤrgerweide, mitteltjt Erkennt⸗ 
niſſes vom Zahr 1792 feſtgeſetzt. 


Im dritten Falle bedarf es gar Feiner genauen Beſtim⸗ 
mang des Derhältniffes, und es flehet fomohl dem großen als, 
Bleiten Theilhaber an der Gemeinweide frei, ihren Viehſtapel 
über das PVerhältniß der Laͤndereyen zu erhöhen und zu ver⸗ 
mehren e), fo kange es nur mit der Mäßigung gefchiehet, daß 
dadurch den übrigen Gemeindrgliedern ‚die Nothdurft für ihr 
Vieh, was fie wirklich haben, oder nad) dem Verhaͤltniß ih⸗ 
zer Beduͤrfniſſe halten koͤnnen, nicht entzogen wird. Alsdann 
verlieren die übrigen, welche ihren Viehſtand unvergrößert laſ⸗ 
fen, gar nichts, fie gewinnen vielmehr am Viehſchätze und. an 
der Biehcontribution; denn je mehr einer Vieh hält, je mehr 
trägt er monatlich zu der , auf ein gewiſſes unveruͤnderliches 
Quantum feftgefesten, Dorfsquote bey, und leiftet dadurch fei- 
nen. Mitintereffenten eine Vergutung. Ben der, in den Landess 
"gefegen£) ſelbſt gefchehenen, Aufforderung zur DBergrößerung der 
844 konnte man aber wohl weder die Adſicht haben, noch 
erwarten, daß gerade alle Dorfs / und Gemeindeglieder ihren 
Biehſtapel, noch weniger aber nach vollkommen gleichen Ver⸗ 
haͤltuiſſen, erhöhen wuͤrden. Uebrigens kann da, mo mchr ge 
meine Weide vorhanden iſt, als die Nothdurft des ganzen Dorfs 

fund 127* DR 2 Der ae ron Me 
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Verordnung vom 10. Sum 1687, 5 ñ. 
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erfordert, und mo folglich ein. jeder Antereffent feinen Viehſta⸗ 
pel über feine Bedürfniffe erhöhen koͤnnte, durch die Stimmen⸗ 
mehrheit niemals beſchloſſen werden, fremdes Rich aufzuneh⸗ 
men, und das Meidegeld zu theilen oder zu gemeinen Aus⸗ 
gaben und Anlagen zu verwenden, Ddergeftalt, ‘daß minor 
pars fich ſolches gefallen laſſen muß 8. Die Benusung 
der gemeinen Beide ift ein jus ſingulorum, wobey zwar eine 
Gemeinfchaft , aber Feine wahre Gocietät, zum Grunde liegt. 
Die Nugung derfelben Fönnte-an ſich felbft gar wohl getheilt 
werden, und eben Daher muß es jedem Gemeindealiede freiftehen, 
fein Benugungsrecht an der überflüffig vorhandenen Weide felbft 
auszuüben, und feinen Antheil an den Gemeindelaften felbft bey» 
zutragen. Wenn daher die Majorität der Glieder einer Ge⸗ 
meinde 5. B. die überflüffige Hornvieh⸗ oder Schaafweide ver» 
pachtet, fo bleibt es der Minorität oder dem einzigen Diſſen⸗ 
tienten unbenommen , ihre Vieh» oder Schaafzahl felbft unter 
des Pächterse Haufen zu treiben, weil in dergleichen, jura fin- 
gulorum betreffenden, Oemeindeangelegenheiten in der Regel 
Durchaus Feine Stimmenmehrheit gilth), 3. 


g) Die Minoritaͤt kann aber auch die Majoritäf. nicht hindern, ih⸗ 
ren Antheil an dem Ueberfchuffe der gemeinen Weide durch Wer: 
pachtung zu nutzen, weil. bie Regel: quod in re commu- 
ni melior fit conditio prohibentis quam dispa- 
nentis, in allen den Fällen nicht eintritt und zutrifft , | vie 
die Nugung füglicd getheilt werden fan. » 

h) aPufendorf Tom. ı. obl.1ı25. Runde Beyträge a.a.D. 
8. 14f. Pract: Erdrterungen, B. 3: Nr. 25. In fol 
hen Fällen würden jedoch die Majorn gelten müffen , wo. nicht 
von einer gänzlihen Entziehung oder Beränderung, fons 
dern von einer, für alle Intereffenten gleich vortheilhaftern, Be: 
nutzungsart ber gemeinen Weide die Rede ifl. Wenn daher 
4. B. die gemeine Stoppelweide biöher zuerſt mit Schaafen 
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In Gemaͤßheit der angeführten Grundfäge erkannte die 
lleſche Zuftizcanzley in S. der Groß, und Kieinköther zu 
hem w. die Bolhöfner zu Echem, pto. Benugung der ges 

meinen Weide, im Januar 1799 auf folgende Weiſe? Nach⸗ 

dem Das ben einer, Behufeines Ackergutes auf fremden Grund 
und Boden hergebrachten, Servitut der Hut und Weide in 
der Regel geltende principium, daß auf die Quantität des zu 
dem Ackergute gehörenden Landes und wie viel Vieh davon 
durchgewintert werden koͤnne, bey Beftimmung der Zahl des 
aufzutreibenden Viehes zu fehen, bey denen in condominio 
utili aller, ſelbſt der überall kein Land, oder doch Feine zur 

Durchwinterung ig ae Viehes hinreichende Ländereyen bey ih» 

ten Höfen habenden Dorfshausmwirthe befangenen eigenen Dorfs- 

Hut und Weide, Feine Antvendung finden Eann; daher auch 

bey Feftftellung eines gewiffen Berhältniffes der Benusung uns 

ter den verfchtedenen Klaffen der Dorfseingefeffenen, weder nach 
deonomifchen , noch nad) den im dem hiefigen Landesgerichtes 
höfen darunter angenommmen Grundfägen,, auf den Landcon⸗ 
teibutionsfuß gefehen werden mag , als welches allen, toegen 
der Viehcontribution und des Viehſchatzes, ergangenen Ders 
ordmungen entgegen laufen würde ; vielmehr wenn bey Unzu⸗ 
länglichkeit der — Hut und Weide fuͤr des ganzen Dorfs 
haushaͤlteriſche Beduͤrfniſſe, oder, wenn die Intereſſenten ber 

| Ä e 


und Schweinen, zuletzt aber mit Hornvieh und Pferden betrie⸗ 
ben waͤre, und Majorn beſtimmten, aus oͤconomiſch- richtiger 
' Gründen, daß folche künftig zuerft mit "Pferden und. Hornvieh, 
dann mit Schweinen und zulest mit Schaafen behuͤtet werben 
folte ; fo wuͤrde die Minorität einer folden Einrichtung nicht 
wohl widerfprechen können, wenn nicht etwa einer oder einzelne 
SInterefjenten berfelben die Befugniß hätten, die Weide mit ib: 
. rem Biehe befonderd und einzeln zw behüten. von Ende 
jutiſt. Abhandl. Ih. 1. Nro, 10. ar 
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ches zur Vermeidung aller Zweifel fonft dienlich erachten , in 
Ermangelung geroiffer Beſtimmung Du Vertraͤge, res judi« 
catas, oder redjtliches Herfommen, ermäßigt werden muß, wie 
viel einer jeden Klaſſe dee Dorfseingeſeſſenen, an allen Arten- 
des Viehes, auf die gemeine Weide zu bringen, ohne Bedruck 
der anderny geſtattet werden koͤnne, zuvoͤrderſt Der Gehalt der 
ganzen gemeinen Hut und Weide und wie viel Vieh darauf 
in Mitteliahren feine Nahrung finden möge; und dann wie viel 
Dich eine Witthſchaft jeder Klaſſe, im Durchſchnitt größerer 
‘und kleinerer Haushaltungen, mit Ausſchluß des Viehhandels 
und der, auſſerhalb der Dorfsfeldmark zu treibenden, Gewerbe, 
zu halten bendthigt fey, durch Sachkundige zu beflimmen, Die 
Summe der Bedürfniffe des ganzen Dorfs mit dem Ertrage 
der gemeinen Hut und Heide zu. vergleichen, und einer jeden 
au eine verhältnifmäßige Zahl des zum Auftrieb geftatteten 
Biehes amumeisn iſt; fo lange aber dergleichen muͤhſame und 
Eoftbare Ausgleichung nicht aefchehen, an den ‚Orten, . wo die 
gemeine Hut und Weide, wie befage der Acten zu Echem, für 
Die Bedürfniffe des ganzen Dorfs mehr «ats zureichend iſt, ei⸗ 


nem jeden Intereſſenten, auch denen, welche wenige oder feine , 


Laͤnderey beſitzen, die Vermehrung ihres Viehſtapels, in ſo 
fern den übrigen für ihr haltendes Vieh die Nahrung verbleibt, 
nad) der in der Verordnung vom 10. Jun. 1687, $- 6, dazu 
‚ ‚gegebenen Ermunterung, in der Rückficht biNig freiftchet, daß 
fie auf folhe Weife durch Erhöhung ihred Beytrages zu der, 
son Appellauten irtig für einen. Erbenzins geadhteten , unver⸗ 
änderlichen Dorfsquote der Viehcontribution und Des Vieh⸗ 
ſchatzes, den Mitintereſſenten eine Verguͤtung deiften; daß das 
ber übel gefprochen und wahl appellirt » und der Beſtand des 
von: den Mitgliedern jeder Klafie der Dorfseingefoffenen auf die 
gemeine Welide zu treibenden Viehes, aller Art, nicht nach 
dem Fuße der Landeontribution , fondern nad) obigen Grund 
fügen zu beſtimmen ſey. Nachdem indefien Beklagte und Ap⸗ 
pellanten in Anfehung der Hut und Weide des. Hornviehes auf 

der 
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der ſogenannten Kuhweide, oder Dorn, ſich auf ein ſeit rechtes 

verjährter, ja unvordenklicher Zeit, obwallendes Herkommen bes 
rufen haben, danach einem jeden Vollhoͤfner bis 12 Stück, eis 
nem Großkoͤthner bis 9 Stuͤck, einem Kleinkoͤthner aber big 6 
Stück alfo zu weiden geftattet, Daß zwar jeder wilführlich we⸗ 
niger Vieh halten koͤnnen, wenn aber mehr aufgetticben, fol 
ches aepfandet worden, Und dann, falls durd) eine folche ers 
weisliche Dbfervanz ein gewiſſes Verhaͤltniß feitgefegt fegn follte, 
es keinesweges für einen Mißbrauch zu achten, fondern aller» 
dings dabei zu laſſen ſeyn würde; So wird den Beklagten und 
Appellanten zum rechtlichen Erweiſe des vorgeblichen Herkom⸗ 
mens, wozu ihnen, ficd) des in perpetuam rei. memoriam 
aufgenommenen Zeugnif- rotuli folvis except. c. perfonas et 
dicta teftium, mit zu bedienen unbenommen ift, der Kläger und 
Appellaten Gegenbeweis ıc. vorbehaͤltlich, hierdurch eine 6wö— 
chentliche Präjudiciatfrift beftimmt, worauf diefes Puncts we⸗ 
gen ferner ergehet w. R. 


42. D» LVIIE, 


% 


. 
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LVIII. Eroͤrterung. 


Ob und in wie fern ein Weideberechtigter fein Weiderecht 
verpachten und fremdes Vieh unter fein eigenes aufneh⸗ 
men darf? \ 2 





* 


Die weder in dem gemeinen Rechte, noch in unſern Provincial⸗ 
geſetzen ausdruͤcklich entſchiedene Frage: ob ein. zur Hut und 
Weide Berechtiater die Befugniß hat, fein Hutrecht zu verpach⸗ 
ten, oder die Weide mit fremdem Viehe zu benugen ? giebt oft 
en und mit vielen Koften verknüpften Proceſſen 

eranlaffung. Sol fie gehörig beantwortet werden, fo muß man 
mehrere Fälle unterfcheiden und fonderlich auf den Rechtsgrund 
zurückgeben, toraus das Weiderecht entfpringt. — 


1. 


Hat Jemand auf feinem ganz privativen Grund und 
Boden allein und ausfchlieglich Die Hut und Weide auszuüben; 
fo ftehet es ihm, vermöge des alleinigen Eigenthumsrechts, nas 
türlih frei, das Weiderecht ganz unumfchränft und auf jede 
ihm gefälige, willkuͤhrliche Art zu gebrauchen. Er kann es alfo 
verpachten, fremdes Vieh darauf einnehmen, oder es auch ganz 
unbenugt laſſen. ‘Bey der gegenmärtig beftehenden — 

der 
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der * und Guͤter, da die Aufhebung und Theilung der 
Gemeinheiten noch nicht allgemein geworden iſt, kommt aber 
dieſe Art des Weiderechts nicht haͤufig vor. | | 


Stehet Jemandem die Hut und Weide auf einem Gemein, 
degute*) mit andern Gliedern der Gemeinde, deren Glied er 


felber ift, zu; fo hat, er ohme Zweifel die Befugnig, feinen Ans | 
theil an der Gemeinweide durdy Verpachtung zu beriugen, oder, | 
wenn er nicht fo viel Dich hält, als er nach dem Berhältniß feiner 


eigenen in der Gemeindeflur liegenden Ländereien halten Eönnte, 
fremdes Vieh unter das feinige aufzunehmen. Freilich ges 
bört ‚das Eigenthum eines folchen gemeinen Weidegutes Der 
ganzen Gemeinde, und man kann daher den einzelnen Mitglies 
dern in Anfehung deſſelben Feine fo freie Difpofition einräumen, 


als Zemandem über fein Privateigenthum zukommt i). Allein: 


das Benutzungs⸗ und Gebrauchsrecht ftehet doch in der Regel je⸗ 
dem einzelnen wahren Gemeindegliede Daran zu, und Diefes Recht: 


N 


gehört zu eines jeden Eigenthume, wenn nicht etwa die Benusung 


der gemeinen Weide in Abficht einer beftimmten Biehart, z. B. der 
Schaafe, nur gewiſſen Gliedern der Gemeinde zuftehet, welche 
fie alsdann jure fortiori ausüben und benugen. Kin jeder Ins 
tereffent kann fich daher — willkuͤhrlich bedienen, wenn 

= 02: Bar 73 er 


2) Faſt jedes Dorf hat einen Binnen= oder Hegeanger, worauf dem⸗ 
felben das Weiderecht beftimmt zufommt. von Alten Bor: 
-fhläge zur XTheilung gemeiner Weiden, &. 13. Io. Fried⸗ 
rih Meyer über die Gemeinheitötheilung, Th. 1. Gelle 1801. 


8. 1 ff. 
i) Runde Beyträge zum Erläuterung rechtl. Gegenftände; Wum. 1. 
G. 11%: 


— — 
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er dabey nicht dureh Geſetze, Verträge, oder rechtsguͤltiges Hera 
kommen eingeſchraͤnkt if. Die übrigen Mittheilhaber verlieren 
hierbey gar nichts. Sie koͤnnen es niemals verhindern, daß 
der Mitberechtigte fo viel eigenes Vleh anfchafft, oder von dem 


Pächter, zur Completirung feines eigenen Biehftapels, ankauft, 


als cr nach Maßgabe feines Gutes und feiner Haushaltöbedürf- 
niffe zu halten befugt if. Es ift folglich völlig einerlen, ob 
Jemand fein eigenes, oder fremdes Vieh auf die gemeinen Wei⸗ 
Depläge treibt; wenn er nur, wie fich von felbjt verfichet, durch 
die Aufnahme des fremden Viehes feinen Viehbeitand, zum. 
Nachtheil Der übrigen Gemeindeglieder, nicht vergrößert; mit⸗ 
hin. den Viehſtand nicht überfchreitet, zu welchem ihn Die Aufs 
Fünfte feines Gutes und die ſich hiernach richtenden Beduͤrfniſſe 


‚feines Haushaltes berechtigen. . Zwar würden die. Interefjenten 
der gemeinen Weide wohl einigen Vortheil erhalten, wenn der 


eine oder der andere Mitinterefiene nicht fo viel eigenes Dich 
hält, als er aufzutreiben befugt ift. Indeß läßt fich doc) hier⸗ 


aus allein darum kein Verbietungsrecht, fremdes Vieh aufzus 


nehmen, begründen, weil Die übrigen Intereſſenten in der Regel 
Fein volltommnes Recht haben, dieſen, blos zufälligen, ‚Ge- 
winn ju- fordern. | 


3. 


Auſſer der Hut und Weide auf wirklichen Gemeindegütern 
pflegen Die Eingefefienen auch auf ıhren, in der Gemeindeflur 
oder Dorfsacht liegenden Aeckern und Wieſen ihr Dich wech» 
felfeitig und im Gemeinſchaft meiden zu laſſen. Diefe Art des 


Weiderechts — jus compasculationis im firengern Sinne — 


ift, gewöhnlich unter der gemeinen Hut und Weide mitbe—⸗ 
griffen. Denn um den immerwährenden Pfandungen ausjus 
a mußten fidy die Eigenthümer wohl aegenfeitig das Recht 
einräumen, ihre Ländereyen, die gewoͤhnlich unbefricdigt, ganz 


nahe an einander liegen, zegelmäßig und befiändig, mithin 


nicht 





295 


nicht aus bloßer nachbarlicher Gutwilligkeit, ge 
genfeitig' zu betreiben. In Abficht diefer Sattung des Beides 
rechts behaupten einige Schriftfteller X), daß daffelbe, in fo fern 
es als ein. Realrecht, wie im Zweifel immer zu vermuthen ift, 
ausgekbt wird, nur mit dem eigenen Viehe des Gemeindeglier 
des, welches auf dem Hofe gehalten wird, aber nicht mit frem» / 
“dem, bebütet werden dürfe. Diefe Meinung feheint jedoc) nicht 
gegründet zu ſeyn. Die Gemeindeglieder find bier, fo lange die 
Semeinfehaft dauert, durchaus gesprungen, wenn fie den bes 
ftändigen Pfandungen ausweichen wollen, eins für allemal ein» 
ander die Hut -und Weide auf ihren eigenthuͤmlichen Grund⸗ 
ftücken zu geftatten, und Fein Intereſſent hat das Recht, dem 
andern die Behuͤtung darauf nah Wilführ und Gutduͤnken zu 
verfagen. Hat nun einer nicht fo viel eigenes Vieh, als er zu 
balten berechtigt ift, und ergänzt er die zu halten erlaubte, ſel⸗ 
nen Haushaltsbedürfniffen angemefiene Anzahl durdy die Eins 
nahme von fremdem Viehe; fo verlieren ja die übrigen Inter⸗ 
eſſenten bierbey in der That gar nichts. Und fo wenig fie bes 
fugt ſeyn würden, es zu verhindern, daß einer ihres Mittels von 
dem ‘Pächter die ihm fehlende Anzahl des Viehes ankaufte, ebeit 
fo wenig koͤnnen ſie es ihm unterſagen, feinen Weideantheil 
durch Verpachtung zu nutzen, oder fremdes Vieh aufzunehmen, 
wenn nicht etwa ein Verbindungsrecht durch Geſetze, Vertrag, 
oder rechtsguͤltiges Herkommen von ihnen dargelegt werden kann. 


Inzwiſchen ſtehet doch einem Gemeindegliede die Aufnahme 
des fremden Viehes, oder die Verpachtung ſeines gemeinen 
Weideantheiles, nicht ganz willkuͤhrlich zu. Sind die Grenzen 
der Benutzung der gemeinen Weide, in Abſicht der Anzahl, 
der Art des Viehes u, ſ. f. Durch Vertraͤge, rechtsverjaͤhrte Ob⸗ 
* ſervanzen, 


+ 


3) Babe: Grundfäe des Dorf> und Bauernrechts, 8.'495. 
Strampffer vom Hutrehte, 9:36. hi m 
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fervanzen, oder andere rechtliche Beftimmungen, unter den vers 
fchiedenen Klaſſen der Gemeindeglieder, vorgezeichnet; fo müffen 
fie befolgt werden. Iſt das aber nicht der Fall, und die Ges 
meinde, oder einzelne Klaffen derfelben, beſchweren fich über 
eine, Durch die Aufnahme des fremden Viehes ihnen nachtheis 
lige, Beengung und Beichränfung der gemeinen Weidebenutzung; 
fo muß durch das Urtheil der Landwirchichaftsverftändigen aus⸗ 
gemittelt werden, wie viel Vieh der oder die Gegner, melche 
Srundftüche befigen, nah Maßgabe ihrer in der Dorfsflur 
belegenen Ländereyen, Behuf ihres Haushaltes, nörhig haben”); 
oder, wenn fie gar Fein, oder doch nur wenig Land bes 
beſitzen, wie viel Stuͤck Vieh fie fodann , nach dem Verhaͤlt⸗ 
niffe ihrer Haushaltungen und Bedürfniffe, nothwendig gebraus 
hey, Zeigt das Urtheil der Wirthſchaftskundigen eine wirk⸗ 
liche Webertreibung der gemeinen Weide, fo muß die Benutzung 
derſelben, mit eigenem oder fremdem Viehe, hiernach herabges 
fest, und für die Zukunft regulirer werden. - Nach einem Theile 
der bisherigen Grundfäge erfannte der Ealenbergifche Senat des 
Dberappellationsaerichts am 22. San. 1801 in Sachen Grapen⸗ 
dorf wider die Gemeinde Schilde: Nachdem Die hier in Streit 
befangene Beide dem impiorantifchen Gute, als Mitinterefient 
der 


*) Vermoͤge Urtheild vom .7. Dec. 1782 erfannte daher das höchfte 
Zribunal in Sachen von Hodenberg w. die Eingefeffenen zu 
Rithbagen und Hudemühlen: So viel bie Imploranten 
und Appellanten verftattete Einnehmung fremden Grasviehes bes 

trifft, felbigem darunter billige Maaße zu halten, um fo mehr 
vorgefchrieben werden mögen, als er bie ihm zuftehende Hut 
und Weide mit mehrerm eigenem oder frembem Bies 
be, ald er den Winter aus ben eigenen Aufflinften des Gutes 
Wiedenhaufen durchzufuttern im Stande, zu betreiben nicht be: 
fugt iſtz daß daher in Abſicht dieſes Punets Sententia’a qua 
lediglich zu betätigen ſey. FAR 3: 3. “= 


P} u 


ı 


der Gemeindegerechtſame, mithin nicht jure fervitutis, fons. 
dern condominii, und zwar, wie $mplorant behauptet, Implo⸗ 
taten aber nicht geleugnet haben, einem Vollmeier gleicy, mit 
einer beftimmten Anzahl Pferde competirt; demfelben alfo, wie 
jedem Eigenthümer, die Befugniß zuftehen muß, ſolche einzelne 
Gerechtfame eines Gutes, fo wie das ganze Gut, auf beliebige 
Art, mithin ſowohl durch eigenen Gebrauch, als durch Vers 
pachtung zu benutzen; Imploraten auch bisjegt nicht zu erwei⸗ 
fen vermogt, daß entweder Implorant, neben den gegen Pacht 
geld “aufgenommnen Fohlen, noch andere von dem Gute felbft 
in die gemeine Weide treibe, oder diejenigen Dorfseinmohner, 
denen die Gutslaͤnderey verpachtet worden, in Mückficht derfels 
ben. eine größere Anzahl Pferde, als ihnen in Betracht ihren 

Höfe freiftehet, auf. diefelbe treiben, mithin. die beftimmte Ans 
zahl überfchritten werdes So ift dem Implorantiſchen Gute die 
Befugniß zuquerkennen, fo viel fremde Pferde oder Fohlen, ges 
— Pachtgeld, in die gemeine Weide zu treiben, als das Gut 
elbſt aufzutreiben befugt iſt ). J 


sa Si | | 

Kommt aber Jemandem die Hut und Weide, nicht als 

ein perfünliches, fondern als ein Realrecht auf frem dem r a 
— — erha 


*) Wollte man ben Grundſatz annehmen, daß die gemeine Weide 

—durchaus mit feinem fremden Viehe behütet werben dürfe; fo 
würde auch dad Vieh der Hirten und Häuslinge von ber 
gemeinen Weide audgefchloffen werden müffen, welches jebuch, 
nach Anleitung der Landeögefege, -zugelaffen wird, Verord— 
nung vom 20..Dec. 1687 u. 16. Ian. 1714, in Corp. 
Conft. Luneb. cap. 6. p.24 u. 69. Gewöhnlich ftehen auch 
die Schaafmeifter mit dem Herrn oder - Pächter der Schaͤfe— 
‚rei im Satz, umb obeneinshat jeder Schäferknecht eine.ges 
wife Stuͤckzahl Vieh, anſtatt des Lohns, unter der Heerbe. 


8 
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ferbalb der Dorfsacht ‚. beicgenen- Grunde ımd Boden zu, ſo 
Fann Ddiefelbe entweder einfeitig, oder gemeinfchaftlid) fepn. : Die 
fegtere fehlicht immer eine wechfelfeitige Behuͤtung in fih, und 
fie ift alsdann entweder eine wahre Koppelmeide 1) , oder eine 
egenfeitige Weideſervitut. Iſt die Anzahl des aufzuhütenden 
Diches durch Verträge oder rechtöverJährte Obſervanzen bes 
fimmt; mithin in Abjicht der Stückzahl, ohne Ruckſicht au 
den Beſtand des Gutes, oder der Winterfütterung, eine ges 
meffene Weidegerechtigkeit; fo iſt es vollig gleichgültig, ob 
der Berechtigte fein eigenes oder fremdes Vieh einrteibt wenn 
er nur die beftimmte Stuͤckzahl nicht überfchreitet. ft die 
Bichzahlabernicht feftgefegt, mithin eine ungemeffene Weide⸗ 
gerechtigkeit in Sage, fo wollen verſchiedene Schriftiteller das 
fremde Vieh fo wohl von Der Koppelweide m), als von der 
Weideſervitut n), gaͤnzlich ausgefchloffen wiſſen. Eine Geſetz⸗ 
ſtelle laͤßt ſich fur dieſe Meinung nicht anfuͤhren, und die ent⸗ 
gegengefetzte ſcheint ſtaͤrkere, in der Natur der Sache liegende, 
Gruͤnde für ſich zu haben, | | | 


Das gemeine Mecht verordnet zwar, daß Realſervituten 
von dem Grumdftücke, worauf fie active haften, nicht getrennt 
werden, mithin ohne daffelbe nicht verpachtungsfähig ſeyn fol“ 
len 0). Davon aber, daß die Weideſervitut nur mit eigenem 

und 


-D) Bon den verfchiedenen Arten der Koppelweide handelt Strampfs 
fer ad, 8. 31 — 
m) Muͤnter von der Koppelweide, in Hagemanns und Gün: 
thers Archive, Tb. 4. ©. 18. 
nm) Hellfeld in jurispr. forenli , 6679. Gabke a. a. O. 
6.489. Stryk in Uſu moderno Lib. g. tit.3. &.ıı u. 10. 
- Klein Rehtöfprche der Hallefchen jurift. Facultät, B.3. ©. 74. 
0) L.44 D. locat. cond. Weſtphal vom Kaufs Mieth: und 
Pachtcontracte, $., 917: 


s 
F4 
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und. nicht auch mit fremdem Viehe behütet werden dürfte, re⸗ 


det die angezogene Geſetzſtelle gar nicht, und ſie beſtimmt nichts 
über das Eigenthum des Vlebes 


Jedes illimitirte Weiderecht auf fremdem Grunde und Bo⸗ 
den, es mag in einer Koppelweide beſtehen, oder auf einer ein⸗ 
ſeitigen oder gegenſeitigen Weideſerditut beruhen, kann jedoch 
nicht bis ins Unendliche benutzt werden. Es hat ſeine Grenzen. 
Diefe muͤſſen aus demWeſen des Realrechts und den Grundſaͤtzen 
der Landwirthſchaft, wenn Peine andere Beftimmungen vorhans 
den find, feftgeftelle; folglich nach den Bedürfniffen des Gutes 
abgemefien erden, welchem das Weiderecht zufünmt. Hieraus 
iſt Die richtige, don Benelendorfp) mehr entwickelte, Regel 


abzuleiten, daß die Berechtigten nur immer mit fo viel Vich die 


Weide betreiben dürfen, als fie von dem eigenen, in ihrer Feld» 
mar? gewonnenen, Futter den Winter über zu erhalten im 
Stande find. Hält num Jemand nicht fo viel eigenthümliches 
Vieh, als er auswintern kann, fo muß es ihm Doch wohl un- 
itreitig freiſtehen, Die fehlende Anzahl durch fremdes Vieh zu 
ergänzen. Die Hit und Weide felbft wird dadurch nicht_im 
mindeſten mehr beſchwert, weil jeder Hüthungsberechtigte Die Bes 
fügniß hat, fo viel eigenes Vieh anzufchaffen, als er von ciges 
nen Ländereien durchwintern Eann, und fremdes Vieh nicht 
mehr Nahrung braucht, als eigenes. Auf das Eigenthum 
des Viehes ift daher bey der jure lervitutis zuftehenden 
Beide ſo fange Feine Nückficht zu nehmen, als fid) der Ber 
rechtigte in den Grenzen feines Aufhuͤthungsrechtes hält; mithin 
Feine größere Viehzahl aufteeibt, als er von eigenem Winter, 
firtter zu ernähren im Stande iſt; denn dieſer Anzahl a 
. . mu 


p) Oeconom. forenf. B. x. Hauptſt. r. $.20u. 110. von Ende 
juriſt. Abhandl. Th. 1. Nro. 14. 


4 Pp 


— 
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muß der Eigenthuͤmer des dienſtbaren Grundſtuͤcks die Weide 
geſtatten q). — — 


Beruhet das Weiderecht in einer eigentlichen Koppel 
weide , die alsdann im Ziveifel anzunehmen ift, wenn die 
wechfelfeitige Behütung nit vegelmäßig,und beitändig 
auf den nemlichen Grundſtuͤcken, fondern bald auf diefen, 
bald aufandern ausgeubt-wird; fo fünnen Die übrigen 
Intereſſenten, mit der erwähnten Einjchränfung, ebenfalls frem⸗ 
des Vieh) aufnehmen , oder die ihnen fehlende Anzahl dadurch 
ergänzen und Damit die Koppelweide betreiben... Wollen fie 
ſolches aber nicht, auch den anderen nicht gejtatten „. ‚fremdes 
Dich einzutreiben; jo haͤngt es, als Societaͤtsgenoſſen, von - ihr 

N .ul.. nen 
9) Danz Handbuch des deutſch. Privatrechts, F. 283. Gmelin 
und Elfäffer juriſt. Beobachtungen, B. 3. ©. 2ır. — Der 
Grund, warum, nad der Meinung der oben angeführten Schrift: 
fteller, die Aufnahme des fremden Viehes auf die jure ſervitu- 
tis zuſtehende Weide, falls diefe Befugniß nicht etwa durch Ver— 
träge, Verjährung, oder einen ruhigen Befig von zehn. Jahren 
erworben ift, nicht zuläfiig ſeyn ſoll, beruhet infonderheit bars 
auf: daß das Weiderecht urforinglih wegen Mangels an 
Geiflwndr eigener Weide geffattet, mithin blos für daß eigene Vieh 
des Berechtigten zugeflanden ſey. Aber die urfprüngliche Er: 
werbung ber Weidegeregptigfeit iſt ſehr verſchieden geweien und 
bey dem Mangel pofitiver Gefetze kann man, ohne Beweis, ‚nicht 
wohl annehmen „. daß die Weide blos ‚für das eigne Vieh ⸗des 
Berechtigten, weil er vorhin gar Feine Weide bey-feis 
nem Gute hatte, urfprünglich verftattet fo. Oeconomia 
forenlis, Ih. 1. 8.21. . Sb übrigens der Huͤtungsberechtigte 
durch die Aufnahme des, fremden Viehes das Wohl feines Gu: 
tes und beffen Pertinenzen befördert?, hat der Eigenthuͤmer des 

dienſtbaren Gutes nicht zu beurtheilen. 
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nen ab, ‚der bisherigen Gemeinſchaft zu entfagen, und auf die 
Aufhebung der Koppelweide zu: dringen; teil bei einer folcyen 
Behuͤtung anzunehmen ift, daß nur nachbarliche Sreundfchaft 
und Gutwilligkeit dabey zum: Grunde liegt. . 
— Beruhet hingegen das Huͤthungsrecht auf eine Weides 
fervitut, fo findet freilich: Feine einfeitige Aufhebung derfelben 
Statt; indeß dürfen Doch auch Hierbey die Grenzen des Aufhüs 
thungsrechtes ſelbſt nicht überfchritten werden. Hat Jemand ein 
unbeftimmtes, unbefchränktes Weiderecht auf fremden Grund⸗ 
ftücfen, fo Bann der Eigenthümer des praedii lervientis die Bes 
huͤtung mit fremden Viehe nicht. anders verhindern, als wenn die 
Grenzen defjelben überfchritten werden. Er muß alſo zeigen, daß 
der Eigentümer des praedis dominantis mehr eigenes oder frem⸗ 
des Vieh auf die dienſtbaren Gelder treiben laͤßt, als mit dem eis | 
genen, von deſſen Ländereien gewonnenen, Winterfutter ernährt | 
werden fünnen. Sobald diefes zu ertweifen ift, wird eine für den 
Eigenthümer des dienftbaren Gutes nachtheilige Erweiterung der 
Weidegerechtigkeit Elar, und der dominus praedii dominantia 
ift alsdann verbunden, die Anzahl des eigenen-oder fremden Dies 
bes, mach dem Verhaͤltniß feiner auf dem Gute ſelbſt gewonne⸗ 
nen Winterfutterung; zu: verringern, und das aus dem Weſen. 
dee Servituten fd “richtig abgeleitete ‘Prineip-: des römifchen 
Rechts: [ervitute civiliter eft utendum, leidet hierbey 
feine volle Anwendung. Eine ganz befondere Ausnahme würde 
nur dann eintreten, wenn der Befiget des praedii dominantis‘ 
erweiſen koͤnnte, Daß ihm auch Die Befugniß zuftehe, auffer 
dem,.von feinen Fechten: durchgewinterten, überher noch frems > 
des Vieh auf die Weide zu meiden). Ä ’ | 
"Bey der Beftimmung des Winterfutters muß man auf 
die Größe und den Gehalt Der zum praedio dominante gehös 
rigen Grundſtuͤcke fehen ; aber audy zugleich dabey auf das, 
— hehe ud 2} Zr Beuel nach 
r) aPufendorf Tomyasobl.123.”  .; 


- 


. 
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nad) landwirthſchaftlichen Grundſaͤtzen auf dem Gute zu hal⸗ 

tende, andere Dich Ruͤckſicht nehmen. Bloße temporelle Ins 
duſtrie, wodurch mehr Viehfutter gewonnen, und der Viehſtand 
einſtweilig erhoͤhet werden kann, darf bey dem Urtheile der Oe⸗ 
eonomicverftändigen nicht mit in Anſchlag kommen; weil ſolches 
ungerecht und dem Eigenthuͤmer des dienſtbaren Grundſtuͤcks 
ſehr nachtheilig ſeyn wuͤrde. Aber auf fortwaͤhrende und dau⸗ 
ernde Verbeſſerungen, wodurch der Huͤthungsberechtigte zur 
Vermehrung feines Viehſtandes nach dem richtigen Urtheile 
der Sachverſtaͤndigen veranlaßt worden, z. B. auf den Zus 


bdruch, iſt allerdings Ruͤckſicht zu nehmen; weil durch die con⸗ 


ſtituirte unbefchränkte Weideſervitut das Wohl des ganzen prae- 
dii dominantis und deſſen Pertinenzen hat befördert werden ſollen. 

Die illimitirte MWeidegerechtigkeit hindert übrigens den Be⸗ 
fiter des — fervientis nicht, aus feinem: Gute, ohne die 
mindefte Mückficht. auf den Beftand der AWinterfütterung deſ⸗ 
felben zu nehmen, jeden möglichen Vortheil zu ziehen. Ex kann 
daher, vermoͤge feines Eigenthumsrechts, wenn das Hutrecht 
des Dritten nicht etwa est ift,. die Weide mit feinen: 
eigenen oder fremden Viehe ebenfalls benugen, in ſo fern nur 
Durch den erhöheten Viehſtand des .Eigenthumerd das. Weide⸗ 
techt des praedii .dominantis nicht beeinträchtigt und geſchmaͤ⸗ 
fert wird. Hat lebteres für das Vieh, mas es mit eigenem ge⸗ 
wonnenen Winterfutter zu ernähren vermag, Weide genug, 
md ftcher Feine Weidebeengung von ihm zu erweiſen; ſo kann 
es auf den Ueberſchuß der Weide keinen Anfpruch ma⸗ 
chen, mithin den Eigenthümer des. dienſtbaren Gutes es nicht 
verwehren, die überflüffige Weide mit eigenem oder fremden 
Viehe zur betreiben und zu benugen, Nach diefen Grundſaͤtzen 
bat auch das höchite Tribunat am »8.. März 1795 und.28. 
März ıg0r in Sachen von Reden w. die Gemeinde Hüs 
pede, pto. [polü et turbat. der Schäferey, ingleihen am 17. 
un. 1801, in Sachen Schwertfeger m. Mittelrode, 
pto. Aufnahme fremder Schaafe, geurtheilht. 

- LIX. 
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LIX. Erörterung. 


— 
Ueber die Verhypothecirung bürgerlicher Grundſtuͤcke und 
die Anmeldung der Hypotheken bey der Stadtobrigkeit. 





Mac der beſondern Vorſchrift unferer Provincialgeſetze ) kaun 
kein Vertrag, wodurch das Eigenthum buͤrgerlicher Grund⸗ 
ſtuͤcke auf einen Andern übertragen, oder überhaupt ein Real⸗ 
recht darin conſtituirt werden fol, ohne Vorwiſſen des Stadt⸗ 
magiſtrats, guͤltig abgeſchloſſen werden. Die deßhalb ergan⸗ 
enen Verordnungen ſchraͤnken ſich nicht blos auf Kauf⸗ und: 
——* „oder antichretiſche Verſatzcontracte ein, ſon⸗ 
dern ſie umfaſſen jedes Rechtsgeſchaͤfft, wodurch Jemand ein 
Realrecht auf ein bürgerliches Grundſtuͤck erhalten. fon: mithin. 
auch die Hypotheken i). Die Verordnung v. 3. 1733 fcheint 
es ganz der Wilführ der Contrahenten zu überlaffen, ob fie 
"den abgefehloffenen Contract von der Stadtobrigkeit entweder 
gerichtlich confirmiren lafjen, oder ob fie ihn bios bey derfelben 

' pro⸗ 


s) Verordn. vom 6. Ct. 1712 und 13. San. 1733, in Corp. 
Conft. Calenberg. Tom.2. p. 633 u. 650, und incorp. 

"Eonft, Luneburg. Cap. 4. p-578- SR 

8) Verordnung vom 17. Aug. r739 in corp. Conft. C= 
lewberg. Tom:z.p.897, und in corp. Conft. Luneh. 


«ap. 2. pag- 926. 





302 ı 


produeiren, d. h. anmelden, und nur zue Wiffenfehaft und 
Kenntni des Magiftrats bringen wollen? Im letztern Falle ift 
befonders die Frage nicht ohne Zweifel: welche Wirkung eine, 
bey der Stadtobrigkeit blos angemeldete oder produeirte, Schuld⸗ 
. und Pfandverfchreibung hat? Mac) der Vorfchrift jener Geſetze 
ift eine, auf bürgerlihe Immobilien ertheilte, auffergerichtliche 
oder Privathypothek von gar Feiner Kraft; der Glaͤubiger erhält 
dadurch Fein Pfandrecht, Fein jus in re an dem.verpfändeten 
Bürgergute des Schuldners; vielmehr fol er, wenn Die gericht, 
fiche Anmeldung unterblieben ift, mit einer foldyen Privatpfands 
verfchreibung,, bey entftandenem Coneurfe, nue unter die chiro- 
grapharios gefeßt werden. Durch die Anmeldung oder Producs 
tion der Verſchreibung mird daher das Prandrecht exit wirk⸗ 
fam; der Gläubiger erhält, menn die Anzeige der geſchehenen 
RBerunterpfändung bey der Stadtobrigkeit gebührend gemacht 
ift, ein jus in re an den verfchriebenen Guͤtern feines Schuld« 
ners, und er tritt dadurch, im Falle eines ausgebrochenen Toms 
curfes, aus der Reihe der chirographarifchen, in die Klaffe der 
Pfandglaͤubiger. Inzwiſchen erhält doch der Creditor durch 
dieſe bloße Anmeldung oder Production der Pfandverſchreibung 
keinesweges eine gerichtliche Hypothek, oder “ein, mit ‚der, 
Öffentlichen Hoporbet verbundenes, Vorzugsrecht an den Gütern 
—— da die Verpfaͤndung ſowohl von dem Glaͤu⸗ 
iger, als dem Schuldner einfeitig der Stadtobrigkeit zur 

Wiſſenſchaft gebracht werden kann; die bloße Production oder 
Anmeldung des Giäubigersx) ben dem Mai iffrate aber bekannt⸗ 
lic) fo wenig zu einem Öffentlichen tInterpfand, binlänglich ift, 
als die bloße, vom Schuldner gefuchte, obrigkeitliche Beſtaͤti— 
* gung 


u) a Pufendorf Tom. 3. obſ. 1890. $.7 u. 8, und abl. 206. 
8.6. Struben rechtl. Bedenk. Th. 1. Neo. 18... 

x) Leyler fpec. 229. m.q. „Wernher Tom..2. P. 9. 
obſ. 70. , 
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gung einer Privatpfandverfchreibung y), oder die Anerkennung 
derfelben vor Gericht =). Verlangt daher der Gläubiger, zu 
feiner Sicherheit , eine öffentliche Hypothek, fo ift eine bloße 
Anmeldung und. Production der Perfchreibung nicht hinlängs 
lid); vielmehr muß der Schuldner fodann gerichtlich erklären a), 
eine öffentlihe Hypothek beftellen zu wollen, und 
darauf die gerichtliche Konfirmation erfolgen. Dieſe Stücke 
find zur Erlangung eines jeden öffentlichen Pfandrechts we⸗ 
fentlidy erforderlich b), | 


Die Verordnung v. %. 1733, welche es in die Willkuͤhr 
der Parteyen ſtellt, ob fie Die fürmliche Eonfitmation eines 
Rertrages fuchen, oder ob fie ſolchen blos zur ABiffenfchaft des 
Magiftrats bringen wollen, redet nur von foldyen Eontracten, 
wenn man die Worte und den Sinn derfelben genauer erwägt, 
wodurch das Figenthum. eines bürgerlihen Grundftücfs oder 
echtes auf einen andern übertragen, mithin der. bisherige Eis 
genthümer und Befiger defjelben verändert wird, 3. B. Kaufs 
und Tanfchverträge, Theilungsreceſſe, Schenkungen, pacta 
fuccefloria, pacta dotalia, ceſſiones, antichretifche Verſatz⸗ 
contracte u.f.w. Dergleichen Realcontracte bedürfen an fich 
und zu ihrem Weſen feiner gerichtlichen Eonfirmation. us 

“ e 


y) a Pufendorf Tom..2. obſ. 160. &truben a. a. O. 

z) aPnfendorf Tom. ı. obf, 197. 

a) Wenn indeß der Schuldner in der Obligation ſchon eine öffent: 
liche Hypothek verfprohen bat, und felbige nachgehends 
zur gerichtlichen Gonfirmation einreicht 5; fo ift es fo anzufehen, 
als hätte er hypothecam publicam in iplo judicio confiituirt.: 

b) a Pufendorf Tom. 3. obf. 206. $. ı, Böhmer de 
-praerogativa hypothecarum publicarım, cap. @. $.6 u. 12. 
Snfonderheit Dabelomw vom Goncurfe der Gläubiger. Halle, 
1801, 4. S. 623 ff. 
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Die bloße Arimeldung und Einzeichnung derfelben in das Stadt⸗ 
bandelss oder Anmeldungsbuch wird. die Abfidyt jenes 
Landesgeſetzes, welche die Richtighaltung der ſtaͤdtiſchen Cataſtet 
und Eaſfen bezweckt, völlig erreicht. Auf Hypothekbeſtellungen, 
wodurch der bisherige Eigenthuͤmer und Beſitzer nicht veraͤndert 
wird, iſt aber dieſe Willluͤhr der Parteyen nicht zu erweitern, 
wenn ein oͤffentliches Pfandrecht conſtituirt werden ſoll; weil 
der bloßen Anzeige, Anmeldung oder Production einer Pfand⸗ 
verſchreibung, im jenen Landesgefegen, nirgends die Kraft und 
Wurkung cine oͤffentlichen umd gerichtlichen Hopothek 
beugefegt wird. ° Zur Sicherheit und Drdmung der Cataſter 
und Cämmerengefälle ift Die bloße Anmeldung und Production 
eines Eontractes, wodurch das Eigenthum auf einen Andern 
übertragen werden fol, volfommen hinreichend. Es bedarf 
daben Feiner befondern Unterfuchung , und mithin Farm auch 
Die foͤrmuche Confirmation deſſelben dem freien Willen der Par⸗ 
genen ganz fuͤglich uͤberlaſſen werden. Indeß iſt von der Ans 
meldung folcher Contracte, ſchon nach der. Natur der Sadı, 
Die Anſtalt der ftädtifchen Hypothefenbüder ‚, welche zur 
Erhaltung des frädtifchen öffentlichen Credits abzweckt gaͤm⸗ 
dich verſchieden. Durch die Erlangung einer dffentlihen Hy⸗ 
pothet will der Gläubiger Die gefchehene Rerpfäntung nicht 
bfos erweiſen, fondern auch zugleidy mit der Beftätigung des 
Gerichts, über den Werth und die Beſchaffenheit des Unter, 
pfandes , ſichergeſtellt ſeyn. Die Stadtobrigkeit muß daher 
eine Unterfuhung anftellen, ob die verfchriebenen unbetveglichen 
Pürgergüter dem Schuldner eigenthümlich gehören, und übers 
haupt verpfändet werden Tonnen; ob fie nicht bereits Andern 
verhnpothecirt find ; oder, wie die Landesverordnungen aus⸗ 
druͤcklich erwaͤhnen, nicht etwa uͤbet ihren wahren Werth ver⸗ 
pfändet werden moͤchten. Erſt dann, wenn ſich hierbey Fein 
Anſtand findet, erfolgt die obrigkeitliche Beſtaͤtigung und die 
damit verbundene Ingroffation in Das GStadtpfandbud). Bey 
einer bloßen Production der Sthuldverſchreibung wird aber 

weder 
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weder eine ſolche Unterfuhung angeftelt, noch die Ingroſſation 
derfelben in das Hypothekenbuch verfügt. Auf beides haben 
die Parteyen nur alsdann Anfpruch zu machen, wenn fie ein, 
erichtliches Öffentliches Pfandrecht geben und erlangen wollen. 
er Stadtmagiftrat iſt Daher weder fchuldig, noch berechtigt, 
wenn. der Gläubiger nicht felbft ausdrücklich erflärt, mit einer 
geringeren Sicherheit, mit der bloßen Anmeldung, zufrieden zu 
ſeyn; vielmehr eine öffentliche Hypothek verlangt, die Pfands 
» Berfchreibung zur bloßen Production von dem Schuldner anzu⸗ 
nehmen; weil Durch folche Operationen nicht nur der öffentliche 
Stadteredit geſchwaͤcht, fondern auch das Hypothekenbuch felbft 
kicht in Verwirrung und Unordnung gebracht werden koͤnnte. 


Nach dem gemeinen Mechte ift e8 übriaens zur Erlangung 
eines öffentlichen Pfandrechtes hinlaͤnglich, wenn die Derpfän 
dung nur in einer öffentlichen Urkunde enthalten ift.. In Ab» 
ficht des Mobiliarvermögens und der nicht cataftrirten Bürger» 
guͤter, oder uͤberhaupt folcher Smmobilien , welche nicht unter 
der Gerichtsbarkeit des Magiſtrats belegen ſind, kann ein Buͤr⸗ 
ger vor der Obrigkeit, unter deren Gerichtszwange das Grund⸗ 
ftücf liegt, oder vor einem Notar und zwei Zeugen, oder auch 
vor drei rechtſchaffenen Männern, den gemeinen Rechten gemäß, 
ein Öffentliches Unterpfand conftituiren, und er iſt nicht vers 
bunden, der Stadtobrigfeit davon Kenntniß zu-gebenc). Nur 
in dem Falle, wenn catafteirte büraerliche Grundſtuͤcke verpfäns 
det werden follen, ift dem, vor einer jeden andern ‚Obrigkeit, - 
oder vor einem Notar und Zeugen , beftellten Unterpfande die 
Kraft eines öffentlichen Pfandrechts entzogen, weil in der Ver⸗ 
ordnung vom Zahr 1739 ein jedes bey der Stadtebrigkeit nicht 
einft angemelderes Pfandrecht für ganz unwirkſam und Fraftlos 

erklaͤret 
c) M. vergl, dad Zelleſche Stadtrecht, mit Anmerkungen von 
Theod. Hagemann, ©. 59ff. und ©, 95. 


4 | 24 





306 


erflärt ift a), Als daher die Königl. — zu Hanno⸗ 
der, am 5. Sept. 1801, in Sachen Schrader mı den Mas 
giftrat zu Göttingen, wegen nicht zugelafiener Production 
einer Obligation, auf nachitchende Weiſe erfannte: „Da Ans 
halts der Dbligation die, auf in der Göttingiichen Feldmark 
belegene Laͤndereh, beſteliten Hypotheken oͤffentliche, oder we⸗ 
nigſtens ſolche ſeyn ſollen, welche mit dieſen gleiche Kraft has 
ben; dieſer Zweck aber durch die coram notario et teſtibus 
ausgefertigte Schuld und Pfandverſchreibung um deswillen 
nicht gen werden kann, weil es zum Weſen einer auf bürs 
gerliche Grunoſtuͤcke conftituirt werden wollenden öffentlichen 
Hypothek allerdings erforderlich ift, daß ſolche gerichtlich con⸗ 
firmirt und dem Hypothekenbuche ingroffitt werden ; von Dem 
Magıftrate alfo die Annahme der Obligation zur bloßen Pro⸗ 
duction mit Grunde verweigert worden ; ſo kann dem ange 
brachten Geſuche nıcht Statt gegeben werden“ — ward dieſes 
Erkenntniß, in Betracht der obigen Gründe, mittelit Beſchei⸗ 
des vom 30. Yan. 1802 von dem Königl, Oberareecater 
gerichte lediglich beſtaͤtiget. 
Er 
Ad) Verordnen —, daß diejenigen, welche auf foldhe Güter, ohne 
es der Stabtobrigfeit angezeigt zu haben, Geld gelichen, oder 
felbige auf andere Weiſe fih haben verfihreiben. 


laffen, bey ber Gtaffificasion unter die Chirographarios geſetzt 
werden follen. 


LX. 
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- LX. Erörterung. 


Die Abfonderung des trennbaren Allodii auf den unter 
der Gutsherrſchaft Koͤnigl. Cammer ftchenden Höfen ; 

ingleichen die Erörterung der Frage: ob derfelben über 
. einen Hof die Gutsherrſchaft zukommt ? gehört vor 
: die Zuftizhöfe. 





Wenn etwas in Mückficht der Abmeierung oder Wiederbeſetzun 
der Höfe, woruͤber ter Könige. Kammer die Gutsherrfchaft 
nebüpret, zu verfügen iſt; fo fol ſolches, nach Borfchrift der 
Landesaefegre), von dem Cammercoll:gio allein tractirt und ge⸗ 
gen die. Verfügungen Defjelben gar fein Rechtsgang geftats 
tet werden, Dieſe Vorſchrift finder jedoch in den Fällen f) Feine 
Anwendung, wenn entweder von der Abfonderung des trenns 
baren Allodii auf dergleichen Höfen, oder, davon die Frage ift: 
ob überhaupt der Königl. Sammer die Gutsherrſchaft über eis 
nen Hof zukommt? Schon am „5, Det. 1731 ift defhalb, 
in Sachen Peter Graͤven Erben g. des Landrentmeifter 
Manderftierna pto. debiti et immillionis, ein Königl. 

Da 042 Res 


2 J ar”, — 7 
„O9 Verordnung vom 19. Oct. 1719. 
f) M. f. pract. Eroͤrterungen, B.3. Nro.27. 
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Nefeript an die Renntcammer , zu deren Tünftigen Verhal⸗ 
tung g), dahin ergangen: 


Georg der Andere, König und Ehurfürft. 

Unfer Dberappeintlansgericht zu Zelle hat in S. Gräven c. 
Manderftieen — bey uns abermals vorgeftellt, daß des erftern 
Erben fich in diefer Sache noch nicht beruhigen wollten, indem 
Die auf euren Befehl von dem Gerichte zum Delm incompe- 
tenter unternommne [eparation des Allodii vom Meierhofe zu 
Grundoldendorf zum Praͤjudtz der creditorum gefchehen, da 


befagtes Gericht fo viel mit det taxation als adjudication fü . 


illegal verfahren, daß einige Stücke gar in Beinen Anfchlag ger 
bracht, andere aber um ein gav Öeringes dem neuenColono zugts 
ſchlagen worden. Ferner wollten Kläger noch nicht einräumen, 
daß der Hof quaeft. ein Uns zuftcehendes Meiergut ſey, fondern 
wären aufs neue eingefommen, und hätten dem Amtsadvocato 
die Edition des Meierbriefes aufzulegen imploriret; Nachdem 
Wir nun Uns aus der Sache referiren laffen, fo verordnen 
Wir hiermit, daß, da die feparation des Allodii, wie auch 
deſſen taxation und adjudication blos vor die Zuftig gehört, 
(geftalten die Conftitution vom 19. Oct. 1719, melde 
allhier die einzige norma und da fie der legi gene- 
rali derogitt, ftricte zu verftehen ift, dergleichen nicht 
mit fich bringet), folche gefchehene (eparation, taxation 
und adjudicafion der zum allodio ermeislich gehörigen Perti⸗ 
nenzen und Mobilien, um fo mehr wieder aufgehoben, und von’ 
dem Dberappellationsgerichte aufs neue legaliter und fo, al® 
es Die Zuftiz erfordert, vorgenommen, und bierunter den Rech⸗ 
‚tem nach verfahren werden ſolle, als allem Anſehn nach von dem 
au ' Gerichte 

g) Mittelft refcripti Regsi von bemfelben dato ift dem O. A. Ge⸗ 


richte eine Abſchrift, zu deſſen Direction, davon zugefertigt 
worden. — 
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Gerichte zum Delm gar nicht legaliter verfahren, und die 
creditores herfürzt worden. Was nun ferner die Hauptfache 
und die Qualität dieſes Hofes ſelbſt betrifft, fo ift ſolches zwar 
ohnmwiderfprehlich ein Uns zuftchendes Meiergut, da der dem 
von Manderjtiern in anno 1697 gegebene Meierbrief in origi- 
nali vorhanden ift; Nachdem aber fo wenig dem Gerichte als 
dem Segentheil Davon etwas wiffend , Die quaeftio an aber, 
wenn über die Qualität eines Meiers Zweifel und 
difpue entftehet, allerdings-vor Unfere Zuftis-Col- 
legia gehört, und dann durch Vorzeigung dieſes Original- 
Seierbriefs -diere Difficuftät ohne Verzug fofort gehoben wer⸗ 
den kann; fo werdet ihr die Production dieſes Original - Meier« 
briefes durch Unfern Cammer-advocatum bey dem Oberap⸗ 
pellationsgerichte bewerkſtelligen laſſen. Wir ıc, Hamton-Court 


ai a et ‚George, R. 
ut 
4 
er ü Hg 
FL ir, 
4 # - 1 
4 + 
42 
By: i ‚316 
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LXI. Erörterung. 


Verruͤcten oder bloͤdſinnigen Perſonen kann guͤltig etwas 
vermacht werden. 


Der Hauptmann von B. hatte in einem codicillo ad tefta- 
mentum judic. facto einet gewillen &. ein anfehnliches Vers 
maͤchtniß ausgefegt.. Kurz vor des erſtern Abſterben war Ich» 
tere in eine, den Gebrauch ihres Verſtandes völlig hindernde, 
Gemuͤthskrankheit verfallen, und es war für fie ein Eurator 
obrigkeitlich beſtellt. Dieſer forderte die Dermächtniffe ein. 
Die eingefegten Erben wollten ſich aber zu deren Herausgabe 
darums nicht verftehen , weil nur demjenigen ein Vermaͤchtniß 
ausgefegt werden koͤnne, der fähig fen, Andere zu Erben zu ers 
nennen h). Als eine blödfinnige Perfon wäre aber die Pers 
maͤchtnißnehmerin dazu ganz unfäyıg, und mithin mären die 
derſelben ausgefesten Legate als nicht gefchricben zu betrachten. 
Aber diefe Behauptung war den Gefeken ganz entgegen, und 
dieſe Schlußfolge, im gegenwärtigen ale, offenbar irrig. 


ie 


h) $. 24. I. de legat. 
za 
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Die Regel, daß derjenige, welcher Fein Teſtament errich⸗ 
ten, auch keine Vermaͤchtniſſe hinterlaſſen kann, iſt zwar an 
ich) gegruͤndet, und eben fo wenig ladet es Zweifel, daß ein 

erruͤckter, oder Blödfinniger, der. Feine vernünftige Zwiſchen⸗ 
räume hat, nicht teſtiren kann. Indeß find doch folche Uns 
glückliche, als Menfchen, der Eriverbungen, und folalih auch 
der Erbeseinfegung fähig D. Freilich kann ein Rafender oder 
Dlödfinniger die Erbſchaft nicht antreten, und wenn er im 
Blödfinne verftirbt , fo hat die, von deffen Eurator gefuchte 
..und erlangte, bonorum polffellio Feine weitere Wuͤrkung; 
vielmehr fallt die Erbfchaft nun an denjenigen, welcher fuccedirt 
haben würde, wenn der Blödfinnige nıcht zum Erben wäre er⸗ 
nannt worden k). Dieſes It nad) den römifchen Gefegen bey 
allen Blödfinnigen, welche nicht ipfo jure Erben waren, Rech⸗ 
tens’). Alles das läßt ſich aber auf bloße Vermächtniffe nicht 
anmwenden. Die Legate bedürfen feiner bejondern Annahme, 
Eeiner, Adition ,. fondern fie gehen, wenn fie unbedingt verlaffen 
find, gleich nad) dem Ableben des Erblaffers auf den Legatas 
| | rium 


i) Furioſus quoque teftamentifactionem habet, licet teftamen- 
tum facere non potelt. Ideo autem habet teltamentifactio- 
nem, quia potelt fibi adquirere legatum vel fi- 
deicommiffum.,L. ı6. $. 1. D, qui. teftam; fac. pofl. 
L. fin. $.8. C. de Curat. furiofi.* Weſtphal von Teſta— 

menten, $. 73. ©. 57- r 

%k) Guft. Beunh. Becmanun de adgnilitiome :heredit. de- 
menti delatae. Gett.1772. Höpfmer im Gommentar, $. 543, 
Böhmerd auserlefene Rechtsfaͤlle, B,2. ıfle Abth. S. 296 ff. 


.D Da, nach den neueften römifchen und den Grundfäben des heu= 
tigen Rechts, ein furiofus überhaupt und auf beftändig heres 
ex teftamento werben koͤnne, vertheidigt Weftphal in feis 
nen Öffentlichen. unb privatRechtögutachten, B. 2, Nro. 71. 


PR’ 
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rium übern). Das hoͤchſte Tribunal verwarf daher in der obi⸗ 
en Rechtsſache die, an daffelbe gebrachte, Beſchwerde mittelſt 
efcheides dom 8. May 1890, meil auch Blödfinnigen und des 
———— beraubten base gültigeriseif etwas ER wer⸗ 
den koͤnne. 








LXII. Erörterung. 


Bas für rechtliche Erforderniſſe hat der anweſende Erbe 
zu beobachten, der eine, nicht mit Legaten und Fidei⸗ 

commiſſen befchwerte, Erbichaft nur cum‘ Benefido 
‚ inventarli antreten win? 





S§S. u 


Die rechtliche Witkung des Gebrauchs der Rechtswohlthat des 
Erbſchafts⸗Inventarii, bey der Antretung einer Erbſchaft/ bes 
ftehet befanntlicy darin, daß der Erbe nicht angehalten werden 
ann, den’ Gläubigern des Erblafiers mehr, als der Beſtand 
und Werth der Erbfehaft beträgt, zu zahlen w. * 
sur 


m) L. sı. D. quando dies legator. — 
.n) L. 22. $.4, 6,9. Cod. de jnre deliber. Wachau Dil. 
de Solennit, et effect. lavent. heredit, Cap. 3. $.ı. Nro.9, _ 


Pag. 28. 
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Nur in fo fern tritt jedoch diefe Wirkung ein, als der 
Erbe diejenigen Formalitäten genau beobachtet hat, welche die 
Sefege, in Abficht auf die. Beneficial»Beerbung, vorfchreiben, 
Suftinian, von dem das Beneficium inventarii herrühret, 
machet, in zweien über den Gegenftand redenden Gefesen o), 
dem anweſenden Erben, der eine, nicht mit Legaten und Fidei⸗ 
commiffen befchwerte Erbſchaft mit der gedachten Rechtswohl⸗ 
‚ that anzutreten gedenket, die Beobachtung der folgenden Erz 
forderniff zur Pflicht: Ä 

Erſtlich nämlih, die Peranftaltung einer fleißigen 
und freuen Aufzeichnung - fämmtlicher - Erbfehaftsftücfe , ‚oder 
des ganzen activ und paſſip Beſtandes der Verlaſſenſchaft, 
Durch einen hierzu requirirten Notarius, der. bekanntlich gegen⸗ 
waͤrtig, zu dieſer, wie zu jeder aͤhnlichen Verrichtung, noth⸗ 
wendig zwei faͤhige Zeugen zuziehen muß py; 


zweitens, den Anfang der Guͤterverzeichnung, innerhalb 
—— von der Zeit anzurechnen, da der Erbe den Anfall 
der Erbſchaft erfuhr, und die Beendigung dieſes Guͤterverzeich⸗ 
niſſes, binnen eines fechszigtägigen Zeitraums, nach Verlauf 
jeuen 30 Tage q); auch endlich RR i 

rit⸗ 


0) L. aa. $. 2. Cod. de fure deliber. Nov.ı. Cap. 2. $. ı. 

p) Kaifert. Notariatd = Orbnung v. I. ısı2) $ 3. 
D.4.G. Ordnung, Th. 1. Tit.7. 5. 5. O. AGer, Gemein: 
Beſcheid v. 31. December 1726. 

a) In Abficht auf den, dem abwefenden Erben zur Confection 
des Inventarit zu Statten fommenden Zeitraum, verorbnet L. 
a2. $. 2. Cod. de jure deliber. — Sin autem a locis, iu 
quibus.res hereditariae, vel maxima pars earum polita eft, 
heredes abefle contigerit: tunc eig unius anni [patium, 

'a morteiteltstoyis numerandum, damus ad hujusmodi in- 
venatarii conlummationem; [ufhcit enim ‚prasfataum tempus, 


4. Rr 


4 
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drittens, die eigenhändige- Unterfchrift des Inventarii 
durch den Erben, mit der hinzugefügten Verſicherung: daß die 
gefammte Verlaffenfchaft in dem Verzeichniſſe achörig. aufge 
fohrieben, und nichts, aus Gefährde oder Lılt, Daraus: wegges 
laffen fey; oder wenn der Erbe des Schreibens unkundig ſeyn 
folte, die eigenhändige. Unterzeichnung eines Kreuges, und die 
von einem anderen befonderen Motarius, in Gegenwart zweier 
Zugen r im bewerkſtelligende Namens » Unterfchrift, anftatt des 

rben. 


Ä Sa | | 

Je deutlicher die vorermähnten Geſetze die ebengedachten 
drei Erforderniffe vorfchreiben, um defto atıffallender ift es ges 
wiß, daß, über die rechtlichen Requiſita bey dem Gebrauche 
des Beneficii Inventarii, unter den Mechtslehrern eine dufs 
ferft große Verſchiedenheit der Meinungen herrſchet. Einige 
Rechtslehrer häufen die von dem Beneficial, Erben zu beob⸗ 
achtenden Gegenftände auf eine, wohl ſchwerlich nach dem 
Gemeinen Rechte zu vechtfertigende, Art, dahingegen Andere 
beinahe nichts mehr von demjenigen angemendet willen wollen, 
was Zuftintan fo beftimmt vorſchrieb. Auf beiden Seiten 
gehet man, in diefen Stücken, zu weit, 


! 5. 3. 
Zu den Gegenſtaͤnden, welche einige juriſtiſche Schrift⸗ 
ſteller x), auſſer den vorbemerkten dreien geſitzlichen —— 
y 


etſi longiſſimis ſpatiis diſtant: tamen placnit, dare eis fa- 
eultatem inventarii confcribendi , vel per fe, vel per in- 
ſtructos procuratores in loca, ubi res pofitase [unt, mit- 
tendos, 

r) Hoepfner Elem. Jur. Civil. 6. 549; Nro, VI, Leyfer 
Spec, 364. Medit. 4. oo: | 
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bey der Antretung einer Beneficial» Erbfchaft beobachtet wiſſen 
wollen, gehoͤret 

erftlih: die, nad) dem Tode des Erblaflers vorzuneh⸗ 
mende gerichtliche Derfiegelung der Berlaffenfchaft, fo wie die 
demnächftige gerichtliche Entfiegelung derfelben, meil, wie bes 
hauptet wird, ohne folhe das Inventarium gar Feinen Nugen 
noch Glauben haben fünne, | | 


Unleugbar ift es freilich , daß in verfchiedenen. Ländern 
die gerichtliche Berfiegelung der Erbſchaften, aus dem vorge 
dachten Grunde, — beſondere Geſetze, unbedingt vorgeſchrie⸗ 
ben wird ©); wo aber, fo mie in den Chur⸗Braunſchweig ⸗ Lüs 
. neburgifchen Landen, ein folches befonderes Gefeg für den ans 
weſenden Erben nicht eriftiret , ann dieſem die Unterlaffung 
und Entfiegelung wohl nicht zum Vorwurfe gemachet ter» 
dent), Die Römifchen Rechte verbinden feinen Erben, der 
bios mit den Erbfcyaftsgläubigern zu. thun bat, vor der Er⸗ 
tichtung des Anventarii den Nachlaß des Erblaffers verfiegeln 
zu laffenu). - Immer ift zu vermurhen; daß der Erbe, als ein 
thrliher Mann, nichts veruntreuet habe; und wer das Gegen: 
theil behaupten mil, muß den Beweis übernehmen, der, ohne 

chwierigkeiten, Durch die’ Zufchiebung des Meinigungseides 
den der Erbe, auch ohne —— Verdachtsgruͤnde, und * 
RE ER: Rra. a 


s) Carpzov jurispr. forenf. P. 3. Conft. 33, Def. 10. Rich- 
ter P. 2. Decili 59. Nro.öu4. Berger Oecon. Jur, Lib. 
2. Tit. 4. & 50. Not, 5. 0 
t) Wachau Dill. de Solen, et Effect. Invent, hertedit. Cap. 2. 
$. 9. pag. 23. Müller Oblervat. ad Leyler., T.4. P. ı. 
Öblervat. 561. Btruben rechtl. Bedenk. Th. 5. Bedenk. 7. 


2) Stryk Uf. mod, Pand. Tit. de jure delib, 83. Knorre 
” de Oblignat judic. Cap. 2, &. 1.15 = vo. —— 
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alsdann, wenn er blos mit Glaͤubigern fireitet, abzuſchwoͤren 
verbunden iſt, geführet werden Bann x). Ä w 


5. + 
Ein anderes vermeintliches Requifitum fl | 
2tens die dem Inventario vorzufegende Erklärung oder Clauſel 
feyn: daß der Erbe fich anderergeftalt der Verlaſſenſchaft nicht 
anmaßen wolle, ald cum beneficio legis et inventarii, wel⸗ 
ches er ſich damit feierlich bedinge. Don der Nothwendigkeit - 
diefee , durch einige deurfche Provincial» Verordnungen vorge 
chriebenen, Elaufely) enthalten die biefigen, bey ung allein in 
tracht kommenden, Landesgefege ebenfalls-Fein Wort, und 
jene Erklärung ift daher um fo mehr als etwas ganz Unwe⸗ 
fentliches und Weberflüffiges zu betrachten, da ein übrigens ge» 
fegmäßig errichtetes Inventarium ſchon an ſich felbft die Wuͤr⸗ 
kung mit fid) führet, daß der Erbe nicht ultra vires heredi- 
tatis gehalten ift, und Daß derfelbe fi), ‚durch Die Aushaͤndi⸗ 
gung * inventariſirten Verlaſſenſchaft, gänzlich liberiren 
nn 2). 


z ⸗ 5. fr 

Eben fo wenig iff £ 
ztens, die von einigen Rechtslehrern =) für erforderlich sehal 
| ene 


z) ’Mevins de fpecific. jurate, Cap. 2: . ı2. Bochmer 
Tom, 2. P. 5. Refponfio49g, Nro. 17. Rauchbar P, ı, 
Qu. 29. Nro. 14. 
y) Wachau Le. pag.27. 
. 3) L. fin. &. 13 et ı4. Cod. de Jure delib, Anton Faber 
ad h. Tit. Defin. ıı et 20, Stryk Gaut. Contract. Sect. 
3. Cap: 3. & 2. ..f org 1 
a) Bachov ad Treutler, Vol, a. Diſp, 142. Th. g. lit, X. 


if 
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tene Ladung der Erbſchaftsglaͤubiger zu der Errichtung des In⸗ 
ventarii nothwendig. Die Roͤmiſchen Gefege fehreiben eine 
folche Ladung gar nicht vor; denn wenn L. fin. $.=. Cod. de 
jure delib, die Worte vorkommen: Sub praelentia tabula- 
riorum ceterorumgue, qui ad hujusmodi eonfectionem 


neceffarii funt; fo ift der gebrauchte Ausdrucf : Ceterorum, 


wohl offenbar nicht von den etwanigen Glaͤubigern, fondern 
von den Zeugen zu verftehen, zu deren Zuziehung die Tabula- 
ri oder Motarien in der Nov. ı. Cap. a. $. x ausdruͤcklich 
angewieſen find. Gleichergeſtalt entfcheidet es nichts, daß in 
der ebengedadyten Novelle die Eitation der Legatarien und Fir 
deicommiffarien vorgefchricben mird , weil gerade darin, daß 
dem Erben, der eine Berfürjung der Quartae Falcidiae oder 
Trebellian. beforget, fo zu fagen ausnahmsweiſe, die Citation 
des Legatarien und Fideicommiſſarien zur Pflicht gemalt von 
einer gleichen Zuziehung der Ereditoren aber Fein Woͤrtchen ges 
fagt ift, der ficherfte ‘Beweis lieget, daß der Geſetzgeber das, 
allerdings aud) fehr ungleiche, Intereſſe der Legatarien oder Fir 
deicommiflarien, und der Ereditoren, aus einem ganz verſchie⸗ 
denen Gefichtspunfte betrachtet, und deshalb die Ladung der 
Gläubiger zu der Inventariſirung für unnöthig gehalten bat. 
So wenig nad) der Theorie des gemeinen Rechte, als nach 
dem, von einer Menge juriftifcher Schriftfteller bezeugten, Ge⸗ 
richtsgebrauche b) kann aljo die Eitation der Gläubiger für = 


Richter Decif, 59. Nro, 7. Faber Cod, Lib. 6, tit, 12. 
Def. 17. 

b) Mevius P. a. Dec. 356. Nro. 20. Brunpemann ad 
Leg. fin. Cod. de jure delib. Nro.15. Berger Oeconom. 
Jar. Lib. 2. Tit. 4. $. 50. Not. 5. pag: 497. Sande De 
eif. Frific. Lib. 4. Tit. 192. Def, 4. Ruland de Commiß, 
P.4. Lib. 5. Cap. 10. Nro. 6, 
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Erforderniß des gu errichtenden Exbfchafts » Znventarii gehal⸗ 
ten werden. 


5. 6 
Endlich ift auch 


atens, bey Ermangelung eines befondern Landesgefehes über 
den Gegenftand, die, freilih an einigen Drten gebrauchiiche, 
a Ai inventarifirten Erbfchaftsftücfec) aus dem Grun⸗ 
de, im Allgemeinen, für etwas Lnmefentliches bey dem Ges 
brauche des Beneficii Inventarii anzufehen, weil die hier zur 
Anwendung kommenden Römifchen Gefege, von dei Nothwen⸗ 
digkeit eimer ſolchen Schägung, gaͤnzlich ſchweigen qh. 


$, 7. 


Aus dieſem allen folget, daß die Zahl der, in dem F. 1 
erwähnten Gefege des Zuftinian vergefchriebenen Requi⸗ 
fiten eines rechtswirkſamen Erbichafts » Fnventarii , nicht füg- 
lich vermehret oder ausgedehnt werden Fann, und es bleibt nur 
noch) die Erwägung übrig: ob die 8. ı angeführten drei geſetz⸗ 
lichen Erforderniffe noch jest, ihrer ganzen Strenge nach, von. 
dem Beneficial» Erben zu beobachten find? Sowohl in Altern 
als neuern Zeiten haben juriſtiſche Schriftftellee es häufig zu 
vertheidigen geſucht, daß Mängel und Verſehen das Inventa⸗ 
tium eines vermeintlichen Beneficials Erben nicht ungültig mach» 

tene), daß diefelben durch die Eidesleiftung des Erben fuppliret 
’ wer⸗ 


c) Colleg. Jur, Argent. Tit. de jure delib. Th. 34. Nro. ı. 

d) Mevius P. 9, Deciſ. 356. Nro. 29. Brunnemann ad 
Leg. fin. cit. Nro. 26. Wachau l.c, pag. +, EA SR 

e) Carpzov P. 3. Conft, 35. Def, 9. Lauterbach DIR, 
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werden Fönntenf), und daß das Beneficium Inventarii felbft 
demjenigen nicht zu verfagen fey, der einen Nachlaß in Beſitz 
genommen habe, ohne ſich folches ausdrücklich zu bedingen, 
und ein Inventarium zu errichten g). Dieſe ertenfiven Mei 
nungen der Rechtslehter ftreiten aber ganz gegen den Inhalt, 
den Sinn und die Abficht der vorhandenen deutlichen Gefege. 


Nirgend findet es fi) in dem Gemeinen Rechte vorgefchries 
ben, daß eine Specificatio jurata die Stelle eines fürmlichen 
Erbfchafts-Fnventarii vertreten Fönne. Es ift diefes blos dem 
Saͤchſiſchen Rechte gemäs , welches an anderen Drten nicht 
angenommen werden kann b). In den Ehurbraunfchweigfchen 
Landen find die Vorfchriften des Römifchen Rechts, über die 
von dem Beneficial» Erben bey Errichtung des Inventarii zu 
beobachtenden Förmlichkeiten , durch Fein Geſetz aufgehoben, 
und dasjenige, was der, auch) bey ung zu beobachtende allges 
meine deutfche Gerichtsgebrauch, anerkannt in diefem Stuͤcke 
abgeändert hat, beftehet bios darin, daß es dem Erben frei» 
ftehet, ftatt der Römifchen Art der Anventarifirung durch No⸗ 
tarien und Zeugen „ fich einer gerichtlichen Obfignation Pin 

nas 


de Invent. hered,. $. 15. Wernher lectifl. comm. ad Dig. 
Tit. de jure delib. $. 6: 7. & 

f} Lauterbach Coll, Th. Pract. L.23. tit.8. 6.18. Ber- 
ger Oecon. Jur. Lib, a. tit.4. 6.50. Not.6. Wernher 
Vol, 5. Obfervat, 146. Nro.3. Mevius P.a. Dec.24. P.4. 

Dec. g2. Nro. ı. 
g) Struben rechtl. Bedenk. Th.4. Beb.95. Th.5. Beb. 2. 


bh) Mevius P..a. Dec, 96. P.6. Dec. 59. P. 7. Dec. 50. 
Hommel Rhapf. Obferv.ıg2. Ayrer [pec. jurispr. con- 
falt. de abuſ. juram. 6.62. aPufendorf Tom, 2. Ob- 
fervat. 101. $.4 et 5. 
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— und Aufzeichnung der Erbſchaftsguͤter F bedienen i).. 
hlet der Erbe dieſen ſicherſten und kuͤrzeſten Weg nicht zur 
rechten Zeit, und gebrauchet ſtatt deſſelben eine Guͤterverzeich⸗ 
nung durch Notarien und Zeugen; fo muß er dabey alle Vor⸗ 
fehriften des Römifchen Rechts, in ihrer ganzen Strenge, um 
fo mehr beobachten, weil widrigenfalls bey der Anwendung des 
Beneficii Inventarüi, ganz wider die weile Abficht des Geſetz⸗ 
gebers, und zur größten Unficherheit der Erbfchafts. Gidubiger, 
‚alles nur auf die Willführ und die Medlichkeit des Erben ans 
fommen würde. Da es übrigens, den Geſetzen nachk), voͤl⸗ 
lig gleichbedeutend ift, ob Jemand etwas gar nidyt, oder nicht 
in der gefeglichen Form, vorgenommen bat; fo ergiebt ſich hier⸗ 
aus von felbft, daß alle gefeglichen Folgen, der gänzlichen Uns: 
terlaflung eines Anventarii, auch den Erben treffen, der bey 
der Errichtung des Güterverzeichniffes Die vechtlichen Erforder⸗ 
niſſe deſſelben vernachläffiger bat), : . 


id Hellfeld jurispr. far. &. 1468. . Stryk Uf. mod, Pand. 
Lib.28. tit.8. $.7: Leyler Spec. 364. Med.4. Knorr 
de Obfign. judic, et Wachau loc. cit. 

k) L.6. Cod, de Legibus. L.6. Dig, de auct. tutor. 

1). Stryk Cauüt. teftam. Cap. 22, Membr.2.5.6. Hellfeld 
jarispr, for. 6.1471. Wachau Dill, cit. Cap.4. $.ı2. 


. 


LXIII. 


» © 
» 
— 


0 EXIT Eroͤrterung. 


Ueber einige der erheblichſten Verſchiedenheiten zwiſchen 
den Ehegeſetzen der Chur⸗Braunſchweig⸗Luͤneburgiſchen 


Rande, 


71 ba 9 J * ⸗ 





Die Ehefachen werden in den Provinzen der Chur-Brauns 
fhtweig» Lüneburg. Lande nad) derſchiedenen Gefegen beurtheis 
let. Im Fuͤrſtenthum Lauenburg ailt die Berlöbnifconftis 
tutiön vom rr. Aug. 1732; in dein Fuͤrſtenthum Calenberg 
und Bünebwen, ſammt Den Dazu gehörigen Graf⸗ und Herr⸗ 
en, die Berlobungsconftitution vom „ Fan. 17335 in 
dem Herzogthum Bremen und Verden die Eheverordnung 
vom 18. Map 1753, und im Lande Hadeln die Eheyerord⸗ 
nung) vom 21: Febr. 1786. In den Hauptgegenſtaͤnden 
fommen Ddiefe Ehegefege mit einander überein, und befünders bes 
merkbar wird die Harmonie zwiſchen den beiden’ erftern und 
wieder zwiſchen den beiden’ letztern; aber in dem einen und ans 
dern Puncte find fie doch von einander abweichend. Eine Vers 
glelchung derfelben dürfte Daher, als Huͤlfsmittel der Intetpre⸗ 
\ | 3  fation, 
m) abgedruckt in den Anhalen'der Br. Lüneb. Churfande, Von’ Ia: 
cobi imde Kraut. Jahrg. 1. Sr. 1, S. 20.” Vürgl, ptaet. 
Eroͤrterui B. NM 


4. Ss 
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tation, in Abficht einiger ſchwierigen und zweifelhaften Stellen, 
nicht ohne Nugen ſeyn. — 


I, 
Weder die Lauenburaifhe und Bremenſche, noch die Has 
deinfche Eonftitution erfordern zu einem gefegmäßigen Verioͤb⸗ 
niß die Gegenwart des Predigers. Die Ealenbergifche und 
Lüneburgifche hingegen fehreibt die Zuziehung des Predigers Des 
Orts m), jedoch woͤrtlich nut ben den Eheverlobniſſen der ges 
meinen Leute auf dem Lande, welche entweder noͤch El— 
tern und Großeltern haben, oder unter Vormuͤndern ftchen, 
als nothiwendig vor 0), 


a Fer ©; Sr 
Iſt die Einwilligung p)..der Eltern, Großeltern, oder Vor⸗ 


münder vorgängig ertheilt, fo muß das Eheverfprechen: in Ge 
oe gen! N gen⸗ 


a us HIRTEN N 

m) Pract. Erdrter. B. 3. Nro.54. ; 
0) Pract. Erörter. B, 3. Nro, 52, Schlegel Churhannoͤp 
„. Kirchenrecht, = 3.8. 226ff. ER ED Dr 
PP) Nah der Galenberg., Lüneburg; Bremfhenimt: 
— Sauenburgifchen, Eheverordnung muß dem elterliche Conſens 
allemal ausdrüdlic,. ertheilet werben-, und mithim if: eine‘ 
blos ſtillſ hweigende Einwilligung nicht binreibend; ,., Die 
Hadelnfhe Gonftitution erfordert aber eine ausdrüdliche el: 
terlihe Confensertheilung , und es dürfte daher eine ſtillſchwei⸗ 

‚ „gende Einwilligung der Eltern und Vormuͤnder nicht. auszuſchlie⸗ 
‚gen ſeyn. In welchen Faͤllen ein ftillfehweigender.Gonfeng zur 
VBerehelichung uͤberhaupt bey ‚den Eltern anzunehmen; iſt, davon 
. f. m. 


— — — 
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genwart von Zeugen geſchehen. Nach der Calenbergiſchen und 
Luͤneburgiſchen Eheordnung, womit auch die Lauenburgiſche übers 
einſtimmt, iſt, auffer den Eltern oder Vormuͤndern, die Zus 
ziehung zweyer ehrlichen, d. i. glaubhaften Männer erforderlich, 
wenn nemlid) die zu Derlobenden noch Eltern oder Bormünder 
haben; find aber Feine Eitern oder Vormuͤnder mehr vorhans 
den? alsdann ſoll die Verlobung entweder vor. ihrer Drtsobrigs 
keit oder mit Zuziehung, wenigſtens zweyer,  beglaubten 
Maunnsperſonen, als Zeugen und Beyſtaͤnde, geſchehen. Die 
Bremſche und Hadelnſche Eheordnungen erfordern, ohne Unter» 
fehied, ob die Eheluftigen noch Eltern, Großeltern und Bots 
muͤnder haben ,. oder nicht, blos die Gegenwart. wenigiteng 
zro@pet "ehrlichen, beylaubten Mannsperſonen 9); erwähnen aber 
Peiner Verlobung vor der Drtsobrigkeit.. Indeß wuͤrde doch 

62 ein 


Le m Hennig über bie Mechte und Befugniffe ber Eltern bey. 
I» den BVerheirathungen ihrer Kinder, $. 58. — Auffer dem Gons 
fenſe der Eltern und Vormuͤnder ift bey Subaltsrnen = Officieren, 
"+3 Wnteroffieieren und 'Gemeinen auch noh die Einwilligung 
er Militairbehörde."erfurderih, Schlegel Hannöver: 
>. sches Kirchenrecht, Th. . S. 198f. Militair-Juſtizregle— 
—ment v. J. 1736, Cap. 2. 8.9. ° AL j 


9) Durch die, faft in allen Landes: Cheordnungen befindliche Bor: ⸗· 


ſchrift, daß die Verlöbnigeinwilligung in Gegenwart zweyer glaub: 
haften Mannsperfonen gefchehen fol, ſcheint die Zuziehung 
on Frauensperſonen ausgeſchloſſen zu ſeyn. Nur die 
5. Bremfhe Conſtitution beſtimmt im Artic. V, daß die zu 
Werlobenden, in Gegenwart zweier ehrlichen und unſtraͤflichen 
Mannds oder Frauensperfonen, fih dad Jawort geben 
folen. In fo fern jedoch dieſe Zuziehung fremder unverdächtiger 
Perfonen niht ber Solennität wegen geſchiehet, vielmehr 
blos den Zweck hat, um' durch ihr unparteyifches und gewiſſen— 
haftes Zeugniß die Richtigkeit des geſchehenen Eheverſprechens 

(Te 


? 
- 
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ein vor derfelben vollzogenes Eheverſprechen, pach der, Analogie 


der übrigen Landesnefeße, wohl ebenfalls gültig und verbinds 
fich ſeyn Don dem Zeugniffe find, nad der Calenberxgiſchen 
und Lüneburgifchen Conftitution, nur der zu Verlobenden ihre 
Brüder, Brüder und Schweſterſoͤhne ausgeſchloſſen; die übris 
gen Verwandten aber, wenn fie nicht feibit etwa Vormuͤnder 
oder Curatoren find, zugelaſſen. Die Bremſche und Hadeln⸗ 
fee Eheordnungen geben weiter, und nach ſolchen werden vom 
Zeugniß ausgeſchloſſen: „der zu Derlobenden Perſonen Iehlide 
Stief- und Schtyirgerväter, und deren, fo wie auch der Muͤt⸗ 
ter afcendentes ;_ ferner leibliche Stich» und Schwiegerſoͤhne 
und deren, ſo wie auch der Töchter, defcendentes; ‚nicht wenis 
ger Brüder und deren Söhne, -und endlich die Vaͤter⸗ und 
Muͤtter⸗ Brüdeei tt... 0: Hrn nnd mund 


a 223. 
Man iſt zuweilen nicht einig daruͤber, ob die Verlobungs⸗ 
zeugen nicht der Solennitaͤt wegen zugezogen werden, mithin 
foienn requirirt ſeyn müffen? Allerdings enthält die Verlobung 
eine feieriche Handlung, abet doch nicht in der. Hinſicht, Daß 
dazu nerade eine folenne Finladung der Zeugen erfordert, wurde; 
menigftens ſchreiben unfere Ehegefeße eine folche feierliche Ne 
quifition derſelben nirgends vor. Aber zur Form der geſchehe⸗ 
nen Verlobungseinmilligung, und zum Beweiſe derjelben , iſt des 
zen Gegenwart durchaus nothwendig; weil ein, ohne Zeugen, 
oder ohne deren genugfames Diitwiffen, volzogeues. Ehenerjpres 
chen für heimlich, „uhaültig und uniräftig dergeßalt erklärt ıft, 
Dan. — Eheklage angenommen und, exhohen werden 
ar * * mn ie 1 24 


1 ir 
Suter i ren? Me 
RR j E33. n 
erweifen zu Finnen, dürften Framensperfonren,mohl eben 
fo zuläffige, und tlichtige ‚Zeugen. ſeyn, als Mannsperfonen. 
*) Shlegela.a.d. S. 2323... 
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vehement een, 

a ueligun tee md. ut 

Die Nothwendigkeit des Conſenſes der Eltern, Großeltern 

und Vormuͤnder, hebt die freie Eheeinwilligung der Kinder und 
APllegbeſohlnen nicht: auf. ‚Aber: über Die Frage tritt zumeilen 
eine Verſchiedenheit der Meinungen ent: ob die Kinder». nach 
unſttn Landeschegefegen,. ihre Einwilligung auch ftilfchreigend x) 
ertheilen können ,. oder. ob nicht vielmehr die aus druͤckliche Ders 
loͤbnißeinwilligung derſelben erforderlich iſt? Mach gemeinen 
Riten kann das Eheverſprechen unſtreitig durch. deutliche Zeus 
gen und ſprechende Handlungen, folglich durch eine ſtillſchwei⸗ 
gende Einwilligung verbindlich werden e). Der Vater, konnte 
ſogar nach roͤmiſchen Geſetzen feinen Toͤchtern eine Heirath ber 

1333— Recht jedoch in der Folge ſchr eingeſchraͤukt 
mu 


/ 


9.3 ;Mnfere, Brovineintgefege- erſfordern aber sein, aus⸗ 
druͤck iches Eheverſprechen der Berlobsten, in Gegenwart der 
Zeugen / und ein ſtilſſchweigendes kann, als eonſtitutionswidrig/ 
unwirffand gemacht; werden; wenn einer der Verlobten bey dem⸗ 
ſelben nicht bleiben will. In der Calenber giſſchen und 
Lünchutgilchen Eherrdnung Finder ſich zwar hieruͤbet keine 
woͤrtliche Beſtinmung; allein es heißt doch darin: daß die 
Eheluſt igen, in, Gegenwart yrorper Mannsperfonen: ſich ner los 
bei. fol len. Den Zeugen würde es aber unmöglich fallen, 
wi Ye . Gar ge eine 
Ne 1 4 Pe Fe 15 A Pa 4 23 FELD ER EGE Zu Js: 
8) Bi Bi, bie Eltern ‚nder Bormänder erklaͤrten in (Gegenwart der 
3:6 180. Berlobenben.z eh Teyr Venlobungsragsz fie stießen 
miordie Ringe wecdftinz. ſetzten den EchgiderHoczeit 
3. Falk umd dergl. meht, nahe daß pie Kinder sand Pflegbrfohbien 
hr widerfprächen, ober ihre Abneigung bezeigten. 
s) L. 12. pr. D.de fponfal. Schotts Ehercht, 8. 147. Wiefe 
rn Handbuch des Kitchentechts, 8.268...” DE 6 
a) Hbpfner;Gommentar: uͤber/ die Snfisutionen, h. nı2, He n⸗ 
nitg a. a.O. $. 64. a 
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eine unparteiifche Bekraͤftigung der Wahrheit, von dem geſche⸗ 
benen techfelfeitigen Eheveriprechen, abzulegen, menn fie die 
Eintwiligimg det Verlobsen HER nicht wirklich gehodi Hatten. 
Dem Sinne jener Verordnungen iſt es daher voͤllig angemeſ⸗ 
fen, wenn man zu wonftiturionsmäßigen Sponſalien ein aus⸗ 
druͤckliches, kein ſtillſchweigendesEheverſprechen der Verlob⸗ 
ten in Oegenwatt dar Alam vrſorderllch achtet x) Daß 
dleſe Meinung mit der Abſicht des Geſetzgebers vollkommen 
uͤdereinſtimmt/ TAGE! ſich aus den uͤbrigen Ehtardaungen au 
eine uͤberzeugende Weiſe  Darthun. 1m der Brecwſchen E 
verordnung heißt es: ‚ben det ehelichen Verlodung ſollen wenig 
ſtens zwo ehrliche und unſtraͤfliche Derfünen? im de ren Gegen» 
wart das Jawort gegeben wird, zugegen ſeyn.“ "2 
de Hadelnfehen Eonfticutien wird mod) beftinntiter feftges 
fege:; „bey der ehelichen: Verlobung fonen ‚s nuffer den: Eitern 
oder Bormändern ‚: weniäftens' den ehrliche begiaubte Manns⸗ 
perſonen, in deren Gegenwart‘ das. Jawott toge⸗ 
geben wird, daß fie folhes-hören, und im Falle, daß 
die fich Verlobenden ſich zur Beftätigung die Hände: geben, 
oder ſich etwas auf die Teenie Schenken, folches fehen, ge 
genwartig ſeyn, um ſie nachmals, falls es moͤthig fen follte, 
als Zeugen gebrauchen zu koͤnnem NUnd in der Lauenbur⸗ 
gifhen Eheordnung if beſtimmt: es ſollen fich Did zu; Ver⸗ 
ſobenden in zweier ehrlichen Mannsperfonen Gegenwart ein⸗ 
ander das Jawort geben." Hierdurch it alfo der- ftills 
fehroeigende Eonfens der zu. Verlobenden ausgefchioffen;- und 
wenn ifie ‚einander micht deutlich das Jawort, in Gegenwart der 
Zeugen, ‚gegeben haben; fo iſt die gefeglich vorgefchriebene Form 
aus der: Acht gelaflen , es fehlt an der Gewißheit der * 
— nd m yır RT ICIE un 


u) Hiernach iſt auch vom hoͤchſten Tribunale geſptochen Pu- 
fend oxrf Tom... obſ. 434. Eiſe nhart s Rechtshaͤndel, This. 
S. 258f. DE Zn rn Er ze 


x 





327 


und ungeswungenen Berlöbnißeinmilligung, und die Sponfalien 
find conſtitutionswidrig. Will alsdann ein Theil von folchen 
mangelhaften Sponfakien zuruͤcktreten, fd darf der Eherichter, 
um ungluctſiche Ehen zu verhuͤten solche nicht aufrecht erhabu 
tenx) DAS hoͤchſie Dribunab erkannte auch nach dieſen Grund⸗ 
ſaͤtzen, und verwarf in Gemaͤßheit der Lauenburg Verlobungs⸗ 
conſtitutian ine zuaufı\ Die. blos ſtillſchweigend geſcheheno ſeyn 
ſolende Berlͤbnißeinwilligung, gerichteten Zeugenbeweis als 
uͤberflüſſig und unzulaͤſſig, am 21. May 1801, in Sachen 

Willruth Sre eſ ch. pin. Einſpruchs. nis. ame Go 
wur..nd. TE ed) Te et 32939 *57 
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udr vi ee re LE 3 
Mod ahtiay.cneen — ER Bet ke et} nei SE 
Anßre Landssehegeſetze verordnen allgemein / daß jedes Eh 
verloͤhniß welches ohne gegiemend nachgeſuchte, d. h. ohne: 
vorgaͤngig erbetene, Einwilligung der Eltern, Großeltern und! 
Vormuͤnder von den Kindern eingegangen iſt, voͤllig nichtig 
und kraftlos ſeyn ſoll ). Dahingegen dürfen aber auch El⸗ 
teen oder Vormuͤnder, welche vorher gehörig um ihren Con⸗ 
fens gebeten find, ihre Einwilligung nicht aus Geiz, Eigen⸗ 
‚finn oder fonft unbilligen Abſichten verfagen. Nur gerechte und 
vernünftige Urfachen follen die Eltern. und Vormuͤnder berech- 
tigen fönnen, ihren Eonfens den Kindern und Pflegbefohlnen 
zu ihrer DVerheirathung zu verfagen. Welche Weigerung» 
urfachen aber im Allgemeinen für rechtmäßig zu achten fiyd? 
darüber beftimmen die obigen Gefege nichts, und es ift alfo 
die Beurtheilung derſelben dem vernunftigen und forgfamen Er» 
meffen des Eherichters uͤberlaſſen mordeny). 
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Kr 
x) Man vergl. Hennig a. a. O. F. 67. 
*) Schlegel a. a. O. ©. 205 ff. 
) Von foldyen rechtmäßigen Weigerungsgründen handelt ausfuͤhr⸗ 
* I Hennig a. a. O. &. 68 ff. 
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MS “5 44.5.0 13 rs 
. Alle Provincial«Ehrardnungen find übrigens darunter wölig 
übereinftimmend, daß alle unconftitutionsmäßfgen Beriobungem 
wenn auch gleich der Benfchlaf ‚oder ein. Eidſchwur Yinzugefone 
men, für nchtig geachtet, "und die dehfalls erhobenen Klagen! 
von den Konfiiseien: ſofort zuruck gewieſen werdemifoleni.: Eine 
gleiche, Uebereinſtimmung findet Statt, daß einer, weder Eltern 
noch Vormuͤnder habenden Mannsperſon, welche eine: &hrliche 
und unberuͤchtigte Frauensperſen, un ter dem Verſprech AR 
der Ehe, zum Beyſchlaf verfuͤhret hat, dieſe Verordnungen 
nicht zur Entſchuldigung oder Ausflucht, gegen die Vollziehung 
der Ehe, dienen ſollen. Nur die Lauenburgiſche Eonftis 

tution enthaͤlt namentlich die Einſchraͤnkung daß Lie Meiführte 
nicht. ungleichen Standes mit dem Derführer ſeyn fine: 
wenn ſie mie: der Ehekllag lage gehört werden ſol.. ı > ' 
I * J* — , 54 i uot- 73% all. 
353 Ron vr fir; A TI AR, ni J — 30 uin in 
nr) — mou — * ER ee pe —— Pia 1} 
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Die — der * gi — die el⸗ 
terliche Einwilligung nachzuſuchen, liegt theils in der Ehrfurcht 
und Achtung, welche fie ihren Eltern ſchuldig find; theils aber 
in Dem 2), vermoͤge deffen Eltern die or. 

ni 

F * die Eryicpüng völendet, und die lee — — bey 

Soͤhnen durch Anſtellung eines abgeſonderten Haushalts, bey 
‚Töchtern durch eine Heirath — aufgeloͤſt; ſo haben bie Kinder 
die Rechte ſelbſtſtaͤndiget Menſchen. Sie find alsdann nicht 
vwreitet Bey Ihren Verloͤbniſſen am die elterliche Einwilligung ges 

r binden; "il die fortdauernde Ehrfurcht gegen die Eitern, für 
‚.. bie aus ber dIterlichen Gewalt bereits entlaſſenen Kinder, in die⸗ 
er Hinficht, keine Zwangsrechte begrütidet. "Schott Eherecht, 
8. 93. Nach unſern Eheverlobungsconſtitutionen ſol⸗ 
2 len —* alle, ſowohl Mamns- als Srauendperfonen, bie Eins 
willigung der' Eltern und Großeltern, wenn fie nod am Leben 
2% „find, nachſuchen, bey ‚Strafe der Nichtigkeit. Beſonders bes 
> Fimme druͤrkt ji BR bie —— Cheordnung im Ars 
“re 
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niß haben, ſolche Handlungen der Kinder zu verhuͤthen, wel—⸗ 
che ihre Vollkommenheit und Glückfeligkeit vermindern, oder 
zerftöhren Fönnten. Haben die Eltern gerechte Urfachen, ihre _ 
Kinmilligung zu der Ehe zu verfagen, fo Fann die Obrigkeit 
niemals den elterlichen Confens ergänzen, und an der wider⸗ 
fprechenden Eltern 52 die Schließung der Ehe erlauben. 
Unter die gerechten Urſachen der Weigerung kann man im all⸗ 
gemeinen voͤllige Ungleichheit des Standes und Herkommens, 
verſchwenderiſches Leben. Mangel des noͤthigen Auskommens, 
angewendete Lift, uͤblen Ruf; Liedertichkeit; Trunkfaͤlligkeit, ans 
fteckende, ſchwer zu heilende, Krankheiten und andere ähnliche 
Urſachen zählen; infonderheit abır muß man dag heimliche Ehe 
verfprechen und ſolche Handlungen der Kinder dahin rechnen, wo⸗ 
durch fie, die gebetene, aber verfagte Einwilligung ‚der Eltern zu 
erzwingen gefucht haben, z. B. durch Benfhlafa), Entführung 
oder Entlaufung aus dem elterlichen Hauſe, Beſchimpfungen, 
ee we han Fran. ai 


24 


a) Iſt ber Beyſchlaf nicht erſt n ach erbetenem, aber verfagtem, 
elterlichen Conſenſe, ſondern vorher, ohne ſich zuvor heimlich 
verſprochen zu haben, und in einem unbewachten ſchwachen Au⸗ 
genblicke, mithin nicht aus Verachtung des elterlichen Anſehens, 
oder um bie Einwilligung zu erzwingen, geihehen ; nachmals 
aber. um ben elterlichen Conſens gebeten worben: f dürfte fol: 
cher ‚von den Eltern und Vormuͤndern nicht anders zu verweis 
gern feyn, ald wenn fie bazu gerechte andere Urfachen ‚haben. 
.. Sind folde nicht „anzugeben , fo Fann tes Gonfiforium‘, auf 
Anfuchen der Gefhwäcten, den Conſens fuppliren, und bamit 
die Gefallne zugleich wieder zu Ehren bringen. Deunn der Aus: 
drud in der Eheconftitution: die Einwilligung geziemend fir 
hen, iſt nur dahin. zu verftehen,, bag bie Kinder vor ihrer 
, Verlobung ‚um die. elterlihe Einwilligung bitten, fonft aber diefe 
heimlichen Verloͤbniſſe nichtig und underbinbiic, ſeyn ſollen, 
wenn gleich der Beyſchlaf hinzugekommen il. — 


bi 
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oder wider die Eltern gebrauchte Thaͤtlichkeiten u. ſ.w. In 
den genannten letztern Fallen find die Eltern gar nicht verbuns 
den , befondere Urfachen ihres Widerſpruchs anzuführen b), 
und das Eonfiftorium darf den verfagten elterlichen Conſens 
nicht. ſuppliren; weil diefe Befugniß nur in.dem Falle, nad) 
der Chewerlobungsconftitution $, 3, demfelben bengelegt ift, wenn 


die. Eltern, Großeltern, oder Bormünder Die bey ihnen gezie » 


mend gefuchte Einwilligung, ohne erhebliche Urſachen, 
verzögern oder verfagen. Yu den zulest bemerken Handlungen 
der Kinder liegt aber eine offenbare Verachtung und Gerings 
ſchaͤtzung des eiterlichen Anfebens, und fehon ſelbſt das Gegen» 
theil von dem, ‚was das Gefeg mit dem Worte: geziemend 
oder gebührend, hat andeuten und beftimmen mollen, Aus 
Diefem Grunde. kann und muß Daher den Richter, ‚wenn ders 
gleichen. Handlungen der Kinder in den Acten Elar . vorliegen, 
von Amtswegen die nachgefuchte Supplirung des elterlichen Cons 
ſenſes abfehlagen, wenn gleich die Eltern, oder deren Conſu⸗ 
ienten , ſie nicht geradezu zum Grunde. ihres. Widerſpruchs 
gelegt,i.fondern deßhalb andere, an fich unerhebliche, Urſachen 
angeführet «haben follten e)). R 


"+ PRATER | U)ı Ga a Ten ME Fu Br h > 232388 5 
Wenn indeß die Kinder ihre Pflicht gehbrig beobachten, 
und, die Eltern oder Bormünder, ehe fie fi 

niß einlaffen, um ihre Einwilligung erſuchen; degtere. aber aus 
Geitz, Cigenfinn und unbilligen Abſichten oder aus 
andern völlig unerheblichen —— d) ihnen ſolche ehr : 
mtv IP, ta -.; () 


e) Pract, Erdrter. B. 3. ©. 250 u. 301. 
4) So werden EB. oftmals die eingefhränkten Verſtandes— 


in ein Eheveriöbs 


fräfte, Unerfabrenheit in ber Lanbwirthbfhaftd: - 


führung, Tdas jugendlihe Alter ber Kinder a. ſ. w. als 
Weigerungsurfachen angeführt, beren Unerheblichfeit man aber 
leicht 
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fo kann das Conſiſtorium de, von ‚feinen: Erein oder Vor⸗ 
muͤndern aljo gedruͤckten Kinde, am’ deren Stelle, 
Schließung ‘der Ehe aeftatten e). ind jedoch die gm 
des elterlichen Wlderfpruchs nicht offenbar unerheblich, und I 
gen fie nicht‘ ern Sof Tr Mh Am 
der auten, rau en n ĩ r Eltern, 
Wohl ihres Kindes u befördern, und es vor höchitnafehehns 
lichem ‘künftigen ——— ‚oder Ungluͤck zu ſichern eu a 
billig Feine Supplirung des elterlichen Conſen 
den. Nach eimem Theile der bisherigen tumdfäge” — 
das hoͤchſte Tribunal am 26. Jul. 1800, in S. Niemeyer 
w. Juͤrgens, in pio. ſapplendi conſenſus, und reſeribirte 
an das Koͤnigl. Conſiſtorium dahin: Nachdem es nun nach 
dem $. ı der Eheverlobungsconſtitutlon v. J 1733 dem Kindern, 
welche fid) zu verheirathen gedenken, zur ‘Pflicht gemacht wor⸗ 
den, bevor fie ng mit Jemandem der Ehe wegen einlaffen, um: 
den Eonfens der Eltern geziemend nachzufuchen, und nad). dent 
$. 3 befagter Eonftitution Diefelben nur alsdann, wenn fie die⸗ 
fer Verordnung gehorfamlich nachgelebt, auf eine obrigkeitliche 
——— des ihnen, von den Eltern unbilligerweiſe 
Eonfenfes hoffen dürfen; Im vorliegenden Falle aber von einer 
folchen geziemenden Nachfüchung des elterlicdyen Conſenſes nicht 
nur überall nicht conſtirt, ſondern auch aus der Aufführung 
der Mitimploratin, und aus ihrem ganzen —— dep ie ihr 
leicht entdecken kann. Weber Boll iährigfeit Ha ein onff 
beffimmtes Alter wird erfordert, um wegen Verweigerung: 
des Gonfenfes Hagen zu können 5: nur darf: freilich das eheluſtige 
Kind nicht zu jugendlih ſeyn, fondern es muß wenigſtens ein 
—zur Ehe hinreichendes WICRE haben... Prait: Eiörder 
B. 2. S. 382. 
— Ehenertobungsconfifution, 6. * Saie geta a. a. O. 
9 S. 239 ff - la FR | — 
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rer — Verheirathung/ein beharrlicher „Ungeborfam, 
und insbeſondere aus ihrer ſich deutlich zeigenden Abficht , da: _ 
durch den elterlichen Conſens zu erzwingen, geſchehenen Ent 
weichung aus dem vaͤterlichen Hauſe ein eontemtus des ch 
erlichen Anſehens ſich genug lan um Tage legt — fo habt ihr 
‚mit Beyfitſchung desleeretiia quo vom 0. Apr: 7729 die 
AImploxaten mi; ihrer. Klage, äbzufpeifen und die mitimplorg- 
Nſche Niemtherſche Dochter zur — in 5* Eltern * 
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Von der Ehella ge Wwelche aus einem/ unter dem Ber 
"Fhrechen der Ehe, Sunjogehen Benfchlafe entipringt. 
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fin bie -Boniehufte-der: Ehe getichtuch erlangen,..ober die - 


VEheklage mit voller· Wirkung anſtellen zu Eörnen „werden nach 
ranfeen: Landesgefrtzen · entweder couſtitutionsmaͤhige Sponſa⸗ 
sten f) u "Eder: die Verieitung zum Beyſchlaf, unter. dem Ders 
ſprechen der Ehey : erfordert "Uneönfkitutionemäßige Eheverloͤb⸗ 
miſſen erlungen durch den: BEER Desichlaf unters den 
Berlobten gar keine-befondere Kr af 
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Iſt aber eine. Frauiendperfon mit dem Wer fperchen: dar Ehe 
zum Bepfchlaf verführt +. und kann dieſer Umftand-von ihr er⸗ 
toiefen werden; fo findet dennod) die Eheklage nur dann mit. 
voRfommner IBirffamkeit Statt, wenn der Schmängerer weder 
Eltern g) noch Bormünder hat, und ſie ſelbſt einene he⸗ 
liche ,: ihreß Lebens und Wandels wegen wnberucdtigte 
Perfon iſt, wofür. im Zweifel ‚die aligemeine Vermuthung 
aͤllerdings ſtreitet. Hat Der Schwaͤngerer noch &trerit‘, boder 
Vormuͤnder, fo koͤnnen fie durch ihren bloßen. Widerſpruch 
die erhobene Eheklage ganz unwirkſam machen; weil der Stu⸗ 
prator ſelbſt durch den, unter einem Eheverſprechen, voll⸗ 
zogenen Beyſchlaf ihre Befugniſſe nicht aufheben kann, und 
Eitern oder Vormuͤnder ſchon wegen des nicht geziemend, d. i. 
vor der Verlobungs; nachgeſuchten Eomfenfis , wenn fie 
fonft nicht den mindeften rund zum Widerſpruch haben, ber 
rechtigt find, ihre Einwilligung zu verfagen,h)s 1%; 7-" ein 
RC BR : in 


4 


ge) In der Eheconſtitution $.5. werben blos die Eltern und 
Bormlinder genannt. Es fcheint alfo, wenn man fich firenge 
an bie Worte des Geſetzes hält, daß Großeltern, wenn ein 

ſolcher Schwaͤngerer vonfährig iſt, "die Eheklagennicht bitter 
bürfen. Aber was im $.2 derſelben von dem Annulationsrechte 
der Großeltern verorbnetwird, daß con fitutionswibrige 

Sponfalien, durch den hinzugekomnmien Beyfchjäß Ber Verlebte 
nicht guͤltig ſeyn ſollen, zeigt deutlich / daß nuchiben Großeltern 

ihre Annullationsbefugniſſe hierbey nicht haben; genommen werden 
ſollen. Man vetgl. uͤbrigens Q wiftorg-imiien Beyträgen 
zur Erlaͤuter. verſchied. Rechtsmater. Nro.,2940 "+. +1. 

b) Pract. Erbrter. B.3. S. 301. Die Ehetonſtitution 
redet zwar mörtlih nur, von ben Eltern und Vormuͤndern des 
Schwängerers, daß ed aber auch ben Eltern ober Bormlns 
bern der Geſchwachten freiftehet, wenn der Stuprator bereit 
iſt, die Ehe zu vollziehen ,, ihre Einwilligung zubverfagen, bürfte 

an 


\ 


a — — — 
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- 7 End Die, Eltern der Mannsberſon welche ein unbeſchol⸗ 
fenes Frauenzimmer unter dem Verſprechen der Ehe zum Bey⸗ 
ſchlaf verführer hat, vor der angeſtellten Eheklage verftorben, 
oder hat wegen erlangter Boufährigkeit die Vormundſchaft bes 
reits aufgehoͤrt; dag Ehrverfprechen ſelbſt und der Hinter dem⸗ 
nben vbn ogene Benfchlaf ift aber: noch bey Lebzeiten der Eltern, 
oder. während. der. Dormundfchäft gefchehen.: ſo wird es zwei⸗ 
felhaft gehalten, ob der Unmftand, dab einer der Eltern zut Zeit 
des, unter dem Eheverſprechen, vollzogenen Benfchlafs am Les 
ben, oder „der Schwaͤngeret mod) unter der Vormundſchaft ges 
weſen if, allein genommen, hinreichend" ſey, die Cheflage un _ 
wirkjam zu.mahen?, Sg 


unſtreitig iſt jedes, ohne vorgängige Einwilligung der 
Eltern und Vormünder, geſchloſſene Eheverlöbniß nichtig und 
kraftlos, es fol daraus gar Petri Eheklage angenommen und 
felbjt von dem Richter auf das Daſeyn der elterlichen oder vor⸗ 
mundfchaftildhrn Einwilligung ‘von Amtswegen gefehen werden). 
Allein diefe Strenge der Verordnung iſt dody wohl nur bey 
eonftirktionsmwidtigen, Sponſalien anwendbar, und auf 
ns re et ed Rn EHE I. a Ehe⸗ 
an ſich wohl keinen Zweifel finden, obgleich eine ſolche Verſa⸗ 
gung der Einwilligung, nur ſehr ſeiten eintreten wird, Haben 
", Indeg bie Eitern oder Wormlnder" gerechte Urfachen , ‚ihren 
> Confens zu derweigern, fo iſt dennoch ber Stuprator verbunden, 
Be Samingering "mag unter dem Verſprechen der Ehe gefche 
ben ſeyn, oder nicht; der geſchwaͤchten Perfon eine angemeffene 
‚Abfindung zu geben, wenn Bein befonderer Grund eintritt, wel: 
PR er ipn Eberhaupt von ber Dotation befreiet. Cap. ı. X. de 
..n.agult. et ftupr. von Quiftgrp peinl. Recht, 8.479. Das 
hydaſt agtenge, bat, au hiernady am ‘1. Jul. 1601 geurtheilt, 
in 5 ielehbaufen w. Pape. ' Be 
i) Eheconfiturion, 6.2. Pract. Erdrter.ß. 3. Nun. 53. 


— 








wodu — um 
Betr. mi Ai we Hol ——— — 
nen. Denn das den Eltern, und 84 —— —3 egte Anz 
nullationsrecht iſt nicht Lediglich ‚zum Aue der Kinder 
Pflegbefohlnen, ſondern auch zum, Dort — dir 
geführt, . Haben die. lehtern,. be ihrem ei „keinen, 
Gebrauch gemacht, oder; —— 
Verfuͤhrer 9 mit Ruck fir feine 
Und mären die Eltern noch am | re ſo hätten ‚fie vieleic 
beivogen werden ee in te ihre —— * 


theilen, und — JRR Ihe Bart un Ile 
aut Hm, 








verfprechen re "u —— 
aber kein ae nn weiter Gtatt An 


hal mar i ! —— 


&) aPufendorf Tom. ı. obl. 72.. em baber. ve 
oder Vormuͤnder, bey der won der Berführten- € Her 
Hage, ihren Widerſpruch nid zu ——— J 
ſich der Verfuͤhrer für fei ind, Perfon in kit ij 
dagegen ſchühen: daß er nod Eltesn.ot — Borm 
babe, mithin die Eheklage unſtatih aff, ‚ober der don der 
führten übernommne Beweis : baß fie wirklich von ihm unter 
dem Verfprechen der, Ehe zum Beyfchlaf, yerleitet worde irre⸗ 
levant ſey. In Ruͤckſicht ‚des Verführert wuͤrde dieſet indand 
‚offenbar eine except. de jure tertii enfpalteh,,. ‚und. auch der 
Richter nicht befugt ſeyn, durch Aufforderung der ‚Eitern ‚oder 

-Vormänder, dieſe Einrede ex ofſicio zu fuppfireni; , Da 8 von 
der. Wilführ der letztern ‚allein abhängt ob fie den ihnen F 
ſtehenden Widerſpruch geltend machen wollen oder nicht. 

Praxis ſcheint dieſe Meinung zu biligen,, wenigſtens iſt je 
neuerlich nad berfelben bom Calenb. Senate dep DL, Gerichts, 
am 9. Det. 1802, in ©. Benefe.c. NHodasg, i in pto. 
trimonii, erkannt worden, M. vergl. ‚übrigens a Pufende 
Tom. 5. obl. 45 BR 2 


— De Bra 0 rer 
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ordnet die mehrermähnte Eheconftitution im S, 5 ganz beſtimmt: 
daß einem ſolchen boshaften Ehrenfchändr für feine 
= er fon dieſe Verordnung zu feinem Deckmantel feiner 

osheit noch Entfeyuldigung, oder Ausflucht, daß die Eher 
verloͤbniß nicht ordentlich geſchehen, Dienenz vielmehr 
die, unter dem Verſprechen der Ehe, geſchwaͤchte unbeſcholtene 
Frauensperſon mit der Eheklage gehoͤrt und auf Voll— 
ziehung der Ehe erfannt werden ſolle. 


Nach den Worten und dem Sinne diefer geſetzlichen Bors 
ſchrift, iſt alfo nicht darauf zu-fehen, ob die Eltern des Ver⸗ 
ührers zur Zeir des, unten dem Ehenirfprechen , vollzogenen 
enfchlafß lebten, oder derſelbe annoch unter Vormuͤndern ftand; 
ndern es kommt wohl hauptſaͤchlich nur darauf an: ob der Ver⸗ 
uͤhrer zur Zeit der angeſtellten Eheklage Feine Eltern und Vor: 
muͤndet mehr hat; denn im letztern Falle fol die Eheklage Start 
hden,, auf Vollziehung der Ehe erfannt , und derſelbe für 
ine Perſon mit keiner Ausſlucht und Entfthuldigung gehöre 
werdentz inſonderheit aber die Eheconſtitution ihm zu keinem 
Deckmantel feiner Bosheit dimen.. Der Umſtand, daß zur Zeit 
des Eheverſprechens die Eltern noch lebten, oder der Schwaͤn⸗ 
ge unter Bormündern ftand, kann daher, allein genommen, 
enfelben nicht von der Vollziehung der Ehe befreien, wenn 
feine andern rechtmäßigen Urfachen hinzutreten, welche Die Aufe 
hebung des Eheverſprechens bearünden , oder” die Vollziehung 
der Ehe hindern koͤnnen y.“ In Gemäßheit diefer Grundfäge 
- erkannte das Königl. Eonfiftorium zu Hannover, am 29. Day 
1800 , in Sachen Annen Blome w. Johann Cramer, 
pto. matrimonii: „da der Umftand, daß zur Zeit des Ehever⸗ 
fprechens der Vater des Imploraten noch am Leben geweſen, 
u ‚I Fr. De il. : ‚allein 
» Dabelow Eherecht, H. 1ro u. 118, Schott Einleit. in das 
Eherecht, Sı5ı. Er ze 5 5 = 
— Uu 
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allein genommen, ganz unerheblich iſt, fo ftehet dem von ihm 
gefchchenen Suchen — ihn von der Volzicehuna der Ehe freis 
zuſprechen — nicht zu deferiren.“ Diefes Erkenntniß ward dars 
auf vom alenberaiichen Senate des Dberappellutionsgerichts 
am 6. Nov. 1800-.und 18. Man 1801 ſowohl in der: Appellas 
tions» als Rejtitutionsinftanz völlig beſtaͤtigt. —— 


Uebrigens kann nur derjenige Beyſchlaf als ein ſolcher, der 
unter der Hoffnung der Ehe gefchehen ift, angefehen werden, 
roelcher ſich auf ein vorhergegangenes ernfthaftes Derfprechen 
der Ehe gründet, und wo mithin. Die Geichwächte,. bios in der 
Ermartung einer künftigen Ehe, ihre Keufchheit aufopfert und 
den Genuß der chelichen Rechte ihrem Rerlobten im Voraus 
nachgiebig geftattet m). Es ift zwar dabey allezeit ein. ernſt⸗ 
baftes Eheverfprechen vorauszufegen ; aber eine fchriftliche oder 
mündliche Erklärung, mit der Geſchwaͤchten fünftig eine Ehe 
einachen zu wollen, iſt dazu nicht durchaus erforderlich ;, «8 
muͤſſen vielmehr: dabey auch folche Ausdrücke, Handlungen und 
Umftände n) als hinreichend betrachtet twerden , die ein ernft« 
haftes Ehenerfprechen :andeuten und erwarten laſſen. In ſol⸗ 
chen Fällen wırd die Mannsperſon, welche Eeine Eltern, Großes 
eltern oder Bormünder mehr hat, deren Rechten auf die zu 
ertheilende Einwilligung weder durch eine heimliche priefterlidye 
Trauung, noch. Eidſchwur, noch Benfchlaf ein Nachtheil zu⸗ 
gefuͤgt werden kann, nach der Eheconſtitution in die ab» 
folute Verbindlichkeit geſetzt, die Unbeſcholtene o) —— 

u perfon, 


m) Quifforp aa. O. Schlegel aa.d. ©. 251. = 
») aPufendorf Tom. 4. obf. 46. Böhmer in jure eccl. 
proteft. Lib. 4. tit. ı. $. 23. Ioı fegg. Leyler [pec. 290. 
m. 6. u. [pec. 294. m. ı. 
0) Die Eheconftitution beftimmt im $. 5. gusbrädlic-r daß 
bie Verführte eine ehrliche und ihres Lebens und Wandels 
’.. ’ ; we: 
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perſon, welche er: ducch das Verſprechen der Ehe zum Bey 
ſchlaf verleitet, und auf diefe Weiſe um ihre. Ehre gebracht bat, 
fie mag Witwe oder Jungfer gervefen , und durch den Bey 
ſchlaf ſchwanger geworden ſeyn, oder nicht, zu ehelichen, 





1LXVI. Erörterung. 


In wie fern Minderjaͤhrige wider gültige Verloͤbniſſe in 
den vorigen Stand zu ſetzen find. 


SE ES J. .N19 





| — 

Nach gemeinen Rechten koͤnnen ſich Minderjaͤhrige ohne Einwil⸗ 
ligung ihres Curators nicht nur guͤltig verloben, ſondern auch 
ſelbſt eine Ehe, ohne deſſen Zuſtimmung, ſchließen py. Unſere Pros 
vincialgeſetze halten ebenfalls die Verloͤbniſſe der Minderjährigen 
für erlaubt und zulaͤſſig; aber fie erfordern zu deren Gültige und 
Geſetzmaͤßigkeit die vorgängige — der Vormuͤnder 

| u 2 oder 


wegen unberuͤchtigte Perſon auch, ſonſt guten Namens 
ſeyn fol. Es iſt alfo nicht genug, daß fie vorhin mit andern 
‚ Mannsperfonen keine Unzucht getrieben , keuſch und zuͤchtig ge: 
lebt hat; fondern fie muß auch überhaupt ihre bürgerliche 
Ehre im Publico erhalten und durch Feine ſonſt ſchimpfliche 
. » Handlungen .verloren haben. Me 
P) L. 20. D. u. Lig, O. de ritu mupt. : Gtüd im Gommentar 


$. 288. 
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oder Curatoren ganz nothwendig g), um den unvorſichtigen Ehe⸗ 
verbindungen leichtfinniger jungen Leute vorzubeugen. :- Denn 
Borfichtigkeit, Erfahrung und Circumſpection fehlen nicht ſelten 
dem Juͤnglinge und Mädchen bey diefem, für ihre. game Lebens _ 
zeit, fo wichtigen Schritte, \ 


Die Frage: ob und in wie fern der Minderjä — 
den landesgeſetzlichen Erforderniffen geſchloſſenes Eheverloͤbniß 
durch das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand aufzuheben berechtigt iſt? wird in der angefuͤhrten Ehe⸗ 
verlobungsconſtitution nicht beſtimmt entſchieden r). Einige 
Rechtsgelehrte ſcheinen anzunehmen, daß die bloße Minder⸗ 
jaͤhrigkeit ein vechtmäßiger Grund zum —A— und 
verſchiedene Schriftſteller behaupten, daß es bad. eines beſon⸗ 
dern Beweiſes einer Läfion in der Sinficht bedütfe ; meil die 
eingegangenen Sponfalien die Freiheit, eine andere Eheverbins 
dung einzugehen, befchränften und überhaupt eine unglückliche 
Ehe zu fürchten ſey, wenn der Minderjährige fie wider feine _ 
Neigung und gegen feinen Willen vollziehen müßte 4: J 5 

\ a EL ER iefei 


Br») Eheverlobungscon fitutiom vom 76. Janl 17733. ar 
Corp: Couſt. Calenberg. Th. 1. Gap. r. &, 941, und in Corp. 
Eonft, Celk Gap. 1. ©. 1136: .- — un. 


2) Bon ben rechtmäßigen Urfachen, aus welchen Überhaupf ein am 
ſich gültiges. Eheverſprechen aufgehoben: werben kann, fur Das 
below .&Ehereht, $, 114 ff n UU 


) Hellfe!d jurispr. forenf. $. 462: Schott Einleitung im 
das Eherecht, 8.156. SEELEN 


t) Böhmer in jure eccl, Proteft. Tom. 3. hb; 4 8. 88 ſeq. 
und in Exercitafi ad'-pandectas‘, Tom, 2, pi56gleg. Gil 
0.0.08, $. 462. 2.4 
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VDieſe letztere Meinung dürfte aber, wenn man ſie unbe⸗ 
dingt und ohne Einſchraͤnkung annimmt, ſehr weit führen, und 
von bedenklichen Folgen fonn. Die Braut ift in den mehrften 
Fällen minderjährig, und es würde alfo den minderjährigen 

| wenn man das blo he Abter · fuͤ einen zu⸗ 
reichenden Grund zum Ruͤcktritte, oder die Sponſalien allemal 
fuͤr ſie nachtheilig halten koͤnnte, ganz freiſtehen, das geſchloſſene 
Eheverloͤbniß durch Das ‚Rechtsmittel der Wiederherſtellung in 
den vorigen Stand aufzuheben. Angeſehene Rechtsſchriftſtel⸗ 
fer v). behaupten daher, „Daß gegen ein gültiges Eheverfprechen 
die Reffitution nur‘ dann Statt habe, wenn der minderjäßrige 
Verlobte Jeigen Farm, ı Daß es ihm wirklich nachtheilig iſt x). 
Dieſe Meinung ſtimmt micht nur mit dem, Sinne und Der Ab⸗ 
ſicht unſerer Eheverlobungsconſtitution voͤllig uͤberein, ſondern ſie 
iſt auch den Grundſaͤtzen eines jeden Reſtitutionsgeſuchs vollkom⸗ 
men angemeſſen, und daher vom Calenbergiſchen Senate des 
hoͤchſten Tribunals am ı7ten Det. 1798 in Sadıen Hille 
brecht wider Hampey. und am 16. Apr. 1801 in S. Adel 
heid Schwarzen w. Anfurth, pt Vollziehung der. Ehe, 
angenommen worden. 


Kanm nun aber der minderjährige- Verlobte, durch Anfuͤh⸗ 
rung befonderer Umſtaͤnde und Urſachen, einen wirklichen Nach⸗ 
theil zeigen, und findet ihn der Richter, nach ſorgfaͤltiger Pruͤ⸗ 
fung, fo erheblich, um. Dadurch die Reſtitution zu erkennen; fü 
dürfte der Gegentheil: auch auf fire Entfhadigung Anſpruch 
machen koͤnnen, weil durch die ertheilte Reſtitution alles un " 
nt," a ET TEN BEL nm 8 It 
SL Au 3 BUELL BR PUR UL 5 10 Bu 5 : y: 30 

u) Eeyfler'fpec. 995. m. 8: Dabelemw a. a. O. & 120. 
a) Auch nach dem allgem Gefegbudhe für did Preuff- 
Staaten, th. 2 Zi 1. 5. vro iſt die bloße; Minderjährige: 
sc Peit Bein rechtlicher Grund zur Aufhebung eines guͤltigen Eher 
sg ns | ; 


sen 


1. ah 
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in den: vorigen Stand zuruͤcktteten und. eben dadurch der Min⸗ 
derjährige aa alten Schaden geſetzt werden fol nen 





LXVII. Erörterung. 
Die Trennung vom Tifhe und Bette, welche bis auf 


anderweite Verordnung gefchiebet, iſt von der. Sepa⸗ 
ration auf beit — wohi zu unterſcheiden F 


* 





Wegen geringerer Urſachen =), welche zur Eheſcheidung nicht 
hinreichen, iſt auch bey den Proteſtanten die rn 


i⸗ 


5) Gluͤck and: 5. 442. Bieſe Handbuch be AKidemechts 

6. 271. 

2) Nach der Diſpoſition der Luͤneburgiſchen — 
nung, Kap. 14. 8. 10, ſollen nur bie zwei Urſachen⸗ Ehe— 
bruch und boͤsliche VBerlaffung, die Scheidung begründen; 
Andere Urſachen von gleicher Wichtigkeit ſind aber dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, und daher wird, wegen anderer vorſaͤtzlichen 
Unkeuſchheiten, auſſer dem Ehebruche, wegen boͤslicher Verwei— 
gerung des ehelichen Beyſchlafs, wegen Lebensnachſtellungen und 
grober Verletzungen, der Analogie und dem Gerichtsgebrauche 
gemäs, auf gänzlihe Scheidung erkannt. Aber ‚ein, unter ben 
Ehegatten entftandener, gewoͤhnlich blos einſeitiger, Haß Feind⸗ 


ſchaft * Ann eine unordentliche Lcbendark:r. anüber⸗ 
wind⸗ 


N 
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Tifeherund Bette gebraͤuchlich. Man hat fie von jeher als ein, 
freilich nicht immer wirkſames, Beſſerungs⸗ oder Berföhnungss 
mirtel der Ehegatten , zwiſchen welchen die eheliche Harmonie 
durch Zankſucht und wildes Betragen des einen oder andern 
Theile geftöhrt iſt, angefchen, und ‚fie wird daher noch oftmals 
von den. Conſiſtorien, nady dorgängiger Unterfuchung der Sas 
che, entweder auf beftimmte Jahre, oder unbeftimmte Zeit, bis 
auf weitere Verordnung, erkannt. Auf beftändig und_ 
immer kann die Separation, fchon ihrem Zwecke nach, nicht 
Statt haben. Bey den Proteſtanten wird die Ehe für Fein 
Sacrament, wie bey: den Katholifen, gehalten, und. eine Trens 
nung der Ehegatten auf beftändig wurde nicht nur, ihrer Wir⸗ 

fung nach, eine wahre Ehefcheidung enthalten, fondern auch 
ganz unnöthig ſeyn, weil bey: den Proteſtanten die Scheidung 


zulaͤſſig iſt. | 





r 


Die, Trennung vom Tifhe und Bette auf unbeftimmte 
Zeit, oder bis zu anderweites, Verordnung , unterfcheidet ſich 
aber ſehr weſentlich von einer beftändigen Separation. Die 
letztere iſt als ein Surrogat der foͤrmlichen Scheidung zu be⸗ 
trachten/ und wenn fie erkannt werden koͤnnte, fo würde Fein 
Ehegatte die Wiedervereinigung von dem andern zu fordern bes 
fugt ſeyn. Bey der erfterm hingegen koͤnnen ſich die Eheleute, 
nad) erfolgter Ausföhnung, ohne alle gerichtliche Etlaubniß wie» 
der vereinigen, oder es kann auch einer der Ehegatten gerichts 
lich darauf antragen, daß dem andern die Fortfeßung der Ehe⸗ 
verbindung. und Die Wiederaufnahme auferlegt werde. — 
ann 


windliche Abneigung, unleidliche Sitten, Kraͤnklichkeit, uͤble Haus: 
haltung: und dergleichen, werden in der Regel als gültige Ehe: 
fheidungsurfachen nicht anerfannt,. wie vom hoͤchſten Zribunale 
im Jun. 1802, in Sachen Koch wider beffen Ehefrau, pto- 
divortii, angenommen ift. 


sı 9 u T. 
Li / Al 


— —— 
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dantı wenn die Trenmung auf beftinnmte Zeit erkannt iſt Darf 
Fein Theil, vor Ablauf derfelben, mit der Hoffnung eines güns 
Htigen Erfolges die LWiedervereinigung, wider den Willen Des 
andern, verlangen, oder auf einen gerichtlichen Befehl zur Re⸗ 
ception antragen. Iſt aber der Separationstermin vetſtrichen, 
imd’ die Urſache der Trennung gehoben,’ ſo darf allerdings Der 
Theil, welchen Daran gelegen iſt, ‚anf die Fortfekung und Mies 
derherftellung det ehelichen Verbindung klagen. Erfolgt indeß, 
während folcher Zeit, Feine Ausfühnung Der Gemuͤther und dau⸗ 
ern die Urfachen der erkannten Trennung noch fort, fd Fann Die 
Separation noch weiter auf eine beftimmte oder unbeflimmte 

eit verlängert werden. Sollte aber. auch diefer letzte Vetſuch 
— ablaufen; alsdann muß es endlich zur Scheidung kom⸗ 
men); weil ſonſt eine perpetuirliche, nicht zulaͤſſige, Separa⸗ 
tion Statt haben müßte, oder doch, durch anzuwendende tich⸗ 
terliche Ziwangsmittel, leicht Aergerniß, größeres Unglück und 
Gefahr entfteben Fönnten, welche billig abzuwenden find, und 
Auch, nady'der beftimmten Vorſchrift der Kirchenordnung by, 
. möglichft vermieden werden ſolen . en. 

a) Lobethan Eherechtsgelehtſamkeit, S. 213. MWiefe: Hands _ 
"pc des Kirchenrecht," Ih. 3. S 425. Sälegel'an. O. 


8 „ 7 S. 371. = 4 — . r 3 “ 
. i? 9 Mio nt Si Pr — 
‘») a. a. O g. +6. 2 “ av 314 * — = } ! Ir il ‘ 
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LXviII. Erörterung 


Die Verordnung der Geſetze, daß ein, im ſiebenten Mo— 
nate gebornes Kind fuͤr legitim zu halten ſey, iſt 
nicht blos auf die im Eheſtande erfolgenden Kinder ein⸗ 
Zuſchraͤnken; ſondern auch auf die auſſer der Ehe er⸗ 
zeugten Kinder in dem Maaße anzuwenden, daß der⸗ 
jenige, der mit der Mutter des. Kindes, im ſiebenten 
Monate vor deren Niederkunft, den Beyſchlaf begans; 
gen zu haben eingeſtehet, fuͤr den Vater gehalten wird. 


14 ⸗ ri . pr 
2 7) ’ it» | — —— — — 


eft, juſtum filium elſo. 


In dem andern Geſetze wird von einem, ‚im Anfange 
des ſiebenten Monates gebornen, Kinde gefaget: De eo au- 
jem, „qui centeſimo octogeſimo [ecundo die natug eſt, 
Hippocrates Seripfit, et Diyus Pius Pontiſicibus relcripfit, 

— ———— 
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jufto tempore videri natum: neo videri in [ervitutem con- 
ceptum, cum mater ipfius ante centelimum octogefimum 
fecundum diem eſſet manumilla *). 


Ben dem erften Anblicfe bleibt es freilih einigermaßen 
zweifelhaft, ob dieſe 'gefegtichen Beſtimmungen nicht lediglich 
eine befondere Beaünftigung der, in dem Eheftande erfolgenden, 
Kinder und des Feeiheitsftandes des gebornen bezielen, und. ob 
daher die unbedingte Anwendung derfelben auf. uneheliche Kins 
der, zum Beweiſe der Vaterſchaft, ſtattnehmig ſey. J 


Die folgenden Gruͤnde rechtfertigen jedoch eine extenſive 
Auslegung der gedachten Borfchriften. ji 7— 


Erftlich: beſtehet der Grund der Geſetze, auf weſchen 
bey deren Auslegung bekanntlich die vorzuͤglichſte Ruͤckſicht ge 
nommen werden muß, in der vom Hippocrates behaupteten 
Möglichkeit, daß ein volftändiges Kind im fiebenten Monate 
nad) dem Empfängniffe,. ja fogar im-Anfange deffelben, geboren 
werden koͤnne. 


...„Pippocrates ‚hatte nicht . gefagt,. daß ein in der Ehe 
im fiebenten Monate gebornes Kind als ein in der Ehe conic- 
irtes Kind anzufehen, und alfo legitim ſeyn müffe; fondern er 

Pefimmte in feinen Schriften nur die bie dahin ftreitige medi⸗ 
cinifche Frage in dem Maaße: daß nicht durchaus neun Monate 
jur en eines Kindes erforderlid) , fondern auch. ſieben 
ja fogar ſechs Monate und zwei Tage dazu hinreichend wärs 
“ J * — — * ren. 


) Bon der Anwendung biefer Geſetze, auf bie in der Ehe erfols 

genden Kinder, f. unter andern Richter Dec. 89. Nro. 2; 
‚.. Berger Oecon. Jur. L. ı. Tit. 2. $. 2; Stty.k de: Jure 
'  fenfum Diff. ı. Cap. ı. Nro.415; Wildvogel de pärta 


“ Jegitimo, $. 13. 
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‘ten c). Die Nechtsgelehrten Paulus und Ulpiän! nahmen 
diefen Sag auch in den Rechten an, und’ brachten. denfelben, 
‘bey der Entſcheidung der ihnen vorgelegten Fälle von ehelichen 
Geburten während des ficbenten Monats, zur Anmendung. Sie 
ſchloſſen dadurch: die Faͤlle nicht aus, in welchen von der Pa⸗ 
“ternirät- eines auffer der Ehe gebornen Kindes.die Rede ift, fons 
dern feßten: vielmehr, indem fie einen fpeciellen Fall entfchieden, 
“eine, auf das wiſſenſchaftliche Zeugniß eines gelehrten und bes 
ruͤhmten Arztes gegründete, algemeine Megel feft. Hierzu koͤmmt, 


- zweitens: daß die Möglichkeit eirier lebendigen Geburt 
im fiebenten Monate,. und die Darin liegende -Abweirhang von 
„dem gewühnlichen Laufe der Natur, auch von.neyern Xerjten 
„nicht. beftritten, fondern angenommen wird a). Es dürfte fernet, 


drittens; bey einer etwa zmeifelhaft fcheinenden Ausle⸗ 
"gung der oben angeführten Geſetze, nach der Billigkeit und der 
Natur dee Sache e), wohl nit allein auf Die Beguͤnſtigung 
‚der ehelichen Geburt, fondern überhaupt auf favorem partys 
"um desmwillen Rückficht zu nehmen ſeyn, weil diefer bekanntlich 
"in dert Rechten ſehr groß if‘, und: in Hinficht auf den ‚präs 
famiven Vater, ſowohl bey unehelichen als bey ehelichen Kins 
dern, eintritt, befonders wenn die Mutter der erfteren kein Ders 
Er > Te Tea.ipdgen 


" 6):Carol Annib. Fabrotti Exereit.'1. dertempore hum, 
' * partus-feu de juſto partn. 3 1.2) 224 

. 0y:C.!G, Dudwig- Inftit. Medic, forenl.. P.-a. Tr.. riCap. 2. 

&..107. 'Röderer Element, art. ’obltetrie; Gap. 9,6. 205 

"et 206. von Haller Anfangsgrimde‘ der. Phifiologie des 

menſchl. Körpers, 3.8. ©. 702. Anderer: Meinung find je- 

bob Hebenftreit Anthropol.' forenl, pag. 198; Alberti 
Jurispr. Medic. T. 1, pag. 175: - ie — 

) Li 96. Dig. de Reg. Jur.-—. In omnibus quidem, maxime 
 tamen in jure aequitas [poctanda, - a FR 
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moͤgen beſitzet. Der Stuprator bat auf jeden Fal eine uns 
‚erlaubte: Handlung: begangen ,. und ſich dadurch der Möglich- 
keit ausgefeget, ‚das. daraus entftehende Kind ernähren zu müfs 
sfen. Es kann ſich derfelbe daher nicht: beſchweren, wenn man, 
ir Begunſtigung der Ernaͤhrung und Exzichung eines „ohne 
‚eigenen! Verſchulden hülfiofen Kindes gegen ihn eine Lehre zur 
Anwendung brivget/ die/ wenn fie gleich. mit dem. gewoͤhnli⸗ 
chen Laufe der Natur nicht uͤbereinſtimmet, doc von bewaͤhr⸗ 
‚ten Aerzten und Naturforfchern als mögliche Ausnahme von 
der Regel vertheidiger wird. a | 
Mehrere gruͤndliche Rechtsgelehrte behaupten endlich 
id lerieiſe die Manung, daß detjchige, welchet mit der Mut⸗ 
ter des Kindes, im ſiebenten Monate vor derer Niederkumft, 
‚den auffetebelichen Beyſchlaf begangen zu haben eingeſtehe, für 
den Vater zu halten fen, wenn es ihm font, auffer der unges 
‚wöhnlichen Zeit, an Bereifen vom Gigentheil mangele H. Es 
fehlet auch nicht an Rechtsfaͤllen, die nach dieſem Grundſatze 
entſchieden ſind ,mund das K. O. A. Gericht erkannte unter ans 
dern, durch die 1790 in Sachen Eliſabeth Raͤhlves * 
n  :,. ve .n der 


14 N 
ft, : ri! ’»ı * 4 


5 Leyfer Spec. 15. Medit.2e. Wernhor P. ı. Obt. 153- 

Hommel Obflervat. 604. Beck de eo, quod juftum eft 

‚it. giremcftnpfunm psiarg et 205. Juriſtiſche Literatur in 

den Preuß. Staaten, .gte Samml. Nro. z3. Berger 

.2 0er. Jür.dL,'a. Tit. 2.6.2: Not. 3.. -Pagenftecher de 

©: !jure wert. Paidg. 5.4 94 Iſt jedoch ein Kind, welches 

2.1 5, im fiebenten Monate zur Welt koͤmmt, eben fo ſtark und volle 

kommen, als ein im neunten Monate geborned Kind ; ſo ents. 

ſtehet ‚daraus „ein ſtarker Verdacht wider die Glaubwürdigkeit der 

Angabe der Geſchwaͤchten. Ploucquet über die phyſiſchen Er: 

⁊ AAcfoxderniſſe· der Erbfäbigfeit der Kinder, 5. 385, von Haller 
und Röderer a. Du... ia. SEEHENE IE 
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dee Zimmermann, in pto. ſatisfactionis et alimentorum 
eröffnete Sentenz, folgendermaßen‘; „Daß Implorat, da er 
mit der Implorantin am 14. April 1783 concumbiret zu haben 
eingeftanden, und dann, nac) der in Rechten gegründeten Meis 
nung, ein Kind auch im Anfange des fiebenten Monates nad) 
gepflogenem Benfchlafe zur Welt Fommen kann, für den Das 
ter des von der Fmploraktin gebornen Kindes noch zur Zeit 
— — zu halten, und der Implorantin zur Alimentation 
"ihres Kindes interemiftifch „und bis zu ausgemachter Sache 
monatlich ı Rthlr. 18 Mgr. in Eaffens Münze zu entrichten ver⸗ 
‚bunden ſey. Wüuͤrde demnach Implorantin den ihr Deferirten 
‚gi — ahlajkch, Oetaln. ie vom 26. December 1782 an, 
"Big jum, 4. April 1783, ſich mit keinem andern als dem Im⸗ 
"ploraten fleiſchlich vermifcher habe; als wozu — —, fü ift Implo⸗ 
tat der Smplorantin pro fatisfactione_ so Rthle., fo wie an 
Wochenbettskoſten 15 Rthlr., und zum Unterhalte ihres Kins 
des, vom 26. Detober 1783 an, und bie zum erreichten 14ten 
Sabre, monatlih ı Rthlr. 18 Mgr., alles in Kaffen Münze, 
u reichen ſchuldig. — 


414 
Ha 4 1 


It, J 


n q 44 Er LXIX. 


Die Satisfactionsforderung einer ©efchwängerten kann 
durch den Einwand des Schwängererd, daß fie ſchon 
mit Andern, vor dem mit ihm gepflogenem Beyſchlafe, 
coneumbirt habe, nicht allemal abgewendet werden, 
und eine im allgemeinen darauf gerichtete Eldesdela⸗ 
tion iſt unzulaͤſſig. * Na er 





Ein jeder Stuprator ift die von ihm geſchwaͤchte Frauensper⸗ 
fon in der Megel entweder zu heirathen, oder abzufinden verbuns 
dene): Die Entfhädigung derfelben, als der Eivilpunct bey 
einem aufjerehelichen Benfchlafe, ift daher nicht als eine Vers 
gütung für den zugelafjenen erften Beyſchlaf oder die ges 
raubte Jungfrauſchaft, fondern als ein Erſatz für die F 
dur 


g) von Quiſtorp rechtliche Bemerk. Ih. r. Nro.76 und Deſſen 
Grundfäge des peinl. Rechts, $. 479. Im Abfiche der Unter: 
officiere und Soldaten bat aber eine Ausnahme Statt, 

gegen welche gar feine Satidfactionsflagen zuläffig find. 
Verordnung vom 14. Deck. 1740. Selbſt wenn fie den 
Militairdienft verlaffen, oder eigenes Vermögen haben, ift 
bie Klage unzuläffig, wie vom hoͤchſten Zribunale am 2ten Mai 

;. 1802, in Gaben Berning c. Seggelking, erfannt ift. 


— 
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durch entzogene Heit athsgelegenheit zu betrachtenh). Aus. 
dieſem Grunde hat ſelbſt eine Witwe das Recht, die Erfuͤllung 
der einen. oder der andern Verbindlichkeit von dem Stupra— 
tor zu fordern. ' Die Schwaͤchung, oder ein ohne erfolgte 
Schwaͤngerung vollzogener Beyſchlaf, raubt einer fonft her a 
ſcholtenen Frauensperfon, die vielmehr nur in. einem unbewach⸗ 
ten Augenblicke, gegen ein befonderes Individuum und aus Zus 
neigung, ſchwach war, ‚den. Namen Jungfer im Publicum 
gar nicht. Sie ift, fo lange die Schwächung der Verborgen⸗ 
heit nicht entzogen wird, wenigſtens eine virgo putativa, und 
fie fann, weil fie fi in virginitate putativa befindet, no 
immer eine gute Deirath i) thun. Auf eine gedoppelte Weiſe 
kann indeß der gepflogene Beyſchlaf aus der Berborgenheit kom⸗ 
men, entweder durch die erfolgte Schwängerung, oder öffent 
liche Berübung k). Im letztern Falle verdient die Weibsper⸗ 
fon den Namen einer Gemeinhure, und da fie ſich durch ihren 
liederlichen Lebenswandel, indem fie jedem den Beyſchlaf erlaubt, 
ſelbſt um die Gelegenheit zu einer ehelichen Verbindung bringt; 
fo hat fie auch Eeinen Anfpruch auf. eine Abfindung oder Sas 
tisfaetion. Im erftern Falle hingegen hat der Stuprator. frlbit 
die Gefchtwängerte um: den Bortheil einer zu fhließenden Ehe 
*9 ge⸗ 


.b) Struben rechtl. Bedenken, Th. 3. B. ı25. Hommel 
rhapſodia quaelt. obſerv. 19. 


i) Die Vorweiſung des Bettuchs (Michaelis Moſaiſches 
Recht, Th. 2. $. 92. Fiſcher Über die Probenaͤchte der teut⸗ 
ſchen Bauermaͤdchen. VI.) iſt laͤngſt nicht mehr im Gebrauche. 


R) Grolmann Grundfaͤtze der Criminalrechtswiſſenſchaft, F. 535- 
Daß eine geſchwaͤchte, aber nicht geſchwaͤngerte, Frauens— 

perſon ad ducendum vel detandum klagt, gehört zu den fel- 
tenern Fällen. —— 
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gebracht, und wenn er fie nicht heirathen wi R er 
tet, fie zu entſchaͤdigen ). 


Sehr oft ſucht ſich indeß der Schwaͤngerer durch die ex-, 
ceptionem plurium coneumbentium, oder daß die Frauens⸗ 
perfon vorhin fehon von Anderen gefchwächt fen, von der Sa⸗ 
tisfactionsverbindlichkeit zu befreien. . Zum Beweiſe diefer Eins 
reden ſtehen ihm zwar: alle die Beweismitteloffen, melche nad) - 
den Eivilgefegen zuläffig find, folglich auch die Eidesdelation m), 
Der, zu foldem Zwecke, deferirte Eid muß- aber erheblich 
ſeyn. Eine in allgemeinen und vagen Ausdrücfen dahin abge. 
faßte Eidesdelation: daß die Gefhwängerte, vor Dem mit dem 
Stuprator gepflogenen. Veyſchlafe ſich mit keiner —* 

u 


D Strubens Basis (in den rechtl. Bedenken ’ Th. 3.: 
Mro. 147), daß eine Frauensperfon, welde mit: Mehrern Uns 
zucht getrieben habe, oder bereits vorhin von einem Andern ge⸗ 
fhwängert fey, nur vom erften Stuprator Satisfaction for⸗ 
bern Fönne, ift daher gegründet. Denn in jenem. Falle bat fie: 
ſich durch ihre eigene liederliche Aufführung, um. den Boriheil) eis 

"ner zu fühließenden Ehe felbft gebracht, und in biefem Falle, 
durch die erfte Schwängerung , ihn bereitö verloren, und ſie 
fann mithin Yon dem zweiten Schwaͤngerer feine Satisfaction 
verlangen. Quiſtorp Beytr. zur Erläuterung verſchiedener 
Mechtömaterien, Nro.47. Io. Jac. Schmid:disp. de except. 
ftupratam ad fatisfact. privatam contra [tupratorem agentem 
repelleatibus. Altorf, 1794. $.. 16. —, Nach ber Ehevgrio 
bungsconftitution v. 5. 1733 follen. überhaupt: nur ſolche 
geſchwaͤchte Frauensperſonen, welche ehrlih und ihres 
Lebens und Wandels wegen unberüchtigt find, eine 
&atisfaction oder einen Brautfchag fordern können. 

m)'’Malblanc de jure jurando, $. 45. , Hellfeld jwrispr. 
for. $. 799. er: 


* J 


—— ESS 


Mannsperfon ragen vermiſcht habe, iſt aber nicht als rele⸗ 
vant und zulaͤſſig zu betrachten. Denn bey der allgemeinen 
Vermuthung, für einen vorhin keuſch und unbefcholten geführs 


ten Lebenewandel, würde ein ſolcher Eid zur Gewiſſensbeſchwe⸗ 


rung gereichen , und in’ der That ein —5— enthalten, 
zu d Abſtattung Niemand, ohne beſondere Verdachts⸗ 
urſachen, verpflichtet N ke Mird' Hingegen der Eid auf be 


—— Thatumftände; ‘9 Pace der Beyſchlaf 


- 


| Age mern fie —— —* — 


vorhin wit ande annsp vollogen ſeyn foll, fo iſt ders 
felbe mo I, al juramentum, delatum non —554 
angertevetbunden Aoſich datauf zu ce⸗ 

e Abſtattung daſſe an dieſe veſond ern 


Hen befugt war. Das Königl. DA. zen x hat nach dieſen 
Principien erkannt, am aq. Jan. 1802, in Sachen Woh ler 
c. Hupen, pto. latisfactionis; am 9. Zul. 1802, in S. 
Prehmken ©. Schrader, 'pto. Ttupri; und am 5. Det 
1802, in S Anne hl w. Plinke, in pto, fatisfact 
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"LXX. Erörterung, =. & u 
> Beine . aba) 

Ob ein Water oder Großvater verbunden. ift, Die unehe⸗ 
lichen Kinder feines Sohnes oder Enkels zu ernaͤhren 
wenn des Schwaͤngerers eigene Mittel dazu nicht hin⸗ 
reichen? I OT A \ 


r \ t ’ PR ' 
® * * DE per Pe 
$. I 


Bey der Erörterung dieſer allgemeinen Nechtsfrage find vor⸗ 
zuͤglich die folgenden beiden möglichen Fälle um Ddeswillen. 
mohl von einander zu unterfcheiden, weil die Beurtheilung ders 
felben aus ganz verfchiedenen Rechtsgrundfägen hergenommen 
merden muß, Es ift nämlich entroeder 


erftlich der Fall vorhanden , daß die Unterhaltung des 
aufler der Ehe gezeugten Kindes von einem Vater oder Groß- 
vater gefordert wird, der feinen, der Schwaͤngerung überführ« 
ten, Sohn oder Enkel beerbet hat; oder es trifft | 


zweitens der Anfpruch wegen der Alimentation, einen 
Vater oder Großvater, der auf Feine Weife Erbe des Schwaͤn⸗ 
gerers getoorden iſt. \ 
— * - : F. 2. 


ARTE te. ao 
rer ER N Ru Sen 
Die Entfeheidung "des erften galle 8, in welchem die 
Verbindlichkeit zur: Alimenfätion , nicht ſowohl aus der Blutes 
verwandefchaft, fondern vitlmehr aus dem Verhaͤltniſſe herzu⸗ 
nehmen iſt, im welches ſich der Vater oder Großvater durch 
die Antretung der Erbſchaft des Stuprators geſetzet hat, findet 
keine große Schwierigkeiten. Der Regel nach, tritt der Erbe 
in die Verbindlichkeiten feines, Erblaſſers, und es macht dabey 
keinen Unterſchied, ob dieſe Aus einem Verbrechen herruͤhren, 
oder nicht. Nach dem Roͤmiſchen Rechte o), waren freilich. die 
Erben, nur unter: gewiſſen Einſchraͤnkungen, zu der Erſetzung 
der durch ein Verbrechen ihres Erblaſſers veranlaßten Schäden 
verbunden. Sowohl das Canoniſche Mehr P) , als Auch der 
auf daffelbe gegruͤndete heutige Gerichtsgebrauch, legen aber dem 
Erben jene Verpflichtung unbedingt auf, in kn nämlich 
von demfelben die Erbſchaft ſchlechthin angetreten ift, oder wenn 
das Beneficium- Inventarü gebraucht ſeyn follte , in fo meit 
die’ durch das Werbtechen verurſachten Schaͤden und Koften, 
von’ der hintetlaſſenen Erbſchafts maſſe/ beſtrittken werden Fün- 
nen 9). Hieraus folgt, dag auch die Erben eines Stuprators, 
unter den ebenermähnten a zu der Verpflegung 

2 des 


0) L. 7. Dig.!de Condicti furt, $. 5. Inftit. do Oblig quae ex 
+ -deliete, IL. 5, Cod. N ireis +. Adsuf. -L."ün. Cod, In quant, 
nsrted. cohven, : Ayrer Diff. 'de’Action. ex delict. rei perfeg. 
adverf. hered, deling. fi folid! compet. Goettingae 1752. 
P) Cap. 28: de X Sept, excom,. °C. 9 X de Ufur. O. fin. X de 
ſepult. J 
9 Mevius P. 5. Dec. 39. P. 6. Dec. 317. Nro. 5.“ Bo- 
dinus de laef, ex deficto defuncti ab hered. praelt. Quie 
ſtorps Beytraͤge zum Erlähterung berfchiedener Rechtömaterien, 
Rro. 6. S. 56. AN Set ik 
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des von dieſem auſſer der Ehe eragngten Kindes. verpflichtet find, 
und folchemnad) Bann die Verbindlichkeit Des Vaters oder Großs 
vater: zu. der Unterhaltung bern unehelichen Hinden, "der Bohr 
oder Enkele, deſſen Erben fie — ſind, Frl m garun⸗ 


deren Zweifel —— bie wmingt ci. Bännume 
Puus Pr FT u RT ν 2: 7 ge Buhl m A nomdan 
Wi —31 Bern a —— ynctded, 36 pi "nk, sd 
Ay en rn aoug 3 


ai — it —— Ben 
ein u, Falle, wobeh die Frase unterliegete "Sb; Ä 
‚ und. in ‚mie * der Vater dei ee ohne eine Ber⸗ 
bung Sohnes. oherfinkes, u Der- Ahmentarion deg wo; - 
—— gan. unehskisben; Kiudes werpflighiet, And 2... 
Feage;,gebürss; zu dpp- Hi tigen: Rehtsitagen, »Nub-mizdn - 
ven den stage: een Auf die —* Ant deavtwoctze 


Ziele jur iſtiſche She forechen.den oBater und Grob; 
ter des —— indem, ebenberuͤhrten Sale, dam; Dem 
Berbiudli eit, Der: Wmentanon — — dur 
aus: ſtch. Mi; sad ner. And ul Br on 
FOaadat BEL re DRG 1 U 17 BERN De G mnudhamam.. 9 
r) Quifforp a.a.D. & 58. Derfelbe in den Grunbfägen des 
peinl. Reid, Adım..$. 482. Ben am I,, Excle Rroteft.. 
er 55 5 Pit. rer Eilhen haudt Ezzaͤllung; befonderer 
Rechtshaͤndel, Ah. 6. Never. nich If. ur Beim, 980.- 
»- Menckep, Diſſ. — slim-nepnt-;ällegit: 
. ‚praelt; ‚non, ohlig, xLipfige fa0 Mehher dicſt Notetje wit‘ 
vielem Scharffinne und mit vieler Gründlichfeit audgejühren hat.- 
„Knorrde Alim, a.matre läb. pueli€.4. & Tı Prmbke 
+. Difl.. de. ‚diecrim, ‚oblig,- et.zab,..em: pend. Ard. aliment, jur. 
‚„; Ianguin, ‚praelt.: Basttingae 1765,80 Gel, über 
bie Präjudicialftage ;. de partu agnofc, IR . 28.- 
Hw 
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eo Dageaen finden ſich abet: Kehtäteheen in — welche, 
wieweohl nicht::aus. voͤllig glelchen Gründen, und. nicht im vol⸗ 
lig gleichen Maaße, das Gegentheil behaupten + = 


M Einige: derſelben nehmen an: daß der Vater des Stupra- 
dorswar wohl nicht der Regel ach doch aber ſodann zu der 
Verpflegung des von feinem Sohne auſſer der Ehe. etzeugten 
Kindes verbunden ſey, wenn Die Mutter deſſelben ‚oder deren 
Eltern; nicht mehr vorhanden, waͤren, oder wenn ſich Beide nicht 
in dem Stande befändenn: Die Berpflegungskoften beflreiten zu 
Een 1); Andere Schriftfteller vertheidigen zwar den Grunds 
{as daß in Ermangelung des Stuptators, vor allen Andern 
die bh⸗ Mutter zur Ernährung und Verpflegung ibres-um 
ehelichen Kindes gehalten fen; fie behaupten aber auch zugleich, . 
daß, bey der eintretenden Armuth und Mittellofigkfeit der Mut⸗ 
ter, die Unterhaltung eines anfieuzder Ehe erzeugten Kindes den” 
Großvaͤtern vaͤterlicher und ——— Seits ed 
Pen ya!“ en dx 7 A 5 


: Endtie AR es au niet an a, PRr, Y; 9 
vate und Großvater des Stuprators, der fein uncheliches 
Kind micht ſelbſt ernähren kann, ‚Dir Amentations · Verbin duich⸗ 
keit ſchlechterdings und ſelbſt im dem Falle auflegen, wenn gleich 
Die: Mutter ſich in „guten Vermoͤgensumſtaͤnden befinden. follte. 
30 es gehen. einige. gar. — “ ſie der Muster. des unehe⸗ 
do 1 — nt .ınile * a. 5 — 
8 * 
Maber — Tail PT WE Ei. era Mir 5. No; 9:- 
— —— echtsgutuchten Ba 1a Lab. ass. Quiſtorp⸗ 
in De. Beytraͤgen Ro; 5 „is amdr in, IR u peinl.. 
—MRechts, W. B. FII A82. JF 
nd: W apmhnetr sB. 14 —E 15h. — — Eccl.. 
Lib. 2. Defin. 243. Boehmerxdı Car oyp Qu 63.- 
u) Boehmerz ),\Ecch; Brdreft., Lib. Tit, 46. Bu Ya (x 


% 


“ 2 
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lichen Kindes’ die Befugniß einräumen, die etwa hergeſchoſſe⸗ 
nen Berpflegungskoften von dem Vater des Schwängerers wie 
der zu fordern. x) rer — 


unſtreitig findet Die ebengedachte Meinung die mehtſten Ders 
theidiger. Es iſt diefelbe bey verfchiedenen Gerichteböfen und 
Sacultäten angenommen y), und aud das hoͤchſte Tribunal hat 
am 15. März 1760 ,: in Sachen Riehen widr Schudde—⸗ 
Topf, den Vater des veritorbenen Stuprators zu der. Alis 
mentation des von diefem erzeugten unehelichen Kindes auf den 
Sau fhuldig erfannt, wenn der, dem Gtuprator von. deflen 
etivanigen Maternis zugefommene Antheil Dazu nicht. hinveis 
chend feyn:follte.2) ER 


$. + 


Ueber die Nichtigkeit der bisher angeführten fo ſehr von 
einander verfchiedenen Meinungen Fönnen indeffen fo —— 
"Ans 


i 3 
x) Berger Oecon. Jur. Lib.3. Tit. 11. $.4. Not.7.. Stryk 
Uf. mod. Pand. Lib. 48. Tit. 5. $. 29. Lauterbach 
Coll. Th. Praet. Lib. 25. Tit. 3. $. 13. Stryk'ad'Brum- 
nem. J. Ecel. Proteft. Lib. 2. Cap. 18. 28. Rüdinger de 
i Avo paterno ad alim, nepot, illegit, praeft, obltricto Er- 
fordiae 1729. C.3. 6.6. Coler. de Alim, &.8. aPu- 
fendorf Tom. 4. Obfervat. 166. $.5- : "sul 
y) Quiftorps Grundfäge bes peinl. Rechts, Th. r. 6. 482% Def: 
felben Benträge, Nro. 5. Seite 63 und 71. Meifter Princ. 
Jur. Crim. Cap. 40. $.6. Not.a.. -Koch laft, Jur. Crim, 
8.280. von Balthaſar Anmerk. Über die Pommer, Kirchen: 
Ordnung, Seite 605. Ve 
2) aPufendorf Tom, 4. Obfervat. 166. $i a. U >. . 
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Anfehen und die er Vertheidiger, als die bier und dort 
ergangenen Erkenhtniffe, etwas entfcheiden. Nach dem Sinne 
. des Gemeinen⸗Rechts a), und befonders nad) der , in diefem 
Stücke fehr beſtimmten, Vorſchrift der Chur» Braunfchteigs 
Lüneburgifchen Landesgefege b), follen Meinungen der Rechts⸗ 
gelehrten und Präjudicia nicht anders. bey Entſcheidung der 
— in Betracht kommen, als wenn ſie auf deutliche 
Geſetze oder auf hinreichende, aus dem Rechte hergenommene, 
Gruͤnde geſtuͤtzet ſind. Auch bey der Beantwortung der hier 
vorliegenden Frage wird alſo lediglich auf diejenigen Gruͤnde 
—* zu nehmen ſeyn, welche die den Gegenſtand betreffen⸗ 
den Geſetze, die Analogie des Rechts und das ganze Sach⸗ 
verhaͤltniß, darbieten. Bey der Prüfung dieſer Gründe iſt ein 
xgſamer Ruͤckblick auf die. Alteften gefeglichen Vorſchriften, 
welche die Alimentations » Verbindlichkeit zwifchen Eltern und 
Kindern betreffen, und auf die in der Folge eingetretenen Ver⸗ 
änderungen derfelben , um fo nothwendiger, da unftreitig. die 
vorberührte große Verſchiedenheit der Kechtsichrer, Meinungen 
vorzuͤglich daher entipringt, daß manche Rechtsgelehrte, durch 
ein. individuelles a verleitet, die eigentlich zue 
Sache gehörenden Geſetze nicht binfänglich beachteten, und das 
gegen nicht ganz paffende Gefegftellen, und anfcheinende, mie 
wohl keinesweges völlig richtige analogifhe Rechts» und Billig⸗ 
Feitsgründe zur Anwendung brachten. 
il ee % 


a) Grübner Diff. de Obfervant. Colleg. in Opufc. Tom. 4; 
.- Sect2. Puͤtters Beyträge zum deutfchen Staats: und Fuͤrſten⸗ 
rechte, Th. 2. Abhandl. 35. Haas Verſuch über den rechtl. 
Werth des Gerichtsgebrauchs, Seite 26.u. f. 
b) D.2.8. Ordnung, Th. 2. Zit.ı2. 12. Juſtiz⸗Re— 
glenent v. %. 1718, $.ı16 a Pufendorf Proc. Civ. 
P. J. Cap. 12.8.7. Struben rechtl. Bedenk. Zh- 2. &337- 
Th. 4. ©. 200. 





3%, 


"ad den end ie m 3 111 0 1: a Fr 
Rach hei aus — — ihre ERERLRG und 
noch bey: uns geltenden Begriffen, find Kinder entweder geſetz⸗ 
maßig oder ungeſetzmaͤhig erzeuget; — Legitimi vel Illogitims 
ud zwar Lonnen Die iNegitimen Kinder, von; einer vietfachen 
Gättung firnynämlict. ‚Naturäles, ex concubina; ‚Spur, 
ex .‚merktrice; .Adulterii, ex: 'adukern; 3; und Inoeltudfi, ex 
inceituolis anplexibus;mati, Das alter⸗ Romiſche Recht 
legte ders Vater nur über feine, aus rechter Ehe — ex juftis 
nuptiis — gebernen Kinder die vaͤterliche Gewalt bey, und 
6108 dieſe degitime Warhloremenfchaft twar der Water, mrernähr 
ech. verbunden dc Alaillegktifui,.ahne Untexrfchied, —— 
den alten Roͤmern ſo angeſehen, als wenn fie garı ke 
ter haͤtten. Man bezeichnete dieſelben, bey der —5318* Era 
wähnung ihrer! Iinmen, mis den drei Buchſtaben: 8. P. Fy 
welche die Worte: fine patte-hlii, ‚Ausdrückten, und weder die 
Väter, noch weniger aber Die Großvaͤter folcher illegitimen Kinder, 
hatten die eutfernteſte Verbindlichkeit, - ihnen Etwas zu binters 
jaſſen, ‚oder fie zu hiimentiren d). Dieſe Verhaͤltniſſe, worin fich 
die illegitimen Kinder ohne, Unterſchied nach dem aͤltern Römifchen 
Diccht i befanden, — jedoch —— in — AM Umfange 
auf uus uͤbit · 


8. 
| Shon tur mehrere: Scfete, des — Va⸗ 
lem nſan und Gratiane), murde die Strenge dis die, 
tern Rechts einigermaßen gemildert. Der Kaifer Zuftinian 
rate, ER — Vrreidcaen — und 9 den⸗ 


WRX J .$ „selben 
3 L. ı. 3. L}5.%. t. Dig. de — et.älend; Liber. 
8). Heineccjä: Antigit, ‚lioman, UL. ı., Tit, 20. $. 29 et go. 


» deSelchew. Agtigs Jur, Rem. %. a Ulpian Fragm. 
V. a. P38.676: Sta, rluftig, de Nupt, L. et L. 24 Dig. 
de ſtata hom. en 

e) L. ı. God, Theod. de natural, liber, 


— 
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ſelbin eine nühete Beſtimmung. "Der damals verſtattete und 
als rechtsmaͤhig betrachtete Concubinat veranlaßte nämlich den 
Kaiſer, den Baͤtern die Rechte der vaͤterlichen Gewalt über Die 
im’ Eoncubindte erzeugten natürlichen Kinder zu gewähren, den 
Legteren aber ein bedingtes Erbrecht, und mit demjelben den Ans 
ſpruch duf die Alimentation von Seiten des Vaters beyzulegen f), 
. ale Berpflichrung des Vaters, feine in dem’ zu jenen Zeiten‘ 
uͤblichen Concubinate erzeugten Kinder ju ernähren, ward hier 
durch völlig auffer Zweifel geſetzet, keinesweges erſtreckte der Ge⸗ 
ſetzgeber aber dieſe Verbindlichkeit, bey dem eintretenden Tode 
oder Unvermoͤgen des Vaters, auch auf den Großvater des 
natürlichen Kındes vaͤterlicher Seits. Dt | 
usage! Ken, FU BE PET Be az; — it: WER Ui, | I 0.” f Alles 
E e guablı 2 3 . 
H Es geſchahe biefes In der: Nov. 89. Cap. 12, und bie, aus. 
dieſem ziemlich weitläuftigen Gefege hergenommene Auth. Licet 
“| patri Cod. de naturalibus liberis, faffet den Inhalt deffelben 
Fo in der Kütze mit ben folgenden Worten zufammen: Licet pa- 
T Pen fine Kbitirmä prole fe’ parente, chi relinqui’ necelle 
“ eft,’ decedenti, ‘naturalibus totam fubftantiam fuani,' vel 
“ inter vitos latgiri, vel in teltamento transmittere, Quod 
"#“fp parentes duntaxät ei fuperfint, legitima parte parentibus 
relicta, reliquum inter naturales diftribui permittitur. . Ab 
« " Shteltato vero, cum defit [oboles civilis, nec [uperlit con» 
jux legftima, fi naturales ex concubina extant, quae Hola 
‚Fuerft '&i’indubitato Affectn Conjuncta, in duas paternae 
fubſtantiae uncias lucckdant, ut matri inter eos. virilis 'por- 
«""tio, fi fuperelt, detur.  Hujusmodi enim naturales filios 
paſch, böni viri arbitrio eft neceffe, five legitimi extant 
"et fuccedünt, five conjuge viva quilibet alit funt heredes. 
Hi’ ergo et parentibus parem praeftent, fi opus fit, 'pie- 
de BR 5 u Se a 
18 Es zeigen dieſcs deutlich die Tegten Worte Cap. 12. Nav. 89: 
De nepdtibäs enim ziaturalibus,, quae jam a nobis [pecia- 


Inu 
4 33 liter 


r 
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Altes dieſes galt imdeffen nur -von liberis.naturalibns im 
Sinne des Römifhen Rechts, oder von den —E 
Eoncubinate erzeugten, Kindern. Saͤmmtliche übrige illegitime 
Kinder, die Spurii, Adulterini, und Inceltuoli, oder mit 
einem Worte: die ex damnato coitu Erjeugten, wurden auf 
Feine Weiſe begünftige. Der Kaifer ließ es, in Rückficht ihrer, 
nicht allein bey dem teren Römilepen Rechte, fondern:er verorde: 
nete noch ausdrücklich, daß diefelben durchaus Feinen Anſpruch 
auf eine Alimentation von Seiten des Vaters haben follten.h), - 

— wo⸗ 
liter de ipfis dispofita [unt, ‚obtineant;, in Verbindung. mit, 
—L. ı2. Cod. de natural. liberis, worauf fich diefelben beziehen. 

Carpzov Decif. 167. Nro.10. Mencken Difput. prior, 

de Avo paterno ad Alimenta nepeti illeg. praelt, non- oblig. 

Lipfiae 1712. Th. 7. an 

h) Die Auth.: Licet patri, Cod. de natural. liberis, enthält fols 
gende, hierauf Beziehung habende, Schlußmworte: —..Sed qui 
ex damnato funt coitu, omni prorlus ‚beneficio fecludan- 
tur. In der Auth. Ex complexu Cod. de. inceft. et. inuti- 
lib. nupt. heißt e3 ferner: Ex complexu nefario aut ingelto, 
feu damnato liberi, nec naturales [uut nominandi,, omnis 
paternae [ubltantiae indigni beneficio, ut nec alantur a pa- 

tre; und endlich verordnet die mehr gedachte Nov.89. Cap. 15, 

woraus biefe Autb. hergenommen ift, hierüber noch ausführlicher: 

Ultima fiquidem nos pars legis expectat, ut ipſa compe- 

tentem [ufcipiat ordinem, et enumeremus, qui nequo ipſo 

naturalium nomine digni funt, Primum ‚guidem omnis, 
qui ex complexibus, non enim boc vocamus nuptias, aut 
nefariis, aut inceltis, aut damnatis procellerit, iſte neque 
naturalis nominatur, neque alendus eft a parentibus,, ne- 
que habebit quoddam ad praelentem legem participjum. 

Unde etli certa a Conliantino piae memoriae, in Gpnfji- 

tutione ad Gregorium [cripta, quaedam de talibus, dicta 

funt 
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wodurch denn von felbft auch die, auf jeden Fall weit entfern- 
tere. Alimentations » Verbindlichkeit des Großvaters, gänzlich 
 „ ausgefchloffen blieb, I 


. Da alles diefes hinlaͤnglich beweiſet, tie beftimmt das Zus 
ftiniandifche. Recht , den Großvater vaͤterlicher Seits, in je 
‚dem Falle von der Verbindlichkeit, den unehelichen Enkel zu alis 
mentiren, entbinder; fo folget:hieraus von felbft, daß die Ges 
feße , aus deren Inhalte manche Rechtslehrer analogiſch das 
Gegentheil herleiten wollen i) - hier gar nicht in Betracht kommen 
Fönnen. Diefe Gefege, welche fämmtlic) viel früheren Urfprungse, ' 
als die Verordnungen des K. Zuftinian in der Nov. 54. 
Cap. ı2 et, 15 find, beflimmen freilich in allaemeinen Aus» 
drücken: daß, ex aequitate, caritateque fanguinis, der Va— 
ter zu der Unterhaltung der Kinder, und wenn diefes nicht mög» 
lid) wäre, der Großvater zur Alimentation der Enkel fchuldig 
ſey. Bon der Alimentation illegitimer, oder unehelicher 
Kinder, koͤmmt aber feine Spolbe in den. gedachten Gefegitellen 
vor, und es müflen diefe Daher um fo mehr allein von der Uns, 
terhaltung der legitimen und ehelichen Nachkommenſchaft verftans 
den werden, da, nad) dem obenermähnten Sinne des Römifchen 
Rechts, die Hlegitimi, - mit: Ausnahme der im Concwbinate 
Erzeugten, fine patre waren, und von einer ihnen durd) Deuts - 
liche Geſetze abaefprochenen Alımentation, bier nicht etwa im- 
licite, und ſtillſchweigend die Mede ſeyn konnte. Aus dem 
Sömifchen echte kann ſolchemnach die Verpflichtung des Groß» 
vaters vaͤterlicher Seits, zur Unterhaltung des auffer der Ehe ers 
zeugten Enkels, ſchlechterdings ur hergeleitet werden. j 
32 .7. 


funt filiis, haec non recipimus; quoniam et non utendo 


perempta eft. _ = 
i) 4. L. 5. S. 1 — 5.L.3. Dig. de agnole, et alend. li- 
ber, L. . 8. 5. Cod. de:bonis quae liber. j 
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Ein beym erften Anblicke anfcheinender Zweifel entftchet 
indeffen noch aus dem Canoniſchen Rechte, und zwar durch 
eine Entfeheidung des Papfts Clemens des Dritten k), welche 
auf die folgende Art veranlaffet ward. Ein gemiffer Jo han⸗ 
nes begieng mit feiner Magd einen Ehebruch, befreiete ſich von 
der dieſerhalb wider ihn angeſtellten Unterſuchung dutch einen 
Eid, und ſitzte demunerachtet den unerlaubten Umgang nicht 
‚Mein bey Lebzeiten der Ehefrau, fondern guch nach deren 
ode, über zehn Jahre Tang fort, auf welche Weiſe er mit der 
Magd zehm Kinder erzeugte. Det Papft, dem’ diefer Gall zur 
Entfcheidung vorgeleget wurde, befahl Die Trennung des ds 
-bannes von der Magd, verordnetd aber zugleich, daß die von 
beiden erzeugten Kinder alimentiret werden follten, und zwat 
mit folgenden Worten: £ 

Solicitudinis tamen tuae intererit, ut uterque provi- 

deat ſuis liberis. procreatis, et fecundum quod eisdem 

fuppetunt. facultates, /[uftentationi eorum necellaria 

[ubminiftret. Gr Et 


An⸗ 


k) Cap. 5. X de eo qui duxit in matrim, quam polluit per 
- adulterium, 3* de 
1) Ritterhus de Different. Jar, Civil;’et' Canon,’ Lib. 2. 

Cap. 
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Andere Schrififteler glauben, daf das angeführte Cap- 5. 

de eo qui duxit in matrimonium, nur die Entſcheidung 
eines fpeciellen Falles begiele, durch welche die Vorſchrift des 
Roͤmiſchen Rechts um ſo weniger im Allgemeinen dufgehoben 
werde, da der Papft Innocentius der Dritte die legtere 
am Ende, Cap- pen. X. qui filii funt ligitimi, ausddruͤcklich 
beftätigem). Einige Mechregelehrte nehmen endlichauf die er⸗ 
waͤhnte Stelle des Canoniſchen Rechts gar Feine Nückficht, 
weil fie von dem Grundſatze ausgehen, daß daſſelbe nür in Rück- 
fiht auf gewiffe Gegenftände bey ung angenommen, und in als 
len übrigen Puncten, für Proteftanten unverbindlich ſey. n) 


Eine weitlaͤuftige Unterfuchung darüber, welche von diefen 
abweichenden Meinungen den mehrften rechtlichen Beyfall vers 
diene, würde hier ganz uͤberfluͤſſig ſeyn, weil es hinlänglich be 
kannt und jelbft' von Feinem jener Schriftfteller’geleugnet ift, daß, 
nach dem heutigen Gerichtsgebrauche, alle-auffer der Ehe erztug⸗ 
ten Kinder, fie mögen naturales, [purii, adulterini oder in- 
ceftuofi fenn, im Abficht der ihnen von ihrem Vater ge— 
buͤhrenden Verpflegung völlig gleich geachtet werden, und daß ' 
Daher jeder Schmängerer das von ihm hertühtendeuncheliche Kind, 
X a ie — ohne 


Cap. 7. Gail Lib. ↄ2. Obf. 83. Nro. 5. Brunnemann 
ad dict. Autn. Carpzov P. 5. Conft. 14. Defin. ıı, 
Richter P. a. Decif, 88. Nro. 35. Lauterbach Coll. 

Th. Pract. Tit. de Agnoſc. et alend. Hber. $.141'"Stryk 
Uf.-mod. Pand, Lib. 25. Tit.3.$.6. Boehmer 3: Ecckef. 
Proteft, Lib: 4. Tit.7. 6.9. — —— 

m) Meier Colleg. Jur. Argent. Lib. 25. tit.3. th. 5 Linck 
ad .Decret. ad Tit. de eo qui duxit in matrim, in fine. 

a) Mencken Dill. pofler: de Arc paterno'ad aim, nepoti 


‚ 


älfeg.-praelt. non oblig. Th. 22. Auct. ib, älleg. - 


ohne allen Unterfchied, zu ernaͤhten gehalten iſt o). Hieraus fol⸗ 
get aber keinesweges auch die ſubſidiariſche Allmentationss Ber» 
bindlichkeit des Großvaters vÄterliher Seite. Das 
angeführte Cap 5. X. de eo qui duxit in Matrim., handelt, 
menn man demfelben auch das volfommenjte Gewicht bepleget, 
nur von dem Vater eines unchelihen Kindes, und ermähnet 
des Großvaters mit feinem Worte. Da nun die Geſetzſtelle, 
auf jeden Tal, als etwanige Lex. correctoria, mit der grüße- 
ften Strenge zu interpretiren ift; jo Bann und darf man ſchlech⸗ 
terdings nicht annehmen, daß durch dieſelbe ſtillſchweigend dem 
Großvater eine Verpflibtung auferleget ſey, von welcher das 
Roͤmiſche Recht ihn ausdruͤcklich freifpricht. | 


S. 38. 


Ein allgemeiner Gerichtsgebrauch, oder ein allgemeis 
nes deutfches Gefeß, vermöge deſſen dem Großvater die Pflicht 
zuerkannt würde, den unehelichen Enkel im Nothfalle zu ernähren, 
ift unerfindlih. Zwar verordnet das Preuffiidhe Geſetzbuch 
Folgendes: „Iſt der Vater für den Unterhalt und die Erziehung 
des Kindes zu forgen nicht vermögend, fo gehet dieſe “Pflicht 
„auf die Großeltern vaͤterlicher Seite über. Erſt in deren Ers 
„mangelung, oder. bey deren Unvermögen, find die Mütter und 
„mütterlichen Großeltern dazu verpflichtet” p). o 

ar Dein 


0) Stryk Uf. mod. Pandect. Lib. 5. Tit. 3. &.6. Qui: 
ftorps Grundfäge des peinl. Rechts, Th. 1. $. 482: Not. a. 
Unfere Reichögefege und Policey» Ordnungen v, 1530, 1548 und 
1577 haben befanntlih allen Goncubinat unter die Claſſe ber 
leichtfertigen Beywohnungen ober der Fornicationen geſetzet; fo, 
daß jest, in diefem Stüde, der Unterfchied des Roͤmiſchen Rechts 
zwifchen den unehelihen Kindern wegfällt. 

p) Preuſſiſches Geſetzbuch, Th. 2. Tit. 2. $. 628 und 629. 


- — — 


Allein aanz hiervon abweichend, iſt, durch die Verordnung 
don 1746, in —— feſtgeſetzet, daß, wenn der Schwäne 
gerer das von ihm erzeugte uneheliche Kind nicht ſelbſt ernaͤhren 
koͤnne, der Großvater vaͤterlicher Seits allererſt, in Ermange⸗ 
lung oder bey dem Unvermoͤgen der Mutter des Kindes, und 
des Großvaters von der muͤtterlichen Seite einzutreten verbun⸗ 
den fen . Vermoͤge der Obſervanz in den Heffen- Eaffelfchen 
Gerichten, wird der Vater eines Stuprators auch nicht einmal 
fodann ſchuldig erkannt, des Letzteren unehcliches Kind zu ernaͤh⸗ 
ten, wenn ex gleich den Niegbrauch von dem mütterlichen Ders 
mögen feines Sohnes, haben follte. 2). - 


Das DA.Geriht zu Zelle condemnirte, im %. 1750, 
1. S. Rieben_wider Schüddefopf, den Dater des verftors 
benen Stuprators zu der Alimentation des von dieſem erzeug⸗ 
ten. unehelichen Kindes (ſ. oben S. 3). : Hieraus läßt fi) aber 
Feine Dbfervanz, in Rückficht auf Die Chur -Braunfchweig » Lüs 
neburgifchen Lande folgern. Die biefigen Landesgerichte erken⸗ 
nen in dem Stücfe nicht immer gleih. Das Hofgericht in 
Hannover bat. B in S. Schaper wider Steinmeier 
am 11. Auguft 17855 1. S. Erbfen wm. Haupt am 13. Zus 
nius 17945 i. S. Grupe w. Waffmann am 2. Yan. 1799; 
und i. ©. Langrehr wm. Dahlen, am 24. Aprıl 1799 ers 
kannt: daß ein Vater nicht verbunden fen, das uneheliche Kind _ 
feines Sohnes zu alimentiren; und als von dem zweiten und 
den beiden letztern dieſer Erkenntniffe appelliret ward, fo find 
diefelben, refpective am.4. Octobet 1794 ,.31. May 1800 und 
28. März 1801 durch das höchfte Tribunal beftätiget. 





$. 9% 


, q) Müller Promt. Juris, voce: Alimenta;' $. 26. 


"F) Ledderhofe Verfuch einer Anleitung zum Heffen : Gaffelfcen 
Kirchenrechte. Eaffel, 1785... 1.22.00 
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Weder das Gemeinerecht, noch ein allgemeiner Ge⸗ 
richtsgebrauch, legen alſo dem Großvater vaͤterlicher Seits die‘ 
Berpflichtung auf, den unehelichen Enkel fubfidiarifch zu ernaͤh⸗ 
ren, vielmehr verordnet jenes fonar das Gegentheil, und ſchwer⸗ 
(ich dürften fich zureichende Gründe finden, welche eine Abwei⸗ 
hung von diefer geſetzlichen Beſtimmung binfänglich rechtferti⸗ 
gen Fönnten. Mag man die Verbindlichkeit zur Leiftung der 
Alimente im Allgemeinen, dus dem Anfpruche auf die naͤchſte 
Opnteftatbeerbung des zu alimentirenden, ‘oder, wie dieſes nach‘ 
der Natur der Sache und nady dem Sinne der. Gefege vichtis 
ger fen dürfte, aus der Billigkeit und Rermandfchaftszuueis. 
gung — ex aequitate caritateque fanguinis — herleiten wol⸗ 
len H, fo wird ſich weder in dem einen noch dem andern Falle 
die in Frage fenende Verpflichtung begründen laffen. Der 
Großvater väterlicher Seite fuccediret » der Regel nad) ſei⸗ 
nem unehelichen Enfel fo wenig ab intestato, als diefer je, 
nem , und ale Werbindungen vaͤterlicher Gemalt fallen zwi⸗ 
fehen Beiden weg t). ine Blureverbindung — conjurictio 
fanguinis — wird, nach der Borfchrift der Gefige; nur bey 
Kindern, die aus rechter Ehe — ex jultis nuptiis — geboren 
ind, angenommen u), bey allen unehelichen Kindern aber, in 
ückjicht auf den Großvater wäterlicher Seite, ausdrücklich aus⸗ 


| ger 
s) L.4. L. 5. 6.1.5. L. 8. Dig. de Agnofc. et alend, liber. 
L:8. $.5. Cod, de bon. quae liber. a Pufendorf Tom, 4. 


Obf. 166. 
$) -L. ı2. Cod. de natural, liber. L. 2 et 8. Cod. Unde Cog- 
nati. Stryk de-fuccell. ab intel.‘ Dill, 1.‘ Gap. 2. 8.148. 
Dif. 2. Cap. 1. 6.45. Forfter de Succefl, Tit,6. Cap. 10. 
Nro; 5. Gail’Lib. 2. Obf. 115. Nro. ı, Sen: 
u) L. 5. Dig. de in Jus von -» u 
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gerdiofen x), und fchon die Natur der Sache zeigt «8, daß das 
bloße unerlaubte Factum eines aufferehelichen Beyſchlafs, ein 
dadurd) erzeugtes Kind, mit dem Vater des Schwaͤngerers, um 
fd weniger in irgend eine laͤſtige und verpflichtende Verbindung , 
fegen kann, ‚da diefer auch nicht den entfernteften Bortheil, ja 
nicht einſt einge Eindliche Achtung, - von dem illegitimen Enkel ers 

‘warten und fordern darf. Schwerlich wird man unter Dielen 
Berhältniffen mit Grunde behaupten koͤnnen, daß die Billigkeit 
der in Frage feyenden Alimentationg + Perbindlichfeit das Wort 
rede. Am Gegentbeile fteller es ſich als Außerft hark dar, daß 
der, durch die geſetzwidrige Handlung feines Sohnes ſchon obs 
nehin betrübte, Vater noch mit der Anfopferung eines Theile 
feines Vermögens für ein Vergehen buͤßen ſoll, An welchem er 
auch nicht den: entfernteften Antbeil hat. Die Härte und Uns 
billigkeit, welche hierin liegen würde, wird um fo auffadender, 
men man ſich Die Möglichkeit gedenft, daß ein Vater, der 
- mehrere unbemittelte und unverforgte Söhne hat, Gefahr läuft, 
durch Die fisderliche Aufführung derſelben vielleicht fechs, acht 
und mehrere uneheliche Enkel unterhalten zu müffen, und auf 
die Weile an den Bettelſtab su Fommen. Selbſt die Ruͤckſicht 
auf das allgemeine Wohl fcheint einen Grund gegen die Alimen⸗ 
tations⸗ Verpflichtung des Großvaters wäterlicher Geite an die 
Hand zu geben, _Denn Eann fich eine liederliche Weibsperſon 
verfichert halten, daß, ungeachtet der dürftinen Umſtaͤnde ihres 
Liebhabers, der Vater des Letztern die Früchte eines unerlaubs 
‚ten Umganges zu ernähren verbunden iſt; fo wird Dadurch nas 
tuͤrlich die Beſorgniß der Schwierigkeit und Mühfeligkeit, unehe⸗ 
liche Kinder zu unterhalten, vermindert, und mithin Die Ans 
reizung zu einer unzüchtigen Lebensart vermehret. 
9. 1 


x) L.4. Dig. Unde Cognati. Cap. 25. X de Relcript. Men- 
cken Bill. pofter, cit. Gap. ı. Th. 5. Stryk de Suoell. 
ab inteft, Dill. 1. Cap. 2. $. 48. 
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Nicht leicht werden endlich auch, wenn man den Großvater 
vaͤterlicher Seite von der Alimentation des illegitimen Enkels 
freifpricht, uneheliche Kinder mit ihrer Ernährung dem Publico 
zur Laſt fallen. Mach den Geſetzen iſt jeder Schwängerer ver: 
bunden, feine illegitimen Kinder zu unterhalten y). Findet es 
fih, daß der. natürliche Vater verftoiben, abweſend oder mits 
tellos iſt, fo tritt die Mutter. des Kındes. in dieſe Verpflich⸗ 
tung 2); und waͤre auch die Mutter nicht vorhanden, oder gleich“ 
falls wegen ihrer Armurh die Verpflegung zu übernehmen nicht 
im Stande; fo fällt Die Laft der Alimentation auf die Groß- 
eltern, und befonders auf den Großvater des unchelihen Kins 
des von der mütterlichen Seite a). Erſt dann endlich, wenn 
‚die Letztern cbenmäßig zu der Unterhaltung völlig unfähig feyn 
follten, mürde das uneheliche Kınd, nach jedes Orts Gewohn⸗ 
beit oder befondern Gefegen, auf öffentliche Koften zu ernähren 
ſeyn b), und in Diefem, gewiß nur felten eintretenden, alle 
dürfte wohl Eeine Begünftigung des Großvater von der väter« 
lichen Seite auf Koften des Publici liegen, da, mie die oben 


vorgefommenen Gründe zeigen, jener mit dem unchelichen Enkel 
N in 


y) Eheverlobungs:Conftitution vom „, Jan. 1733, $.5. 

2) L.5.$.8. Dig. de agnofc. et alend. liber. Arg. L. 19. 
Dig. de re judic. et L. 6. dein Jus voc. Wernher Suppl. 
ad P. 7. Obf. 35. Nro. 85 feq. et in Dill. de benefic. com- ” 
pet. Cap. 3. Th. 2. Nro. 54. 

a) L.5.$.2etL. 8. Dig. de Agnofc. et alend. liber. Hell- 

‚ feld Jurispr. for. $. 1289. _ Berger Oecon. Jur. L. 3. 
Tit 11.8.5. Nro.7. Quiftorps Grundfäge des peinl. Rechts, 
zb. 1. 8.482. 2 

b) Struben rechtl. Beben. Ih. 1. Bedenf. 171. $.3.. Qui: 
ſt or ps Beytraͤge, Nro. 5, Seite 69. 
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in gar keiner: Verbindung ſtehet, und dieſem nicht näher, als 
jeder anderer Staatsbürger ift. - 


S. II. 


Ob es nicht Verhaͤltniſſe geben koͤnne, unter welchen der 
Großvater, wegen einer ſtrafwuͤrdigen Duldung und Befoͤrde⸗ 
rur;g Der ausſchweifenden Lebensart feines Sohnes, zu der Uns 
terhaltung des von dieſem erzeugten unehelidyen Kindes, nah 
der Meinung des Quifiorpsc), fehuldig erkannt werden müffe? 
diefe Frage gehört um deswillen nicht biether,, teil unter der 
gedachten Vorausſetzung die ermanige Alimentations - Verbinds 
lichkeit nicht aus dem Verwandſchafts-Verhaͤltniſſe des Groß⸗ 
vaters zu dem unehelichen Enkel, fondern aus der Bernachläfs 
figung obliegender Pflichten herfließen, und als eine Ahndung 
gefegrwidriger Handiungen anzufehen feyn wuͤrde. d) 


S 12 


Sämmtliche diefe Gründe kamen in Erwägung, Als, in 
Betracht des Inhalts einer zu erlaffenden Landesverordnung, 
durch ein landesherrliches Reſcript, das Gutachten des D.-A.s 
Gerichts über die Frage erfordert ward : Ob ein Vater ſchul⸗ 
dig fen, die unehelichen Kınder ſeines Söhnes, wenn er dieſen 
nicht beerbet, zu alimentiren? Das hoͤchſte Tribunal richtete 
fin, am 24. März 1801 abgeffattetes, mit den oben ausgeführs 
ten Gründen unterftüßtes Gutachten mörtlidy dahin: „Daß der 
Landesherr geruhen möge, die durch die ſich miderfprechenden 

— Auba 2 — Mei⸗ 
c) Quiſtorps Beytraͤge Nro. 5, Seite 73. 
d) Gebauer ds Imputat, facti alieni, $.9. ı 
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Meinungen der Rechtslehrer flreitig "gewordene Frage: Ob ein 
Bater, der feinen Sohn nicht beerbet-habe, ſchuldig fen, defr 
felben uneheliche Kinder zu alimentiren? durch eine alerhöchite 
Deeifion dahin für immer zu entfcheiden: daß der Vater des 
Stuprators dazu Feinesweges fihuldig ſey.“ Ä 








LXXI. Erörterung. 


Die Wirkung der Einkindſchaft Fäut hinweg, und der 
Einfindfchaftövertrag ift ald aufgehoben zu betrachten, 
wenn die unirten Kinder oder deren Defcendenten dem 
Zeitpunct des Erbfalles wicht erleben, BER 





Die Witwe Scheden, melde in erſter Ehe einen Sohn, 
Heinrich Scheden, erzeugt hatte, verheirathete fich im Jahr 
1759 zum. jiveitenmale mit Andreas Rohrberg. In der 
mit letzterem errichteten Ehefliftung ward folgendes pactum , 
unionis probum , unter Zusiehung der Schedenfchen. Vor⸗ 
münder und der ordentlichen Gerichtsobrigkeit, beliebt: : - 


„Falls aber Kinder aus diefer Ehe erfolgen follten, als⸗ 
„dann follen dieſelben, ſowohl was das väterliche, ale muͤtter⸗ 
liche Vermögen anbetrifft, zu gleichen Theilen gehen, und eine 
„völlige Einfindfchaft Damit errichtet ſeynz inmaßen 
„des Kindes erfter Ehe vaͤterliches, des Braͤutigams Vermoͤ⸗ 
„gen nicht überjteige u. ſ. wh.. + zum. | 


H ıLCo 


j Aus 
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Aus der letzten Ehe erfolgte ein. Schn,; Lorenz Rohr— 
berg. Nach der Mutter Abfterben ward deren und ihres erſt⸗ 
verftorbenen Ehemannıs Vermoͤgen unter den unirten Stief⸗ 
bruͤdern gleich Fand ‚und dabey wiederholt feſtgeſetzt: Daß, 
nach: Andreas Rohrberg Tode, deſſen Stiefſohn und fein leib⸗ 
licher: Sohn; ihn zu gleichen Theilen beerben ſollten. Im Jahr 
1792 verſtarb Heinrich Scheden mit Hinterlaſſung einer Tochter, 
welcheein Jahr Daraufcbenfallsmit Tode abging. Die nachgeblie⸗ 
"bene Witwe deſſelben verehlichte fich zum andernmale mit Chris 
ſtoph Harrighauſen, und in diefer Ehe ward eine Tochter- 
erzeugt. Mac). beider, und- war der Ehegattin zuerft, erfolgtem 
Abfterben heirathete derfelde Chriſt ine Fiſcher, und erzeugte 
mit Derfelben einen Sohn. Er flarb im: Jahr 7798, deſſen 
Sohn aber im Jahr 1799, und die nadygelaffene Witwe vers 
heirathete ſich biernächft: wie der mit. einem gewiſſen Deppe- 
Lorenz Rohrberg war indeß ſchon im Jahr 1795 mit Zus 
ruͤcklaſſung einer Witwe und minderjährigen Tochter verſtor⸗ 
ben. Als nun auch im Jahr 1797 der. alte Andreas Rohr⸗ 
berg mit Tode abging, fo nahm. die Mutter feiner leiblichen 
Enkelin, : Namens ihrer Tochter, den großväterlichen Nachlaß 
in Bf. Wenige Zeit nachher forderte jedoch Chriſtoph 
Harrighanfen, als Erbe feiner, mit der Witwe Scheden 
erzeugten Tochter, ex pacto unionis prolium „.die Hälfte des: 
Rohrbergſchen Nachlaſſes ſecundum inventarium-vel juratam | 
ſpecificationem. Alnd-ald er ſich hinwiederum mit Chriftine 
Sifchern verehelicht, und mit ihr eine‘ Tochter erzeugt hatte, beyde 
aber. während. des Proceſſes ebenfalls verſtorben; fo fetzte Die 
zweite Harrighaufenfche. Ehefrau, nachmals verehlichte Deppen, 
den Rechtsſtreit wider des alten Andreas Rohrberg Enkelin fort. 
4 J4 — 134* 


zur Begruͤndung ihres Anſpruchs bezogen ſich die Kläger. 
inſonderheit darauf, daß das aus dem Einkindſchaftsvertrage 
entftandene Erbrecht von der Schedenfchen: Tochter auf deren 
Mutter, von dieſer auf dir mit Chriftgph Hatrighnuſen er» 
—X zeugte 
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zeugte Tochter, von diefer hinwieder auf derfelben. Vater u. ſ. 

m. bis endlich auf die dermalige Klägerin, verehelichte Deppe, 

trangmittirt fen; weil es bey Erbverträgen nicht darauf: an⸗ 
fomme, daß die Paciscenten den Anfall der Erbſchaſt erleben. 

Dagegen behauptete-die Beflagtin: Die Schedenſche Tochter fig 

lange vor ihrem Stiefgroßvater verftorben;, fie habe mithin: den 
Anfall der Erbſchaft deffelben nicht erlebt, und em noch nicht 

eriftirendes Erbrecht hätte Daher auch nicht transmittirer werden 

fünmen. Mit dem Abjterben derfelben habe das ‚pactum. unio- 

nis‘ prolium feine Endfchaft erreicht, , und die Deſcendenz des 

unirten Stiefſohnes ſey mit ihrem’ Tode erfofchen.: Die Kläger: 
gehörten gar nicht zur Mohrbergfthen Familie, und'’es waͤre ges 

gen die Abftcht der. Paciscenten und die Natur der Union, wenn 

ganz fremde Perfonen miterben wollten, da ſolchen weder in 

dem Einfindfchaftsvertrage mit. begriffen gewefen, noch das 

pactum auf felbige erftwecft werden koͤnne. — 


Nach verhandelten Sägen. tourde:die Klägerin. mit ihrer! 
Klage vom Amte Friedland abgemiefen , und dieſes Erkennt 
niß don dem Könige. Hofgerihte zu Hannover. in: der. 
iger ne In der von den Klägerin dage⸗ 
gen gebrauchten Supplicationsinftan; erfolgte ‚aber ex trans- 
miſſo ein reformatorifches Erkenntniß, vermöge deſſen Die Bes 
Flagtin condemnirt wurde, die Hälfte des Rohrbergſchen Nach⸗ 
laffes, nach einem zu Recht beftändigen imventario, oder, in’ 


deſſen Ermangelung,. einer eidlichen Specification, herauszuges, 


ben, auch.über die, von Zeit des Ablebens des — Rohr⸗ 
berg, davon erhobenen Nutzungen Rechnung abzulegen. 


Die Beklagtin appellirte von dieſem Erkenntniſſe an das 


hoͤchſte Tribunal, und hier kam, bey der Beurtheilung uͤber 


die Erheblichkeit ihrer Beſchwerde, inſonderheit die Frage zur 
richterlichen Entſcheidungg: —— tie Pag, 
Od die Wuͤrkung der. Einkindfchaft alsdann hinwegfaͤllt, 

| wenn 


+ 
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Wwenn die unirten Kinder und deren Defcendenten den Ans 
faall der Erbſchaft nicht erleben? i 


Sehr fireitig iſt es allerdings, ob überhaupt die Erbverträge 
‚zu ihrer Wirkſamkeit erfordern , daß der, weichem eine Erb» 
‚Schaft vertragsweiſe zugefichert ift, den Sterbefall des zu Ber 
‚erbenden erleben. muß; ‚oder ob diefelbe, auch bey nicht erlebten 
Zodesfalle, auf. die Erben. des hzur Erbſchaft berufenen Pacis⸗ 
Fenten transmittirt werden Tann? Verſchiedene Rechtsgelehrte e) 
ehaupten das Letztere. Denn durch einen ſolchen Vertrag, 
oder durch das Verſprechen, die Erbſchaft zu uͤbertragen, und 
deſſen Acceptation, falle das Erbrecht nicht nur ſofort an, fons 
dern. es werde auch dadurch ſogleich adquirirt, und es fünne 
mithin dieſes vertragsmaͤßige Erbrecht, ohne den Erbſchaftsfali 
zu erleben; der Natur der Verträge gemaͤs, ferner tränsmits 
tirt werden, wenngleich daffelbe bis zu dem Todesfälle ruhe, 
und nicht früher ausgeübt werden koͤnne. Die Grundfäge des 
sömifchen Rechts von dem Anfalle und der Transmiffion einer - 
Erbfchaft, melche blos ihre Beziehung auf die römifche Teftas 
mente: und ‚Anteftaterbfolge haͤtien, Eönnten bey dem bedunges 
nen Erbrechte, welches bey den Römern verhaßt und ausdrück- 
lid) verboten geweſen fe, Feine Anmendung finden, und wenn 
man ‚die römifchen. Rechteprineipien auf die von jeher in Deuiſch⸗ 
land gültig geachteten Erbverträge anwenden wollte, fo würden 
fie nad) deutfhen Rechten eben ſo verwerflich werden, als fie 

es nach dem römifchen Rechte wären. 
Ans 


e) Rivinus de partis fuccellor. $. 15. Hellfeld de trans- 
miflione juris [uccedendi antecefloris morte non delati, $. 6. 
in opusc, pag.434. Weſtphal teutfches Privatreht, Th. 2. 
&.401. Hofacker priac. jur. civ. 6.1403. Juft. Henn. ‚ 
Böhmer de fundamento pactorum familiae, cap. 2. $. 11. 


ar0, 7,  °.. . : 
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Andere Rechtsſchriftſteler vertheidigen dagegen die erftere 
Meinung, und alauben, es feh zur Wirkſamkeit der Erbverträge 
ebenfalls erforderlich, . daß der zur a DBerufene den 
Sterbefall wirklich erleben). Der Natur der «Sache feheint es 
nicht unangemzffen zu ſeyn, wenn man, Wie bey andern Titeln 
Des Beerbuugsrechtes, auch bey den Erbverträgen; die Bedins 
gung vorausfeßt, daß der zur Erbſchaft Beruftne den Tod des 
Erblaffers wirklich erlebt. Der verbindlichen Guͤltigkeit der 
Erbverträge ift dieſer Grundſatz nicht entgegen, ' vielmehr wird 
derſelbe mit der Intention der Contrahenten / worauf man do 
bey afen Verträgen vorzüglich zu fehen hatz), in der Mes 
völig übereinftimmen. In den meiften Fällen gehet die Abs 
Er der Paciscenten ohne Zrorifel dahin; daß nur der’ zur Erbs 
haft Berufere und deſſen Deflendenz den’ Vortheil derſelben 
zu genießen haben follen, und man darf daher im Zweifel die 
Indention Des zu bestbenden Mitpaciscenten nicht ‚fo weit auss 
Dehrien, daß er fein Vermoͤgen, wenn er der zut Erbfchaft 
berufenen Erben und Des-tegtern Delvendehten überlebt, deſſen 
entferntern Inteſtat /, oder vieleicht ganz fremden Teſtaments⸗ 
erben habe zuwenden wollenb). Allezeit bleibt aber immer der 
to er a ri weſent ⸗ 
' D-Baltineller de pacto [ucdefforio cum paciscentis perlona 
intereunte, Vit. 1727. Chrift. Ad olp hBönhart com- 
ment, de transmilliorie hereditdtis ex pacto ſucteſſorio ad. 
quiſfitivo. Marb. 1763. 8. 19. e8 leg: — "Ein jedes pattum 
- fuccellorium univerſale lann man doch nicht anders, als da: 
hin erklaͤren: daß Jemand Erbe, folglich eben das, nur um: 
widerruflich, werden ſoll, was Einer’durh Teſtament und Ges 
ſeiz werben kann. * 
) L. 219. D. de V. S. L.5. O. de rebus reli. Hufe 
lands Natırerecht, $. 67. Hoöfackerl.c. $.229. Glüd 
im Cemnentar, $. 344. de . 
h) Daß tiefes wmfonderheit nur von pactis hereditar, adquifitivis 
. de 
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weſentliche Unterſchied yrsifchen dem, auf einem Frbvertrage 
‚ und dem auf einer einfeitigen Willens diſpoſition beruhenden, T⸗ 
tel des Beerbungsrechtes, Daß bey jenem weder ein einfeitiger 
Widerruf zuläffig”), noch die Antretung der Erbſchaft zu Deren 
mweitern Dransmiffion erforderlich iſt; bey diefer hingegen alle 
zeit ein Widerruf geſchehen und-die angefallne, aber noch nicht 
angetretene Erbſchaft, mit Ausnahme gewiffer befonderer Fälei), 
nicht transmittirt werden kann. 


Mag man inde auch die erftere Meinung für richtiger 
halten, ſo läßt fie fi Doch auf Das pactum unionis pro- 
LUum, wenn letzteres gleich in Die Klaffe der Erbverträge gehört, 
nicht ſchlechthin anwenden; da man den Einkindfchaftsvertrag 
lediglich aus der Natur des Gefchäffts und der Hauptabficht 
der Eontrahenten zu erflären hat. Die letztere gehet inſonder⸗ 
heit dahin, den Streit über die Erbfolge der Kinder ver» 
fehiedener Ehen, wegen der elterlichen Succeſſion zu verhindern, 
und dallen Unterfchied zwifchen Etiefeltern und Stieffindern aufs 
zuheben kJ; Beide Eltern werden dadurch als vechte Eltern, 
und Die zufammengebrachten oder noch zu erzeugenden Kinder 
ae a *8 | | als 


do hereditäte propria anzımehmen fey, verfichet ſich ſchon vom 
ſelbſt. Runde Grundſaͤtze des deutſchen Privatrecht, -$. 657 ff. 
*) Gluͤck im Commentar, 8. 543. Carl Wilh. Paetz com- 
ment: facceflione univerlali per pactum -promifla , jan et qua- 
tenug promittendi facultas de bonis inter vivos dilponendi 
ademta lit. Gott. ıpoı. 
1) Ludolff ſyſtemat. Entwidelung der Lehre von der Inteflats 
erbfolge, 8. 17. 
k) Hofmann Hanbb. des teuffihen Eherechts, 5. 326 ff. Zus 
bolff a. a. O. 8.94... Scherer von der ehelichen Glterge⸗ 
mieinſchaft, % 175 Preuffifgestandırrgt, Th. 2. Til. 2. 
ac 6. 0 7 ne nd ee ir — 
4 Bbb 
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als leibliche Kinder, in Abficht der elterlichen Succeſſſon, be⸗ 
trachter!). Die Stieffinder erlangen durch diefen Vertrag ein 
zuvor nicht gehabtes Erbredt in dem Vermoͤgen der Stief⸗ 
eltern; aber einen andern oder größern Vorzug erhalten fie das _ 

durch nicht. | Bahn y 
So kange die Eltern leben, Eommt die Succeflion ihrer 
rechten. Kinder nicht in Frage. Sterben die legtern vor ihren 
Eltern, fo transmittiren fie zwar ihr Erbrecht auf ihre Deſcen⸗ 
denten, aber nirmalg auf fremde, zur Nahfommenfchaft der 
Eltern nicht gehöriae Perfonen. Sol dies Statt haben, fo 
muß die elterliche Erbſchaft den Kindern durch den Tod der El⸗ 
tern wirklich deferirt feyn. Wollte man nun anneymen,: da 
die unirten Vorkinder ihr Erbrecht auf das Vermögen der ans 
gefegten Eltern, ohne den Todesfall derfelben zu erleben, auf 
fremde ‘Perfonen, welche in dem Einkindfhaftsvertrage gar nicht 
mit begriffen find, transmittiren Fünnten; fo wuͤrden die unit» 
ten Stieffinder ja offenbar. ftärfere und größere Rechte haben, 
als den leiblichen Kindern den Rechten nach gebühren, und das 
durch der ganzen Hauptabficht des Unionsvertrages zuwider ges 
handelt werden. Es ift daher Die Meinung der Rechtsgelehr⸗ 
ten m) der Natur des Vertrags und der Abſicht der Eontras 
benten angemefjen , toelche behaupten, daß die Wirkung der 
Einkindſchaft hinwegfalle und fie gebrochen twerde, wenn die 
unirten Kinder den Zeitpunkt des elterlichen Exbfalles nicht er» 
leben, und daß alsdann alles wieder in den Zuftand komme, 
als wenn Feine Einkindichaft errichtet geweſen waͤre. n) 2 
| —* — n 


1) Böhmer auserleſene Rechtsfaͤlle, B. 1. ©. 146. 
m) Runde teutſches Privatr. F. 677, Hofacker.princ. jur. 
civ 9.614. Zafinger von der Einkindfchaft, $. 36, Ba- 
ftineller 9. 0a.dD.$.7. 
») Durd den Tod des einen ber unirenden Eltern erhält die Ein- 
kindſchaft erft ihre rechtliche Wirkung. Zafinger aD. &37f. 
+ Dat 


In dem oben erwähnten Rechtsfalle war es die Intention 
der Rohrbergſchen Eheleute zuverlaͤſſig nicht geweſen, ihr Ver⸗ 
mögen auf ganz fremde, zur Familie gar nicht gehoͤrige, ‘Pers 
fonen Eommen zu lafjen. Es ergab fich diefes auch daraus ſehr 
deutlich, Daß nach dem Abiterben der Ehefrau, deren Nachlaß 
unter den unten Kindern gleich getheilt und Dabep, mit Eins 
willigung aller Anterefjenten, toiederholt bedungen wurde: daß 
- des alten- Rohrberg Vermögen, nach feinem Tode, ziwis 

ſchen dem Stief- und leiblichen Sohne gleich gethyeilt werden, 
mithin die Einkindſchaft erft dann mwirkfam ſeyn follte, wenn 
die unirten Kinder: oder deren — den Erbfall a 
2 . ben 


Hat der Überlebende Ehegatte dad Vermögen bed zuerft verftor: 
benen, welches den unirten Kindern mit deffen Tode angefallen 
war, ibnen wirklich abgetreten ; fein eigenes Vermögen aber 
unter fich behalten, und das angefegte Stieftind ftirbt nachmals 
n ohne Defcendenten, vor dem unirenden Stiefvater.oder der Gtiefs 
— „mutter; fo wird zwar die angefallene Erbportion, fie mag 
reakiter herausgegeben, oder nur eventualiter fefigefegt 
feyn, weiter auf jedem. Erben transmittiret; allein des wunirten 
Kindes entferntere Werwandten, oder fremde Erben, können deß⸗ 
halb auf den Nachlaß des , erſt nad defien Tode verftorbenen, 
unirenden Afcendenten, Beinen Anfpruch maden; weil dad Vers 
mögen des legteren nicht angefallen ‚, in Rüdficht deſſelben das 
einkindſchaftliche Erbrecht noch nicht wirffam mar, und mithin 
auch nicht auf jeden fremden Erben bes zuvor verftorbenen ans 
gefegten Kindes transmittirt werden Tonnte. Der Einkindſchafts⸗ 
vertrag bewirkt Übrigens an fi gar keine ehelihe Güter: 
gemeinfhaft, und fie ift feine nothwendige Borausfegung 
dabey. Runde a.a.D. 5.674. Wenn alfo das Vermögen 
der beiden unirenden Eltern während der Ehe getrennt 
war, fo fann es durch den Tod des einen Ehegatten auch nicht 
gemeinfchaftlid werben, 
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den erfeben würden. Da nun /ſowohl der unitte Stiefſohn, al 
deffen Tochter, vor dem unirenden Vater und Großvater vers 
fiorben waren , fo fornte auch die legtere Das: aus Der Unis 
berfließende Erbrecht, da fie den Erbfa nicht erlebt, auf ihre, 
in dem Einfindfchaftsvertrage überall nicht mit begriffenen, Er» 
ben und Erbens nehmen keinesweges transmittiren. Das höchfke 
Tribunal erkannte diefem gemäß in S. Nohrderg gegen 
et: Kahl pto. Erbfchaft, am 4. October 1800 das 
Bin: „Wenn glei) das pactum unionis prolium für eine Gate 
tung teutfcher Erbvesträge zu halten tft; da jedoch, vermöge der 
wahren Natur und Eigenfchaft diefes Vertrages, die unirten 
Kinder voriger Ehe Feine größere oder michr Rechte durch dene 
felben auf die Erbfchaft der angefegten, in einer ehelichen Guͤter⸗ 
gemeinfchaft überall nicht geftandenen, Eltern erlangen ‚ als den 
rechten und leiblichen Kindern zuftehen; die Finfindfchaft alfo, 
wenm' erftere oder deren Defcendenten, den Zeitpunct des elter⸗ 
lichen Erbfalles nicht erleben, nach der dabey zum Grunde lies 
enden Hauptabficht der Eontrahenten, ‚für gefallen und erlo⸗ 
hen allerdings zu achten ift; folglich auc)- das ex unione ere 
kangte Erbrecht in ſolchem Falle auf ganz fremde Perfone nicht 
transmittiret werden kann — So habt ihr, mit Beyſeitſetzung 
des ex transmillo erfolgten Erkenntniſſes das Decret unferes 
Amtes Friedland und euren beftätigenden Befcheid lediglich here 
juftellen, und fonach die Klägerin mit ihrer Klage gänzlich 
abzuweiſen.“ | j ' 


LXXII. Erörterung. 


Bon welcher Zeit fängt: das ſtillſchmeigende Pfandrecht 
der Kinder in den Gütern des Vaters, in Rüdficht 
der vom ihm verwalteten bonorum maternorum et 
materni generis, u? ꝰ | 





Ganz beſtimmt verordnen die Geſetze o), daß nicht auf die Zeit 
zu fehen ſey, wo der Bates die mütterlichen Güter feiner Kinder: 
fchlecht zu. verwalten angefangen, 3. €. die Eapitalien unficher 
ausgeliehen, oder für fich vermendet hat. Faſt ale Commenta» 
toren und Rechtsgelehrte behaupten: Daher, daß auf den Zeite 
punct der anjufangenden, oder angefangenen. väterlichen Ver⸗ 
waltung zu feben ſey p). , Indeß haben. dach die N 

e⸗ 


) L. 6. 84. ©, de bonis quae liberis: er dubitabatur ex que: 
tempore hypothecas competere eportet, virum ab initio, zw 
ex eo tempore ,. ex: quo male: aliquid- gelium oſt %. oom- 
pendiofa narratione interpretamur,, initium gerendiae 
vel deferendae adminilrrationis veloblervatio- 
ais elle [pestandum et non tempus ex quo.male aliquidi 
geftum: fuerit. | * | ' 

"p) Gorkofredus ad leg. 6. 5.4. C. de bon. quae liberie, 
Titius in jure privato lib, 6. cap, 12. & 12. Lauter » 

bach 


J 
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Geſetzes: initium gerendae vel deferendae adminiftrationis 
vel obfervationis ihre Schwierigkeiten. Soll das initium 
erendae adminiftrationis Die Zeit anzeigen, da den Kindern 
üter angefallen find, die einer Verwaltung bedürfen; oder 
den Zeitpunct, da folche mütterliche und von wegen der Muıterg) 
berfonimenden Güter dem Vater wirftich zu Händen gekommen 
find? Was heißt inirium deferendae adminiftrationis, und 
was ift ferner unter obfervatio, Die von Der adminiftratio 
unterfehieden wird, zu veritehen? . | 


Das Wort oblerwatio ift bier, mie in andern Geſetzſtel⸗ 
fen r), von der Aufficht über Die mütterlichen Güter, oder 
welche mütterlicher Art find, zu verfichen, und der Adminis 
ftration nicht entgeaengefegt; vielmehr. find Durch die Partikel: 
vel, Auffiht.und Verwaltung mit einander verbundene). Eben 
fo fönnen die Worte: gerendae veldeferendae adminiftratio- 
nis, nur einen Zeitpunct andeuten, wo naͤmlich qusgemacht 
werden muß: ob der Vater die Auffiht und Verwaltung ent» 
weder führen — gerere — oder Andern überlaffen win — 'defe- 

reıo 


* 


bach in Coll. theor. pract. Lib. 20. tit. 2. $. 56. Dabe⸗ 
low vom Goncurfe , Th. 2. ©, 306. Gmelin Ordn. der 
Gläubiger, S. 300. Hellfeld de diverlo pignor. jure 
liberis in bonis parentum competente, q. 27. Leyler 
fpec. 226. m, 5. 


9) Struben rechtl. Bedenk. Th. 3. B. 54. 
r) 3. B. in leg. 3. 6. 23. D. de adquir. vel amittend. polſſeſſ. 
s) Daß die Partikel vel in den Geſetzen oft verbindungsweiſe ge: 


braucht wird, zeigt Strauch ‚in Lexic, particul. jur, 
vac. vel, 
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rere t). Der Sinn des Geſetzes gehet alfo dahin: das. ftille 
ſchweigende Pfandrecht der Kinder an des Vaters Vermoͤgen 
fol von dem Zeitpuncte angehen, wo derfelbe entweder die Ob⸗ 
fervation und Adminiftration der mütterlichen Güter angetreten 
und übernommen, oder von fic) abgelehnt hat. Es ift daher 
das Pfandrecht ftets von dem Zeitpuncte anzurechnen, da den 
Kindern ſolche Guͤter angefallen find; meil der Bas 
‚ter fi) alsdann ausdrücklich oder ſtilſchweigend zu erklären hat, 
ob er die Aufficht und Verwaltung derfelben übernehmen und 
antreten, oder. ob er fie von ſich ablehnen und alfo einem zu 
beftellenden curateri maternorum: überlaffen will. 


t) Eine andere Erklärung bat Meißner Darflelung der Lehte 
vom. ftilfegweigenden Pfandrechte; Leipz. 1803. S. 76. . 


LXXIII. 


LXXIII. Erörterung. 


‚Der, in den Chur⸗Braunſchweig⸗Luͤneburgiſchen Landen, 

- den wirklichen Iandesherrlichen Bedienten beygelegte, 
befreiete perfönliche Gerichtsftand erfter AInftanz, uns 
ter den höheren Suftiz- Collegien, erftredet fih, der 

. Megel nach, auch auf die fogenannten Titulirten, oder 
Die nicht zu der wirklichen Dienftleiftung angeſtellten, 
fondern nur mis Titel verfehenen Dienen, 





8. Lu 


Mehrere Schriftſteller w) behaupten, daß derjenige, der bios 
den Titel eines Iandesherrlichen Dieners erhält, ohne zu einer 
wirklichen Diemtteiftung angeftellet zu werden, dadurch Feines 
weges des gewöhnlichen perfönlichen Gerichtsjtandes der hoͤhe⸗ 
zen Landesbedienten unter den höheren Juſtiz ⸗Collegien theilhafs 
tig wird, fondern der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Obrigkeit 
in erfter Inſtanz untermorfen bleiben). In verjchiedenen Pros 

vinzen 


a) Leipold de concur. Inrisdict. in Imp. Rom. Germ. Qu. 10, 
Mevius ad Jus Lubec. Lib. ı. Tit 2, Artic.@. Nro, 39. 

x) Die BVefreiung herrfchaftticher Medienten und ihrer Familien von 

‚ber Gerichtöbarkeit der ordentlichen Obrigkeit, mil Leyfer 

| Spec, 





en. Deutſchlands iſt dieſes, durch befondere Bandesn 
——— Y), und unter Beziehung auf rs 


clarationen vom 22. Auguft 1729 und vom r.. 
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September 1735»), wie auch auf ein Exkenntniß des hochſten 


Dribunals, in Sachen Stadt at, wide Riemann 
vom 11. April 1772, nimmt dee Bicepräfident von Pufen⸗ 


dorf in feinen Animadverfionen (Animadverf, 15, pag. 26),. 


a in Abſicht auf die Chur » Braunfchroeig - Eüneburgifchen 


‚ den Grundiag am: daß bloße titulair. Iandesherrliche:. 


Diener auf das Vorrecht der wirklichen Dienerſchaft, wegen 


des befteieten Gerichtsftandes,. Beinen Anſpruch machen Eönnen 1 | 


Spec. 79. Medit. i, et Spec. 80. Medit. 274, au betr Mia 


miſchen Rechte herleiten. Schwer lich duͤrfte ſich dieſes aber mit 


Grunde behaupten laſſen. Die Ganzleyfäffigkeit der. Höheren ; 


Landeöbebienten gründet ſich auf befondere Landeögefehe , ober 
auf das Herkommen, und micht. Leicht" wird eine Prokinz in 


Deutfchland angetroffen werben ,. in der nicht, aus eirter oder 


der andern biefer beiden Quellen, der landeöherrlichen Diener: 
haft und deren Angehörigen ein gewiffer Vorzug, in Anfehung 
des Gerichtsſtandes, bald im weiteren, bald im-eingefchränkteren 
Maaße zugefianden wäre, Stryk de foro Miniftror, Princip, 
Krels de Jure officior. et official, Den befreieten perſoͤn⸗ 
Uchen Berichtöflend ber höheren landesherrlichen Dienerfhaft in 
‚. ben Churbraunſchweig Luͤneburgiſchen Landen bewähren Malcovw 
Not. Juris.et Judicior. Bruns. Luneb, P. ı. Cap. 1, 8.13 ſeq. 
Se lcho w Br.⸗uͤneb. Privat Recht, Seite 493. Vractiſche 
Eroͤrterungen, B. ı..Erörter, 28 und bie daſelbſi angef. Ver⸗ 
ordnungen. Unser:GerihtösDrbn. für die Herzogth. Bres 
men und Werben, Zit. I. 5.9. Seite 15. R aB 
7) Riecius von Stadt-Geſetzen, B.2. Gap. 13. 6.8, * 
#).Grupen de form, privileg, fori, pag 30. 
a) Unter Beziehung auf biefe Baia er ift auch in den VPrati. 
4 cc 


Er 


“ 
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So ganz allgemein iſt diefe Behauptung aber keinesweges 
gegruͤndet. Die von dem Vicepraͤſidenten von Pufend.orfn 
angezogenen Dectarationen reden offenbar nur von ſolchen Per⸗ 
- fonen, denen das Prädicat von Hofbandwerkerm beygelegt if, ' 
und. beftimmeny daß dergleihen Handwerker, durch das er⸗ 
haltene Prädicar, ſo wenig von der ordentlidien Gerichtsbar⸗ 
feit, als von den oneribus publicis, und muneribus perfo-' 
nalibus befreict ſeyn follen b). Ein, an die Zuftız: Kanzlei: zu- 
Hannover, in Sachen Bürgermeiſter und Rath daſelbſt, wi⸗ 
der von Läden am 7. Jumus 1767 erlaſſenes Miniſterial⸗ 
ſchreiben beſaget dahingegen ausdruͤcklich: daß andere herrſchaft⸗ 
liche titulair⸗Bediente, in Ruͤckſicht auf das Forum privile- 
giatum, den wirklichen Bedienten gleicher Claſſe völlig gleich“ 
geſetzet ſeyn ſollen. Der woͤrtliche Inhalt dieſes bislang 
Fa — den Druck bekannt gemachten Schreibens iſt 
gender : — 


— Aus einem, unterm 28. v. M. von den Herren abgelaffe, 
„wen Berichte, haben Wir vernommen, wasmaßen der bier 
S 0 ® , ’ t⸗ 


” 


"Erdrterungen, B.r. Erdrter.28: Seiter48, angenommen: ' 
daß Titulair-Raͤthe, nämlich folhe, die weder. beeibiget find, 
noch Sitz, Stimme und Furictiom in einem Collegio, ſondern 
r blos den Rang und bas Prädicat eines Rathes erhalten haben, 
vo unter der orbentlichen Obrigkeit ſtaͤnden, wenn ihnen ber be 
.. » freiete Gerichtöftand nicht befonderd beygeleget fen. . 

:b) Der: befreiete Gerichtöftend der wirklichen oder befoldeten Hof: 
handwerker in perfonalibus etſtrecket ſich jedoch nicht mit auf 
u bie, bey denſelben im Arbeit ſtehenden Geſellen. Es iſt dieſes, 

durch das ad acta, dem: geſchlagenen Wilckenſchen Kutſcher 

Sch ra nam betreffend, von dem hoͤchſten Zribunale'an die Juſtiz⸗ 

Canzlei zu Hannover am 24. Septeniber 1770 erlaſſene Re⸗ 
ſcrint / tan, FIR SPP; Fr Re: t— 

En. I 5% .> 
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Aıfrädter Mugifttat; gegen eine bor hieſigrr K. Juſtiz⸗Canzlei 
‚nangeftellten PDerfonal Klage, Vorſtellung gethan, und‘ zu bes 
haupten vermieinet , daß befagter Obercommiſſarius vor Luͤ⸗ 
den, als ein Bloßer Titular » Bediehter, und Hannoverſcher 
Patricius, auch in perfonalibus,'unter feiner, des Magi⸗ 
ſtrats Gerichtsbarkeit in erfter Inſtanz ſtehe, und. die Ders 
„ren Dannenhero vor dienſam erachtet haben, ſolchen erregten 
„Zweifel, zu Unferer- Enticheidung zu verftellen. Nun lauten 
die Patente, welche den blos mit Characteren verſehen wer⸗ 
\ydenden Bedienten ertheilet werden, und dergleichen vorgedach⸗ 
jrtee von Luͤden zu feinet- Zeit gleichfals erhalten hat, von 
„unvordenklichen Jahren her, entweder völlig fo, wie die, wel⸗ 
„he: den wirklichen ertheilet werden, nämlıd) dahin: Daß der 
„Impetrant, zu dem, wo vor er in dem Patente'prädieiret, er⸗ 
„nannt und angenommen hen; oder Doch wenigſtens dahin: daß 
ner davor von jedermänntelicdy aebalten, und geachtet werden, 
yund der, den Bedienten von 'aleicher Elaffe zufommenden Eh⸗ 
nren:und Ranges; nach feinet, a dato des Patents anzurech⸗ 
nnendin, Ancienrietd zu genichen, und ſich zu gebrauchen ha⸗ 
„ben folle. Gleichwie aber unftreitig ift, daß Die. herrſchaftli- 
„hen wirklichen Bedienten, die Amteunter » und geringe Licent- 
„und dergleichen Bediente auf dem platten Lande, etwa auss 
„ — , ſchriftſaͤßig ſind, "und unter den herrſchaftlichen 
mböheren Zuftiz, Collegien in perfonalibus ſtehen; der hieſige 
Aliſtaͤdter Magjſtrat auch hieran, ja an der Aequiparatlon der 
„titulait / Bedienten mit jenen, ehemals nicht gezweifelt ten 
yrmuß ‚ı finterhaten: er im Jahre 1729 an des hochſeel. Königs 
„Georg des aten Majeftär ſith gewendet, und darüber fid) bes 
flaget hats: daß die Bürger, welche zugleich Das Praͤdicat 
—— z. & Hofichuſter, Hofſchneider, Hoftifchter, 
Hofguͤrtler und dergleichen, erhielten, ſich der Gerichtsbarkeit 
„des Masgiftrate und bürgerlichen Unpflichten entzögen, ſich nicht 
„blos hierüber: hätte: beflanen koͤmen, fordern natürlicyerweite, 
zfeine Beſchwerde und Geſuch, watch auf Die — 


e 
cc 2 bs 
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Titulatur / Bedienten gerichtet haben wuůͤrde und dann ferner 
„in der, anf forhane Beſchwerde und Sollcitation erfolgten, 
„ad Petita vdliig eingerichteten, und * —— — 


der Gerichtsbatkeit des —2 An den bürgerlichen One- - 

„ribus et Muneribus nicht entziehen ſollten; fo daß dDiefe Ber» 

„ordnung, das Principium regen des Fori der wirklichen und 

„blog titulieten hersfchaftlichen Vedienten, beftätiget, und wenn 

2 Erempel von Einlaffung ſolcher Bedienten vor Untergesichten, 

— ſeyn ſollten, die Urſache n in einer freiwilligen 

torogation Jurisdietionis zu fuchen fenn würde, welche einem 

u eden freifiehet, aber auch einem Dritten nicht praͤjudiciret; 

fo koͤnnen Wir nicht anders finden, noc) fehen, als daß dem 

H „ Dbercommiffario von Läden, deflen Qualität von Demer 
verſchen Patricio der Sache nichts benimmt noch giebet 

„perfonaläibus daß Forum yon Sr. König. Majeſtaͤt 

wien Jußtzr Eolegiis zukomme und gebübte u . ;. 


* 3. 2. 


Als der Landphyficus und titular ⸗/Hofmedicus Klein, 
der auch zugleich Stadtphyſieus zu Verden pe und dofelbf 
ein: bürgerpflichtiges Haus befaß, verftarb, und deflen Erbin, 
eine, den Nachlaß betreffende, Edictalladung bey dem Stadt⸗ 
zathe zu Werden erwirkte, fo fahe das Hofgericht zu Stade 
Diefes als einen Eingriff in feine Gerichtsbarkeit an, und ertheilte 
dem Stadtrathe deshalb einen Verweis. Der Stadirath 
wandte fidy beſchwerend an das höchfte Tribunal, und behaups 

tete die Rechtmäßigkeit der erkannten Edictai —— weil der 
Verſtorbene als Stadiphyſicus und Buͤrger, der 8 
er 


Serichtsbarkelt unterworfen geroefen fen, wobey denn deſſen Dun» 


mbdie Gerichtsbarkeit auf den Richter des Verftorbenen freitofls 


„Stande vorgehet, welchen gedachter Klein als Stadtphofieus 
‚ „und Bürger zu Verden etwa gehabt haben’ mag, mithin 
„der 'implesantifche Stadtrath — zur Erlaſſung der 

m Edictalladung vom 6. October +801, für befugt zu halten in; 
„So findet das angebrachte Geſuch nicht Statt, "+ 


LAXIY. 


ige ⁊ 
17 ni A’ 
21,4 
j ! i Ni u 


LXKIV. erörteräng:- —R 


sa, 


Ueber das Verfahren bey Appellationen, von den Er 
feuntniffen des, in gewiffe Faͤllen aus Churbraun⸗ 
ſchweigiſchen und Churheſſiſchen Gerichtsobrigkeiten al 


fammengefeßten Gerichts ⸗ Judich mixti. 





Ueber die Landeshoheits » Gränen — Gerichtsbarkeit 
in dem Amte ——— ), dem Gerichte is 


chen 


c) Das Amt Auburg mit Wagenfeld gehörte vormals zu ber 


Graffhaft Diepholz, und ward, wie Hoffmann i. Ehren« 
kleinod P. a. Cap, 4. $ 23 anftıhret, ım Sabre 1521 von den 
Grafen zu Diepholz, dem Haufe Heffen zu Zehn Übertragen. 
Landgraf Wilhelm, der Weiffe genannt, nahm 1586 daffelbe 
in Befig, wiewohl nicht allein Herzog Wilhelm von Zelle, 
fondern auch die verwitwete Gräfin von Diepbolz, dagegen pros 
teftirten. In der Folge gelangte der Beſitz des Amtes an die 
Familie von Cornberg, und zwar, wie Scheide in feinen 
Zufägen zu Moſers Brküneb. Staatsrechte, Seite 226, vers 
mutbet, durch eine won Hefjen:Gaffel erhaltene Afterbelehnung. 
Nach dem, in dem erfien Viertel des vorigen Jahrhunderts er: 
folgten, Ableben des General:Feldwahtmeifters von Cornberg, 
ber die Reichdunmittelbarfeit von-Auburg, und Sig und Stim: 

me 
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den a) nd dem Kuna Hödelheim e) eriftiten zwiſchen 


de Pe Braunfchtvcig Lüneburg und Heſſen —E 
1} 


k me: bey bem Beftphätifcen Kuelferyıo — hatte, ward 
— dad Amt, unter fortdauerndem Widerſpruche des Churhauſes Br, 
Lüuͤneb., wiederum von Heſſen-Cafſel in Beſitz genommen. 


d) Das Amt oder Gericht Neu⸗-Gleichen hat den Namen von 
zwei willen," uhter der Benennung: die Gleichen, befannten ' 
Bergſchloͤſſen. Das oſtwaͤrts belegene Schloß gehöret unter 
Churbraunſchweigſche Landeshoheit, zu dem von Uslarfhen 
Gerichte Alten: Gleichen, im Fuͤrſtenthuüme Göttingen. Die 
weſtwaͤrts belegene Ruine, nebſt dem Vorwerke Witmarshof 
und den Kirhdörfern Sattenhaufen, Egenborn und Mak— 
fenrode, machen das Geriht Neu:Gleihen aus, welches 
ſich jest im Heffiichen Befise befindet, und nebſt gewiffen Gen: 
fiten in den. Dörfern des‘ Gerichts Alten: Gleichen zu dev foges 
nannten Niederheffiihen Quart des Haufes Heffen - Rheinfeld ges 
hoͤret.  Hefflicherfeits colligiret man die gedachten Genfiten, und 
übt man die Zaun: und Pfahl: Gerichtöbarkeit Über diefelben aus, 
Von Seiten Churbraunfhweigd wird aber die Landeshoheit Über 
gedachte Genfiten nicht zugeflanden , auch dem Vorwerke oder 
‚Amthaufe Witmarshof der Name: . Amt Neu: Gleichen, 
nicht gegeben. Bhfhing Erbbefchreib. Th. 3. B. 1. S. 1010, 
B. 3. S. 3416. Defterlen bütgerl. Proc, 14. ©. 59. 


©) Diefed Dorf und vormalige Nonnen: Klofter war der Stammfig 
der ehemaligen Herren von Hödelheim uber Hudelum, von 
welchen nad. des Hefraths Scheidt Muthmaßung i..d. Anmer⸗ 
fungen zu Mofer Br.-Llneb. Staaförehte, S. 308, bie Edlen 
Herren van Pleffe abftammen. . Im 3.1241 vermanbelten bie 
v. Dleffe das Stammhaus in ein Nonnenkloſter, und legten ihr Erb» 
ı .‚begrähnig dafelbft an. ‚Meier. Origin. et Antiq Plelleuf. p. 208. 


As Diet es icht von Pleffe. 1571 verflarb., nahm Deffen: 
Gafiel, 


as 
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noch nicht völlig ausgeglichen: find. Um der | tigung 
dieſer Zrrungen vorzubeugen, ward durch einen zwiſchen beiden 
Ehurbhäufern am 26. Zulius 1740 getroffenen Interims/Receß, 
$. 4, feftgefeget: „daß, wenn die Aemter oder Gerichte Der bei⸗ 
„den benachbarten Landesherren, bey einem entftehenden Rechtes 
„fteeite, ‚in eine Zurisdictiong » Eollifion gerathen würden, ald« 
„dann, unter Vorbehalte des ftreitigen Rechts eines jeden Fans 
udesheren, die beiderfeitigen Oerichtsbarkeiten, Durch Zuehung 

e 141214 77 


Gaffel, wiewohl mit flarfem Widerfprucdhe bed Haufe Braun 
ſchweig⸗ Lüneburg , ben größten Theil ber Herrfchaft Pleffe, 
und auch Hödelheim, als ein eroͤffnetes Lehn in Beſitz. Lands 
graf Wilhelm ber Weiffe hob das Klofter auf, und beftimmte 
die Einkünfte davon zur Unterhaltung der Prediger » Witwen. 
Wegen der Heffiihen Befignahme und der Präten'ionen bed Haus 
fed Braunſchweig-Luͤneburg auf die Herrfchaft Pleffe, kam es zu 
einem bislang unentfhiedenen Rechtäftreite bey dem Reichs : Cam: 


mer: Gerichte, während beffen, vermöge eines Zwiſchenvergleichs, 


alle. gerichtliche Handlungen zu Hödelheim von bem dortigen 
Heffiihen Beamten und von bem Ehurbraunfhmweigifchen Amte 
zu Moringen gemeinfhaftlih ausgelbt werden. Scheidt 
0.0.8. Eeite 298 mf. Domeier Gefhicdhte der. Stadt Mo: 
singen, &.146. Defterley bürgerl. Proceß, $.14. ©. 56. 
VUeber die Beylegung der Streitigkeiten zwifchen den Churhäufern 
Braunfhreig- Lüneburg und Heffen, wegen ber Dörfer Hemet 
und Waake, und wegen der Landeöhoheit und des Juris Epi- 
fcopalis über Redarshaufen, Anıts Friedland, Mollen: 
felde Amts Bradenberg, Marzhaufen und Nieders 
gandern, find nachzulefen: die in von Liebhabers Beytraͤ⸗ 
ben zur Erörterung der Staatöverfaffung der Br. : Liineb. Churs 
lande, Gotha 1794, ©. 84 und 90 abgebrudten Receffe vom 
zıten Mär; 1538, und vom 16. Februar 1618, 


” 
— 


ſeit langer Zeit Streitigkeiten, die bi8 auf den heutigen Tas 


- 
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„beiderſeitiger Beamten und Luterobrigfeiten, ein gemeinfchafts 
nlihes Gericht, oder fogenanntes Judiciuna mixtum zu formi⸗ 
ten, und ſolchergeſtalt die Sache gemãinſchaftuich zu inſtruuten 
„und ‚zn entſcheiden haben ſolten.“ 


Darüuͤber, wie es wegen der Berufungen von den Er⸗ 
kenntniſſen dieſer gemeinſchaftlichen Gerichte zu halten fen, war 
damals nichts feſtgeſetzet. Es erfolgte aber dirſe Beſtimmung 
durch Die am 20. Auguſt 1790 zwiſchen der Staats-Miniſte⸗ 
rien zu Hannover und Eaffel geſchloſſene Convention, welche 
Densi-höchften Zribungfey vermittelſt eines Minifterialichreibeng 
von 8. September defjelben Jahres, zur Machricht. für Fünfe . 
tige Halle zugefertiget ward H. Inhalts der gedachten Conven⸗ 
tion bleibt es 

en . I. 

er —*x + ' 4 
J Mit “den. temporäiren Indiciis mixtis, von denen bier die Nebe 
ne if, muß des perftähente Indicinm mixtum zu Niefte nicht 
sen verwechſelt werben, welches füh auf einm, am 2. Sepibr. 1740 
hlſchloffenen und in Liebhubets atfegirtem Beyträgen 6.7 ab⸗ 
ind, gedrudten, Receß gründet. In dem, im Oberamte Münden, 
‚ und zwar im Kauffunge * Walde belegenen ‚ Dorfe Niefte has 
I hen namlich die" Churhäufer Braunſchweig und Heſſen ein Ges 
ſammigericht, welches mit vier Beamten‘, von welchen jedes Haus 
* zeit beſtellet, und einem gemeinfthäfttic gu ernennenden Grä- 
ty; beflnet A. "TDiefes Gericht wird jährlich einmal nach Mi: 
— thaͤrlis, im Ramen beider Hereigaftdh; gehalten. Das Ditccto: 
rium wechfelt unter den Beamten jaͤhrlich. Die Proceſſe, die 
bey dem Geſammtgerichte nicht ſogleich entſchieden werden koͤn⸗ 
nen, werben bis zum Urthel von dem zeitigen Directorio ins 
firwiret , und dad Erfenntnif wird ſodann bon den gefammten 
Beamten gemeinſchaftlich ertheilet. Die Appellatiomen in Civil 
— Sachen gehen an die Obergerichte des Randes ; bey welchem in 
Fo dem Jahreé das Directorium iſt. Fornicativns- und ſimple Ehe— 
4. Ddd brucht⸗ 
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1. A" 


dem von einem niedergefegten Judicio mixto appellirenden 
Theile überlaffen , bey welchem der behekklern competenfen 
Dbergerichte derfelbe die Appellation einführen mil , und es 
fol, wenn etwa von beiden Theilen die Appellation an beide 
Appelations» Gerichte ergriffen werden folte, alsdann die Zus 
tisdiction des einen oder andern Gerichts, durch Die Prävention 
begründet werden, diefe aber, von den dem Judicio a quo eins 
gelieferten erften Eompulforialien und nhibitorialien, oder von 
den zuerft eingehenden Znformatoriak und Arten» Erforderungss 
Refcripten, abhangen. ' 


2. 


Auf die zuerft eingehende, an beiderfeitige Beamte zu rich» 
tende, und von ihnen gemeinfchaftlich zu befolgende Com⸗ 
pulforialen und Anhibitorialen, oder Anformatorials und Acten⸗ 
Einförderungsfchreiben, werden die Acten nebit Entſcheidungs⸗ 
Gruͤnden von dem Judicio a quo eingefandt , und wenn sau 


bruchöfachen werben bey dem Gefammtgerichte mit abgethanz bie 
Kirchenbuße aber, und die Ehe: und Schwängerungöflagen ges 
hören vor das Gonfiftorium desjenigen Landesheren, deffen Be: 
amten das jährige Directorium führen. In Griminalfachen wird 
die Inquiſition bis zum Erfenntniffe von dem zeitigen Directo: 
rio geführet, dann tritt aber, nach einer Communication mit 
dem non Directorio, die Actenverfendung an eine Juriſten-Fa— 
eultär ein. Die landesherrliche Beftätigung, fo wie die dem⸗ 
naͤchſtige Publication und Erecution des Erkenntniffes, geſchiehet 
ba, wo ber Proceß inftruiret if. Dem Landesherrn der Beam: 
ten, weldye die Inquifition geführet haben, ftehet dad Milderungd: 
und Begnabigungsreht zu. S. a. Defterley a. a.O. ©. 56. 
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Fall einer von beiden Theilen erariffenen Appellation auch 
etwa von dem andern AppellationsGerichte Compulforialen eins 
laufen follten, die bey ſolchem eingebrachte Introduction und 
Auftification der Appellation, an jenes Obergericht, welches die 
erfteren Compulforialen erlaffen, nebſt den Entſcheidungs⸗Gruͤn⸗ 
den vom Judici a quo, gleichfalls eingefandt ; dem andern 
Obergerichte hingegen wird, im einem ſolchen Falle, die bey dem 
erfteen ſchon eingetretene Prävention, loco paritionis blog 
angezeiget. 


P 

‚Die foldergeftalt an das eine oder andere Dbergericht gedie⸗ 
dene Appelations» Sache wird darauf von demielben, nad) dee 
olchem Gerichte vorgefchriebenen Proceß⸗Ordnung, ohne weitere 
Communication mit. dem Dbergerichte des anderen Landes, ges 
hörig bis zu einem, Erkenntniß, oder zur Entfcheidung, inſtruitet. 


Ä 4 

Ueber die Entfcheidung der Sache felbft, fo wie auch über 

fogenannfe Interlocuta mixta, haben beide Obergerichte milein⸗ 

ander zu communiciren, und ſich eines gemeinfchaftlichen Schluſ⸗ 
ſes zu vereinigen, _ " 


fs \ — 

Wenn dieſer erfolget, wird das Concept der Urthel dop⸗ 
pelt ausgefertiget, und das eine von dem Chur: Braunfchtveigs 
ar das andere aber vom Ehurs Heflifhen Dbergerichte, 
igniret; 


524 
Jbdie Eröffnung und Ausfertigung aber von demjenigen 
zen. verfüget, von welchem die Sache inftrwiret wor⸗ 


; jede | 
— Ddd 2 — 7. 
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3 in vn ? 
7. 


mit — Erwaͤhnung, da, EN Borgängiger 
tecefmäßiger Communication und Bereinbarung beider Ober⸗ 
gerichte, * zu Recht erkannt wotden. — 


— 
2 ” . ** ' — 
— 10 * 


Don demjenigen Obergerichte, bey welchem die Urthel 
folchergeftalt eröffnet worden, wird dem, audern Gerichte eine 
beglaubte Abſchrift derfeiben eingefandt. In Rückficht auf dies 
jenigen Fälle, da Appellations- Sachen, ohne Erkennung foͤtm⸗ 
licher Appellations/Proceſſe, nach vorhergegangener Acten» Eins 
forderung , oder auch: ohne dieſelbe, durch em bloßes Refcri- 
ptum deemendando, oder fimples Niejectorium, abzuthun ſeyn 
duͤrften, ſoll 


9, fi: ? = - j u; 
mern 1 Erkennung förmlicher 5 —— oceſſe don Sel⸗ 
fen des einen/ und bloße Acten⸗Einforderung von Seiten des 
andern Obergerichts, zuſammentreffen ſollten, auch unter die⸗ 
ſen die Zeit per modum praeventionis Ran dd wie auch 


10. hr Ih 

i N ut 
wenn, — Fall einer wechſelſeitigen Appellation an beide 
Dbergerichte, die Sadye ohne Erfennung von Appelations- Pros 
ceſſen, oder Einforderung der Aeten erſter Inſtanz, fofort, ent» 
weder durch ein Refcriptum de emendando, oder Bejecto-, 
sinm abzuthun fern mögte,' alsdann bey demjenigen Öberger 
gichte, welches Die Communication mit dem andern Gerichte Sur 
$ 
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das abzugebende Erkenntniß zuer ſt eröffnet, Praͤvention in Abs 
ſicht der Ausfertigung deſſelben u. ſ. w. vothanden ſeyn ſoll. 


/ 


IR, 


Es findet auch bey denjenigen, entweder ſofort emendiren⸗ 
den, oder rejieirenden Erkenntuiſſen, welche, ohne Erkennung 
fürmlicher Appellations-Proceſſe, auf bios geſchehene Einfordes 
tung der Acten ad snlpiciendum, oder auch ohne folche Eins 
forderung der Acten, abzugeben find, die Commünication mit 
Dem andern Obergerichte und Vereinigung über einen gemeine 
fhaftlihen Schluß Statt, und wird überyaupt auch in Dies 
fem Falle alles dasjenige, fo weit es nach der Belchaffenheit 
der Sache anwerrdbar itt, beobachtet, was unter den Numern 
3,4, $ı 6, 7 umd 8 feitgefeget worden. 


u; : 

Solle der Fall eintreten, daß beide Obergerichte fich über 
ein abzugebendes Urthel, oder Erkenntniß, zu einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Schluffe nicht vereinigen Fonnten; jo werden die Acten, 
auf Koften beider ftreitenden Theile, an eine auswaͤrtige Juris 
ften-acultät, zum Spruch Nechtens verfandt, umd es bejorget 
ſowohl diefe Verſchickung der Acten, als die nachyerige Ers 
dffnung der eingehalten Lehel, dasjenige Obergericht, bey tele 
em vorher die Praͤventton eingetreten iſt. Uebrigens iſt 


373, 
eine Appellation von dem Erkenntniß des Judicii mixti 


nicht anders zuläffig , als wenn die Beſchwerde wenigſtens 
Zwan—⸗ 
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Zwanzig Fürften, Gulden, oder Ein und Zwanzig Thaler 
in Churfüritlich» Hefiifcher, und Zwanzig Thaler in Chur⸗ 
braunfhw. Eaflen- Münze, beträgt. | i 


Auf den Fall endlich, 
14. 


daß einer oder der andere der litlgirenden Theile, bey dem ſol⸗ 
chergeftalt auf gemeinfchaftliche Vereinbarung erfolgten Erfennts 
niß, fich nicht beruhigen wollte, fo fol zwar dawider fein Sus⸗ 
penfiv, Rechtsmittel ftattfinden, jedoch die Appellation an dus 
Dber » Appellations » Gericht des einen oder Des andern Landes, 
reider ein folches, in der Maaße verftatter feyn, daß, wenn 
die Summe, in Abficdyt deren fich ein Theil gravirt hält, in 
Armen Sadyen Einhundert Thaler, in allen andern Sachen 
aber Zweihundrt Thaler in Golde, den Louisd’ör zu Fünf 
Rthlr. gerechnet, beträgt, die Appellation an das Dber - Appel» 
lations⸗ Gericht desjenigen Landes gerichtet, und lediglidy von 
demfelben, mit Ausfchließung des Ober » Appellations- Gerichte 
des andern Landes, entfchieden terde, bey deſſen Gericht zwei⸗ 
. ter Inſtanz die Inſtruction der Sache und Eröffnung des Er⸗ 
kenntniſſes geſchehen. 


LXXV. 


LXXV. Erörterung. 


Verſchiedenes über die Gerichtsbarkeit des Magiſtrats der 
| Stadt Stade, | | 





5. A 


So lange und fo kraͤftig ſich auch die Stadt Stade) vor 
dem vierzehnten Jahrhundert dagegen zu verwahren füchte, fo 
mußte fie doch endlich die vormaligen Erzbifchöfe von Bres 
. men als eigentliche Dberherten anerkennen, und denfelben den 
landesunterthanlichen Gehorfam leiften 8). Die Stadt — 
Jedoch, waͤhrend der Erzbiſchoͤflichen Regierung, ſehr anfehns 
liche Borrechte. Inhalts eines, von dem Kaifer Ludwig d, 
Srommen i.%. 1329 ertheilten Privilegii, follte Stade mit 
neuerlich hergebrachten Auflagen nicht bföman erden, auch, 
ſammt allen dortigen bürgerlichen Einwohnern, nicht verbunden 
feyn, den Erzbifchöfen einen Huldigungseid zu leiften, bis diefe 
er⸗ 


*) Von ber alten Geſchichte ber Grafſchaft Stade f. Pract. Er- 
Örter. B. 3. Erörter. 74. $. 3. und bie daſelbſt angef. Schrift: 
fteller. | " 

8) Hanndv. nlglide Sammlung vom 9. 1757, St. 68. 
Eeite 1138.  Herzogtbümer Bremen und Berden, 
Samml. 6, Nro. 4. §. 50 uf._ 


* 
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erwieſen, daß der Kaiſer die Jura [uperioritatis beſtaͤtiget 
babeb). Schon lange vorher, i. J. 1209, hatte die Stadt 
vom Kaiſer Dtto d, vierten einen Steiheitsbrief erhalten, wo⸗ 
durch die Bürger von aller Erzbilchöfligen Jurisdiction, und bes 
forders von der Verbindlichkeit, vor des Erzbiſchofes Bot h⸗ 
dings) zu erfcheinen, ausgenommen waren kl. Co oft übris 
gens die Erzbiſchoͤſe, eniweder im eigener Perfon, oder, wie am 
gewoͤhnlichſten zu gefchiden pflegte, "durch ihre Landdroften zu 
Bremervörde, das Bothding in Stade halten, und zu 
dem Ende dahin reifen wollten, mußten fie fich jederzeit zuvor 
mit cinem ſichern Öeleitebrice non dem dortigen Stadt »-Magis 
ftrate, für fih und ihre Official» Bediente, verfehen laſſen 1); 
ja man behauptet fogar, ihnen ſelbſt wäre nicht einmal verſtat⸗ 
tet geweſen, auch nur eine eirzige Wacht ohne des Raths Vor⸗ 
wiffen und Genchmigung, in der Stadt zujubringen. 
. S, 2. 


b) Mushard ‚Dill, de ver. anlig. pryec..urb. Stad. Nro, 3. 
pag. ı6. Walli ch ver, relat. de incend, &tad. ‚pag. 110. 

3) Diefed Bothding ger gebotenes Gericht — Straf: 
firenges und ſcharfes Gericht — ward jahrlidy einmal, 
am Montage nah Dionifius, und zwar vor dem Biſchofs— 
hofe zu Stade, unter freiem „Simmel gehalten, -. Weber die 
Art der Haltung des Gerichs, und beſonders darüber, was für- 
Derfonen vor daſſelbe gehörten, 5. Mevius Abhandl. über die 
Brem. Gonfiitution von wucherlichen Contradten, P. 2. Cap. 8. 
pag. 110 undRoth Program.de Diplom. Otton. 4. Stad 1209. 

irrog. pag.29 ſeq. 

M) Wallichl.c pag.sı2. "Mushardl.c. Cümmtliche Ein— 
wohner ohne Unterihicd fanden unter des Stadtraths Gerichts: 
barkeit „und die Berufungen von. deſſelben Grfenntniffen gisn> 
‚gen unmittelbar .aon das Reichſs-Cammergericht. 

3) Roıh l.c. pag. 55. $ 6. F 





AN, 
* : ortarslin oA a. ; ei it Pike Net ip 1.77 
. D - Ir Im ti f tel; 174* . 
"Nachdem, durch den Weſiphaliſchen Frieden, das Enpiß, 
ehum: Beemen fechlarifiret,, und als «in Herzogthum, mit: als 
den Rechten, welche worhin Die Erzbifchöfe als Landesherren ge 
Habt hattin/ der Krone Schweden-abgeteeten. war, änderte fich 
auch manches in den Verhaͤltniſſen der Stadt Stadem). Die 
Königin Ehriſt ine fandte verſchiedene Commiſſarien in: dag 
Herzogthum, um ſowohl, wegen Der zu machenden neuen Eins 
ichtungen ailes zu unterſuchen, alarm deu Landesſtaͤnden übers 
daupt , und beſonders auch mit der Stadt⸗Stade,uͤber die 
zu leiſtende Huldigung/ und die Dagegen von der Königin; zu 
ertheilende, Konfirmation der Pribilegien, Handlung ———— 
Nach einer genauen Pruͤfung der: Staͤdtiſchen Nechte „ ward, 
am. 3. Februar 1672 der ſogenannte Fundamental ⸗Receß mit 
der Stadt vollzogen, und am 23, Junius deſſelben Jahres von 
der: Königin: Ehr iſt i me tonfienieee; in deſſen 52, wegen Des 
Juſtizweſens⸗ amd * —* folgendes fefigefeget | 0); 
16 ae A 2 anh3 6. J tem NR BDRE 
K; he NN — inc de J 
) Bisher atten PR a1 Wrgerfchaft dert kandetheren feinen 
1, Huldigungseid abgeftattet; dem neuen Souverain mußte berfelbe 
geleiftet werden. Sonft war bie Erzbifchöflidre Canzley jederzeit 
‚mn Szu Beenrerdörbergeweiemz: nun begaben fish: der General: 
-  ‚Gonnernätt, die Regierung, das Jiuſſtiz⸗ Eollegium, ‚das das Hof: 
2 +. gericht umd die Koͤnigl. Eammer Webiertteninah Stahe, auch 
a0 ward dafelöftsı 652 ein eigenes Conſiſtorium errichtet: Die Stadt 
belam uͤberdies eine‘ ordentliche Garniſon, welche fie. varhin noch 
nie gehabt hatta. Herzoghh. Brem. und Beräen a. 4. O. 
TE ‚57a‘ gar a a wre sch al .r‘ 
2) HA Btem „and Beti Sanmt.: 3: ‚Seite a0). 
0) Der- Bundamentaf- pie meh. 208 die —*ã Urkunde, | 
‚m. fa abgedrudt in MORE Beyirägen zur. _. 
4 
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„Vors andere ſoll dem Rathe die freie Adminiftratio ju- 
„ſtätias und prolatarum fententiarum Executio ” in ihrer 
Stadt ud Borhmäßigkeit, ſowohl in Civilibus als Cfimina- 
libus,, über aux und jede 2 fi: bey ihn miederlaſſen uud 
wohnen, aufferhalb denen welche in wirkkichew Diener Ihrd 
Koͤnigl. Majeftät und dernKrone Schweden begriffen nad 
Anweſung der gemeinenobeſchriebenen Rechten; Meichs» Com 
—— und Satzungen, auch nad) ihre alten wohlherge⸗ 
brachten Statuten p) „- aufgerichteten Receſſen und Gerichtsord⸗ 
yynumaen; wie fie darauf aile Jahre aeloben und · ſchwoͤren · muß⸗ 
ſen wie auch das Stadtregiment, wie hergebracht / zu Kühe, 
ungekraͤnkt uͤnde ungeſchmaͤlert, Iruhiglich / gelaſſen HNun Weilen 
aber vermdge anghzogener ihrer errichtsorduund Nund mit 
angefuͤhrter Bbfervanz Dies Appellntiänes von Ihren) Urthtt⸗ 
„ten; an das Kaiſerliche Cammeds Gericht por dem vnimediate 
„ergangen, nunmehto aber, Durch Den errichteten Allgeineineh 
SFrieden, IhtonKonigl. Majeſtaͤt das Privilefinminde. non 
- ‚jappellandö,' aut teren ‚derofeltienim Teutſchland ab getretenen 
„Herzogs Fürftenthümern und Ländern, erhalten, fo hat der 
‚Rath ſich nebft der Bürgerfchaft, Ihrer Könige. Majeftät zu 
„uhtershäntgften Ehren, dabhin:erkläret; UapıUle & ppallkrlonee 
f —V — — — Hettiihjo: un 

ern * tor, u Sr And niert Ya, 'slız 
se Herzogth. Brem. und Verdend, Bimiuruk 16. - 

rt PeatjerHerpäth Brem. U. Werdi: ESamml. 6. Sete 364. 
2) Die alton Sad Statuten finden ſich abgedrod. WP afendorf 
1 pin. 1. Obfervar im Append.. Pag 1655 alBbnckenberg 
*sı Seleet, Yur. et”hiltor. Tom .6.'pag.ia67; »Gruthaus!Difp. 
.* 1 Star; Stadenfid de 1879: ox'codiee auth. acsuir.ideleripta cum 
introduct. hiftorica,, lectionum variant. farragingier’gloll. 
Specim. ‚Göttingae-y 766, :9 Rip 1406 publigiste, Gerichts: 
ordnung b. aPufendorf Tom: 2. Obflervat, in Append. 
An pa: bu ſoq. Getztere bedatfaberoheul iges Taget eineb Com⸗ 
mentaroe Wegen vor Beil zu Beit bingetretenen Abaͤnderungen. 

II. «h 


rs 
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und Prövorariones din Hifi 
Mofgericht ergehemn —2— dir Ralf ĩm mediate ber 
ſprochen undo dee Birgerſchaft und ein jeder von —* 
J„in particulari ‚in inftantia appellationis Recht geben und 
nehmen, auch: whritweigerlich: zu Rechte. Reben, umd serfcheinen 
wollen und. follen'z: ſonſten aber der: Rithobey feinen; an ih⸗ 
wiren Berichten heraebrachteng Imftantäis ohugehindert ge ofen, 
rund Feine in Juſtijſachen vorn ders Aonigl. Regierung und 
4 Banzley mit'einigen Mandatis: judirialibus oder extrajudi · 
r&alibgs, befchroeret noch beleget zn obige Appellatiönes aud) 
nicht. Anders... denn: 28. fen diei5umma.. vermoͤge dep: in. Anno 
Hirsog ins Mömifche Reid) in vim pragmaticae ſanctionis 
v publicitten Deputariong » Abfchiedes, — und trage 
an Hauptſumma tgoo Reichs⸗ odet Roͤmiſche Mulden aus q), 
Fangeuommen werden, dann den. jeher ge nat) Bes 
findung weiter dan das Sunimum Tribunal Wismatienle, 
rechtlicher Verordnung nach, zu provoeiren. Was aber die 
„Regierungtfadhen terror verbleibet .. dem: Paar Here 
worum: ar Ye ha 2b Toric“ 
; — 9.12 ,o en 36 199 and ER 
34 n -Angemn yi hoͤchſt ungern wolteder Maoiſtrat⸗ zu Stade 
fh und⸗ feine“ Erkenntniſſe der Gherichtsbarkeit des Hofgerichts 
uniterroerfen; und die geringe Appellativns ſumme von 300 Reiches 
Gulden anerkennen. Obgleich der Fundamentab⸗Receß bereits 
am'3. Febtuar 1652 vollzogen war, fo mußte der, von Sei⸗ 
a der Stadt Btedpeim gefandtr, Secretarius Hintze 
ul se "nd m a Fo — noch⸗ 
a se. ya yore Veh -rrali 
ig) -Die &umme: ait Bold — bis auf 4 Nihlr ii, 
* v. Bü bo w tiber die Verfaſſung des D. AGerichts zu Zebte, Ih. 2 
F99/ und. 200. Pract. Eroͤrterungen, B. 2. Erdrter. 2. 
Not. m.Seite 69. und Refalution ber Königin Chriftine 
EI AUTE 1632 ayer rn er 
Buhl mrhrgrn Sawigns 


y 
| nu 
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nochmals um eine Abunderung in Abſicht jener: Gegenſtaͤnde 
nachſuchen. Sowohldieſer, als ein Bald darauf wiederholter 
Verſuch aͤhnlicher Art, mißgluͤckten abet al dem Hauptpuntte, 
denn durch die Königlichen Reſolutionen vom 19. Auguſt 1652 
und dom 18. May:1653 ward Dem: ‚Magiftrate zu erkennen ge⸗ 
geben: daß es quoad 'punctum;juris [ecylaris; ut:et;rätione 
Ben inſtantias lediglich bey dem Inhalte des Fundamental ⸗ 
eceſſes verbleiben muͤſſeBios das: GOtſuch um die Erhöhung 
der Appellationsiumme. fand ein behfaͤlliages Gehör, und es ward 
dieſe in der Reſolution dom 9. Auguſt 1652 verdoppelt, und 
auf Vier hun dert aa aa schguin). gig der Res 
gierung 

n z rer 
* Beide ngefuhrte — ſind ee Sal⸗ 
borfts Beyträgen, B. 3. Seite 54. 70 und 77. In ber. exs 
ſten Reſolution warb dem Abſchlage des Geſuchs bie, folgende 
troͤſtende Verſicherung hinzugefuͤgt: „Es wollen aber J. K. M. 
dem Suftiz = Gollegio Befehl thun, daß ſie den Rath und Ges 
meine dawider nicht beſchweren, noch mit Proceffen ober. Eitas 
tionen für das Collegium Juftitiae, alfo genannte Ganzelley, zu 
erfcheinen ‚wider fie Verfahren, 'oder: damit graviren, ſondern der 
den:Rath zu Stade. in judieialibus: et forum, contentiofpim 
concernentibus-zu belangen bat, .foldhed an igtgebachtes, Hof 
gericht im Lande, ald primam infläntiam verweifen, und das 
felbft unparteiifch wider fie procebitet "werben folle“. . In der 
andern Refolution vom 18. Mai, 4653; :wodurd def Magiftrat - 
95. $. 2 angemiefen wird, die Rönigin mit dem Puncto juris [e- 
cularis nicht weiter zu molefliren, findet fi $. 11, nach ber 
Verfiherung, daß bie Stadt in bem, ſo den punctum juftitiae 
angehe , und mworzu fie vor Alters berechtiget „ nicht graviret 
werben folle, noch ber folgende Zuſatz: „Im Fall auch die Com⸗ 
miffarien befinden werben, daß €, E; Rath darüber. gewiſſe Pris 
i vilegia und Gerechtigkeiten hätte, wenn jemand von ihren Tuͤr⸗ 
gern zu Ablegung Zeugſchaft vorgefhlagen, daß berfelbe vor dem 
. Bath 
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glerung des Könige Carl Guſtav, Fam, fo viel bekannt iftr 
wegen der Gerichtsbarkeit des Magiftrats zu Stade, Kein 

‚Zweifel zue Sprache... Als aber, nady defien 16560 erfolgtem 
Rode, die unter dem Vorſitze der Königin Hedewig Eled⸗ 
nore perwwaltende Vormundſchaft die Rechte der Bremifchen, 
Landſtaͤnde vielfältig zu fchmälern ſuchte; fo veranlaßte diefeg, 
auch von Seiten der Stadt Stade, eine Menge von Bes 
tfehmerden-; weiche von: den zu dem Ende abaefendeten Depus 
Airten in Stockholm: angebracht wurden. Unter diefen Be⸗ 
ſchwerden befanden ſich aud) folgende: daß man die Städte») 
sin ihrer wohlhergebrachten Zurisdiction per media violenta 
„sugbire; deren augebdrige "Bürger vor das Collegium juftitiae 
citire; und Daß letztgedachtes Collegium: über die in der Stadt 
Bothmaͤßigkeit belegene ‚Hüter eognoſcire. In der hierauf den 
Deputirten am 20. May 1663 ertheilten Refolution ‚wich zwar 
„Die Koͤnigl. Dormundfchaft einem ganz heſtimmten Beſcheide 
‚über die gedachten Gravamina um deswillen aus, weil, — wie 
- gefagt ward — aus angeregten generalibus in [pecie et facto, 
von den Depytirten nichts allegiret noch beygebracht ſey t); ins 
deſſen ward doc) die Erklärung hinzugefüget: „daß man nicht 
gemeinet wäre, binführo, es fe: von Dex; Regierung oder dem 
„„Juſtiz⸗Collegio, das Geringfte gefchehen zu laſſen, was. den 
Recefien: zuwider ſey. Immittelſt halte man aud) dafür, daß 
mdergleichen des Juſtiz⸗ Collegio halber angeführte ne 
ET Pr Mae } nr „ktunſ⸗ 


. Math abgehoͤret werde, fo wollen auch J. K. M. fie dabey auf 

ſolchen Fall laſſen, und ſollen die Commiſſarii dem Collegio 

juſtitiae anbefehlen, fie daran nicht zu verhindern oder zu vers 

unrußigewib: eye 

4) Die Smbt Surtehmde führte, durch ihre gleichfalls nah Stods 
holm gefendete Deputirten, gleiche Beſchwerden, wie Stabe, 


t) Schlicht horſt aa, O. B. 3. Seite 83. 


24 
172 
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AÆunftig ceffiren würden , nachdem man entſchloſſen fen: das 
Hofgericht, auf die in dir Erläuterung’ ad Privilsgia”gene- 
ralia u) fpecificiete Weiſe/ eheftens mieder einrichten zu laſſen, 
„damit die Städte, den Receffen nad), darunter ihr Forum 
„unftreitig fortiren , und alfo ihre Bürger davor Recht geben 
„und nehmen Fünnten. DE Leer 
| — — FE rer ze A 
- Späterhin Fam noch eine Beſchwerde der «Stadt, wehen 
der von Seiten der landesherrlichen Golegien verfügten" uͤbet⸗ 
‘mäßigen Annahme von Procuratoren und Addocaten, vor, wel⸗ 
ehe ſaͤmmtlich Die Befreiung von der ſtaͤdtiſchen Gerichtsbarkeit 
prätendirten.: Die Königliche Vormundſchaft reſeribirte dieſer⸗ 
‘halb, am 23. November 1672, an die Regierung zu Stade: 
„daß vier, Hhoͤchſtens ſechs graduirte und gewiſſenhafte Leute 
ordinairen Advolaten bey dem Gerichte amunehmen waͤten, 
„bey dem Magiſtrate aber es dahin zu behandeln und zu ver⸗ 
„ſchaffen ſey, daß dieſen ordinairen Advocaten die bisherige 
„Exemtion zu Theil werde, die uͤbrigen Advocaten hingegen 
“unter bürgerlicher Jurisdiction und Pflicht lieben.“ x). : ? 


Als endlich demnaͤchſt der König Carl d. XL. dr-Stadt 
Stade die allgemeine Eonfirmation ihret Privilegien ertheilte; 
fo wurden der hierüber am 10. Februar 1686 ertheilten Koͤnigl. 
Refolution yNnoch folgende, Die Gerichtsbarkeit betweffende, bes 
fondere Zuficherungen eingeruͤcket. „Gleſchwie nun — heißt 
8 $.2 — dieſemnaͤchſt die Stadt unterhänigft remonfteiret, 
„daß ihr, Kraft ſolcher Privilegien, - die Jurisdiction aler in 


“ ut Yo; ei 
u) Diefe Privilegia und beren Erläuterungen findtwspiäe abgedrudt 
in den Derzogbh. Bremen und Verdbanyramml 3. 
. ©. 201 uf; m.fa. Pratije Altes u. Neues B. 9.6, 148. 
- x) Schlichthorſt a. a. O. 3.3. ©. 103. - 
y) Ebenderj. ©. .106.- nee 
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j, det Städt befindlichen / und ſich dafelbft aufhaltenden Leute 
und nen, auſſer J. K. M. wirkliche Bedienten und dero 
„dam nd Hausgenoſſen zuftehet; —— und nachdem ſich 
ꝓeinige derſelben unbefugt zw entziehen bemuͤhet find , —— 
J. R. M. hierdurch expreile verordnet haben; daß die St 
‚rauch im dieſemn Stücke ſolche ihre Privilegia und deren = 
„pendirende Se ae nad) wie vor, ungehindert über alle 
„und jede in J. K. M. Dienften wicht begriffene Leute und 
„Perſonen, "ohne Unterfchied; erereiren und 'benbebalten ſolle⸗ 
ndesfalls der Regierung ‚ genaue Aufficht in. dalten⸗ — 
u anbefohlen wird, * t 
dur 


Ferner verordnet S. 6 — Refolution: 


„Weil“es ſich auch oft zuttäßt, daß einge © er, und 
„andere unter der. Stadt Bothmaͤßigkeit gehoͤrige Perſonen, 
„in ein und andern, bey dem K. Hofgerichte und Juſtiz /Col⸗ 

„Tegio vorkommenden. Calibus, eugen erfordert werden, 
‚und die Stadt foldhe Examina ihrer Bürger, dem Herkom⸗ 
„men uhd zuffchender Yurisdiction nach, “zu verrichten befugt 
„ju ſeyn, remonftrivet; fo wollen J. K. M., wenn foldhes be 
tichtetermaßien befunden wird, die Stadt, auch in dieſer ih⸗ 
mrer Befugniß; nicht hindern laſſen, befondern obige Dero Ge⸗ 
‚richte hiermit anbefohlen haben, ale immediste Vorladung 
der Dürg äbzufteln, und mit Brake Sengenerhit per 
„modium Os u zu verfahren, 


er 


Als: im Jahre 1715 das Churhaus Braunſchweig/Luͤne⸗ 
burg zu dem Beſitze des Herzogthums Bremen gelangete ‚: fing 
man’ fonleich am , den Richten umd Prätenfionen der Stände 
Sahanr 1718 Die Etadf Stade uͤbergabedamals, am 8. 

uar 1776 ; eine von dem derzeiten Stadtſyndicus, Douse 

Hein, 
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Heinrich Heisting =) verfaßte ſchriftliche Darſtelung Ihree 
Berfaffung und ihrer Privilegien, der Regierung zu Stade - 
worin nicht allein, unter dee Rubrik: de Ecclefiaftieis, ‚die 
dem Stadt, Magiftrate. — Juris diction/ ſowohl über 
rieſter, Kirchen⸗ und Schulbediente, als derer In des Raths 
hmaͤß igkeit gelegenen Güter und Suchen, wie ferner in cau- 

 &s delictorufm tam civilium quam criminalium; Die. 
mition und Beſtrafung, nicht weniger die daher entitehende Res 
motion, als zweifelfrei aufgeführet 2); fondern auch, ferner, uns 
fer der Ueberſchrift: Politica, und zwar 2ter Zuftij« 
ſachen, Folgendes bemerklich gemachet ward; . : =. | * 

n 
t 


—A ' Ar 
2) Bon ben Lebentumſtaͤnden dieſes verdienten, i. I, 1733 vera 
ſtorbenen, Mannes ſ. von Seelen Stada literata, pag. 56. 

) ©. den Zuhdamental:Receß v. 3. Febr. 1652.$.1, In Bezie⸗ 
; „hung auf bie Remotiond: Befugniß ift jedoch, in der befagten 
Darftellung, folgender einfchränfender, Zuſatz gemacht: —. Nur 

daß 1), wenn es auf das punctum. religionis ober. articnlor, 

fidei ankoͤmmt, und entweder von dem Königlichen Conſiſtorio 

fo was vermerfet wird, ober aud ber Rath, die unter den Pries 

flern in negotio religionie, ſich etwa’ aufgebende Diffidia in 

der Eile nicht aufjugreifen vermag, derfelbige alsdann dem Kr - 
nigl. GConfifterio auf Exfordern „iedebma Depufirte zuzuſchicken, 
auch bie etwa diſſidirende Prieftsr ſelbſt him Verhör und, Eroͤr⸗ 
terung, in Gegenwart und mit Zulaſſung der erwähnten Raths- 
deputirten zu fiftiren, und deſſen Erfenntniß und Verordnung darin 
nachzugehen, und folhe zu exequixen fhuldig; (Fundamental: 
Receß, $. 1 am Ente). Imgleichen auch 2, in andern bie 
Remotion eines Priefters betreffenden Fällen, zur wirklichen Ere⸗ 
eution der abgeſprochenen Urthel eher nicht ſchreiten foll jr: bevor 
der Königl, Regierung und dem Gonfiftorig Nachricht davon ge⸗ 
‚ geben; worden, da ed gleichwohl alsdann bey der, einmal recht⸗ 
mäßig abgefprochenen Urthel, lalvo appellatignis benejicio,; fein 
; Vers 
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„Es competiret dem Magiftrate, in feiner. Stadt und 
Borhmäßigkeit: 


„NM) die freie Adminiftratio juftitiae, und prolatarum 
„’ fententiarumexecutio, nad den gemeinen befchriebenen Rech⸗ 
„ten, Reicheconftitutionen, und Satzungen, auch den wohlher⸗ 
„gebrachten Stadt» Statuten, aufgeridyteten Receffen, und Ges 
„tichtsordnung, mie fie alle Jahr darauf geloben und ſchwoͤ⸗ 
„ten müffen, und zwar, * 
„2) ſowohl in criminalibus, als civilibus b), 


„3) über alle und jede, die in der Stadt fid) niederlaffen und 
„wohnen c), allein Diejenigen ausgenommen, welche in wirkli⸗ 
„hen Königlichen Dienften ftehen, für fich, dero Familie und 
„Hausgeſinde d), nebſt vier, hoͤchſtens ſechs, von der Königl. 
Regierung in numerum Advocatorum, aufs und angenom⸗ 


„menen graduirten ‘Perfonen. ©) 
„Der 


Verbleiben haben ſoll. (ſ. a. Erlaͤuterung ber Stände Generals 
und Special: Privilegien v. 20. Mey 1663 am Schluffe, -abges 
druckt i.d. Herzogth. Brem. u. Verden, Samml. 3. ©.2or u.f.) 


“ b) Conf. Mart. Zeilleri mov. Delcript. Regn. Suec, pag. 509. 


<) Auf Stand, Geflecht und angeborne Winde kümm‘ es hierhey 
niht an. Fremde, die entweder nur durch die Stadt reifen, 
ober fich dafelbft eine Beitlang aufhalten, imgleichen die Vorftädter 
und Stadt = Meier, ftehen auch unter des Raths Jurisbiction. 
Herzogth. Brem. u. Verden, Samml.6. ©. 372. Notek. 


d) Fundamental⸗Receß v. 3. Febr. 1652, $.2, und Koͤnigl. 

| Kefolution v. 10. Febr. 1680, $.2. 
.. 0) Letztangezogene Reſolution v. 1680, $. 4. Sie heißen gemei: 
nigli Advocati oder Procuratores ordinarii. Auf ben ers 


4 Fff halte⸗ 
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„Der Magiftrat felbft aber, wird 
„4) immediate bey dem Königlichen Hofgerichte befpro- 
schen, und gehen dahin 


„5) auch die Appellationes von des Magiſtrats Erkennt, 
„niſſen, wofern jedody die Summe, worüber geftritten wird, auf 
„400 Rthir. fidy beläuft); und ift im übrigen der Magiftrat 

6) bey feinen bergebrachten Inftantiis der Stadtgerichte 
zu laſſen, und von der König. Regierung und Canzlei, mit 
„einigen Mandatis jud:cial- oder extrajudicialibus, nicht zu 
„befhwereng). Geben ſich 

„7) Fälle auf, daß Stadifche Bürger beym Königl. Hof⸗ 
„gerichte oder Auftiz» Eanzlei zu Zeugen vorgefchlagen werden, 
„ſo find Diefelben nicht zu evociten, befondern es ift Darunter 
„per modum requifitionis zu verfahren k).“ ob 


baltenen Gradum wirb, bey der Anfekung berfelben, gegenmwär: 
tig nicht mehr fo fehr reflectiret. Herzogth. Brem. u. Verd. 
Samml. 6. &. 373, Note m. Am Jahre 1803 waren fieben 
‚Advoc. et Procurat. ordinarii angefeget, worunter fich aber 
auch der Sammer: und Amts Advocat,’ der Gammer: und Amts: 
Procurator und der Commiſſarius Fisci befanden. S. Hannöv. 
Staats-Calender v.%. 1803, Seite 92 und 93. 


N Sundamental:Recef v. 3. Febr. 1652, 5. 2, und Refos 
lution vom ı9. Aug. 1652. 


g) Fundamental-Receß a. a. O. 
bh) Reſolution v. J. 1680, 5. 6. Dem letztgedachten Puncte 
iſt in der angezogenen Darſtellung jedoch folgende Bemerkung 
hinzugefuͤget: „An ſich hat dieſer Punct immer Zweifel gehabt; 
nur bat die Koͤnigl. Schwediſche Regierung dem Magiſtrate, nach 
dem Erzbiihöfliden Stylo, das Wort: begebren, nicht gern 
aufleben, fondern vermeinen wollen, daß berfelbige ſich beguügen 
. könn 
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Ob im Jahre 1716, oder ſpaͤter, die in dieſer Heis lin⸗ 
giſchen Darſtellung i) aufgeführten Vorrechte und andere Pri⸗ 
vilegia der Stadt Stade von dem Könige Georg T. aus 
druͤcklich confirmiret find, ift zwar aus öffentlichen Nachrichten 
nicht zu erfehen. Es bedurfte indeffen einer folchen Beſtaͤtigung 
auch nicht, da der König, in dem Stockholmer Friedens 
fchluffe vom 23. November 1719, Art. 4, ausdrücklich verfprach: 
Ale Untertanen, auf dem Lande fowohl, als in den Städten 
ermeldeter Herzogthümer ‘Bremen 2 a bey ihren wohl⸗ 

2 her⸗ 


koͤnnte, wenn er in effectu eben das, ſab vocula: commit⸗ 
tiren erhielte, weil bey Reichsſtaͤnden die Requiſition, bey der 
Stadt Bremen, das Wort „begehren“ gebrauchet wuͤrde, und 
gleichwohl ein Unterſchied bleiben muͤſſe, wie man ſolches, aus 
dem über obige Koͤnigl. Reſolution gehaltenen Regierungs-Pro⸗ 
totolle vom 17. Jul. 1680, in probante forma fub tit. D. 
gern aufrichtig darleget. Nun find zwar die Königl Schmwebi: 
ſchen Gerichte bey ihrer Meinung in praxi fo verblieben; wenn 
man aber fo confiberiret, daß der Stadt Bremen ihre ange: 
maßte Imdiedietaͤt nicht agnoftiret wird, (dad war damals noch 
der Fall, und der Berfaffer der Darftellung calculirte daher ge» 
wiß nicht unpolitifch,, indem er biefes Argument zum Bortheil 
von Stade gebrauchte) und eben darum in dem Habenhäus 
fifhen Receß, Art. 7, das Wort: begehren, beybehalten 
ift, meldes beiden Städten, Bremen und Stade, zu Erz 
bifchöflihen Zeiten gemein geweſen ; fo fcheimet e8 der Bremer 
ihre Imagination nur zu vergrößern, wenn ihre Stabt von Stade 
dergeftalt nunmehro diſtinguiret wird.” 

Diefe Darflellung der Stadiſchen Verfaſſung findet fih vollſtaͤn⸗ 
dig abgebrudt i. Schlichth orſts Beytroͤgen zur Gefchichte der 
Herzogth. Bremen und Verden, B. 3. Nro. i. Seite 53u.f 3 
man vergl. damit die Herzogth. Brem. und Verd. Samml. 6. 
Seite 367 mb 372. F 


m. 
— 


⸗ 
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hergebrachten Freiheiten, Gütern, Rechten und PBrivixigien, 
insgemein und abfonderlich, jederzeit unbefünmert und unbe 
kraͤnkt zu laffen, zu handhaben und zu ſchuͤtzen x). Dahinge⸗ 
gen iſt die Confirmation fämmtlicher Privilegien , mit wörtlis 
cher Wiederholung der duch die Königin Chriſtine 1652 
efchehenen Beftätigung, von dem Könige Georg IL am 12. 

l. 1735 , und von dem jegigen Könige Georg Ul. am 22. 
May 1757, der Stadt Stade ertheilet. 


5 4 


Die fortdauernde Eriftenz der in dem vorftehenden S. er» 
waͤhnten Jurisdictions » Verhältniffe wird folchergeftalt der 
Stadt Stade und dem dortigen Magiſtrate D im Allgemeinen 
nicht mit Grunde beftritten werden fönnen. Weber die Deutung 
der vorhandenen Privilegien, in einzelnen befondern Fällen, find 
aber bin und mieder, zwifchen den landesherrlichen Juſtiz / Col 
legien und dem Masiftrate, Zweifel zur Sprache gefommen, des 
zen —— verbunden mit der Bekanntmachung der dar⸗ 
über erfolgten oberrichterlichen Entfcheidungen, dazu dienen kann, 

um 


%) Pratije Altes und Neues aus ben Herzogth. Brem. und Verb, 
. 8.7. Seite 30, 

3) Bon der Stadtverfaffung und der Organifation des Magiftrats 
zu Stade f.m. Herzogth. Bremen u, Berd. Samml 6, 
Eeite 357 u.f.5 Daupt:Receß zwiſchen dem Rath und ber 
Bürgerfchaft zu Stabe vom 25. San. 16065 Additional⸗ 
Receß vom 24.0. 16075 Wahl:Rece vom 11. Novemb. 
16725 und Receß wegen zu verminderndber Zahl der 
Ratböperfonen, vom 25. Jun. 3711. Die drei erfiges 
dachten Receffe finden ſich abgedrudt in Schlichthorſts Bey: 
tägen, B. 1. S. 303 uf. ud B. 2. S. 71 uf 
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um die Zaht aͤhnlicher Streitigkeiten. für die Zukunft zu vers 
singen, E st, * 


Obgleich die oben angeführten Receffe und Refolutionen in 
dem Stücke nichts ausdrücklich beftimmen, fo hat doch de, Mas 
giftrat bislang nicht in Abrede gefteller, fondern es vielmehr in 
mehreren Rechtsfachen m) ausdrucklich zugegeben und eingeftans 
den, daß nicht allein, erftlich: den in Stade felbft ange 
ftellet ven berrfchaftlichen Eivil» Bedienten, und den dort 
garnifonirenden Dfficieren, wenn diefelben, entweder mit 
oder ohne Penfion, den Dienft verlaffen, und ihren Wohnort 
in Stade behalten, für ihre Perſonen und Familien, bis zum 

Abfterben, die Fortdauer des einmal genoffenen privilegitten 
Fori richt beftritten werde; ſondern daß auch zweitens die 
allgemeine Regel, nach welcher die Witwen und Kinder der 
landesherrlichen Bedienten, fo lange deren Status nicht verän, 
dert wird, das Forum ihrer verftorbenen Ehemänner und Väter 
in perfönlichen ag = behbebaltenn), aud) auf die Witwen und 
Kinder der in Stade felbft wirklich angeftellet ges 

we⸗ 


m)” Unter andern namentlich in ben zu der Entſcheidung des hoͤch⸗ 
fien Zribunald gelangten Rechtsſachen, Magiftrat zu Stade 
wider bie Witwe des Hauptmannd von Beppelin, in pto, 
Jurisdictionis, (Sent. de 31. März; 1756) und Magiſtrat zu 
Stade wider die Juftizcanzley dafelbfi , die Werfiegelung des . 
Nachlaſſes der Hofräthin von Schrader betreffend. (Sent. 8. 
T. de 15. Eeptemb. 1795. 

n) Mevius P. 4. Decif. 117. P.g. Decif.459. Glaproth 
bürgerl. Proch, Th. 1. $. 42. Seite 148. a Pufendorf 
Tom. 8. Oblervat. 93. Der lestgebachte Schriftſteller hält je- 
doch an einem andern Orte, nämli Tract, de Jurisd. Germ. 
P. 3. Sect. 2. Cap. ı. $. 46, und Animadverf. Jur. T. 1, 
Nro. 16. bafür, daß aller befreieter Gerichtöftand der herrichafts 

’ lichen 


f 
a14 
wefenen, mit. einem befceieten Gerichtsftande verſehenen, landes⸗ 
herrlichen Civil» Bedienten, und der, zur dortigen Garni⸗ 
fon gebörig geweſenen Officiere, wenn diefe während ihrer wirk⸗ 
lichen Dienſtzeit verſterben, ſich erſtrecke, und daß mithin der⸗ 
gleichen Witwen und Kinder, wenn fie den Aufenthalt in Stade 
fortfeien, durch den’ Tod ihrer Ehemänner und Vaͤter, Der 
Gerichtebarkeit - des Magiſtrats nicht unterworfen werden 0). 
Dahingegen find folgende Fragen mehrmals, theils bepläufig 
in Zweifel gezogen, theils förmlich im Wege Rechtens beftzitten. 


Erfttih: Ob Iandesherrliche Bediente, aus andern Lan⸗ 
-despropinzen als den Herzogthümern Bremen und DBerden, und 
Dfficiere, Die nicht zu den in diefen Herzogthuͤmern garnifoni- 
renden Truppen gehören, wenn fie fih in Stade aufhalten, 
von der Zurisdiction des Magiftrats befreiet find? 





Zwei 


lichen Bebienten mit: bern Tode aufböre, wofern micht cine bes 
fondere Würde der Grund defjelben geweſen ſey. 


0) Auf die Witwen und Kinder derjenigen in Stade garnijeniret . 
gewefenen Officiere, die dort nicht mehr während ihrer wirkli⸗ 
chen Dienftzeit, ſondern nachdem fie ihre Dimiffion ,„ mit oder 
ohne Penfion, erhalten. hatten, verſtorben find, erfiredet ſich je— 
doch das Bugeftändnig des Magiftrats keinesweges. Die Wit: 
wen und Kinder foldher timittirten Lificiere. kommen vielmehr 
nach dem Tode ihrer Ehemaͤnner und Väter unter des Magis 
firat3 Jurisdiction, wie diefes von dem hoͤchſten Xribunale am 
13. December 1768, i. S. Burg. und Kath zu Stade wider 
das dortige Hofgericht, ad Acta Stuhr wider die Witwe des 
pinfionirten Tberfllieutenants von Engel; wie aucham 10. Jun. 
1775 r in Sachen B. und Rath zu Stade wider bie dortige 
Quflizcanziey , die Verjiegelung des Nachlaſſes weiland Haupi⸗ 
wmannd von Schneen betreffend, eriannt iſt. 
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Zweitens: Ob verabfchiedete landesherrliche Civil» Ber 
diente, die nicht in Stade feibft angeſtellet gervefen find, und 
dimittirte Dfficiere, die nicht zu der dortigen Garniſon gehörct 
haben, dadurch, daß fir Stade zu ihrem Wohnorte wählen, 
der ftädtifchen Gerichtsbarkeit unterworfen werden? 


Drittens: Ob die Witwen und Kinder folcher landes⸗ 
berrlichen Civil» Bedienten und Dfficiere, die nicht in Stade 
felbft angeftsllet oder garnifoniret wären, die Fortdauer des bes 
freieten Gerichtöftandes verlieren, ‚wenn fie fih nad Stade 

begeben? 2 

Diertens endlich: Db, ben der Beantwortung der zwei⸗ 
ten und dritten diefer Fragen, der Umſtand einen Unterfchied bes 
wirken Fann, daß die Perfonen, von denen bier die Rede iſt, 
mitin Käufern wohnen, Die, vermöge eines befondern in Stade 
eriltirenden Gebrauchs, Durch ein Worrecht des Eigenthuͤmers 
oder Hauptbewohners, von der Aurisdiction des Magiſtrats 
eremt find? 


8. 5. 


Die Beanttoortung der eriten Diefer aufgerworfenen Fra: 
gen dürfte wohl nicht fehr zroeifelhaft fen. Der Grund des 
befreieten Gerichtsſtandes, fo weit dieſer nämlich) einen Theil der 
den landesherrlihhen Bedierten, Civil und Militair: Standes, 
bengelegten Würden und Vorzüge ausmachet, lieget theils in 
dem noch bin und wieder feine Wirkung dußernden Grund» 
fage der alten Deutſchen Rechte: daß Jedermann nur von feis 
nes Gleichen zu richten fen 5; theils in der Abficht einer befon: 
deren Belohnung geleifteter und zu leitender Dienſte. , Freilich 
kann, befonders dieſe legte Urfache, aufjerhaib des Territorii des 
Dienjt- und Landesheren, nicht wohl anders tinen befreieten Ges 
richteftand begründen, als in ſofern benachbarte Kandesherren 
aus wechfelfeitiger Gefaͤlligkeit ihren Bedienten aegeneicie die 

xem⸗ 


\ 
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Eremtion von der Niederns Gerichtäbarkeit ihrer Lande geſtat⸗ 
ten p); allein mit den Staatsdienern der verfchiedenen Provinzen 
eines und deffelben Landesherrn tritt ein ganz verfchiedenes Vers 
bältniß ein. So wenig den, bey der Staatsverwaltung im 
Calenbergiſchen angefegten hoͤhern Bedienten, oder den in dieſer 
Provinz garnifonirenden Dfficieren, vie Eanzleifäfligkeit und 
Der privilegirte — im Fuͤrſtenthume Luͤneburg und 
den übrigen Landes⸗Provinzen, je beſtritten iſt, weil alle dieſe 
ee der Kandeshoheit eben deffelben Landesheren untermors 
en find, mithin der Sag: daß Privilegia aufferhalb des Ter⸗ 
ritorii des ‘Privilegirenden ceffiren, dawider ſchlechterdings nicht 
angewendet werden kann; eben ſo wenig darf in dieſem 
Sluͤcke aub Stade eine Abweichung behaupten, nachdem die 
Stadt, durch die Secularifation des Erzbißthums aufgehöret 
bat, zu einem eigenen, für ſich beitehenden Territorio zu gehören. 
Der Fundamental/Receß v. J. 1652, mworin dem Magiftrate 
die Jurisdictio omnimoda über alle Einwohner, mit alleiniger 
Ausnahme der in wirklichen Königl. und der Krone Schwe— 
den Dienften ftehenden Bedienten, verlichen ift, begründet, weder 
nach der Natur der Sache, noch nad) den im Receſſe gebrauch» 
ten Worten, die Einichränfung des befreieten Gerichteftant:s 
in der Stadt Stade, auf die bey den Bremifchen Eoflegiis 
und Departements angefegten landeöherrlidhen Diener. Nach 
der Allgemeinheit der gebrauchten Ausdrücke. und nad) der Bes 
fugniß des Landesheren, Privilegia zu ertheilen, die in feinem 
anzen Gebiete, von einer Provinz zur andern, ihre Kraft aͤuſ⸗ 
fe, find, unter den im Sundamental» Receffe vorfommenden 
orten, alle Koͤnigl. Schwedifche Bediente, ohne ——— 
un 


p) In dieſem Betrachte behaupten daher Meoviune ad Jus Lubec. 
Q. prael. 3. Nro.47, und Meifter i. d. Einleitung zum peinl: 
Proceffe, Seite 715, ganz zutreffend: baß der privilegirte Ger. 
richtsſtand Miniftr, Princip, extra territorium wicht gelte 
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und infonderheit auch diejenigen zu verftehen getvefen, die in den 
andern Deutichen Landen der Krone Schweden — dein Herzog⸗ 
thume Pommern und der Herrfchaft Wismar — angefeget wa⸗ 
ten. Da nun, durch die Schwebdifcher Seite gefchehene Abtre⸗ 
tüng des Brem⸗ und Berdenfchen, das Privilegum Fori ſaͤmmt⸗ 
licher Schwediſchen Bedienten aänzlıch aufgehöret hat, fo ift 
nichts. billiger, ald daß an deren Stelle die Churbraunſchweig⸗ 
ſchen Bedienten jegt gleiche Worrechte in Stade genießen H. 
Ohne Zweifel haben die Landesherren aus den Thurbrauns 
ſchweigſchen Haufe, bey der Beftätigung der Stadiſchen Privis 
legien, Dielen Grundſatz, als ſich von felbft verftehend, voraus 
gefegt, und auf die in ihren andern Provinzen hergebrachte Ber 
freiung ihrer eigenen Bedienten Bedarht genommen. Mit dem 
eften Grunde ift e8 daher als ausgemacht anzunehmen: daß 
Ä . wirk 

* J 
q) Auf Perſonen, die nicht in der Qualität wirklicher Staatsdiener, 
ſondern vermoͤge anderer perſoͤnlichen Vorrechte einen befreieten 
Gerichtsſtand an andern Orten der hieſigen Lande genießen, iſt 
dieſer Grundſatz, zur Beſchraͤnkung der Jurisdictions-Befugniſſe 
der Stadt Stade, aber nicht auszudehnen. Als die Conven— 
tualin des Kloſters Barſinghauſen, von der Kuhla, wel— 
che zu Stade wohnte, auch dort den ihr, der Regel nach, als 
Conventualin zuſtehenden befreieten Gerichtsſtand geltend machen 
wollte; ſo erkannte das hoͤchſte Tribunal auf die dieſerhalb von 
bem dortigen Magiſtrate angebrachte Appellation, mittelſt Sen⸗ 
tenz vom 20. December 1763: — Daß, nachdem die weiland 
Conventualin v. d. K. in der Stadt Stade ihr Domicilium ers 
- wähle, und bis zu ihrem Ableben unverrüdt beybehalten gehabt 
bat, dieſelbe alfo, nad dem Fundamental: Recefje v. 3. 1652, 
derer Appellanten Gerichtöbarfeit unterworfen geweſen; demnach 
uͤbel gefproden und wohl appeliiret , und das auswärtig einges 
holte Urthel dabin zu Ändern, daß bie wegen ber Gremtion von 
der Stadt: Jurisdistion ‚erhobene Klage ungegröndet gewefen fey. 


. 
— 


4 Ggg, 
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wirkliche Churbraunſchwelgſche Eivil- Staatsdiener ans anderen 
Landes provinzen als den Herzogthümern Bremen und Verden, und 
Dffictere, ‘die nicht zu den in dieſen Herzogthuͤmern garnifonie 
renden Truppen gehören, den an andern Drten ihnen zufoms 
menden befteieten Gerichtsftand auch dann genießen, wenn dies 
felben fi) in der Stadt Stade aufhalten. 
§. 6 | 
Günftiger für den Magiftrat zu Stade fällt größten, 
theild die Beantwortung der S. 4 aufgeftelten zweiten Frage 
aus: Db nämlich verabfchiedete Iandesherrliche Eivil- Bediente, 
die nicht in Stade felbft angeftelet gewefen find, und dimit⸗ 
tirte Dfficiere, die nicht zu der dortigen Garniſon gehöret har 
ben, dadurch, daß fie Stade zu ihrem Bob) t wählen, der 
ſtaͤdtiſchen Gerichtsbarkeit untertoorfen werden? Der allgemeis 
nen Regel nach, behalten zwar Iandesherrlihe Einil-Bediens 
te, Die, vermöge des von ihnen vermalteten Amtes, ein privis 
legirtes Forum hatten, dieſes Vorrecht auch dann bey, wenn 
fie, mit oder ohne Penfion, auf eine ehrenvolle Art den Abſchied 
erhalten, und den wirklichen Dienft verlaffenr), ohne daß hier⸗ 
bey der etwa veränderte Drt ihres Aufenthalts innerhalb des 
Landes einen Unterfcyied hervorbringet. Allein in dem befon- 
dern Galle, mern fich dergleichen abgegangene Eivil- Bediente 
nad) Stade begeben, tritt allerdings, in Betracht der dortigen 
aͤdtiſchen Verfaſſung, eine Abweichung von jener allgemeinen 
egel ein. Sowohl der Fundamental» Receß vom 3. Februar 
1652, als die Königl. Schwedifche Refolution vom 10. Februar 
1680 $.2, fagen zu deutlich und beftimmt, daß nur Diejenis 
| gen 


r) Practifhe Erdrterungen, B. 1. Erdrter. 28. Seite 139 
und 147. Bellefhe H.G.Ordnung, Th. 2. Zit. ı. 


4 


- 
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gen, welche in wirflihen Könige. Dienften ſtehen, von des 
Magiftrats Gerichtsbarkeit befreiet ſeyn folen, um es nur its 
gend zweifelhaft laffen zu Fünnen, daß auswärtig mit oder ohne 
Penfion abgegangene Ehurbraunfchtoeisfhe Eivil-Bediente 
Dadurch, daß fie die Stadt Stade zu ihrem Wohnorte mäh- 
len , Dort auf die Fortdauer ihres befreieten Gerichtsſtandes 
Verzicht leiſten, und fich der Gerichtsbarkeit des Magıftrats 
untertverfen. 


In Abficht der abgegangenen, nicht zu der Stader Gar 
nifon gehörig gervefenen Dfficiere, welche fi) nad Stade be 
geben, findet gleichfalls die gefeglich beftimmte Regel: daß alle 
Dber» Dfficiere, die mit oder ohne Beylegung von Penſion abs 
geben, für ſich und ihre bey ihnen wohnende Familie und Hauss 
genofienfchaft, ihr. vorheriges Militair- Forum in perfönlichen 
Eivil» fo wie in Eriminalfachen beybehaltens), Feine unbedingte 
Anwendung. Es ift vielmehr der Unterfchied zu machen, ob 
dergleichen fi nad Stade begebende Dfficiere, mit oder ohne 
Beylegung von Penſion, dimittiret find. In dem erften Galle 
bleibt der befreiete Militair » Gerichtsftand unverrückt, wie dieſes 
in mehreren Sachen gegen den Magiftrat, um deswillen rechts⸗ 
fräftig erkannt ifte), weil ler Dfficiere, ungeachtet = 
99 2 


so) MilitairsIuftiz:Reglement v. J. 1736, $.3. Pract, 
Erdrterungen, B. 1. Erdrter. 28. Seite 145, und Erörter. 
31. Seite 169. 

t) Auf die Appellation des Magiftrats zu Stade wider ein von 
dem dortigen Hofgerichte, ad Acta von Klend wider Majorin 
Prott in pto. vindicationis bonorum feudal, modo juris- 
diet. abgegebened Decret, erkannte dad D.A.Geriht am 3. Fe⸗ 
bruar 1768: — Da bie in Penfion ftehende Dfficierd Feines: 
weges für ſolche angefehen werben mögen , auf weldhe das ims 
plorantifche Privilegium eine Anwendung leidet, vielmehr felbige, 


fo 
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Dimiſſion, die Verbindlichkeit auf fich behalten, fo bald es 
erfordert wird, fich mieder zur Dienftleiftung zu ftellen , F 
ie⸗ 


“fo lange fie die Penſion genießen, in Unſern Dienſten verbleis 
ben, dannenhero auch des Majors Prott Ehefrau, da fie fonft 
der Gerichtsbarkeit Unferer Krieges« Berichts: Gommiffion unters 
worfen, in diefer Nealllage füglich bey dortigem Hofgerichte bes 
langet werden mögen , die dagegen angezugene Poffeffion aber 
theils unerfindlich . theils nicht zutreffend , ſondern unerheblich 
ft; als finder das Geſuch Reſcripti Feine Statt. 

Als neuerlih der Magifirat um deswillen, ad Acta Colpe 
wider Appuhn, an das hödfte Tribunal appellirte, weil ibm’ 
von dem HDofgerichte zu Stade die Jurisdiction Über die Ehe: 
frau des dort wohnenden penfionirten Majors Appuhn abs 
erkannt war; fo ward auch diefe Appellation am-30. September 
1802 folgendermaßen zuruͤckgewieſen: — „Da in dem vorliegene 
den Falle, welcher lediglich eine gegen: die Majorin Appuhn 
gerichtete perfönliche Klage betrifft, nicht das forum contractus, 
rei fitae, hereditatis und Privilegii, vielmehr einzig und allein 
daB forum ordinarium begründet iſt; die Majorin Appuhn 
aber, nach der deutlichen Vorſchrift Unferes Militair-Juſtiz-Re—⸗ 
glementö, in perlonalibus ordentliherweife nur bey Unjerer 
Kriegd = Gerichts = Gommiffion belanget werben Ponnte, hiervon 
auch fo wenig ber hier anzutreffende Inhalt der ‚Privilegien der 
Stadt Stade, als die vorgeſchuͤtzte Obfervanz, vermöge welcher 
bie in Stade wohnenden penfionirten Officiere der Gerichtöbarfeit 
des dortigen Magiftrats ımterworfen feyn follen, eine Ausnahme 
zu begränden vermögen, indem nicht allein bie Imploranten ſelbſt, 
durch die Erlaffung und den Anhalt der an Unfere Kriegs: Ges 
richtö= Sommifiion gerichteten Hülfsfchreiben , das forum ordi- 
narium des letztgedachten Gollegii in diefer Sache anerkannt has 
ben, fondern audy mehrere allhier bereits ergangene rachtöfräftige 
Erfenntnifje jener vorgefpügten Obfervanz grabesweges entgegen 

find 
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dieſelben alfo allerdings im Dienſte des Landesherrn bleiben, 
obgleich dieſer Dienft ad tempus fuspendiret iſt. Officiere, 
die ohne Beylegung einer Penſion abgehen, treten dahingegen 
völlig aus dem landesherrlichen Dienfte, und aus dieſem Grunde 
verlieren fie, wenn fie ihren Wohnort in Stade aufſchlagen, 
in. Betracht der dortigen emirenten ftädtifchen Dorrechte, das 
ihnen Durch das Militaie» Zuftizs Reglement v. %. 1736 8. 3 
zugeficherte privilegirte Forum, welches fie an andern Drten im 
Lande — wuͤrden. Auf die, von dem Hauptmanne Frei⸗ 
herrn von Buͤlow zu Stade, Imploranten, wider ein, in 
Betreff feines Gerichisſtandes von der dortigen Juſtiz⸗Canzley 
abgegebenes Decret, eingewandte Appellation , ertheilte Daher 
das böchite Tribunal am 5. May 1802 zum Beſcheide: — 
„Demnach Implorant, geftiändigermaßen, ohne Penſion abs 
„gegangen ift, gleichwohl nur auf die in Penfion ſtehende Dfs 
„ficiere die Serichtäbarkeit des Stadiſchen Magiftrats ſich nicht 
„erſtrecket, weil jene, fo lange fie die Penfion genießen, in. 
„Unferen Dienften verbleiben; als Tann dem Suchen nicht de 
Aferirt werden, % 





9. 7% 


“Die dritte, 8. 4 aufgeworfene Frage: Ob die Witwen 

und, Kinder folcher Iandesherrlichen Civil» Bedienten und Offis 

eiere, die nicht in Stade felbft angeftellet oder garnifoniret 
wa⸗ 


find; So findet das angebrachte Geſuch nicht Statt, und wer 
den die Imploranten ernſtlich auf den Inhalt der ihnen bekann—⸗ 
ten Erkenntniſſe in ähnlichen Fällen, und befonderd auf Unfere 
Beſcheide vom 3. Febr. und 25. Mai 1768, in Sachen B. u. 
R. zu Stade, ad Acta von Klend wider die Majorin Prott, 
‚ geborne von Schilden, iu pto. vindicationis bonorum few 
-dalium, modo Jurisdictionis, für bie Zukunft verwieſen.“ 
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waren, die Fortdauer ihres befreieten Gerichtsftandes verlieren, 
wenn fie ſich nad) diefer Stadt begeben? beantwortet fich aus 
dem Obigen beynahe von ſelbſt. Bewirken nämlich die Sta, 
difchen Privilegien , in Betracht des Gerichtsftandes der aus— 
waͤrts angeftelet gervefenen abgegangenen Eivil»”Bedienten, und 
der, ohne Penfion dimittirten Dfficiere anderer Garnifonen, eine 
Ausnahme von der Megel, fo muß diefes um fo mehr auch der 
Tal bey den Witwen und Kindern gedadhter Perfonen ſeyn, 
die fich, nach dem Ableben ihrer dimittirten Ehemaͤnner und Bär 
ter, die Stadt Stade zum Wohuorte wählen. Die Obfers 
vanz beftätiget es, Daß die nach Stade ſich begebenden Bi 
wen und Kinder der aufferhalb‘ diefes Orts angeftellet gewe⸗ 
fenen Iandesherrlichen Eivil » Diener und DOfficiere das ihnen 
fonft zuftehende privilegirte Forum u) verlieren, und der Juris⸗ 
diction des Magiftrats unterworfen werden. In Gemäßheit 
diefes, als voͤllig zreifelfrei angenommenen Grundfages, iſt auch 
von dem höchften Tribunale, in Sahen Stade wider von 
Zeppelin am 31. Mär) 1756; i. S. Stade mider Das 
dortige Hofgericht, ad Acta Stuhr wider von Engel am_ 
13. December 17685 i. S. Stade wider die dortige Regie» 
rung wegen Derfiegelung des Nachlaffes der Hofrärhin von 
Schrader; und i, ©. derfelben Parteien, wegen Bevormuns 
dung der von der Landräthin von Weyhe nachgelaffenen Kin 
desfinder, am ı5. September -1795 , vechtefräftig erkannt. 


$. 2. 


In der Stadt Stade eriftiret der ungewöhnliche, von 
Seiten des Magiftrats mehrfältig anerkannte, Gebrauch, ” 
D 


u) aPufendorf Tom, 3. Obl. 85. Militair: Juftiz« 
Reglement Cap. 2..5.4. Practifhe Eroͤrter. B. 1. 
Erört. 28. Seite 148. 
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fo lange eine dort in Iandesherrlichen Dienſten ſtehende Der, 
fon ein bürgerpflichtiges Haus, enttveder eigenthuͤmlich oder 
mietherveife, bewohnet, daffelbe von des Magiftrats Jurisdiction 
eximiret wird, welche Eremtion jedoch dann fofort wieder auf 
höret, wenn die befreite Perfon das Haus verfaufet, vermie⸗ 
thet oder verläßt. Diefis befondere Verhaͤltniß veranlaffet end, 
li) die S. 4 dahin aufgeworfene vierte Frage: Db «es, in 
Betracht des Gerichtsftandes der, Inhalts der vorfichenden SS, 
unter des Magiftrats Jurisdiction ftehenden Perſonen, einen 
Unterfehied machen könne, wenn diefe miethsweiſe, oder Durch 
eine andere Veranlaſſung, mit in folchen Häufern wohnen, die, 
vermöge des erwähnten Gebrauchs, durch Ihre Eigenthuͤmet oder 
Bewohner, temporair eremt find? Für die verneinende Beant⸗ 
wortung diefer Fräge finden fich überzeugende Gründe. Die 
in Stade den von landeshertlichen Bedienten bewohnten Haus 
fern zu Theil werdende temporaire Eremtion von der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Jurisdiction ift Feine eigentlidye Exemtio realis, fondern 
- augenfällig blos eine herfümmliche Folge der perfünlichen Exem⸗ 
tion der zeitigen Bewohner ; eine, aud) auf die Wohnung aus» 
gedehnte, Begünftigung der in Tandesherrlichen Dienften ftchens 
den Perfonen und ihrer Familien, welche daher fehlechterdings 
nicht auf unfreie, zu der Samilie der Exemten nicht zu rechnens 
de, Inquilinen x) erftrecfet werden Tanny). Schon im Zahre 
1680 fuchte der Magiftrat, wegen diefes Gegenftandes, zu Sto cd, 
holm um eine Declaration des Fundamental Receſſes dahin 
nad) : daß die nicht in wirklichen Königl. Dienften ftehende 
DPerfonen, wenn fie nicht zu jenen Familien gehörten, ohne Uns ° 
terfchied, ob fie bey Eremten, oder nicht, zu Tiſche giengen, für 
der Stadt Zurisdiction unterworfen ausdrücklich erfläret — 

moͤg⸗ 


%) Wernher T. ı. P. ı. Obferv. 186. aPufendorf de 
Jurisdict. German. P. 2. Sect. 2. Cap. ı. 6. 96 et 27. 
y) Herzogth. Brem. u. Verb. Samml. 6. &. 373. Not. I, 
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moͤgten. Von dem Koͤnige Carl d. XI. erfolgte hierauf die S. 2 
angezogene Refolution vom 10. Februar 1680, deren Inhalt, 


über die Abſicht der ſtrengen Einſchraͤnkung der befreieten Ge⸗ 
richtebarkeit, auf die wirklichen Königlichen Diener, und die 
zu deren Familien gehörenden Perſonen, feblechterdings feinen 
Zweifel übrig läßt. Voͤllig ſachgemeſſen erkannte Daher bereits 
1707 das Tribunal zu Wismar durd ein, auf Appellation 
des Magiftrars zu Stade an die dortige Regierung erlafjenes, 
Abänderungs- Mefeript: daß der in ‚dem Haufe des damaligen 
Botenmeiſters, als eines Eremten, wohnende Advocatus extra- 
ordin. Kretfchmar demunerachtet der Yurisdiction Des Mas 
giftrats unterworfen fey z). Denfelden Grundfaß nahm end⸗ 
fi) auch das D.A. Gericht, i. S. Bürg. und Rath zu Stade 
wider den Anwald der dortigen Juſtiz-Canzley, jetzt Regierung, 
wegen Verſiegelung des Nachlaſſes der Hofräthin von Schras 
der, an, und entfchied, durch die Sentenz vom ı5. Septemb. 
1795 folgendermaßen; j 


„Nachdem die Witwen der In andern Provinzen Unferer 
‚deutfchen Landen angefegt geweſenen höheren Bedienten, in 


"„Gemäßheit de 1652 mit der Krone Schweden geſchloſſe⸗ 


„nen Fundamental» Deceffes, und des bisherigen Herkommens, 
„wenn fie fi in Stade häuslich nicderlaffen,. und wohnen, 
des 


2) Auch die Regierung zu Stade legte, in dem am 19. Julius 
1754, wegen des unſinnig gewordenen, bey einem Exemten 
wohnhaften, Kaiſerl. Lieutenants von Horn, an den Magi— 
ſtrat erlaſſenen Reſcripte, daſſelbe Principium zum Grunde. Die 
Worte dieſes Reſcrips find folgende: Als der hieſelbſt ſich aufs 
haltende Lieutenant v. H. in eine Unſinnigkeit gerathen, und 
denn hieſiger Stadt die Jurisdiction über die in exemten Häus 
fern befindliche Fremde zuftebet, fo werdet ihr uͤber denfeiben ges 
hörige Aufliht haben, und ihn mit einem Curatore verſehen.“ 
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„des implorantifchen Stadtraths Gerichtsbarkeit ſich allerdings 
„untertwerfen, von felbiger auch dadurch, daß fie ein, — 
afäffigen Perſonen zuſtaͤndiges, Haus miethsweiſe inne haben, 
„nicht erimivet werden; daß daher imploratifche Juſtiz⸗Canzlei 
nfih der Verfiegelung des Nachlaſſes weiland Hoftaths von 
„Schrader Witwe anzumaßen nicht befugt gervefen, und ders 
n gleichen in Zufunft Bürgermeifter und Rath zu überlaffen hat," 





LXXVI Erörterung. 


Bey der Theilung der im Altenlande üblichen Güter: 
gemeinſchaft unter Eheleuten müffen die unabgefun—⸗ 

denen Kinder dasjenige conferiven, was ſich au Aus⸗ 

‚feuer u ſ. w. erhalten haben. _ 


1. 


Unter den Eheleuten im Altenfande findet , der Regel nach, 
eine allgemeine Guͤtergemeinſchaft, ſowohl in Ruͤck ſicht auf die 
beiderfeitigen Schulden, als auf die Erbfolge, in dem Maaße 
Sattr daß, wenn einer. der Eheleute verſtirbt, der. überichende 
Ehegatte die Gütergenueinfchaft mit. den verbandenen Kindern 
fortſetzet, auf den Fall aber, da er zur zweiten Ehe fchreitet, 
verbunden ift, von der, zur Zeit des Todes des verſtorbenen 
Ehegenoſſen vorhanden geweſenen Guͤtermaſſe, den Kindern Die 

4 Odbh Hälfte 
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Hälfte herauszugeben a). Nicht: felten werden’ hierdurch Rechtes 

ftreitigkeiten über die Fragen veranlaſſet: * 

a) Ob, bey der Theilung des Gemeinenguts, die nicht bereit 
voͤllig abgefundenen Kinder dasjenige ſich anrechnen zu laſ⸗ 
fen ſchuldig ſind, was fie noch bey Lebzeiten des verſtor⸗ 
benen Ehegatten, oder, mit andern Worten, waͤhrend der 
Ehe ihrer Eltern, von dieſen gemeinſchaftlich an Ausſteuer 
und Brautſchatze erhalten haben? und 

b) Ob der uͤberlebende Ehegatte verbunden iſt, den Kindern 
ein eidlich zu beftärkendes Verzeichniß des zur Theilung 
fommenden Gemeinenguts herauszugeben ? 


2. 


Die Beantwortung der erſtern Frage ift ſehr zweifel⸗ 
haft. Die Grundfäge des Römifchen Rechts; pon der Eollation 
bey Erbfchaften b) koͤnnen dabey nicht zur Anwendung kom⸗ 
men, weil die deutſche Gütergemeinfchaft unter den Eheleuten 
ein den Römern ganz undefannter Gegenftand ift, der, feiner 
eigentlichen Befchaffenheit nah, aus einem ganz andern Ge⸗ 
ichtspuncte, als die Etbſchaftslehre, beurtheilet werden muß. 

n dem Landrechte des Altenlandes , und in mehreren andern 
hnlichen Statuten, welche von der Ehelichen Gütergemeinfchaft 
handeln, ift Die Srage von der Eollation desjenigen, was unabs 


9 


2) S. das vom Bilhof Ehriftoph i. I. 1517 dem Altenlande 
gegebene Landrecht; a Pufendorf Tom. 4. Obfervat. Ap- 
pend. pag. 40, und dasjenige, was letztgedachter "Schtiftfteller 
Tom. a. Obferv. 18. pag. 47 feq. von dem vor dem Tribunale 
zu Wismar geflbhrten Beweife der Obfervanz bes Landrechts 
in dieſem Stüde dargeleget bat. ‘ 

-b) L.7. Dig. L. 17 et 19. Cod..de Collat. Bonor, 


I- 
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gefundene Kinder an. Ausfteuer u. f. tv. erhalten haben, nicht 
ausdrücklich berübre: Der Gegenftand kann daher nur nad) 
allgemeinen Rechtes und Billigkeirsgrundfägen entfehieden vers 
den, und unftreitig liege hierin, und in der großen Verſchieden⸗ 
heit der Geſichtspunete, aus: welchen dergleichen Entfcheidungss 
gründe angefehen werden können, die Urſache, weshalb die jus 
riſtiſchen Schriftfteller in ihren Meinungen über die Collatious 
verbindlichkeit der. Kinder‘ fo fehr von einander abweichen. 
Mehrere Schriftfteler verneinen die Nothmendigkeit der in 
Trage man Eoflation <), ‚und haben in diefem Stücke ges 
wiß ſehr anfcheinende Gründe auf ihrer Seit. Kollationen 
finden nur unter Miterbem Statt, -und zwar zu dem Ende, das 
mit nicht: einer derfelben, zum Nachtheile der andern, mehr er» 
hält, ais ihm zu feinem Erbtheile gebuͤhret. Saͤmmtliche Ger⸗ 
maniſten kommen aber darin überein, daß die Kinder ihren Theil 
ex divilione [tatutaria, nicht jurehereditatie, fondern jure 
communipnis erhalten; ‚Daß nad) dem Tode des einen Ehe⸗ 
gatten die Guͤtergemeinſchaft zwiſchen dem Ueberlebenden und 
den Kindern fortgeſetzet wird; und daß die Kinder, in Ruͤckſicht 
auf Die Gemeinſchaft der Güter, bey einer demnächft zu ulegen⸗ 
den Theilung, völlig in die Stelle des verſtorbenen Ehegatten 
treten d). Hieraus feheinet zu folgen, daß die Kinder berech» 
tiget find, alles Das, ohne RN Ti erhalten, was der so 

2 ene 


e) Cothmann Vol, 4. Conf. 48. Nro.70. Vinnius de Col- 
., dat. Cap. 5. Stein im Lübifhen Rehte. Henr, Brockes 
. de bonor. conjug. inter Hamburg. commun. $. 49. Zange 
von ber Gemeinſchaft ber Güter. Bayreuth 1766: Seite 255, 
Scherer. verworrene Lehre. der ehelichen Güter = Bemeinfchaft, 
foftematifh bearbeitet. Th. ı. 8. 157. Seite 399. Manheim 

‚ 1799. 5 ° . u 
d) ann Vol. ı. Couſ. 5. Nro. 14, :-Mevius ad Jus 
Lubec. P. s. Tit. 0. Art. 2. Nro. 32. Weyer de Com- 
mun, 
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bene Ehegatte, wenn derfelbe noch lebte, und es zur Theilung 
‚ Tame, befommen wuͤrde, umd daß es auf dasjenige, was bereits 
längft- aus dem Gemeinengute, mit Einwilligung’ beider Eltern, 
herausgegangen ift, in Dinficht auf. die Theilungsberechnung 
mit dem überkbenden Ehegatten, nicht weiter ankommen Tann. 
Diefem tritt hinzu, daß , vermöge eines allgemein angenom⸗ 
menen, und durch mehrere Prajudicien des Tribunals zu IB iss 
mar und des hiefigen 8. O. A. Getichts beftätigten Grundſatzes, 
bey einer zweiten Verheirathung des überlebenden Ehegatten, das 
Gemeinegut, ‚mit den Kindern,. in dem Stande zu theilen ift, 
worin fich folches. zur Zeit der zweiten Heirath befindet e), bey 
welcher Tiheilungsart gleichfalls die den Kindern gegebene, und 
laͤngſt ſchon im Gemeinengute nicht mehr begriffene, Ausſteuer 
nicht wohl weiter in Anrechnung Fommen dürft, So vielen 
Anfchein diefe Gründe haben; fo behaupten dach, auf der andern 
Seite, fehr gründliche Schriftfteller die Nothwendigkeit der 
Eolation desjenigen, was die Kinder empfangen haben f). Zu 
leugnen ift es freilich nicht, daß der Eollation die Billigkeit in 
der Hinficht das Wort redet, weil die Kinder, wenn fie die 
empfangene Yusfteuer nicht conferiren, von dem Gemeinengute 
offenbar mehr erhalten, als der überlebende Ehegatte, mit dem 
fie, wäre Feine vorgängige Ausfkeuer erfolgen, nur zu voͤllig u 

Ä u 


zum. bonor. P. 2. Th. 5. $.2. a SelIchow Elem. Jur. 
Germ. $. 474. Bunde deutſches Privatrecht, & 608. 

e) aPufendorf Tom, ı. Obſerv. 86. $. go, et Tom, 4. 
©Obf. 18.‘ Mevius ad Jus Lubec. P. 2. Tit. @. Artic. 2, 
Nro. 84. 

f) Mevius l.c. Nro.95 feq. et Artic. 28. Nro. 90. Carp 
z0v Jurispr. forenf. P. 3. C. 11, Defin. 27 et 25. Weyer 
de Commun. boner. P. 2, Th. 11. &.6. Brockes ſelect. 
Obfervat, for. Obf. 578. Bunekau de ſeparat. liberor. 
$.2.3- 
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chen Theilen gegangen feyn würden. Aus diefem Grunde, und 
im Rückficht auf ein, am ı6. Aptif 1739 in Sachen Mary 
wider Marx wegen der zu Harburg üblichen flatutarifchen 
Erbfolge unter Eheleuten, abgegebenes Erkenntniß ), fand fich 
das 8. O. A. Gericht bewogen, noch ganz neuerlich, in Sachen 
Stemmer wider Stemmer, auf die Nothwendigkeit der von 
den Kindern empfangenen Ausftener zu erkennen, 


| . 5 

Die zweite oben berübrte Frage: Ob nämlich der überle- 

bende Ehegatte verbunden ſey, den Kindern ein eidlich zu bes 

ftärfendes Verzeichniß des zur Theilung Fommenden Gemeinen- 

guts herauszugeben? wird gleichfalls von den Rechtslehrern fehr 
“ verfehleden beantwortet. Einige halten den überlebenden Ehe⸗ 
gatten dazu verpflichtet h), andere fprechen denfelben von der‘ 

erausgabe eines eidlich zu beftärfenden Werzeichniffes freis). 

ie legtere Meinung, für welche unftreitig das REN N. 
i e. 


'g) aPufendorf Tom. 4. Oblervat. ı62. $. 10. 

h) Bunekau de [eparat. über. Böhmer in Confult. et 
‚Deeif. Tom. 2. Refp. 860. Mevius de jurata I[pecific. 
€. 4. $.ıg. MeviuaP.6. Decifl, 59, Mevius ad Jus 
Lubec. P. =. T.2. Artic. 2. Nro.85, et Artic. 21. Nro. 11. 
Garpzov Jurispr. for, P. 3. C. 20. Defin. 9 et 45. 
Finckelthaus Obl, 76. Nro. zo. 


5} G.L. Böhmer de Commun. bonor. univerl. 6.26, aPu- 
fendorf T.ı. Obl.86.$.7et8. a8elchow Elem, Jur. 
Germ, $. 475. Runde beutfhes Privatredit, 5. 608. 

k) L.6. $. =. Cod, de bon. quae liber, L. 8. $. fin. Cod, de 
Secund. Nupt. 
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die den Eltern zur Seite ftehende Vermuthung, und die Ach⸗ 
fung redet, welche die Kinder ihren Eltern fehuldig find, ward 
von dem hoͤchſten Tribunale, bey Entfcheidung der vorhin ers 
waͤhnten Nechtöfache, angenommen, an 


+ / 


Das, die Entfcyeidung beider Sragen enthaltende, am 6. 
November 1800, in Sahen Stemmer wider Stemmer, 
megen Gütertheilung abgegebene, Erkenntniß des K. O. A. Ge⸗ 
richts ift folgendermaßen abgefaflet: Da, ad Gravamen I, bey 
Theilung des Gemeinenguts, alles dasjenige, was bis dahin einer 
der Miteigenthümer einfeitig benuget bat, in die gemeine Mafle 
eingervorfen werden muß, mithin aud) die Kinder allerdings vers 
pflichtet find, die bey ihrer Verheirathung erhaltene Mitgabe 
und Ausfteuer zur Theilung zu bringen; — Ferner ad Grav. 
11, die dem Vater fehuldige Ehrfurcht, nad) deutlichen Gefet« 
zen, die Kinder ‚verhindert, eine eidliche Beſtaͤtkung des Ver⸗ 
Ken es der Güter zu fordeen; — So findet das Geſuch 
nicht Statt. 


LXXVIL 


" LXXVU. Erörterung. 


Der Beneficialerbe verlieret dadurch , daß der Notar 
bey Errichtung des Güterverzeichniffes Feine Zeugen ges 
braucht hat, die Rechtswohlthat des inventarii nicht, 





Wenn ein Erbe von der Hinlaͤnglichkeit der Erbſchaft, zur 
Tilgung der Erbfehulden, nicht voͤllig überzeugt ift, fo Bann er 
fid) befanntlic) durch die Rechtswohlthat des Inventarlum gegen 
allen Nachtheil volfommen fichern ). Die unterlaffene m) Ers 
klaͤrung deflelben, von Annchmung der Erbfhaft, fich dieſer 
Rechtswohlthat bedienen zu wollen, bat fo wenig den Verluſt 
‚derfelben zur Folge, als die unterbliebene An > 

ath⸗ 


I) Auch dann, wenn ber Erbe glaubt, daß er fo ſehr mit. Vers 
maͤchtniſſen onerirt, oder bie fideicommiffarifche Erbfehaft fo bes 
fhaffen fey, daß der Fall, bie quarta Falcidia oder Trebell, 
von berfelben abzuziehen, eintreten möchte, muß er, bey Bers 
tuft diefer WVortheile, ein Inventarium errichten. Nov. 1. cap. 2. 
6.2. aPufendorf Tom.ı. obf. 147, u. Tom. 2. obf. 101. 
Rumpf de jure deliberandi et beneficio inventarii, 6.29, 

m) Struben rechtl. Bedenken, 3%. 5.8. 2. Fratr. Bec- 
männorum Confıl. et Refponfa, Tom. 2, pag. 489. 

no) Struben a.a.D: Bedenk. ) Müller obfervat. pract. ad . 
Leyferi medit, obſ. 561, 
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Rathſam ift e8 indeß, gleich bey der Annahme einer angefalls 
nen Erbfchaft zu declariren, daß man Diefelbe nur cum bene- 
. ficio inventarii antreten wolle o). Eine foldye Erklärung kann 
ſowohl bey dem Richter, als vor einem Notar abgegeben werden. 


Das tvefentlichfte Erfordernig der Rechtswohlthat des In⸗ 
ventarium beruhet in dem, unter öffentlicher Autorität verfertig⸗ 
ten, Derzeichniffe über die game Verlaſſenſchaft. Wird die 
Inwentur von dem ordentlichen Richter felbft vorgenommen, fo 
bedarf es der Förmlichkeiten nicht, welche im römifchen Rechte 
vorgefchrieben find. Soll hingegen diefelbe von einem Notar 
errichtet werden; alddann wuͤrden eigentlich alle diejenigen Ers 
forderniffe beobachtet twerden miüffen, welche das römifche Recht 
zur Errichtung eines legalen Inventarium beftimmt bat, da die 
zömifchen Gefeße hiesunter nirgends in den hiefigen Landen aufs 
gehoben find. Indeß werden doch heutzutage, und auch befons 
ders nad) Dem bey uns Fundbar eingeführten Gerichtsgebrauche, 
dieſe Vorfchriften wicht fo genau und ftrenge beobachtet p). 
Kleine M * und Verſehen machen das Inventarium nicht 
unguͤltig, z. B. wenn es der Erbe nicht mit unterſchrieben hat, 
wenn es in 30 Tagen nicht angefangen iſt, wenn die Glaͤu⸗ 
biger oder Legatarien nicht dazu vorgeladen ſind ) u.f.w. Daß 
man aber auch die Zuziehuug der Tabellionum , oder der in 
ihre Stelle getretenen Notarien, dabey aus der Acht laſſen dürfte, 
hat unferes Wiſſens noch Niemand behauptet. ——— die 
* | en 


0) von Truͤtzſchler Anweifung zus Abfaffung rechtl. Auffaͤtze, 
sh. 2. ©. 685. 

. p) Nettelbladt Syftem. element, $. ı272. 

4) Garpaov Part. 3. conft. 335. def. 9. - Lauterbach de 
inventar. hered. $. 15. Stryck in ufu moderno ad tit. 
pandect, de jure deliberandi $.7. Weruher Lectifl, comm. 
“od. Tir, &. 6. 
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Erben zur Inventur weder den Richter, noch einen Notar, fo 
— die weſentlichſte, von Juſtinian vorgeſchriebene, Förmlich 

it nicht befolgt; es faͤllt mithin die Wuͤrkung der Rechts⸗ 
wohlthat des Fnventarium hinweg, und der Erbe Bann auf die 
Vortheile eines Beneficialerben Feinen Anſpruch machen. Ders 
gebeng würde er fih auch in einem ſolchen Falle zur eidlichen 
Beſtaͤrkung eines aufgenommnen Privatgüterverzeichniffes erbies 
ten, da die Specificatio jurata bey uns die Stelle eines lega⸗ 
len Inventarium nicht vertrittr), 


Nah den Vorfehriften des römifchen Rechts ift indeß das 
von einem Notar, ohne Zeugen, errichtete Guͤterverzeichniß 
für Fein legales zu achten. Einige Schriftfteller 6) behaupten 
zwar, daß es hinlänglidy fry, wenn daffelbe von einem öffent 
lichen Notar aefchrieben, oder unterfchrieben und beſiegelt wor⸗ 
den, und daß es irrig waͤre, wenn man dazu mehrere Notas 
rien, ‚oder die Zugiehung zweier Zeugen, nothtwendig halten tolle, 
Aber die legtere Meinung ift doch wohl die richtiger. Die 
roͤmiſchen Geſetze erfordern nicht blos die Gegenwart eines, 
fondeen mehrer Tabulariorumt), und fie verordnen ganz bes ’ 
ftimmt, daß in Abrefenheit der Gläubiger und Legatarien bey 
der Inventur demielben alein nicht geglaubt, vielmehr menigs 

ns drei vechtfchaffne und bemittelte Männer, als Zeugen, das 
ey zugezogen werden ſollen u). Das teutfche Hecht — 
amit 


rn) aPufendorf Tom. 2 obl. 101. Titius jas privat. 
| Lib. 7. cap. ı2. $. ı7. 
#) Rumpfl.c. $. ı7. 
t) [ub praelentis Tabulariorum'heißt es in ber L. oe. 
6. 2. C. de jure deliberandi. 
ar) Si vero-ablunt aliqui, interefle teftes in ipfa civitate 
fide dignos et pollidentes ſubſtantiam, et optimas opinio- 
4 | Sil nie 
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damit völlig überein; denn nach der Notariatsordnung x» 
verdienen die Inſtrumente der Notarien- nur dann volkommnen 
Glauben , wenn zu der Handlung zivei unverdaͤchtige Zeugen, ! 
welche die Urkunde mit zu unterzeichnen und zu.befiegeln pfle⸗ 
gen, zugezogen findy). Ohne Zweifel iſt daher das von einem 
Motar, ohne Zeugen, verfertigte Güterverzeichniß ‚Bein foͤrmli⸗ 
bes, nad Vorſchrift der Geſetze eingerichtetes, Inventarium. 
Anzmwifchen bat doch dieſer Mangel den Verluſt der Rechts— 
wohlthat ſelbſt nicht zur Folge. Ein Erbe, ohne deffen Schul; 
kein förmliches Inventarium errichtet it, Fann eben ſo aut auf 
die Vorrechte eines Beneficialerden Anſpruch machen, aͤls ders 
jenige, weicher durch cinen.Zufal an der Verfertigung deſſel⸗ 
ben überhaupt.gehindert wird 2. Voͤllig glaubwürdig. it in⸗ 
def ein ſolches unformliches Inventarium niemals, und es hat 
keines weges die allgemeine Vermuthung sur Seite, daß alles 
darin richtig ſeh aufarzeichnet worden. . Der Beneficialerbe ift: 
daher verbunden, auf Derlangen der. Öläubiger oder Legatarien, : 
durch den Manifeftations, und Editionseid Dasjenige zu ergaͤn⸗ 
zen, was durch Die unterbliebene Zuziehung zweier Zeugen der 
Glaubwürdigkeit deffelben entzogen ift, und er darf fich, wie: 
e8 bey einem gefegmäßigen oder legalen Anventarium gefchehen : 
kann , zur Gewiſſensvertretung auf ein folches mangelhaftes, 
feinen völligen Glauben habendes, Güterverzeichnig nicht bes 
sufen. Nach dieſen Grundfägen bat der Ealenberg. Senat des | 
Iris 


nis exiftentes, non minus tres: tabulariis enim [olie, 
quorum ad hoc competit, nun eredimus. Nov. ı. cap. 2. $. ı. 
x) $. 3 u. 6. 

7) von Trügfhler a. a. O. Th. 1. 8154. Pract. Eroͤrter. 
B. 1. Num. 65. von Bülom über die Verfaſſung des Zelle— 
fhhen Zribunals. Ih. 1. $. 129. Seite 306. : 

z) Struben rechtl. Bedenk. Th. 3.8.86. Malblane doctz;- 
na de jurejurando, $. 48. — 
4 
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Tribunals am 23: Apr. 1801 geurtheilt, in Sachen Wärge 
und Eonf mw, Meyer, pto. obligat. ex aditione heredi- 
tatis. 


— 





LXXVIII. Eroͤrterung. 


Von den Rechten und Verbindlichkeiten der Spediteure 
er und den Speditionsgefchäften. 





r 


Unter die verfchiedenen Anftalten, welche zum Nusen und 
Vortheil der Handlung gereichen, gehören auch die Speditiong- 
geichäfte, wodurch) Waaren und Güter, zu Waller oder- zu 
Lande, durch Schiffer und Fuhrleute, von einem Orte zum ans 
» dern verſchickt werden. Diejenigen, welche dergleichen Hands 
lungsgefchäfte treiben , nennt man befanntlid Spediteure, 
Factorena), Ein Spediteur erhandelt oder verhandelt aber 
die Waaren nicht felbft, fondern er empfängt fie blos zu dem 
Zwecke, um fie an andere Handelsleute, oder an die Eigenthüs 
— Sie mer, 
a) Hübnerd Handlungs Lexikon, voce: Spediren. Ludovi— 
ci Academie der. Kaufleute, voce: Spediteur Termino— 
logie für die Handlung. Leipz. 1792. voce: Spebdis 
ren. Ehrengott Meyer Frachtbuch für Kaufleute und Spe— 
diteurs, oder Unterricht, was der Kaufmann und Spediteur bey 
Abfendung und Empfang der Waaren zu beobachten hat. Weis 
mar 1801, 8. 
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mer, gegen den Genuß gewiſſer Vorthelle, welche unter dem 
Namen von Brovifion, Speefen, Speditionsgebüh« 
ren u.f.w. vorfommen, tieder zu verfenden und abzufchicken. 
Die Natur und Befchaffenheit des Speditionshandels erfordert 
es nicht, daß derjenige, welcher ihn aurüben will, Mitalied eis 
ner Kaufmannsinnung ſeyn muß by wenn gleich jeder Spedis 
teur, der dieſes Geſchaͤft als Gewerbe treiben will, Handels⸗ 
kenntniſſe, Bekanntſchaft mit den Handelsgebraͤuchen und uͤber⸗ 
haupt eine Fertigkeit, feine Geſchaͤfte kaufmaͤnniſch zu führen, 
durchaus nöthig hat. m verfchredenen anfehnlichen Factorey⸗ 
und Speditionsftädren find gewiſſe Perionen zum- Aleinfpedis 
tionshandel c) berechtigt; an den meiſten Orten Bann aber ein je 
der dies Handlungsgewerbe tgeiben, der ein Mitglied der Kaufe 
mannsinnung ift. | 


Vermoͤge der natürlichen Freiheit ift ein jeder befugt, , die 
Abſendung feiner zu verfchickenden Waaren und Güter ſelbſt zu 
beforgen, die Frachten auszumachen und zu bedingen. Bey eis 
nem nicht ſehr entfernten Abftande der Wohnorte des Käufers 
und Verkäufers würde eine unmittelbare Ab» und Zufendung 
derfelben leicht möglich zu machen, aber, wenn beide durch eis 
nen großen Zwiſchenraum getrennt werden, ſolche immer mit 

mans 


b) Dany Hanbb. des teutfchen Privatrechts, $. 457. 

ec) z. 3. in Braunfbhmweig und Lüneburg Fredersdorf 

“  Promtuar. der Braunfhweig.: Wolfenb. Landeöverorbn. Th. 1. 
©. 462, u. Ih. 5. S. 80. Münter Frachtfahrerrecht, Th. 1. 
©. 83. Zur Verhütung der Schleichſpedition, ber Eins 
und Ausfuhr verbotener Waaren, ber Zolldefrauden u.f.w. muͤſ⸗ 
fen an verfchiedenen Orten die Spebiteure einen befondern Fact o: 
reneibd leiften. — Einen lefenöwertben Auffag, von dem 
Speditionsweſen in Lüneburg, findet man in Sina 
pius faufmänn. Heften, St. 4. ©, 357. 





437 


mancherley Schtoierigkeiten verfnüpft feyn. Diefe Unbequemlich⸗ 

keit hat wohl zundchft die Anftalt des Factorey- und Speditions⸗ 

weſens herbeygeführt d)._ Wenn daher Jemand Güter und 

MWaaren an entferntere Käufer oder Empfänger zu verfenden 

bat; fo giebt er einem Speditene den Auftrag,- den Transport 
elben an den beftimmten Ort zu beforgen. 


Ein jeder Factor muß nun zuerft darauf achten, daß die 
"Güter gehörig mit Marken verfehen und ordentlicdy verpackt find; 
er. bat ferner den Frachtcontracte) mit dem Fuhrmanne zu ſchlie⸗ 
> und den nähften Spediteur, an welchen er fie zur meitern - 
eforgung adreifiren will, in Zeiten von der Ankunft derfelben, 
durch einen Advisbrief, zu benachrichtigen ). Wird der Trans» 
port durch verfchiedene Epediteure beforgt, fo pflegt der letzte 
Derfelben die im Frachtbriefe bedungenen und beftimmten Srachts 
gelder, ingleichen Die Speditionsgebähren von dem Käufer oder 
Eommittenten der Waaren einzucafjiren, und ſich mit den an⸗ 
dern Factoren, melde Die Berladung und PBerfendung an den 
verfchiedenen Speditionsplägen beforgt haben, zu —— 
er 


d) Buͤſch Darſtellung der Handlung, Th. 1. S. 257 ff. Muͤnter 
a. a. O. ©. 85. 

©) Bon den wechſelſeitigen Rechten und Verbindlichkeiten, welche 
aus dem Fuhr- und Frachteontracte, zwifchen dem Fuhrmanne, 
Abfender und Empfänger entfliehen, f. m, Münter a. a. O. 
©. 94 ff. 

N Fiſchers Lehrb. ſaͤmmtl. Cameral⸗ u. Policeyrechte, B. 3. $. 340. 
— Bon ben Hauptpflichten eines Factors ſ. m. Terminos 
logie für die Handlung, voce: Spediteur. Meyer 
a. a. O. — 

g) Von den Vorſichten, welche man bey ber Wahl bes Spediteurt 
zu beobachten hat, handelt Büfch in den BZufägen zur Darftek 
Jung der Handlung, B. 2. ©. 40 ff. u. B. 3. ©, 66ff, 


’ 
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Der Abfendungssertrag, welchen der Käufer oder Verkaͤu⸗ 
fer. mit dem Spediteur ſchließt, gebört unftreitig in die Kiafje der 
Mandatscontracte. Giebt der erſte Spediteur dem ziveiten, Dies 
fer dem dritten u.f.f. den Auftrag, für den weitern Transport 
der Waare an den Dre ihrer Beltimmung zu forgen; fo hat 
ein folder, unter den Factoren felbft eingegangener, Vertrag 
aleihfalls die Natur des Vollmachtscontractes. Mur in dem 
Fale würde der Spediteur al$ negotiorum geftor zu betrach⸗ 
ten ſeyn, wenn er 3. B. von Fuhrleuten, die nicht an ihn adrefe 
fire find, Güter aufnimmt, und den fernen Transport derfels 


-‚ ben, aus einem Qintriebe, ohne Auftrag des Abtenders, bes 


. forgt b). Der Vollmachtscontract wird zwar in der Regel ums» _ 
fonjt übernommen, teniaftens hat der Mandatarius fein voll-- 
kommnes Recht, etwas für feine Bemühung zu fordern. In⸗ 
deß bleibt doch das Gefchäft in dem Falle immer nad) den Grunde 
. fügen des Mandatscontracts zu beurtheilen, wenn der Mandas 
tar ein Mann ift, der mit folchen. Commiſſionen feinen er 
j alt 


h) Iſt die Fracht gut und richtig geliefert, fo kann der Factor, ; 
welcher die Waare ohne Auftrag fpedirt hat, act. negotiorum 
geftor. conıraria wider ben Empfänger klagen. Iſt fie hingegen, 
ohne Schuld der Fuhrleute, hefchädigt abgeliefert, und der Em: 
pfänger bat zu feiner Indemniſation die Frachtgelder inne behal: 
ten, fo kann berfelbe wider den erften Abfender act, mandati 
nicht Hagen; weil er mit demielben in feinem Mandatsverhält: 
niffe fand.“ Auch die Act. ex lege Aquilia findet Beine Start, 

. wenn ihm ſolche von dem Empfänger nicht cebirt iſt; da ſolche 
nur dem Gigentbümer, der befchädigten Sache competirt. 
L. 11. 6.6- D. ad leg. Aquil. Mur die actio in factum 
praetoria würde wider den erften Epediteur, wenn ein factum 
culpofum deifelden zu ermweifen wäre, Gtatt finden fünnen. 
Nach diefen Grundfägen ift aub in ©. ded Factor Gaffitius 
w. Rörup u, Reinede, pto. indemnilationis, gefprochen. 
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haft fucht i), mie man dies bey einem Spediteur annehmen 
muß. Mug- man aber den Factor ald mandatarium, odet ne- 
gotiorum geftorem, oder als locatotem operarum betrach- 
ten, fo ift.er zwar niemals für wahre linglücfsfälle k) , aber 
für jeden’ von ihm, oder feinen Dienern und Sommis, ben der 
Empfananahme, Aufbewahrung und Weiterſendung der Waa— 
ren. aus Borfas, Nachlaͤſſigkeit oder Unvorfichtiakeit, veranlaße 
ten Schaden einzufichen verbunden. Der Grund, warum ein 
Spediteur, welcher die Spevitionehandlung. als einen Nahrungs» 
zweig, für Geld, ausuͤdt und führt, für jeden, auc) aus Dem 
kleinſten ibm oder. den Geinigen benzumefjenden Berfehen, ent- 
ftandenen Nachtheil und Schaden verantwortlich wird, beruhet 
darauf, daß er ein Geſchaͤfft übernimmt, welches feiner Natur‘ 
nad) eine vorzüglihe Sorgfalt und bejondere Sachkenniniß ers 
fordert. 1) 


Die Hauptverbindlichkeit eines jeden Spediteurs, der von 
der Factorey Profeffion macht, beftchet darin, daß er die Kauf 
mannss oder fonjtigen Güter, dem Frachtbritfe gemäg, an den 
Dre ihrer Beſtimmung befördern muß. Sat er durch Wache 
käffigkeit und Unvorſichtigkeit, oder durch ein Verſehen ben der 
Ablieferung m) und Rerladung , oder auf andere Weiſe an 

? anlakt, 


i) Strube.redtl. Bedenk. Th. 4. B. 173. ©. 449. 

k) Hiernach ift auch vom hoͤchſten Tribunale am 17. Sept. 1791 
in ©. Karrer w. bad Reinede- und Rörupfhe Spebi- 
tions = Gomtoir , pto. einer Kifte mit Dammaft , geſprochen. 
M.f. übrigens Gh im Commentar $. 325 fe Weftphal 
teutfch. Privatr. Th. 1. ©. 147. 

I) Glück a. a. O. $. 324. Muͤnter a. a. O. ©. 78. 

m)⸗Hat der Spediteur, ohne genaue Nachſicht, von dem Fuhr⸗ 
manne die Waaren angenommen, und ihn abgelohnt; fie werden 
aber nachgehends defect oder beſchaͤdiget gefunden; fo muß 

; . der 
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anlaßt, daß die Waare verloren gebet, 4. B. beym Zolle ans 
gehalten und für verfallen erflärt wird, oder fie leider Schas 
den, wird nicht zu rechter Zeit geliefert u. f. fi, fo ift er dem 
Eigenthümer derfelben , wenn. diefer die Fabrläffigkeit erweiſen 
und der Spediteur nicht zeigen kann, Daß die Güter durch ei» 
nen bioßen Ungluͤcksfall verloren oder befhädiat find, zum 
Schadenserfüg verpflichtetn).. Sind die Güter durd) die Hände 
mehrerer Spediteure geaangen, ſo findet die Indemniſations⸗ 
klage nur immer wider denjeniaen Statt, durch ‚defien Pers 
ſehen oder Fahrlaͤſſiakeit der Schaden entitanden ift o). Fuͤr 
den doloſen oder culpoſen, von dem Fuhrmanne veranlaßten, 
Schaden haftet indeß der Factor in der Regel nicht; vielmehr 
muß ſich der Empfaͤnger, wenn der Frachtfahrer die Ladung 
defect, verdorben, verſehrt, oder nicht zu rechter Zeit abliefert, 
und ſolches erwieſen werden kann, an den Frachtlohn, und 
wenn dieſer nicht zureicht, an das Geſchirr des Fuhrmanns 
baltenp). Iſt beides nicht hinlaͤnglich, ſo kann der Empfänger 

nur 


ber Factor die mangelhafte Ablieferung -de3 Fuhrmanns erweifen, 
wenn er fih an ihm regreffiren will; weil die Vermuthung wis 
der den Epebditeur ſtreite. Müntera.a.d. ©. ı0ıf. Das 
Gegentheil vertheidigt Weftphal im teutſch. Privatr. ©. 150 ff. 
n) Glüd im Gommentar, Th. 4. $. 324. c. ©, 355 ff. 
0) Weſtphal a. a. D. Abhandl. 14. ©. 147. ie 
p) Klaproth Rechtswiſſenſchaft, Th. 2. $. 292. - Münter a. 
a. O. Th. 1. ©. ııg, u. Ih. 2. ©. 117. — Hat ber Spe: 
biteur bad Geſchirr des Fuhrmanns mit Arreft beſtrickt, den 
Frachtlohn inne behalten, ober gerichtlich beponirt, er kann aber 
nachmald dolum oder eulpam des Fuhrmannes nicht erweifen ; 
fo ift er verbunden, bemfelben den, ungerechterweife zurüdbes. 
haltenen, Frachtlohn mit Verzugszinſen, eine Entſchaͤdigung mes 
gen bed Arrefles und alle Proceßkoften zu erftatten. Mevius 
de arreltis c. 95. n. ı0. Voet in comımentar. ad pandect, 
Lib, 


non 
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mir dann den letten Spediteut in Anfpruch nehmen , wenn 
diefer ermeislich 5.8. einem ungefchicften, unvermögenden Fuhr⸗ 
manne, der erbärmliches Gefchirr over elende Pierde hatte, uns 
vorfichtig die Ladung anvertrauet, oder fonft eine Fahrlaͤſſigkeit 
dabey begangen hat g), Es leider auch keinen Zweifel, daß 
der von dem Empfaͤnger zur Erfeßung des Schadens angehals 
tene Fuhrmann, wenn derfelbe erweifen kann, die Ladung des 
fect oder verlegt‘ empfangen, und den © haben auf feinem Ges‘ 
ſchirt nıcht veranlaßt zu haben, ſich an feinen Abfender zu hal⸗ 
ten, und von ihm die Erftattung aller gehabten Schäden und 
Koften zu fordern berechtigt ift. r) Fe 


Die Virhältniffe zwifchen dem Spediteur und Empfänger 
dee Waare, oder mehrerer Spediteure unter einander, woraus 
geaenfeitige Rechte und PVerbindlichkeiten entfpringen, Eönnen 
Übrigens fehr verſchiedenartig ſeyn. In jedem befondern Falle. 
muß Daher die Entſcheidung eines Speditionsftreites, den. That⸗ 
umftänden gemds, aus dem Auftragscontracte, den Grundfäts 
zen des gemeinen Mechts, des Handelsgebrauchs ») Und aus der 
Natur des Geſchaͤftes felbjt hergenommen werden. Einige der 
erheblichiten Faͤlle verdienen hier ausgehoben zu werden. 


1. Wenn der Käufer oder Committent dem Verkäufer den 
Spediteur anzeigt, welchem er die verlangten Waaren zur wei⸗ 
. — | tern 
Lib. 9. tit. 0. q. 13. Das hoͤchſte Tribunal erkannte auch die: 
ſem gemaͤs am 17. Febr. 1791, in Sachen der Fuhrleute Bach 
und Weisheit w. dad Reinecke- und Roͤrupſche Spedi⸗ 
tionscomtoir, pto. einer Kifte mit Dammafl. 
"g) Münter a. a. O. S.228ff. 

r) Derſelbe Tb. 1. S 210, u. Th. 2. ©. 74. 
‘s) Büſch von Handelsüfaneen, in Deffen Handlungsbibliothek 
8» * | 

4. Kkk 


* 
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tern Beforgung —— ſoll, ſo iſt derſelbe bloß als Agent oder 
Mandatar des Committenten zu betrachten. Wird nun etwas 
bey der Spedition verſehen, von den Schiffern oder Fuhrleuten 
verunfreuet, befchädigt, oder bey verfuchter Defraudation der 
Zölle configcirtz fo muß fich der Committent an feinen felbft 
gewählten Agenten halten, twenn der. Abiender der Waare feine 
ſolche Nadyläfjigfeit begannen hat, die ihn in die Berbindlid)s 
keit fegt, den verurfadhten Schaden zu erftatten. 


II. Wenn der Verkäufer den Spediteur ohne Anweiſung 
des Committenten wählt, und ihm Auftrag giebt, die Waaren 
an den Iegtern zu befördern; alsdann ift der Spediteur lediglich 
ein Agent des Abſenders. Verſiehet derielbe etwas bey der 
Spedition, wodurch die Güter vefhädiget werden, oder verloh⸗ 
ten geben, fo fällt der Schaden auf den Abfender zurück, und 
ob muß fid wieder an den Spediteur, der fein Agent iſt, 

ten. 

111 Weberträgt der erſte Spediteur für ſich einem zweiten 
ausdrücklich die Beförderung der Güter an den Eigenthümer, 
ohne Dazwifchenkunft mehrerer Factoren, welches, wenn die Ents 
- fernung nicht gar zu groß ift, bey fogenannten Eilgütern, 
. oder folhen Waaren, die wegen ihrer Zerbrechlichkeit nicht um⸗ 
Heladen werden dürfen, gewöhnlich geſchiehet; alsdann ift der 
weite Spediteur blos als Agent oder Mandatar des erften zu 

etrachten t). Sind nun die Waaren durch die Fuhrleute des 
zweiten Gpediteurs befhädigt, oder nicht zur beftimmten Zeit 
geliefert, und der Empfänger Decourtirt, zu feiner Entſchaͤdigung, 
die Fracht oder einen Theil derſelben; fo ift der zweite Spedi⸗ 
teur dennoch blos die von dem Empfänger wirklich erhobenen 
und Namens feines Mandanten eincaffirten Frachtgelder, a. 
me bs 


?) Werben bie Waaren auf einer Adfe, db. i. ohne Umladung, 
verſendet, ſo kann kein zweiter Spediteur in der Regel eintreten. 
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Abzug feiner einenen Speefen, an den erften zu bezahlen, und 
ihm, Behuf Wahrnehmung feines etwannigen Regreſſes, bios 
- Die Klaae wider den Fuhrmann abzutreten verbunden. Der er⸗ 
ſte Spediteur kann daher von dem zweiten nicht anders dıe Bes 
zahlung der vollen Srachtgelder fordern, als wenn er ermeilet, 
daß fein Agent, bey der Empfangnabme oder Weiterfendung 
der Guͤter, ein folches doloſes oder culpoſes Verſehn, oder eine 
ſolche Fahrlaͤſſiokeit in der Ausrichtung und Ausführung des 
übernommnen Mandatsaefchäftes beaangen hat, wodurch der 
Empfänger berechtiat wurde, den Feachtabzun zu machen. Nach 
diefen Principien erfaunte das Königl. Hofaericht zu Hannover 
am 8. Der. 1800, in S. Hildebrand c. Rıjtenpatt, 
pto. Forderung, und das Tribunal beftätigte dieſe Entfcheidung. 


IV. Bon den bisherigen ganz verſchiedene Berhältniffe tre⸗ 
ten aber alsdann ein, wenn weder Die Käufer, noch Verkäufer, 
die Epediteure gemählt und nambaft gemacht, ſondern es dem 
erften Factor — die Fortſchaffung der Guͤter dur 
mehrere Spediteure beſorgen zu laſſen. Dieſes iſt gewoͤhnli 
bey einer großen Entfernung des Kaͤufers oder Committenten 
der Fall, wo der erſte Abſender die Zwiſchenſpediteure nicht 
kennt, und es oft weder weiß, noch wiſſen kann, durch wie 
viele Haͤnde die Spedition der Guͤter beſorgt werden wird. 
In einem ſolchen Falle ſtehen nun, der Natur der Sache ge⸗ 
mäs, nur die Spediteure, welche unmittelbar vor oder auf ein» 
ander folgen, imeinem gegenfeitigen Mandatsverhältniffe. Ders 
jenige, welchem bisher die Verfendung oblag, tritt fodann, in 
Abficht der fernern Direction des Transports der Güter, ganz 
aufier aller Derbindung , fobald dem folgenden Factor die 
Waaren richtig und gut geliefert, als folche von ihm anerkannt 
und zur weitern Berfendung angenommen find. Diefes pflegt 
= der nemöhnliche Sana des Speditionsweſens zu feyn, und jes 
dem Factor lieat Dabey die Verbindlichkeit ob, dafür zu fürs 
gen, Daß die Ablieferung an feinen Nachfolger, dem Fradıts 

| Kfz briefe 
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briefe gemäß, ordentlich geſchiehet. Die Frage: ob der er ſte 
Factor oder Abſender, wenn der Transport der Guͤter durch 
mehrere Spediteure beſorgt Ift; von demjenigen in rechtlichen 
‚Anfpruch genommen werden kann, welchem der Empfänger dey 
beihädigten oder nicht zur rechten. Zeit gelieferten Ladung den 
Frachtlohn, die Speditionsarbühren u. ſ. w. innebehalten hat? 
perdienet hier noch, weil fie nicht felten vorzufommen pflegt; 
Fürzlich erwogen zu werden, : 


Vermoͤge der allgemeinen Fracht- und Handelsobſervanz, 
die ihren Grund in der Natur der Sache ſeldſt hat, halt fich 
der Empfänger einer defecten oder beſchaͤdigten Ladung an den 
Fuhrmann, der die Waaren beinat, oder an den legten Spes 
Diteur derfelben, und behäit, zu feiner Indemniſation, die Fracht 
oder fonftigen Gelder, welche er von Dem Epeditenr in Haͤn⸗ 
den hat, juruck. Ein jeder Factor hat daher, ſchon in dieſem 
Betrachte, die Äufferfte Sorgfalt und Vorſicht anzuwenden, 
daß er Feine mangelhaften oder beſchaͤdigten Güter annimmt, 
und weiter verladen und verſchicken läßt. Kann nun der Fuhts 
mann erweifen, daß der Mangel oder die Beſchaͤdigung nicht 
dur) ihn, oder auf feinem Gefchirre entitanden ift; ſo pflegt 
der Factor, welchen der Abzug gemacht ift, oder defien Gele 
der der Empfänger innebehalten hat, nicht felten den erſten 
- Spediteur, Behuf feiner eigenen Enefchädigung, wiederum in 
Anſpruch zu nehmen. Hat dieſer aber die Güter gar nicht an 
- Ihn adrefjirt, und folglicdy gar niche ‚mit ihm contrahirt, fd 
fehlt es der angeftellten Klage an einem rechtlichen Grunde, und 
fie muß zurückgewiefen werden , weil zwiſchen beiden Spedi— 
teuren gar Fein Mandatsvethaͤltniß obwaltet u). Der letzte Factor 
Tann alfo nur denjenigen feiner Dorgänger mit der actione in 
factum praetoria auf Entjchadigung in Anſpruch nehmen, 

| welcher 


| u) Siehe oben Note EN 


* 


— 
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welcher· aus Vörfas, Nach —— oder Unvorſicht den Scha⸗ 
den wirklich veranlaßt hat. enn mit dieſer Klage kann jeder, 
auch auſſer einem Contracte oder befondern Verbrechen, wider⸗ 
rechtlich Verletzte, wenn des Gegners Schuld oder Nachlaͤſſig⸗ 
‚Eeit zu erweifen ftehet, zum Erſatz des ihm zugefügten Schns 
dens gelangen. x) 


V. Auf anſehnlichen Factorey⸗- und Speditionsplägen giebt 
es fogenannte Guͤterbeſtaͤter, die meiltens von der Kaufs 
mannſchaft gewählt, und dann obrigkeitlich beftätigt und vers 
eidet werden, Ihr Amt beftehet darin: nach dem Namen, Wohns 
orte, der Beichaffenheit und dem Vermoͤgen der ankommenden 
Fuhrleute, melche Ladung fuchen , fich nenau zu erkundigen; 
den Frachtlohn mit zu bedingen; den Kaufleuten, weldye Waa⸗ 
‚ren zu verfenden haben, von der Ankunft der Fuhrleute Nach⸗ 
ticht zu geben, und le&teren in der Ordnung, wie fie angefoms 
‚men find, zur. Ladung zu verhelfen ; fremde fichere Fuhrleute 
‚zur Ankunft zu difponiren; dafür zu forgen, daß die Güter auf 
der öffentlichen Waage gewogen; die Zoll⸗, Hccifer, Licent« und 
andere Abgaben entrichtet, und den Fuhrleuten die Frachtbriefe 
gehörig zugeftellt werden u. f. wm. Ueber ihre Perrichtungen 
muͤſſen fie ein eigenes Buch führen, und auch mit andern Bes 
ftätern correfpondiren. Deraleihen Perſonen find alſo eigent⸗ 
lich zue Erleichterung und Beförderung der Speditionsgefchäfte 
angeftelt, und defhalb muß ein jeder Spediteur, welcher fich 
ihres Beyſtandes bedient, auch für deren facta haften ; weil 
der Bejtäter nur im Auftrage jedes einzelnen Factors handelt, 
Hat daher der lestere de NBahl ders Fuhrmanns dem Beſtaͤ⸗ 
ter überlaffen, Diefer aber nicht den Grad des Fleißes und der 
Achtſamkeit bewiefen, welcher dem Spediteur felbft oblag, und 

es 


x) Weber: von der natuͤrlichen Verbindlichkeit, F. 46. Schmidt 
von gerichtl. Klagen und Einreden, $. 1206 ff. 
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es entftehet für den Abfender oder Figenthümer der Waaren 
daraus ein Schaden: fo muß der Spediteur haften , und er 
kann fich feiner Verbindlichkeit Durch die Ausflucht nicht entzies 
ben, daß er dem öffentlich angeftellten Güterbeftäter die Wahl 
des Fuhrmannes überlaffen habe. Das höchfte Tribunal er» 
kannte daher am zıjten März 1803 in Sachen Maquinett 
mw. Sreitag, in pto. indemnifationis, auf folgende Weiſe: 
Da allerdıngs der Beklagte nach dem rechtlichen Weſen des 
bier unterliegenden Mandats- und Speditionsvertraaes bey der 
Ausrichtung Des Üübernommnen Geſchäftes zu der Anwendung 
der diligentiae exactilfimae und mithin ad praeltationem 
culpae levilfimae verbunden war ; -Derfelbe aud) die, weder 
durch die zu M. beftehende Einrichtung, noch durch andre Vers 
bältniffe im rechrirchen Sinne nothwendig geweſene, vielmehr le» 
Diglich im deffen freier Willkuͤhr giftandene, Beauftragung des 
um. obrigkeittih beitellten Güterbeftäters zur ‘Beforaung der 
Babes der dem Kläaer zugehörigen Waaren nur auf eigene - 
Gefahr und in dem Maße vornehmen fonnte, daß der Beklagte 
für alle etwannigen culpofen Facta des Beauftragten, völlig fo, 
tie für feine eigene, verantwortlich blieb, ohne daß die Art und 
Weiſe, auf melde die Uebertragung der Waarenverladung ges 
ſchahe, oder die ben Ertheilung des Auftrages an den Güter 
beftäter von dem Beklagten gebrauchten Worte, auf die Ber 
minderung diefer Verantwortlichkeit den aeringften Einfluß has 
ben fünnen; Da ferner die, von dem Beklagten felbit anges 
u. Art, mit welcher der Gürerbeftäter bey der Auswahl und 
eftellung des treuloſen Fuhrmannes verfuhr, befonders aber 
der Umstand, Daß der Güterbejtäter, ohne Erforderung eines 
Hlaubhartın Zeuaniffes über den wahren Namen, den Wohns 
ort und Die Antäfftakert, die zu fpedirenden Waaren dem, al 
lenfalls nur durch eine oder die andere vorhin ju M. erhaltene 
Befrachtung der Perſon nad), keinesweges aber der Sicherheit 
nad, genügend, ja nicht einft dem rechten Namen nach befanns 
ten Fuhrmanne anvertrauete, eine folhe, den Verluſt der ver 
lade⸗ 
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fadenen Waaren bewirkt habende Fahrläffigkeit in ſich ſchließet, 
welche den, nad) dem Weſen des unferliegenden Gefchäftes von 
dem Beklagten zu präftirenden, gradum culpae bey weitem übers 
ſteiget; Solchergeſtalt alfo Die erhobene Klage vollkommen bes 
gründet ift, der dem Beklagten yır Dorlegung dis, bey der 
Ausrihtung des Speditionsgefchäftes, angewendeten vertragss 
mäßigen Fleißes vorbehaltene Beweis aber fich, in allen Rück 
fihten, als überflüffig darftelt: So ift übel gefprochen, und 
wohl appelliret, mithin der Beklagte fhuldig — den Werth der 
verloren gegangenen Waaren mit 1346 Rihlr. in Earolinen 
zu 6 Rthir. nebft Zinfen zu 5 p. E. auf diefen Hauptftuhl, von 
Zeit der erhobenen Klage angerechnet, dem Kläger zu erftatten, 
wobey es jedoch dem Beklagten unbenommen bleibt, nicht allein 
feine etwannigen Einreden gegen den beredyneten Betrag der Ents 
ſchaͤdigung, unter Vorbehalt des Gegenbeweifes, allhier auszus 
führen, fondern aud) die, als Auslagen, Fracht und Speſen⸗ 
gelder geforderten 95 Rthlr., in fo fern der Kläger gegen das 
berechnete Duantum derfelben nichts erhebliches einzumenden vers 
mag, von der zu zahlenden Entfchädigungsfumme zu kürzen und 
. zurück zu behalten; übrigens aber wird der Beklagte wegen des 
durch - feine Schuld eingetretenen nachtheiligen Ausganges des 
Speditionsgefehäftes mit der widerflagend aufgeſtellten Forde⸗ 
rung von 114 Rthlr., welche Behuf der Nachſpuͤrung des ents 
mwichenen Fuhrmannes verwendet fiyn follen , lediglich ad» und 
zur Ruhe verwieſen. 


LXXIX. 


LXXIX. Erörterung. 


Die Nechte ded Patrimonial- Richters dürfen durch Pros 
rogation der Jurisdiction nicht gefährdet werden. 





Nach dem Altern Romiſchen Mechte war es nicht erlaubt, den 
ordentlichen Richter zu übergehen, weil die, jeder Obrigkeit ans - 
gewieſenen, Graͤnzen in der nächiten und engften Verbindung 
mit der Staatss Derfaffung jtanden, in diefe aber, durch die 
Handlungen von Privatperionen, Fein abändernder Eingriff ge 
chehen konnte. Erſt durch Die vom Anguft gegebene Leg. Ju- 
liam judiciariam bekam die Sache eine andere Geftalt, und 
nur feit der Zeit erhielten die willkuͤhrlichen Prorogationen der 
Gerichtsbarkeit, audy ohne Zuftimmung des vrdentlihen Rich—⸗ 
ters, Guͤltigkeit y)Y. Gegenwärtig iſt es nicht zu beywarfeln, 
daß einzelne Eivil- Mechtsangelegendeiten, durch die ausdruͤck— 
liche Beftimmung und Erklärung, oder durch die RUN 

es 


y) Bach Diff. de prorogat. jurisd. Lipf. 1756. $. 1. Ob die 
Stattnehmigfeit der Jurisdictions : Prorogation fich aus beutfchen 
Rechten, und namentlich aus dem Jure Prov. Saxon. L. 57. 
Art. 25, berleiten laffe, wie a Pufendorf Tract. de Jurisd. 

‘ German. P.'1. Cap. 4. $- 97. pag. 114 behauptet, mögte 

wohl ziemlich zweifelhaft feyn. 
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Genehmigung =)’ ‚ve Parteien, oder. der dabey intereſſirten Pers 
fonen, mit Vorbeygehung des. in der Regel. competenten Rich⸗ 
ters, vor ein Gericht gebracht werden koͤnnen, vor welches die 
Rechts ſache, entweder nach ihrer dermaligen Lage, oder nad) 
der Perſon der Beklaaten, ordentlicherweiſe nicht gehören a), 
“Ben einer ſolchen, auf die Willfüht der Parteien gebaueren 
Aufhebung der Unftattbaftiafeit des Gerichtsftandes, — Inrom- 
petentia tori — welche man mit der Benennung: en 
ung 


+») Eine foldye Ainfömeigende Genehmigung kim eintreten: durch 
wiſſentliche Angehung eines unſtatthaften Richters, L. 15. Dig. 
de Jurisdict. L. 5. Dig. ratam rem haberi. L. 116. 65. 2. de 

Reg. Jur,; durch Friftgefuche; durch vorgebrachte Einreden; durch 

die Einlaffung auf die Klage, ohne die Einrede der Unftatthafz 

tigfeit des Gerichtsſtandes entgegengefeget zu haben. Nur muß 

ber Beflagte nicht aus offenbarem Irrthume ben Richter für com: 

petent gehalten, fondern er muß gewußt haben, baß er fich vor 

‘ einem incompetenten Richter einlaffe. L. ı4. Dig. de Jurisd. 
L. ı. 4 Cod. ibid. L. ı. 2 pr. L.30.33.80. Dig. de Judic. 

Im L. ı8. Dig. de Jurisdict. ift zwar verordnet: daß, wenn 
bie Parteien ſich wegen eined Richter vereinbaret hätten, fie 
dennoch, ehe die Sache anhängig gemachet ſey, davon wieder 
abgehen könnten. Allein dieſes ift vom Juſtinian L. 29. Cod. 
de Pactis abgeändert, und es fireitet auch mit ber heutigen all: 
gemeinen Werbindlichkeit der Verträge. 

a) Cramer de Jurisdict, prorogata. Vinnius Tract, de 
Jurisd. Cap. ı0. Gebauer Comment. de Jurisdict, Cap. 1. 
aPufendorf de Jurisdict. German. P. 1. Cap. 4. 6.95 leg. 

Der vom’ Vdetius Comment. ad Dig. Tit. de Jurisdict. 
6. 15, unter Anführung mehrerer Schriftfteller, behaupteten Meis 
“nung, daß das competente Gericht zu jeder: verfügenden Erſtrek⸗ 
kung der Gerichtöbarfeit einwiligen muͤſſe, widerſprechen unver⸗ 
kennbare Rechtsgrunde und. der Gerichtsgebrauch. 
4 — 
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kung der Gerichtsbarkeit, — Prorogatio Jurisdictionis 
— bezeichnet, werden jedoch folgende Erforderniſſe vorausgeſetzet: 


Erſtlich muß der Richter, auf den die Gerichtsbarkeit 
erſtrecket werden fol, nicht völlig unfähig oder incompetent feyn ; 
das heißt: es muß demfelben die Gattung der Gerichtsbarkeit 
zuſtehen, in welche die Sache einfchlägt db), 


Zweitens darf fein befonderer Grund vorhanden ſeyn, 
weßhalb der Sache, morin die Prorogation der Zurisdiction ein» 
treten fol, Durch fpecielle Geſetze, ein ausichließender Gerichtsftand 
angeriefen ift, tie diefes 3. B. bey Militair-, Manufacturs, 
Eommerz- und andern dergleichen Sachen, in manchen Ländern 
der Fall feyn würde c). 


Drittens, endlich muß, durch die Prorogation und deren 
Folgen, die Landerhoheit des Landesheren, unter welchem fid) 
das urfprünglich competente Gericht befindet, nicht verleget wer⸗ 
den d). So zweifeltrei Die Richtigkeit dieſer allgemeinen — 

tze 


b) L.3 Cod. de Jurisd, L. 2. $. 2. L. 61. 6.1. L. 74. &. 1. 
Dig. de Jud. Ziegler Dicalt. Concl. 11.8.8. Cramer 
de Jurisdict, prorog. $.35. Dad Gegentheil behauptet Strus 
ben rechtl. Bedenk. Th. 1. Bedenk. 14. Seite 41. 

ec) Claproth bürgerl. Proc, Th. 1. $. 31. 

d) Daher leugnen Schilter Exercit. 6. $. 23; Gail Lib. 1. 
Obfervat. 50. Nro, 5, und mehrere, bie Buläffigkeit der Pro« 
rogation der Iurisdiction aufferhalb Landes. Andere, wie nas 
mentlid Stryk Uf. mod. Pand. Tit. de Jurisdict, $. 23; 
Hertius Dif. de fuperiorit. territ. 6. 23; Cramer de 
Jurisd, prorog. $. 63, behaupten bahingegen, baß ſich ein Un: 
terthan auch ben Gerichten eines andern Randesherrn unterwerfen 
fönne, wenn ’foldhes blos in einzelnen Sachen gefchehe, und der 
auswärtige Richter in feinem Gerihtöfprengel angegangen werde. 

Da 
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füge, im Abficht auf die von Amtswegen und Namens des Res 
genten verwaltete Gerichtsbarkeit, — Jurisdictio adminiltra- 
toria [eu perfonalis — feyn dürfte ; fü beftritten ift Dagegen 
die Frage: Ob bey der Patrimonial» Gerichtsbarkeit — Juris- 
dictio patrimonialis , realis feu prediatoria — Die che 
aus einem voͤllig gleichen Geſichtspuncte zu betrachten fen? oder 
beitimmter: Ob Gerichtsunterrhanen eines Patrimonialrichters, 
wider den Willen deffelben, in Rechtsangelegenheiten, die, ordents 
licheriweife, vor das ‘Patrimonialgericht gehören, Die Zurisdics 
tion ſtillſchweigend oder ausdrücklich zu proroairen befugt find ?e) 
Sehr wichtige, aus dem Grunde, dem Urfprunge und der Bes 
fhaffenheit der Patrimonialgerichtsbarkeit hergenommene, Grunde 
entſcheiden indeſſen für Die verneinende Beantwortung diefer Frage, 
Schon der Umitand allein, daß Die, aus der Altern deuticher 

Verfaſſung berjuleitende, Patrimonialgerichrebarkeit den Rd: 

. mern völlig unbekannt war, macht Die Anwendung der vor 
der Protogationslehre handelnden Roͤmiſchen Gefege, auf diefe 
Art deuiſcher Zurisdiction, ſehr zweifelhaft, und Die daher ents 
£iia ſtehen⸗ 


Da nicht jede Prorogation ber Jurisdiction auſſerhalb Landes 
unbedingt eine Beeintraͤchtigung der Landeshoheitsrechte befaſſet 
und mit ſich fichret; fo dürfte bie zuletzt erwähnte Meinung, bes 
befonderd unter den von Pufendorf Tract.de Jurisdict. Germ, 
P. ı. Cap. 4. $. 101 angegebenen Einſchraͤnkungen, wohl bie rich: 
tigere ſeyn. “ 
e) Bejahenb wird biefe Streitfrage ‚beantwortet von Leyler 
Spec. 29. Med. 5; Eihmann bürgerl. Recht, Ih. 1. S. 349, 
u.m. Berneinend entfheiden dahingegen biefelbe: Brum- 
nemann adLeg. ı. deJudic.; Schilter Exercit, 6. th. 25; 
Obrecht de Jurisd. Cap 14. Nro. 36; Gail Lib, ı, Ob- 
[ervat. 49; Bach Diff. de prorog. Jurisd. $. 9; und i. b. 
Unparteiiſchen Critik von juriſtiſchen Büchern, Xp. 6. ©. 190, 
Gebauer de Jurisdict, Cap. 9. $. 7. j 
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ftehenden Bedenklichkeiten erhalten durch die nähere Erwägung 
des ganzen Weſens der Pattimonialgerichtsbarfeit ein über» 
eugendes Gewicht. Die Hauptquelle diefer Art von Gerichtss 
arkeit ift das Eigenthum an der Perfon, und Dbereigenthum 
- an dem ihr verlichenen Gute. Beides gab in den Zeiten, wo 
Selbfthülfe in Deutichland erlaubt und unentbehrlich; war, die 
Befugniß, Perfon und Güter zu fchügen, zu. pflegen, fie in 
Drdnung zu halten, und ſich aud) ſelbſt zu dem zu verhelfen, 
mas man von beiden zu fordern hatte. Nebenher mag bin und 
wieder ‚eine Partimoniatgerichtsbarkeit auch wohl vom Landes⸗ 
herrn verliehen feon , und ſich auf ein ausdrücflidhes Priviles 
gium gründen ; der mahre Urſprung derfelben lieget aber mehr 
in der Altern deutſchen Verfaſſung, als in den Verwilligun⸗ 
gen der Kaifer und der Landesherren 9. Dre Patrimonial⸗ 
Juris diction ift daher an ſich felbit ein zum Patrimonio gehoͤ⸗ 
riges verAufferliches Mecht, welches zu Gilde angefchlagen wer⸗ 
den kann, und häufig titulo onerofo zu dem Ende acquiriret 
mwird, damit man die Nutzung defjeiben geniehen möge. Man 
rechnet den Beſitz Diefer AFurisdiction zum Vermögen, und brins 
get denfelben, bey dem Verkaufe der Güter, mit in Anſchlag. 
Unter dieſen Verhaͤltniſſen ıft ein jeder Vertrag der Erbaerichtss 
unterthanen , einen fremden Richter zu ermwählen, tür. eine 
Schmaͤlerung der Gerechtfame des Erbrichters anzufehen, und 
die Billigfeit ertordert es um fo mehr, daß man dem letzteren 
die Nusungen feiner Jurisdiction micht ſchmaͤlern lafje, Da er 
wegen derfelben oft viele Unfoften und Beſchwerden tragen muß, 
Der Patrimonialrichter iſt Daher befugt, denjenigen feiner Erb⸗ 
gerichtsunterthanen , Der eine Prorogation vornimmt , durch 
Strafbefehle zu zwingen, daß er fich von dem fremden Richter 


f)} Heineccins Diff. de Origine atque indole Jurisdict, pa- 
trimon. Sendenberg Abhandl. von ber kaiſerl. Gerichtds 
barkeit in Deutfhland. Runde beutjches Privatrecht, $. 702. 
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zu ihm, als dem ordentlichen, wenden muͤſſe. Es kann audy 
der Erbgerichtshere., menn die. vor ihn gehörende Sache bey 
dem Dberrichter anhängig gemacht iſt, interveniendo einkom⸗ 
men, umd das, mas ihm zum Nachtheile feiner Gerichte ents- 
zogen worden, fordern, Dieſe Grundfäge Famen in dem fol⸗ 
genden Falle bey dem hoͤchſten Tribunale zur Anwendung. 
Die: verroitiwete Landraͤthin v. W., welche zu Stade wohnte, 
und, .nad) der tortigen Verfaflung, der Aurisdiction des Mas 
giſtrats unterworfen warg), ‚übertrug in ihrem Qeftamente die 
Euratel über ihre Derlaffenfchaft, und die Bevormundung ihrer 
Kindeskinder, der Brem » und Verdenſchen Zuftiz » Canzley. 
Dadurch, daß das legtgedadhte Kollegium fich der Sache ans 
nahm, hielt ſich Der Magiftrar für beſchwert. Es belangte ders 
. felbe Die: Zuftiz- Canzley bey dem hoͤchſten Tribunale, und Dies 
fes erfannte, in Sachen Bürg. u. Rath der Stadt Stade, 
wider den Anmwald der Juſtiz-Canzley dafelbft, modo d. Ans 
wald der Regierung der Herzogthuͤmer Bremen und Verden, 
am 15. September 1795 , tolgendermaßen: „Nachdem die vers 
witwete Landräthin v. W. nicht befugt geweſen, die Anordnung 
einer Euratel über ihre, unter Des implorantiſchen Stadtraths 
Gerichtsbarkeit befindliche , Verlaſſenſchaft, und deren damit. 
verfnüprte Verwaltung, Unferer Juſtiz -Canzley zu übertragen, 
und foichergefialt das, durch Verträge und Landesgefege ber 
ftimmte, Verhaͤltniß durd) ihre legte Willensverordnung zu 
verrücfen, mithin die von Unterer Canzley verfügte —— 
des Ritterſchafts⸗Secretarli M. zum Vormunde der Toͤchter 
des Rittmeiſters v. W. allerdings eine Kraͤnkung der, der Stadt 
Stade verliehenen, Patrimonialgerichtebarkeit In ſich ſchließt; 
daß daher gedachte Curatel Buͤrg. und Rath Ren zu 

- übers 





8) Practifhe Erörterungen, B. 4. Exörter. 75. $. 7. 
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überlaffen, und von felbigen,. was darunter der gegenwärtigen 
Lage der Sache angemeflen, zu verfügen fey. h) 


h) aPufendorf, Tom. @. obf. 95. 6. 3, behauptet, daß bie 
Kinder, als Erben, eine folde elterliche Verfügung agnoſciren 
müßten. Allein diefed verbindet den Patrimpnialrichter . 
nicht, fie ebenfalld anzuerkennen. Mit dem Tode bed Vaters 
hört eigentlich deffen Gerichtäftand auf, under fann alfo bie 
Gerichtöbarkeit nicht noch nach feinem Abfterben prorogiren. Die 
nachgelaffenen Kinder erhalten, wo von feinem Foro privile- 
giato bie Rede ift, fobann ihren eigenen Gerichtsſtand unter 
dem ordentlichen Richter des Wohnungsorts. Eine jede Obrigs 
keit, unter welcher die Waifen fiehen, hat aber nach der R.P.⸗ 
D. 0.9. 1577, $. 32, bie Pflicht auf fih, eine Vormund⸗ 
fchaft fiber fie anzuordnen, und der Vater kann daher dieſelbe 
weber von ihrer. Obliegenheit, für die Pupillen zu forgen, dis⸗ 
penſiren, noch ihr das Bevormundungsrecht willkuͤhrlich entziehen. 
M. ſ. auch Schnaubert in den Beytkaͤgen, Th. 2. S. 155. 
Gluͤck im Gommentar über Hellfeld, $. 206. 
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/ LXXX. Erörterung. 


Mer zur Ausbefferung eines Gebäudes Gelb hergelichen 
:: hat, braucht nicht über das ganze Detail der Verwen⸗ 
dung firengen Beweis zu führen. 





Marc Aurel hat den Gläubigern, welche zur Ausbeflerung 
oder Wiederaufbauung eines verfallnen Gebäudes baar er 
ts 


5) Da biefes privilegium bloß dem .crebitirten baaren Gelbe bey« 
gelegt ift, fo fann man es, ber Theorie nach, auf crebitirte 
Baumaterialien und das rüdftändige Arbeitslohn 
der Handwerksleute nicht erweitern. Dabelom vom Goncurfe, 
8. 233. Weil indeß dergleichen Grebitoren bad corpus bono- 
rum mit eigenen Koftien erhalten haben, welches fonft zum Nach⸗ 
theil der Übrigen Gläubiger weniger werth gewefen , oder zum 
Theil verloren gegangen feyn würde; Arbeitsleute auh, wenn 
fie ihren Unterhalt verdienen wollen, öfterd eine Zeitlang eredi⸗ 
tiren muͤſſen; fo ift aus diefen Rüdfichten den Handwerksleuten 
und denen, melde zur Wiederaufbauung oder Ausbefferung Mas 
terialien geliefert haben, nad dem bisherigen Gerichtögebraude 
bad privilegium pecunise ad reparandas aedes zuerkannt wor: 
ben, und hat bie Belleihe Juftizcanzley, in der Roͤhrſchen 
und Dunkerſchen Goncursfache, hiernach geſprochen. M. ſ. 
auch aPufendorf Tom.a, obſ. 170, u. Tom. 3. obſ. 194. 
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hergilichen haben, in Anfehung deffelben, und in fofern der das 
durch befdrderte Nugen noch vorhanden ift, ein befonderes Vor⸗ 
zugsrecht beygelegt. Einem ſolchen Glaͤubiger liegt jedoch pro- 
batio verfionis, oder der Beweis ob, Daß das creditirte baare 
Geld auch wirklich Dazu und nicht zu andern. Dingen verwen⸗ 
det ift K). | ———— 

Bey dergleichen Beweiſen ſcheint aber die billige Mäfiaung 
eintreten zu müffen, daß man nicht über das aanye Derail Die 
Verwendung frrenge Beſcheinigung von dem. Glaͤutager fordertz 
vielmehr wird man es ſchon für hinreichend annehmen: koͤnnen, 
wenn befeheinigt ift, daß zur Zeit des Vorlehns wirklich ein Dau, 
der eine folche oder noch groͤßere Summe erfordert hat, vorges 
nommen ift, und nicht gezeigt wırd, daß der Schuldner im 
Stande geweſen ift, denjelben aus andern Mitteln zu beftreiten. 


LXXXI. Erörterung. 


Bon der Verbindlichkeit der Parteien, zu dem, in Eibil- 
Mechts: Sachen, zu dem Verfuche eines Vergleichs und 
zum mündlichen Verhoͤre angefegten Terminen in Pers 
fon zu erſcheinen. ‘ 





Eon das Germeinerecht bringet e8 mit ſich, daß, der Regel 
nach, in allen Rechtsſachen, gleich im Aufange des Proceſſes, 
ſedoch 


k) Walch de privilegio pecuniae in refect. aedium creditae, 
8.7. Gmelin Ordn. der Giänbiger, S. g00. ° 


— 
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jedoch nicht eher, als bis man des Beklagten Einreden gehd- 
tet bat, in einem dazu anzufegenden Termine, ein Vergleich 
der Parteien zu verfüchen it). Die Gerichtsordnungen der 
Chur» Braunſchweig⸗ Lüneburgifchen Lande ftimmen nidyt allein 
hiermit überein, fondern fie gehen noch weiter, und verordnen, 
daß in fämmtlichen Rechtsftreitigkeiten ein fonenannter münds 
licher Termin anzufegen, und gleich die erfte Kitation auf die 
mündliche Vernehmung der Parteien und auf einen Vergleichs⸗ 
verſuch zu richten fey, m) 
Die weile und wohlchätige Abficht unferer ſaͤmmtlichen Ge⸗ 
rihtsordnungen iſt durchaus darauf gerichtet, nicht allein durch 
Einteitung von Vergleichen, Proceſſe überhaupt in ihrem erjten 
Urfprunge niederzufchlagen, fondern auch hauptſaͤchlich, wenn 
diefes nicht möglich feyn follten), durch die mündliche Verneh⸗ 
| mung 


I) L. ult. pr. Dig. pro fuo. L. 2. Cod. de re judic. C. 6. 7. 
| Dif. 90. Reichsabſchied v. I. 1654. $. 110. 

m) O. A. G. Ordnung Tb. 2. Tit. 3. $&. 21. Bell. Canzley⸗ 
Drdn, Art. 1 — 4. Bell. 9G.Drdn. Th. ı. Kit. 3. und 
Append. $. 3 leg. Galenberg. Canzley-Ordn. Tit. 9. 
H. G. Ordn. Zit. 3. Brem. und Verd. H. G. Ordn. Th. z. 
Tit. 2. Lauenburg. H. G. Ordn. Tit. 30. $.3. Juſtiz— 
Reglement ſv. J. 1718, 8. 1. Brem. und Verb. Unters 
Gerichts-Ordn. Tit. 5. $. 1u. 13. Es find jedoch hiervon 
cauſae mandatorum et executionum, worin mit Mandaten 
ber Anfang gemacht wird, ausgenommen. a Pufendorf Proc. 
Civ. P. e. Tit 2. 6. 16. 

n) Bon ben Fällen, in welchen die Parteien, auch wider Willen, 
zum Vergleiche von amtömwegen angehalten werben fönnen, oder 
von dem rihterlihben Durdgreifen, '. Bell. Ganzley: 
Ordn. Art.2. Galenberg. Canzley-Ordn. Zit.g. &. 1. 

Brem. und Verd. H. G. Orbn. Th.2. Tit. 3. F. 4. Juſtiß 
Reglement v. J. 1718, $. 3. 
+ Mmm 
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az ——— 


Selbſt die, auf diefe Erklärung des entfchiedenften Miß⸗ 
fallens, folgende Einfhydrfung der Beobachtung früherer Vers 
ordnungen, verbunden mit der erneuerten und verbefferten u 

rift 


0) Bell. Canzley-Ordin. Art.4. Calenb. Canzley-Ordn. 
Zit.9.$.17. Lauenburg. H. G. Ordn. Tit. 30. $, 4. 
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(er, "Ah dan. Gebrauch der fogenannten Vorbeſchelde und 
des bey Pa beobachtenden zweckmaͤßigen Verfahrens, 
nichts weniger als im vollen Maaße wirkſam geblieben. 
Ein fo allgemeiner Gebrauch der Vorbeſcheide, wie die Gerichte, 
ordnungen denfelben vorſchreiben, wuͤrde, bey unferen mehrften 
Zuftizbehörden, zumal bey den Dber- oder Mittelgerichten, vers 
Ber gefuchet werden pP). Schwieriger iſt e8 freilich für den 
eferenten, fi) auf-den, in einem mündlichen Termine zu leis 
fenden, Vortrag auf die gefchickte Einleitung eines Vergleiche, 
und, in Entftehung deſſen, auf eine zweckmaͤhßige Snftruction 
der Sache zum Erfenntniffe vorzubereiten, als — mit einem 
flüchtigen Federftriche eine eingefommene Klage ad excipien- 
dum zu communiciren, und folte auch diefe Schwierigkeit nie 
‚ Und an Feinem Drte wirkfam ſeyn; fo fehlet e8 doch nicht an 
anderen Gründen, aus welchen ſich die Vernachlaͤſſigung der 
Vorbeſcheide erklären läßt. Weder die Gerichtsperfonen, noch 
die Parteien und deren Sach, und Anmälde, find bislang an 
Die mündliche Behandlung der Sachen in den obern Inſtanzen 
binlänglich gemwöhnet; manche, über die Pflichten ihres Berufs 
. nicht gewiffenhaft genug denfende, Sachwaͤlde glauben, durch 
die Erſchwerung einer fehleunigen Beendigung der Rechtsfachen 
ihr. Intereſſe befördern zu koͤnnen; nicht felten mangelt «8, au 
Mmm a Sei⸗ 


p) Bey dem hoͤchſten Tribunale werben nicht allein in allen Klage: 
‚ fachen erfter Inftanz VBorbefcheide oder Termine zum muͤndlichen 
Berhöre und zum Werfuche der Güte angefeget , fondern man 
gebrauchet Auch in. Appellationsfahen bdergleihen Termine fehr 
häufig, und zu jeder Beit, um Vergleihe zu Stande zu brins 
gen, fobald fich ein folcher Erfolg nur mit einiger Wahrfcheins 
‚ Sichleit hoffen laͤßt. v. Bülom über bie Verfafjung des O.A. 
. Gerichts, Ih. 2. 6.236 und 267. 
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Seiten der einen oder der andern ‘Partei, an der zu: dem Ter⸗ 
mine erforderlichen Snftruction D5 und daher koͤmmt es dann, 
ie ee ! Mr daß 

g) Auf die Beſchaffung einer hinlaͤnglichen Inſtruction zu deu mund⸗ 
lihen Xerminen, ift bereitö.der, in ber Sammlung. der Landes; 
ordnungen mit abgebrudte,- Gemeine : Befheid des D.A.Gericht$ 
vom 11. Junius 1735, Nro. 43, gerichtet, Das höchfte Tri⸗ 
bunal hat ſich aber bewogen gefunden , tiber dieſen Gegenftand 
am 4. September 1797 noch folgenden , bislang nur in ben 
Hannov. Anzeigen abgebrudten Gemeinen Beſcheid zu erlaffen: — 
Es ift mit Mißfallen bemerkt worden, daß, ungeachtet der bes 
reits vorhandenen Vorſchrift des 43. Gem. Beſch. vom 11. Jun. 
1735, die Syndici, Procuratoren und Advocaten, in den zum 
Verſuche der Güte, oder zu muͤndlichen Verhoͤren und Verhand⸗ 
lungen, angefegten Terminen fehr oft, entweder gar nicht, ober 
doch nur hoͤchſt unvollkommen von der Sache Befchaffenheit- ins 
ftruiret; erfheinen, und daß dadurch der Zweck, ben das O. A. Ge⸗ 
richt bey der Anſetzung der Termine hatte, gaͤnzlich verfehlet 

' wird. Um dieſem ordnungswidrigen und fehr nachtheiligen Ver: 
fahren für die Folge vorzubeugen, wird ber vorgedachte Gemeine: 
Beſcheid hiermit nicht allein zu befferer Befolgung alles Ernftes 
in Erinnerung gebracht, fondern berfelbe auch dahin erweitert: 
daß jede Partei, bie nicht etwa zeitig genung, und wenig: 
ſtens acht Tage vorher, um die Audfegung eined zu mündlichen 
. Verhandlungen anftehenden Zermins nachfucht, ihren Procurator, 
Syndicus, Adbocaten, oder fonftigen Bevollmächtigten; mit ge: 
bührender Vollmacht, und befenderd mit der zur Erreihung des 
Zwecks des Termins erforderlichen Inftruction, unfehlbar zu ver: 
fehen, ober zu gewärtigen habe, daß fie, auffer ber Erftattung 
der Terminskoſten, mit einer unausbleiblihen, ben Armen zu: 
zueignenden Strafe von Fünf Reihöthaler beleget werde. Cine 
gleiche Strafe trift auch diejenigen Procuratoren, Advocaten und 
Bevollmäctigte , durch deren Schuld etwa eim argefegter Ter⸗ 
min, 
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daß der Erfolg der Vorbefcheide fehr häufig dem Zwecke der⸗ 
felben auf feine Weife entfpricht, und daß Diefe Erfahrung auf 
den geſetzmaͤßigen Gebrauch der mündlichen Termine fehr uns 
sünftig wirkt. Schwerlich werden Diefe, der Vermeidung und 
Abfürzung der Proceffe, entgegenftchende Hinderniffe, ohne eine 
allgemeine Reviſion und VBerbeffirung unfrer Proccfordnungen, 
aus dem Grunde gehoben werden fünnen. Betraͤchtlich würde 
jedoch ſchon jest dDadurd) gewonnen ſeyn, wenn man von ger 
richtswegen in allen Fällen, worin die Umftände diefes nur its 
gend geftatten, auf das. perfönliche Erfcheinen der Parteien zu 
den Rorbefcheiden beftände. Gewoͤhnlich werden die Ladungen 
zu den mündlichen Terminen nur dahin aerichtet: daß die Par⸗ 
teien entweder in Perfon , oder durch hinreichend bevollmaͤch⸗ 
tigte und von Dee Sache genugfam unterrichtete Anwaͤlde 12 

einzufinden hätten. Bey einer ſolchen Eitation ſtehet es freili 
in der Willkkuͤhr der Partei, melche Alternative fie befolgen will, 
Ganz anders ift der Fall, wenn, wie dieſes die Gerichtsords 
nungen ausdruͤcklich vorfchreibenr), die Ladung darauf: gerich⸗ 
tet wird: Daß die Parteien in Perſon netft ihren Advocaten und 
Procuratoren erfcheinen follen. Durch Bequemlicykeit, falſche 
Ehrbegriffe und andere Mebenrückfichten verleitet, verweigern 
nicht felten Parteien, auch bey foldyen Eitationen, das perföns 
liche Erfcheinen, und fuchen fogar ihre Weigerung, durch Bes 
jiehung auf allgemeine Rechtsarundfäge, zu unterftügen. Nur 
in feltenen und- blos als Ausnahmen von der Regel zu betrach⸗ 
tenden Fällen iſt dieſes jedoch zuläflig. In der Beziehung auf 
das Gemeinerecht behaupten zwar mehrere juriftifche an 
. eher, 


min, wegen Mangeld einer hinlaͤnglichen Inſtruction, vereitelt 
. werden ſollte. > - a 
7) S. fämmtliche oben genannte‘ Gerichtsordnungen a. a. O., befons 
berö das Juflig- Reglement v. I. 1718, $ 1. 
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fteller 6) , daß nur bey den fogenannten angelegentlichen 
Vergleichsſachen, die man mit dem lateiniſchen Ausdrucfe: 
Transactiones urgentes, bezeichnet, und morunter man Gas 
hen von geringer Wichtiafeit, Ehefachen, oder ſolche Rechtes 
ftreitigfeiten begreift, Die pias caufas, Injurien, Witwen und 
Waiſen und fonft perfonas milerabiles oder nahe Anverwand⸗ 
ten. betreffen , die Parteien fchlechterdings verbunden find, in 
den zum mündlichen Verhoͤre und zum PVergleichsverfuche ans 
gefegten Terminen perfönlich zu erfcheinen; daß es aber in al 
len anderen Sachen binlänglich fen, wenn die Partey entweder 
in Perfon , ‚oder durch einen hinlaͤnglich bevollmächtigten und 
inftruirten Anwald ſich ſtelle. 

Dieſe Behauptung, wenn ſie auch unbedingt als dem Ge⸗ 
meinenrechte angemeſſen angenommen werden koͤnnte, findet je⸗ 
doch in den hieſigen Landen keine allgemeine Anwendung, und 
ift vielmehr als Regel unſern Gerichtsordnungen ganz zuwider. 
Die Zelliſche Canzley Ordnung, Art. 3 und 4, be 

immet ohne alle Diſtinction: daß zu den Vorbeſcheiden die 
tincipalen ſich unweigerlich und immer möglich in 
erfon zu filtiren haben, und daß biervon nur erhebliche 
Urfachen dispenſiten follen. Zn der Ealenbergifhen 
Eanzley- Drdnung wırd Tit. 9, $. 5, verordnet: „Zu 
mehrerer Facilitirung des gütlihen Vergleichs folen die Par⸗ 
zteien beiderfeits fi in der Perſon, famt ihrem Advocaten, 
„wann ſolches in der ausgelaffenen Eitation erfordert wird, uns 
„fehlbar einftellen, damit nicht die abgefertigte und conftituirte 
„Anwaͤlde, wegen eingefchränkter Vollmacht, oder der Sache 
„nicht habenden genugfamen Berichts, fich zu entfchuldigen, und 
n der 


8) Boohmer J. Eccl. Proteft, I. 32:33. Carpzov Jus foren[. 
P. 1. Conft. 1. Def. 11. Mevius P. ı. Dec. 224. 255. 
P. 8. Dec. 296. ‘Heimburg de transact, jud. invita. 


Claproth bürgerl., Proc, Ih. 2. $. 148. 
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„der Verhoͤrstag umſonſt angeſetzet ſey.“ Ferner heißt es 
$. 17 deſſelben Titels: — „und dahero ſich untoelgerlich in 
nPerfon, oder, da ſie durch Gottes Gewalt daran behindert 
„toürden, durch aenugfam inftruirte Bevollmaͤchtigte oder Ans 
„waͤlde, damit der intendirte Zweck nichts’ defto weniger er⸗ 
„reichet werde, zu ſiſtiren und einzulaſſen ſchuldig.“ Die 
Lauenburgifſche H. G.Ord nung ſetzet Tit. 30 generaliter 
feſt: daß die Parteien, wo moͤglich, ga erfcheinen follen. 
In der Untergericht8-Drdn. der Derzogthbümer dres 
men und Verden ift Tit. 4,-$. 9, verordnet: „Wann ſol⸗ 
n Ge Eitätion gebührend: inſinuiret, müflen beide Theile in dem 
„präfigiiten Termino ohnausbleiblich in Perfon erfcheinen, und 
„der ihnen obliegenden Norhdurft wahrnehmen. ! Endlih be 
fimmer das Zuftiz-Meglement v. J. 1718, $. ı, nicht 
allein ausdrücklich: daß die Parteien zu den Vorbeſcheiden in 
Perſon zu erfcheinen, cıtiret werden follen; fondern es wird auch 
- in demfelben S ferner Folgendes verordnet: 


„Wann nun in dem angefegten Termino die Parteien fich 

„in Perſon melden, mie fie zu thun fehuldig, es fey und waͤre 
„dann, daß es Perfonen von fonderbahrer Diftinction, oder 
daß folhe, Krankheits oder ihres Leibeszuftandes, oder auch 
„anderer wichtigen unvermeidlichen Urfachen halber, daran vers 
„bindert, und ſolche Urfachen befcheinigen würden ; (ale wel⸗ 
„Shen Falls ihnen zwar freiftehet, zurück zu bleiben, jedennoch 
„fie fchuldig find, ihre Advocaten, oder mann aud) diefe vor» 
„geſetzter Urfachen halber nicht erfheinen wollten oder koͤnnten, 
„ihre Procuratoren alfo zu inſtruiren, und die Advocaten ih» 
„nen aus der Sache völlige information zu geben haben, das 
„mit der bierdurch intendirte Endzweck desfals nicht verfehlet 
„werden dürfe) fo fol derjenige Rath“ u. ſ. w. 


Der deutliche Inhalt dieſer Verordnungen laͤßt darüber 
feinen Zroeifel übrig, daß die perfünliche Dorladung und das 
per⸗ 
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perfönliche Erfeheinen der Parteien, zu ben zum Vergleichs⸗ 
derfuche und zum mündlidyen Verhoͤre angefegten Terminen, 
in den biefigen Landen als die allgemeine Regel zu betrachten 
ift, und daß Ausnahmen hiervon nur in den Fällen rechtmaͤ⸗ 
fig und zuläljig find; wenn entweder der Seladene von fons 
derbarer Dijtinction, das heißt: vornehm, fehr angefehen, 
von einem vorzüglich hohem Range iſt t), oder menn andere 
Perſonen durdy Krankheit, Schwachheit und andere wichtige 
und unvermeidliche Hinderniſſe davon abgehalten werden , in 
Perfon zu erfcheinen , in welchen legtern Fällen die Parteien 
jedoch die Hinderniffe auf eine. ‚glaubwürdige Art befcheinigen 
müffenu). Iſt übrigens den Parteien, die Feine Diefer Aus⸗ 
nahmen auf ſich anwenden können, in der erlaffenen Eitation 
das perfönliche Exrfcheinen zu dem Termine beftimmt, und nicht 
etwa alternativ zur En gemacht, und es wird dieſer Auf⸗ 
lage nicht genüget; fo muß der ungehorfam ausgebliebene Theil 

zu 


t) Was unter dem Ausdrucke: ſonderbare Diſtinction, ver: 
ſtanden werden muß, iſt freilich ſehr ungewiß. Nur das jedes⸗ 
malige richterliche Ermeſſen kann und muß daruͤber beſtimmen, 
welche Diſtinction, welches Anſehen, welcher Rang eine Partey 
von der Verbindlichkeit des perſoͤnlichen Erſcheinens zu befreien 
im Stande if. Da jedoch vor-dem Richterſtuhle Jedermann 
ſich gleich iſt, und da der Nutzen und die Nothwendigkeit des 
perſoͤnlichen Erſcheinens ſowohl bey vornehmen als geringen Pars 
teyen eintreten kann; ſo duͤrfte auf keinem Fall die in den Ge— 
richtsordnungen in Abſicht auf Diſtinction oder Stand ſtatuirte 
Ausnahme in einem zu ausgedehnten Sinne anzunehmen ſeyn. 

u) Sind übrigens dergleichen Hinderniſſe nur einſtweilig und vor: 
fibergehend ; fo kann die Anführung derfelben. nichts weiter bes 
wirken, als daß ber Zermin, bey welchem dad Gericht die pers 
fönlihe Gegenwart der Parteien für crforberli hält, vorerft 
und bis dahin, daß die Impedimente aufhören, auögefeget bleibt. 
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zu der Erffättung der Koften des wendig gemachten Termins 
"angehalten , und ein neuer Termin, mit gefchärfter Ladung zu 
demfelben Zwecke angefeßet werden. Auf den Fall des aber⸗ 
maligen Auſſenblelbens ift, genen Honoratioren oder angefehene 

tteien, eine angemefjene Gelöftrafe; gegen Derfonen aeringen 

tandes aber. die Strafe des Holens — Real⸗Citation — 
in der neuen Ladung nicht allein anzudrohen, fondern auch, bey 
-einem fortaefegten Ungehoriam , zu ejeguiren, und auf folche 
Art den wohlgemeinten Abfichten der Gerichtsordnungen und 
den gerichtlichen Befehlen volle Witkſamkeit zu verfchaffen. 
Bedürften Diefe Grundfäge noch einer Beftätigung , fo würde 
Dazu Die Enticheidung des folgenden neuerlich vorgekommenen 
Mechtsfalles dienen Fönnen. n einem MRechtsftreite, den der 
Kunftmaler 8. zu Zelle, als Kläger, mit dem dortigen Bürs 
ger H., als Bellagten, vor dem Stadtrathe führte, waren von 
Diefer Behörde beide Theile citiret, zu einem, zum Vergleichs⸗ 
verfuche und zum mündlichen Verhoͤre angelegten, Termine in 
Derfon zu erfcheinen. Der Kläger beftehte einen ‘Procurator, 
verfahe denfelben mit Inſtruction, trug ihm die Abwartung des 
Termins auf, und beftand ſowohl bey dem Gtadtrathe, als 
nachmals in Appellatorio ben der Juſtiz · Canzley darauf, daß 
es hierdurch feinen Dbliegenheiten völlig genüget habe, und daß 
er nicht verbunden werden koͤnne, wider Willen ſich perſoͤnlich 
zu fielen. Als die Zuftiz.Canzley die Verfügungen des Stadts 
raths lediglich beftätigte, wandte der Kläger fid) fogar an das 
hoͤchſte Tribunal, erhielt aber bier am 13. October 1803 den 
folgenden Belcheid; 


„Da der Ymplorant in jeder Mückficht verbunden ift, in 
„den, von dem Gerichte erfter Anftanz zum Vergleichsverſuche 
„und zue weitern Verhandlung der Sache angefesten Termine, 
in Gemäßheit der an ihn ergangenen Ladungen, in Perfon 
miu eribeinen , hierdurch aber fämmtlıhe vom Implotanten 
aufgestellte Beſchwerden von felbft wegfallen ; fo findet Das 

4 Non ange 





466 


angebrachte Geſuch nicht Statt, und wird es dem Sach⸗ 
(er * Imploranten N. N. ernftli verwieſen, daß der⸗ 
felde ſich nicht entſehen hat, einen ſo hoͤchſt frivolen und uns 
„begründeten Antrag an das O. A. Gericht gelangen zu laſſen.“ 





LXXXI. @rörterung. 


Der Meier darf den Meiercontract nicht einfeitig auf 
fündigen, und das Meiergut nicht nach Willkuͤhr vers 
laſſen. — 





Nach der gegenwaͤrtigen Beſchaffenheit der Meierguͤter wird die 
Frage: ob der Meier den Contract einſeitig kuͤndigen, und das 
Meiergut nach Gefallen verlaſſen kann? zwar nicht oft vor⸗ 
kommen; weil die Bauern ihre Hoͤfe gern behalten, und es zu 
den ſeltenſten Faͤllen gehoͤrt, wenn ein Gutsmann feinem Guts⸗ 
herrn den Meiercontract aufkuͤndiget x). Indeß ereignet ſich 
doch zuweilen dieſer Fall, und dann wird die Entſcheidung der 
erwaͤhnten Frage ſowohl an ſich, als durch die abweichende 
Meinungen der Rechtsgelehrten y) ſehr zweifelhaft, wenn fie in 
Provinzialgefegen keine Beftimmung erhalten bat. Der a 

ier⸗ 


x) Geſenius Meierrecht, B.2. S. 133. von Buri Lehnrecht, 
S. 481. Struben de jure villic. c. 8. $: 22. 

y) Struben rechtl. Bedenken, Ih. 2. Bed. 144. Ludewig 
jus client. Sect. 5. e. 8. $. ı6. 
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hiervon liegt unſtreitig darin, meil:die rechtliche Beſchaffenheit 
der Bauerguͤter ſehr verfchieden ift, und man aus der bloßen 
Achnlichkeit der Namen und Benennungen ſehr oft, mit Uns 
geht =), auf die Gleichheit ihrer rechtlichen Natur gefchloffen 
t. Selbſt in den Provinzen: der Braunfchweig» Lüneburgis 
chen Lande haben die Bauergüter fehr verfchiedene, von einan⸗ 
ber abweichende, Rechte a). Einige find Erbgüter, bey wel⸗ 
chen fein Abmeierungsrecht Statt findet b). Andere Erb⸗ 
padhtgüter; an einigen befigen Die Öutsleute ein erbliches 
Nießbrauchs- oder Nugeigenthbumsredt, und endlid) 
tieder andere haben die Natur bloßer Pachtgüter. 


Daß bey ben letzten eine einfeitige Auffündigung Statt 
findet, und zulaͤſſig ift, bat Peinen Zweifel. Aber viel: ſchwie⸗ 
tiger wird die Entſcheidung der obigen Frage, wenn der Guts⸗ 
here feinem Meter nicht willkuͤhrlich, ſondern nur in den geſetz⸗ 
lichen beftimmten Fällen auffündigen, und, nach vorgängiger 
eichterlicdyer Unterfuchung und Entfceheidung, den Hof nehmen 
kann, weldyes ‘der Fall ben allen ſolchen Meiergütern iſt, an 
welchen die Gutsleute ein Erbpacht» oder Nugeigenthumss oder 
erbliches Nießbrauchsrecht haben. Im Füuͤrſtenthum Ealens 
berg iſt es allen Meiern geieglich unterfaat, den Hof zu ver⸗ 
laflen, und den Meiercontrace einfeitig aurzurufene). Am Fürs 
ſtenthum Lüneburg hingegen iſt diefe Frage bisjetzt nicht aus⸗ 
drüucklich beftimmt; aber eine genaue Erwägung aller Gründe 

Rmz muß 


) Runde deutſches Privatrecht, F. 523 ff. 
a) M. vergl. Geſenius a. a. O. ©. 145 ff. — 
b) z. B. in den Marſchen der Aemter Winſen an ber Zube 
“und Harburg. Berordnung wegen Nebintegration ber 
Bauergliter, vom Jahr 1699, 8.9. in corprConfk Luneb, 
cap. 5. p- 144.. ' 
c) Calenberg. Meierordnung vom Jahr 1772, Cap. 8. 54. 
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muß auch in dieſer Provinz für die verneinende Beantwortung 
derfelben entfcheiden. Zuvörderft kann der Grundfag des gemei⸗ 
nen Rechts, wonach ein jeder feinen Befugniffen entfagen darf, 
darum hierbey Feine Anwendung finden, weil ‚der Meiervertrag 
einen wechfelfeitigen Contraet enthaͤlt, zu deſſen Aufhebung 
beider Contrahenten Einwilligung erforderlich iſt. Was von 
der Refutation eines Lehns gilt, laͤht ſich auf die Meierhoͤfe nicht 
anwenden. Beide Arten der Güter find in den weſentlichſten 
Stuͤcken von einander verſchieden, und aus der bloßen Aehn⸗ 
lichkeit derſelben laͤßt ſich auf keire Gleichheit ihrer rechtlichen 
Natur ſchließen. Es iſt ſchon an ſich ſtreitig, ob ein Vaſall/ 
der nicht zu unbeſtimmten Dienſten, ſondern zu bejtimmten Praͤ⸗ 
ftationen, 5.8. Zinslieferungen, verbunden iſt, fein Lehnwillkuͤhr⸗ 
lidy aufgeben darf? Zufonderheit tritt aber bey den Leben, und 
Meiergütern der erhebliche Unterſchied eın d), Daß jene der Mes 
el nach don der gewoͤhnlichen Eontribution, den Hoheits⸗ und 
eihedienften frei find, und der Lehnherr, wenn fie refutirt 
werden, den Vortheil der Confolidation genießt; dieſe hingegen 
dürfen von dem Gutsheren nicht eingezogen werden e), und-fie 
find den öffentlichen und Gemeinheitd,Laften unterworfen. Der 
Staat koͤnnte alfo felbjt darunter leiden, wenn den Meeiern, 
nad) der Analogie des longobardifchen Lehnrechts, eine unbedingte 
Refutation ihrer Höfe geftattet würde, und auch die Gutsher⸗ 
ren würden Dadurch ſehr oft in Verlegenheit gerathen; weil es 
nicht immer fo ganz leicht fällt, tüchtige Eolonen zu erhalten, 
Auch der Erbenzindmann darf den Erbenzinscontract nicht eins 
feitig aufrufen. - Freilich find die Meier heut zu Tage Beine Leib⸗ 
eigenen, feine glebae adferipti. Aber durch die urfprünglich 
gehabte oder erlangte perfönliche Freiheit wird Die er 
wechſet 


d) dd Selchow de differentiis praediorum ruflicor. et fender. 
in ej. elect. jur. germ. nro. 7. p. 387. j 
#) Carkeons de [uccefüons villicali, cap. ı. $. 45. 
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wechſelſeitige Tonteactsverbindlichkeit nicht geſchwaͤcht, und fo 


- wenig. der Gutsherr, ‚ohne rechtlichen Grund, einfeitig von feiner 


J 


Zufage abgehen kann; eben fo wenlg darf dieſes dem Gutsmanne 
geſtattet werden, weil jeder Theil die Erfuͤllung der von dem 
andern uͤbernommnen Verpflichtung fordern kann. Wollte uͤbri⸗ 

us der Meier den Gutsherrn durch vorſaͤtzlich ſchlechte Wirth⸗ 
&afısführung. zur Annahme der Aufkuͤndigung zwingen, ſo 
wuͤrde er ſich ſelbſt am meiſten ſtrafen; weil der Gutsmann alle 
Deteriorationen des Meiergutes aus feinem Allodialvermoͤgen ers 
ſetzen muß. Dem Meier wird daher nur dann eine willführliche 
oder einfeitige Kündigung des Hofes aeftattet werden dürfen, 
wenn er dem Öutsheren entweder einen andern annehmlichen und 
tüchtigen Colonus zu ftellen , oder gerechte und aegründete Ur⸗ 
ſachen zur Auffündiaung zu zeigen vermag. Zu den letztern 
mürde man 3. DB. eine aanz übermäßige Belchweruna mit Zin⸗ 
fen und Dienften, eine bedeutende Verrinaerung des Meiergutes 
durch Kriegsverherrungen , Abbruch, DBerfantungen, Webers 
ſchwemmungen, Waſſ rſchaͤden und andere aͤhnliche Urfachen 
rechnen muͤſſen, wodurch der Gutsmann in einen ſolchen unver⸗ 
ſchuldeten Zuſtand koͤmmt, daß ohne ſein offenbares Verder⸗ 


ben die gutsherttlichen Abgaben, Dienſte und * Laſten 


nicht weiter erfolgen koͤnnen, wenn feine verhaͤltnißmaͤßige Her⸗ 
abſetzung und Verminderung derſelben zugeſtanden werden will. 
Denn ſo wie dem Gutsherrn aus erheblichen Gruͤnden die Ab⸗ 
meierung freiſtehet, eben ſo muß auch dem Gutsmanne die Kuͤn⸗ 
digung des Hoſes, wegen erheblicher Urſachen, billig geſtattet 
werden. Die Koͤnial. Juſtizcanzley zu Zelle erkannte am 7ten 
Febr. 1801 nad) dieſen Grundſaͤtzen, in Sachen des Muͤllers 
Wenke w. das Amt Luͤne, pto. Kündieung eines Meier⸗ 
gutes, auf folgende Weiſe: Nachdem der vom Klaͤger, jetzt Be⸗ 
klagten, Muͤller Wenke neben feiner Muͤdle cultivirte Hof in 
Elern, da derſelbe und feine Vorfahren ſolchen unlaͤngſt von 
König. Cammer meierrehtlih Angenommen haben, für einen, 
nur auf Zeitpacht eingeräumten, Wuͤſtenhof Feinesweges zu hal⸗ 

Yu . fen 
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ten iſt; nach den gemeinen und hiefigen Landesrechten aber, fo' 
wie die Gutsherren auf der einen Seite die Gutsleute nichtiohne 
erhebliche Gründe abmeiern koͤnnen, fo auch dieſe auf der ans. 
dern Seite nicht befugt find, den Meiercontract ohne derglei⸗ 
en Gründe aufzufündigen und die wirthſchaftliche Beſorgung 
des Meiergutes zu verlaffen, in fo fern 'fie nicht dem Gutsherrn 
einen andern tüchrigen und ihm anftähdigen Meier verichaffen;: 
Und denn Beflagter in dem vorliegenden Falle dergleichen erheb⸗ 
liche Gründe der Auffündiaung um jo weniger dargethan hat, 
als das Vorgeben eines unverhältnigmäßigen Betrages der Las 
fien, gegen die Auffünfte der Pertinenzen des Hofes, nicht nur 
ganz unermwiefen , fondern auch Dutch die Erführung widerlegt: 
ift; es ſich übrigens von felbft veritchet, daß, wenn Bellagter 
verſuchen follte, die Gutsherrſchaft durch üble Wirthſchaft zur 
Abmeierung zu nöthinen, derſelbe nicht allein wegen aller ruͤck⸗ 
ftändigen Geräle und Dienfte, aud andern dem Hofe oblie⸗ 
genden Laſten, ingleichen der demſelben etwa zugefügten Dete⸗ 
tiorationen , mit feinem Alodial verhaftet, fondern auch bey 
vorfäglicher Verringerung des Meiergures ftraffällig fenn würde; 
daß daher die vom Beklagten fi) angemaßte Auffündigung des 
Meierhofes für ſtattnehmig nicht zu achten, derſelbe fämmiliche 
ruͤckſtaͤndige Onera allır Arten binnen 6 Wochen zu entrichten, 
auch alle durch Perlaffung der Wirthſchaft und Acferbeftellung 
etwa veranlaßten Schaden zu vergüten, und fünftig bis dahin, 
daß er einen andern tüchtigen, der Gutsherrſchaft anftändigen, 
Maier verfchafft haben möchte, mit richtiger £eiftung feiner Pfliche 
ten fortzufahten fehuldig. 


Das Dberappellationsgericht beftätigte darauf dieſes Er⸗ 


kenntniß mittelſt Urtheils vom sten Zul, 1803. 
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LXXXIII. Erörterung. 
Von der obrigkeiflichen Beſtaͤtigung der Verträge, nad 
den Churbraunfchweig-&üneburgifhen Verordnungen. 





# 2} 
! 7 i 


Merträge und Contracte, welche auf einer wechſelſeitig beftimmt 
erklaͤrten Willensmeinung, auf einem uͤberlegten Verſprechen, und 
deſſen Annahme, beruhen, ſind ſowohl nach roͤmiſchen, als deut⸗ 
ſchen Rechten vollkommen verbinduich; wenn fie von jedem, die 
unbefangene Entſchließung hindernden, Zwange oder Liſt ftei, und 
von Perſonen eingegangen ſind, die ſich wegen ihrer Guͤter und 
Handlungen einander verbindlich machen koͤnnen, und der Ges 
genitand des Vertrages eine Difpofition der Privatperfonen zus 
‚läßt. Die oprigfeiliche Beftätigung ſolcher Verträge ift Der 
> -Megel 2 ar nicht nothivendig, und nut dann erforderlich, 

wenn fie dönders bedungen oder geſetzlich vorgefchricben it. 
‚Das letztere ıft, fo wie im Dielen deutſchen Staaten, aud) im 
den Churbraunfchtveig » Lüneburg. Landen in Hinſicht einiger 
Contracte der Falg). Aber über die Folgen, welche Die un 
er 


M Runde deutſches Privatrecht, F. 188. Danz Handbuch des 
deutſchen Privatr. $. 188. Struben rechtl. Bedenken, Th. 1. 
B. 54. Schmidt Abhandl. verſchiedener pract. Rechtsmaterien, 
B. 2. Nro. 30. Gr abe Bemerkungen über bie gerichtl. Be: 
fätigung. Rinteln 1799. Giäds Zufäge zum 1.8. ſ. Eoms 

mentars, ©, 28. 

g) Für das Fuͤrſtenthum Lüneburg uud Grubenhagen ers 

“ fordert die Cüineburg. Policeyorbnung vom 6. Oct. 1618, 

‚Cap. Xl, $.1, und für dad Fuͤrſtenthum Galenberg big Ber 
ord⸗ 
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terbliebene obrigkeitliche Beftätigung eines Vertrages nad) 
fi) ziehet, haben yon jeher fehr differente Meinungen felbft in 
den hiefigen Höhern Gerichtshöfen geherrſcht, die vieleicht fo 
lange fortdauern werden, bis jene, wirklich zu allgemein und 
unbeftimmt abgefaßten, DBerordnungen eine nochmalige Revis 
fion und genaue Jandeshertliche Beſtimmung erbalten. . 

Unter den verfchiedenen Meinungen , welche hierbey vor» 
fommen, find folgende auszujeichnen. Einige ſehen die, in uns 
fern Landesgefegen vorgefchriebene, , gerichtliche Beſtaͤtiaung der 
Eontracte als weientlihe Form an, halten’ daher ohne Uns 
terfchied jeden, obrigkeitlich beftätigten, wenn gleich font 
perfecten,, Verkrag für bloße unverbindliche Tractaten , und 
mollen, daß daraus gar nicht gerichtlidy geklagt werden fünne; 
weil derfelbe, wegen nicht beobachteter Form, durch ſich felbft 
nichtig und unverbindlic) fiy. Andere glauben, daß der Vers 
‚trag dann wenigſtens Die Eontrahenten verbinde, wenn auf die 

erichtliche Beſtaͤtgung ausdrücflich mit contrabirt iſt. 

och Andere halten die gerichtliche Betätigung blos für ein 
zur Erfüllung des Vertrages gehöriaes Erfordernif, und 
den, unter den Eontrahenten auſſergerichtlich abgeichloffenen, 
Bertrag in fo weit verbindlich, daß allezeit auf die Eonfirmas 
tion deſſelben geflagt werden Fönne, Endlich wieder Andere 
find der Meinung , daß ein wirklich abgefchloffener Contract, 
der bislang unterbliebenen gerichtlichen Anmeldung ungeachtet, 
unter den Kontrahenten in fo weit verbindlich ſey, Daß zwar 
auf die Beftätigung deſſelben, auch wider den Willen des Ges 
gentheils, geklagt werden koͤnne; der Richter indeß die Befugs 
niß habe, ſolche alsdann zu verfagen, und dadurch den Vers 
trag unmirkfam zu machen, wenn durch denfelben die Rechte 
Zn Drite 


ordnung vom 4. Apr. 1620, bie gerichtliche Beftätigung der 
Gontracte. Struben a.a.D. aPufendorf Adnimadv. 64. 
von Bülow und Hagemann 'pract. Erörter, B. 2. Nro, 54. 


"Ser 


⸗ 


dritter Derfonenz oder das gemeine Befte gefaͤhr—⸗ 
Det, oder aber der eine Kontrabent duch den Der 
er aus Einfalt und Sorgloſigkeit, offenbar 
ckt und uͤberſchnellt waͤre. Dieſe letztere Meinung 
ſcheint auch in der That dem Sinne und der Abſicht jener, zu 
allgemem und unbeſtimmt abgefaſſten, Landesgeſetze am ange⸗ 
meſſenſten zu ſeyn. ln RE 
Die angezogene Ealenbergifdye Verordnung redet ganz 
Mar nur von den Eontracten der: Bauern und Landleute, und 
iſt mithin auf Die übrigen Klaſſen der: Staatsbürger nicht zu 
erweiten. Die Lüneburgifehe Policeyordnung hingegen 
Disponirt: Allgemein von allen Alnterthanen, die-unter den Aem⸗ 
tern, Voigteyen oder Stadtgegichten Stehen , obgleich die Rus 
brif des KL. Kap. vorzüglich nur.dee apmen Leute h) erwähnt. 
Beide Geſetze geben ferner keine deutliche Beitimmung: ob alle 
und jede Vertraͤge, oder nur die wich welche einen be⸗ 
deutenden Gegenſtand, z. B. Kaufer Tauſch⸗Theilungs⸗ 
Erb⸗Schentungs⸗, Pfand⸗, Ceſſions⸗, antichretiſchen Ders 
ſatz und überhaupt folche Contracte und Rechtsgeſchaͤfte über 
Grundftücfe betreffen, :die ihrer Nichtigkeit wegen ſchriftlich 
abgefafjt zu werben pflegen, ‚gerichtlich angemeldet und beftätigt 
werden ſollen? Woͤrtlich reden fie -allerdings ‚ganz allgemein 
von allen und jeden Verträgen und Contracten, und es würde 
Daher ‚nicht zum verwundern ſeyn, mern der Verkauf eines ein 
igen Fuder Holzes, oder eines Stuͤck Vieches, einem ſtreit⸗ 
—9 Bauer Veranlaſſung gaͤbe, auf dieſe Verordnungen 
zu preovoriren. »In dieſer Allgemeinheit und Unbeſtimmtheit der⸗ 
ſelben liegt daher ohne Zweifel der Grund, daß man z. E. Pacht⸗ 


Mieth⸗ Tieferungs⸗ Societaͤts⸗ Biehhandels- und andere Con⸗ 


tracte, 


H) In aͤltern Zeiten wurden die Reibeigemen und nachmals auch 
der Bauer ſſtand überhaupt arme Leute genannt. Pott. 
gieller da Staiu Serr, Lib. a, c 4. 6. 17% 

+ Ooo 
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fracte, wodurch Femand bemegliche Objecte an fidy bringt, wohl 
niemals, wegen Mangels der gerichtlichen Befldtigung » für uns 
verbindlich erklärt, und überhaupt den Einwand Der. unterlaß 
fenen obrigkeitlichen Beftätigung dann rn unerheblich erfannt 
hat, wenn der Vertrag von den Eontrahenten bereits vollſtreckt 
und erfüllt — . Bey einem fo allgemeinen redenden Geſetze 
ſcheint es daher nicht blos erlaubt, ſondern nothwendig zu ſeyn, 
auf Die ausgedruckten Beweggruͤnde deſſelben zu fehen, um dar⸗ 
aus den Endzweck und die Abficht des Gefeggebers zu entwickeln. 

Die Luͤneburgiſche Policevordnung will nun, daß Durch 
die gerichtliche Betätigung und Mitwirkung des Michters den 
Eontrahenten der Beweis erleichtert und Daher jede Ungernißheit 
des Eontracts, fie mag in der Sache felbft,, oder in den Wor⸗ 
ten, Ausdrücken und Wendungen liegen, möglichft verhütet wer⸗ 
den fol, damit die Untertanen, wegen des'mangelnden Bewei⸗ 
fes, in Beine unnügen und geldfreffenden Proceffe gerathen. Das 
Geſetz difponirt aber dabey nicht, daß ein jeder Contract gerade 
vor Sericht, oder im Gegenwart der Gerichtsperfonen von den 
Eontrahenten folle verabredet, gefchlofien und zum Stande ges 
bracht werden; vielmehr ift bloß verordnet, daß der Contract 
bey dem Gerichte, Darunter derfelbe gefchloffen und voll 
309en wird, bey Pön der Annullation oder Bernichtigung 
Des ee unnachläffig angemeldet ımd in das. 
Gerichtsbuch eingetragen werden folle, 


3) Struben redtl. Beben. Th. 4. B. 124. Schmidt a. a. O. 
$. 10. Bhlow und Hagemann a. & D. Aber demunge 
achtet berufen fich ſtreitſuͤchtige Varteyen, wenn: auch der. Bar 
trag ſchon feit vielen Jahren erfüllt gewefen ift, fehr haufig auf 
diefe Verordnungen, und treiben die Sache durch alle Inſtanzen, 
ohne zu hoffenden günftigen Erfolg. Auf’die Weiſe werden dann 
durch - jene Geſetze viele Streitigkeiten und Gezaͤnke vor Gericht 
weranlaßt, weichen doch gerade vorgebeuget werden ſollte. 

vs pr 





475 


doch allemal erft ein verbindlicher Contract gefchloffen feyn, 
ehe die Anmeldung und Beftätigung deſſelben gefchehen und ers 
folgen kann. Das Gefeg beftimmt überdies gar feinen gewiſſen 
Termin zur Anmeldung, oder binnen welcher Zeitfriit um die 
gerichtliche Beltätigung nachgeſucht werden foll, und es verord⸗ 
net auch nirgends, Daß in der Zroifchenzeit derjenige, welcher nun 
etwa Feine eigung mche bat, feines Orts den Vertrag zu hals 
ten „. durch feine Reue einfeitig vor der Eonfirmation, ohne 
Schadioshaitung des andern, von demfelben folle abfpringen 
dürfen. Die gerichtliche Bellätigung der Contracte fcheint das 
bee mehr des Beneifes, als der Korn wegen vorgefchricben 
zu ſeyn, und unter diefer rg muß es, nach der Lüs 
neburg. Policeyordnung, einem der Contrahenten auch freiftes 
‚ ‚wider den Willen des andern, auf die Beftätigung eines 
trages zu Magen, der am fich rechtsgültig abgefchloflen ift. 

- Die Ealenbergifhe Verordnung ſcheint freilich auf die 
unterlaffene gerichtliche Beitätigung die Strafe der Nichtigkeit 
gefest zu haben; denn die Schlußworte derſelben befagen: „Daß 
kuͤnftig Fein Vertrag der Bauersleute bündig und Fräftig ſeyn, 
nod) darauf erkannt, oder Darüber gehalten werden folle, darin 
die geſetzlich vorgeſchriebene Form nicht obfervirt, oder in Achr 
genommen worden.“ Wenn man aber auf die Veranlaffung ders 
felben zuruͤckſiehet, weil nemlich die ‘Prediger und Schulmeifter, 
ohne Sachkenntniß, die Eontracte zu entwerfen pflegten, und dann 
weiter die Abficht erwägt, welche bey derfelben zum Grunde 
liegt; fo feheint darin die Klage, welche auf die gerichtliche Be» 
hätigung felbft gerichtet werden kann, keinesweges ausgefchlofe 
ſen zu ſeyn. Mach dem Zwecke der Verordnung fol dadurch das 
vielfältige Gezaͤnk, wodurch die armen Leute ausgefogen und 
werderbet erden, vermieden; ferner verhütet werden, Daß durch 
deu Eontract dem öffentlichen und landeshertlichen Auterefie, 
wegen der Dienfte, Landfolgen und anderen Gebührnifje, fein 
Eintrag gefchehe, und daß endlich Fein Unmündiger, oder Eins 
fältiger durch den Vertrag, Be DBilligkeit ——— 
5 oo 2 oder 


3 
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oder uͤberſchnellt werde. Der Richter ſoll jedesmal diefe Ruͤck⸗ 
fichten genau beobachten, und keinen Contract beſtaͤtigen der’ 
denſelben entgegen iſt. Nach dem Sinne und der Abſicht 
dieſes Geſetzes ſcheint daher auch aus einem, unter Landleuten 
auſſergerichtlich geſchloſſenen, Vertrage auf die gerichtliche Voll⸗ 
ziehung deſſelben geklagt werden zu koͤnnen. Bey einer deßhalb 
erhobenen. Klage hat alsdann der Richter zu unterſuchen, ob 
die gerichtliche Beftdtigung Statt finden Tann, d. $. ob nicht: 
der eine, oder andere Theil dabey überfchnellt, verkürzt, oder 
das kandesherrliche Intereſſe gefährdet tſt? Tritt einer: dieſer 
Säle bey der richterlichen Prüfung des Eontracts ein, fo darf 
die gerichtliche Beftätigung nicht ertheilt werden, und: dadurch 
wird afedann der ganze Handel unwirkſam und ruͤckgaͤngig. 
Zeigt fidy aber das Gegentheil, und Fann mit Grunde wider 
die Mechtsbeftändigkeit des Contraets fonft nichts Erhebliches 
bengebracht werden; fo darf derfelbe, ohne der Abficht der Ver⸗ 
srdnung entgegen zu handeln, wider den Willen des Gegners, 
gerichtlich beftätigt, und auf die. Weiſe der Endzweck der Bere 
ordnung, mit der Heiligkeit an fich gültiger Verträge und Zus 
fagen vereinigt werden. Zugleich ergiebt auch Hi der 
Unterſchied zwiſchen einer auf Die wirkliche Erfuͤllung eines auſ⸗ 
ſergerichtlich abgeſchloſſenen Contracts und der auf die bloße. 
Beſtaͤtigung deſſelben gerichteten Klage. Die letztere praͤparitt 
erſt eigentlich jene, und es bat bey derſelben das richterliche Era 
meflen in Hinficht der Trage Statt: ob der Contract aud) vom 
der Beſchaffenheit iſt, daß er gerichtlich volljogen und die Cons 
firmation darüber ertheilt werden kann? welches arbitrium bey 
dee auf die Erfüllung eines, bereits befidtigten, Contracts ge⸗ 
richteten Action ganz hinmwegfält. Uebrigens ifE auch in neuern 
Zeiten nad) dieſen Grundfägen vom höchften Tribunale, - unter 
andern am ı8. Dec. 7788 in Sachen Leiding w. Heitmuͤl⸗ 
fer, pto. heredit. ımd am 12. Sept. 1803 in Sachen Me 
marp mw, Meyer, pto. emti venditi, geurtheilt. 


ü Regiſter. 
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fenten;, in Abſicht einzelner re: 
ditoren; Mirkungberfeiben, 189. 

bfindeang ven einem Cammer⸗ 
Meiergute; die Deftimmung derz. 
fefben göhßtet vor das Cammer⸗ 
Colleglum. 127. 

Abgaben, öffentliche ; Beiveis 


el von derfelben, 


"ya * 

Ableugnun J eidllche, einer Urs 
'kundr.. 253. 

Abmeierung, in mie fern zu 
derfelben die gänzliche Entfernung 

des Meiers vom Metergute einen. 

rechtlichen Grund abgiebt. 6m. 

— zu bderfelben giebt die Unfähig: 


keit des Meiers, dem Colonate- 


vorzuſtehen, einen rechtlichen. 
‘Grund. 62. 

— dadurch verlieren auch die Ehe: 
frau und Kinder des Meiers den. 


meierrechtlichen Beſitz der Stelle. 
6 


— der Cammer⸗Melerleute gehöret 
vor das Lammer: Collegium. 127. 


+ 


Keniterungettanen ber Wi 

Diger gegen die Pfarr und Rir: 

.. hen: Beet, wä diefelben amzus 
"bringen find. , 69. . 

Abihläglihe Zahlung,‘ Pan 
dieſelbe das Anerkenntniß ber 
Richtigkeit einer Meinung "bes 
faſſet. 8 

KH — 
‚fers, oder Verkaͤufers mit dm 

editeur. 

Abfegung der eanterl und aller 
übrigen Bedienten., Die von der 
Cammer depenidiren, gehoͤret vor 

“ das Cammer; Collegium. 126. 

Abfonderung des „trennbaren 
Allodii auf den Tamnıer. Meier- 
hdoͤfen gehörer vor die Zuftizdöfe. 


an, tioneines Verſprechens 
Wirkung bderfelben.. 20. _ 

— die fehlende Einwilligung in die: 
felbe berschtiget den Promittenten 
nicht, von feinem Verſprechen aus 
rüdjugeben. 20 

dein :&trichte; von den Er: 

kennt⸗ 


478 


kenntniſſen derfelben findet Feine 
Appellation an die Höheren Juſtiz⸗ 
böfe Statt. 131. 

Accrelcendi Jus, mehrere Miterben 
und Legatarien. 166. 


Actuarli, ordnungsmäßige Be: 


ftellung derfelben. 267. 
Additional» Zeugen, Zuläfs 
» figkeitderfelben nach dem Ablaufe 

des Beweistermins, jedoch vor 

Eröffnung der aufgenommenen 

Beugenverhöre. 237. 


Adjudicationis ettaxationis bene- . 


ficium; Befchaffenheit und. ei: 
gentliher Grund deffelben. 148. 
Adlihe Hüter, die Befißer der: 
felben find, der Regel nach, nicht 
von dem Beytrage zu ben Bau: 
und Unterhaltungskoften der geift: 
lichen Gebäude befreiet. 97, 
Adminiftration Königl. Dos 
mainen, in Betreff derfelben ift 
ein proceffualifches Verfahren vor 
den höheren Juſtizbehoͤrden aus: 
‚ gefchloffen. 125. 
— mas darunter verſtanden wird. 


82. f. a. Aufſicht, Ber 


. waltung. 
Adulterini liberi. 360, 
Advisbriefe der Gpediteure. 


437. 

—X t kann, wenn er Richter 

wird, in den Sachen, in welchen 
er vorhin advocirte, nicht erken⸗ 

. nen. 265. 

Advocaten, ob biefelben in der 
Sache ihrer Clienten zuläffige 
Zeugen find. 252. 

Advocat, f. a, Kicker. 

Aeftimationis beneficium, 150. 

Alimentations ⸗Verbind— 





lichkeit, worauf ſich dieſelbe 
eigentlich gründet. 3968. 
Alimentationsverbindlids 
feit zreifchen Eltern u, Kindern, 
geſetzliche Vorſchriften in Betreff 
derfelben, “ 
Allodialerben, ob diefelben die 
Edition der Lehensurkunden vers 
längen können. ° 255; : 
Allodium der trennbaren Sepa— 
ration und Taration auf Domas 
nialmeierböfen ift feine Cammer:, 
fondern eine Juſtizſache. 127.279 
Alluvionen des Meierguts; die 
Nutznießung derfelben gebuͤhret 
dem Meier. 44 
Anaftaftanifhes Sefeh, Bes 
griff und Anwendung. deffelben. 
221. f.a. Einrede 
Anerbe der Meierftelle, worin die 
&ucceffionsrechte deffelben befte: 
ben. 49. 56. 
Anerkenntniffe werden nice 
präfumiret. 90. 
Anfaligeld, mas darunter zu 
verfteben ift. 48. 
Anffug, mas darunter zu verftes 
ben und in Betreff deffelben Kech- 
tens ifl. 270. 273. j 
Angelegentilgeßtrpteige, 
faden. f. Bergleid. 
Anleiber zur Ausbefferung eines 
Gebäudes braucht nicht über das 
ganze Detail der Verwendung 
firengen Beweis zu führen, 455. 
Anleit, mas darunter zu verſte— 
ben ift. 48. 
Anmeldung zur Berneierung, 
warn diefelbe gefchehen muß. 50. 
— ber Hypothek börgerlicher Grund: 
ſtuͤcke bey der Stadtobrigkeit. aoı. 
ns 


nn | 


Annahme einer Rechnung, ob 
‚ diefelbe das Anerfenntniß ber 
* Nichtigkeit befaffet. 89. 
Anfekung der Beamten und al. 
ler übrigen Bedienten, die von 
der Sammer dependiren , gehoͤret 
vor das Kammer:Collegium. 126. 
Anftand, was darunter zw ber: 
Stehen iſt. #8. 
Äntiretifche Verſatzcontracte 
‘- über bürgerliche Grundſtuͤcke müfe 
fen der Stadtobrigkeit angemels 
det werden. 303. 
Appellation wird durch die Ein: 
- „ wendung und Wahl der Euppli- 
‚ration oder Leuterung ausgefchlof: 
fen. 112. 
—, die Nothftaſten derfelben muͤſſen 
“ Sub poena defertionis beobach: 
- tet werden. 182. 
— Etrafe der Defertion derfelben, 
wonn diefelbe eintritt. 183. _ 
— von den Berfügungen der Re: 
gierung zu &tade finder nicht 
Etatt. 131. 


— von den Erfenntniffen. des Ge⸗ 


neral: Kriegesgerichts iſt ausge: 
fchloffen. 131. 
— von den Erfenntniffen der Licent: 
nund Accife-Gerichte finder nicht 
Start. 7* 
— in Schlaͤgerei und Injurien⸗ 
fan der Untertbanen auf dem 
‚ Rande iſt unzuläfig. 131. 

— von den auf den Zandaerichten 
dictirten Strafen, in wie fern 
ſolche ausgeſchloſſen iſt. 130. 
Appellationen find in Policrh: 

fahen, der Regel nach, unzu⸗ 
läfig. 133. 
— son ben Erfenntniffen bes in 
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gewiſſen Fällen aus Churbraim: 
ſchweigſchen und. Ehurbeffifchen 
Gerichts obrigkeiten zuſammenge⸗ 
festen Jndicii mixti. 390. 


“ Appellationis profequendae fa- 


tale fann durch Uebereinfunft der 
Parteien verlängert werden. ı82. 

Appellationsfumme bevdem 
hoͤchſten Tribunale ; Verſchieden⸗ 
beit derfelben. 107. 

— bey den Berufungen von den Er: 
Eenntniffen der Kriegesgerichts- 
Commiſſion. 107. 

— der Stadt Stade. 403. 

Armaturftäde dürfen von 
litairperfonen nicht verfauft, ver: 
ſetzt, verpfändet oder vertauſcht 
werden. 199. 

Arme Leute, mas unter diefem 
Ausdrude in Älteren Zeitem vers 
ftanden ward. 473. 

Armuth des verlierenden Theils 
giebt an ſich einen Grund zur 
Koftencompenfation. 257. 

Arreft, gefeßliche Urſachen deffels 
ben. 207. - : 

— bejmeder bios Sicherheit. aro, 

—, Rechtfertigung deffelben. zir, 

— ob. derfelbe dadurch begrändet 
wird, daß ein Fremder bey Deffen 
ordentlicher Obrigkeit nicht ohne 
Beſchwerde und Weitläuftigkeit 
belanget werden fann. zo8. 

— ob die Verhaͤngung deffeiben eb 
nen Gerichtsſtand für die Haupt: 
ſache oder im Abficht des Objects 
begründet, weshalb derfeibe ers 
fannt iſt. 210. 

— ohne landesherrliche Special 
erlaubniß kann derſelbe nicht auf 
die Beſoldungen und Penſionen 

der 
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der herrfchaftlichen und. Stadt⸗ 
» bedienten verhaͤnget werben, 130% 
Arreft auf die Befoldungen von 
Militairperfonen. 200, 
— auf das Geſchirr des Frachtfah⸗ 
rers, wegen Schadens an ber 
. $racdptladung 440: . 
_ zur Vollſtreckung rechesfräftiger 
Erfenutniffe. 210: . 
Arreftprocehr wann berfelbe 
“ eintritt. 207. 3233— 
Krrefiperfügungr, cautio ıde 
indeinnifando wegen derfelben. 


209... 
Auburgus Amt; Gränzfireitigkei 
tem wegen deflelben. ®. 
AHufforderungen, unbefugter 
in Zeitungen und Intell ſgenzblaͤt⸗ 
stern; Strafbarkeit derfelben. 765 
Yafktündigungn -einfeitige und 
willfährliche- des Meiercontracts 
» findet nicht Statt. 467. R 
KHuffiht, was daranter verſtan⸗ 
den wird. 22. f.a. Admini: 
I fration, Berwaltungs 
Auf ſicht s⸗ und Beſtrafungsrecht, 
»dandeöherrliches, über die Juſtiz⸗ 
bramte.· mL ge ai 
Ansfahre, mas darunter zu ver⸗ 
 ftehen iſt. 4b. =: 


ar u 


Bau:Entreprife f. Entres 
2prife ı i 
Sauren wurden in ältern Zeiten 
aAarme Leute genannf.. 473- | 
Bauerngäter, Verſchiedenheit 
‚» derfeiben in dem hiefigen Landen, 


ER. 2 SEPRRETER — 
BDaukoften ‚der Kirchen⸗ Pforr⸗ 
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und Schulgebäude; Beytraͤge zu 
denſelben. 9% +, 
Baufoften geiftliher ‚Gebäude ; 
‚Srundfäße, welche bey der Auf⸗ 
bringung bderfelben gelten. -yS- 
Baumateriallen,. <reditirte, 
ob wegen ‚derfelben das Privile- 
‚gium pecuniae al reparandas 
‚aedes zuſtehet. 465: 
Beamter Inderfelben Beftallungss 
briefemift eine wechſelſeitige Dienſt⸗ 
fündigung feflgefeget. 126, . 
— Anfısung un) Abfeßung derfel: 
benz, und-allen übrigen Bedien⸗ 
ten, die von der Cammer deben⸗ 
- Ddiren , ‚gehöret ausſchließlich vor 
das Tammer- Collegium. 126. 
— follen praͤcaviren, dah die Aem⸗ 


er nicht. Kläger zu fepn brauchen. 


122. ; * 
Befreieter Serihtsitand ſ. 
Gerichtsſtand. 
Drlehrung der Frauensperfonen 
„Über, die ifo An Abſicht einer 

Buͤrgſchaft zuſtehende VBorrichte. 
20 * — 


B mei⸗ rung, wann bie Anmel: 
dung zu derfelben, geſchehen ſoll. 


40 Pr ‘ 8 
Deneficial-E rbe verlieret das 
dur, daß der Notar bei Errich⸗ 
tung des Inventärli keine Zeugen 
gebraucht * das Benefieium 
inventarii nicht. 4334. 
——— Fa. A 150. 
— excuflionis , ſtillſchweigeude 
Entfagung deſſelben. 205. 
m immulliouis. 148. » 
— tuxabionis et adjudicationig, 
Belchaffenheit und eigentliche Abs 
ſicht deſſelben. 148. 
— u Bene- 


Benefieium Inventarlii, 
was für Erforderniffe bey dem 


Gebrauche deffelben zu beobach⸗ 


ten find. 312. 432. 
— SCti Vellejani, Entfagung 
deffelben. 201. ° ' 


' Befaamung des Holjes, mas 
türliche. . 273. 


Befaamungen .des Holezes, 


fünftliche. 272. 
Beſchimpfung, Öffentliche, des 

Schuldners. 78. 
Defebung der Bauernhöfe, 


über melche der Cammer die 


Gutsherrfchaft zufteher, gehöret 


vor das gedachte Kollegium. 126.* 


Befoldungen der herrſchaftli— 
eben und Stadtbedienten koͤn⸗ 
nen ohne landesherrliche Spe—⸗ 
eialerlaubnig nicht mit Arreſt 
oder Erecution befchlagen wer⸗ 
den. 130. — 

— der Militeirperfonen , Arreft 
‚und Erecution, in Betreff der: 
felben. 130. 200. 


Beftallungsbriefe :der Ber 


amten, in benfelben iſt eine 
wechfelfeitige Dienftfündigung 
feftgefeßet. 126. 
Beftätigung, obrigkeitliche, 
übernommener Buͤrgſchaften. 


195. 0 
— obrigfeitliche, der Derträge, - 


nach den Churbraunfchweigfchen 
Merordnungen. 471. 
Wefteller, 
und Berbinblichkeiten beym Ens 
treprife:Sontracte. 81. 
Betrügern helfen die Geſetze 
nit. 201. 
Berrug, macht eine dadurch be: 
4 


von deffen Rechten - 


wirfte Erbeseinfegung  ungfl: 
tig. 157. i 

Demweis durch Zeugen, was das 
bey zu beobachten if. 248. 

Deweisführumg, wahrer Zweck, 
und darauf beruhende Begünftis 
gung berfelben. 241. - 

— ob in Abficht derfelben, Min: 
derjährige und Gemeinden privi: 
legliret find. 237. 239. 

Bemweietermin, foll nicht durch 
übermäßige Friſtgeſuche in die 
Länge gezogen werben. 218. 

— ob nach dem Ablaufe deffelben 
Additional: Zeugen zuläffig find, 
237. ’ | i 

mer uns, was Darunter zu 
verftehen ift. 48. a, 

Bezahlung, conjecturirte, einer 
Schuld. 215. e 

Beyſchlaf, machet unconflitus 
tionsmaͤßige Eheverſprechen nicht 
guͤttig. 328: 333. ® 

— Merführung'zu demſelben, un⸗ 
ter dem Verſprechen der Ehe. 


28, . 
Mg derfelbe eine gerechte 


‚Urfache zur Bermweigerung des Als 
terlichen Eheconfenfes ifl. 330. 

Beyſpruch, gefeßlicher, wodurch 
ſich derſelbe in ſeiner Wirkung 
von dem bedungenen Vorkaufe 
unterſcheidet. 40. f. a. Re: 
tract, Naͤherrecht, Bors 
kauf. 

Beytraͤge zur Abbezahlung der 
Landesfchulden des Fürftene 
thums Lüneburg; gegen Die 
Entrichrung  derfelben, dürfen 
in polfelforio keine Proceffe 
‚angenommen werden. 142. 

Ppp 
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Beytraͤge zu den Baufofteri der 
Kirchen, Pfarr : und Schulge⸗ 
baͤude. 95. 


Blödfinnige, ob diefelben Tefta: 
mentserben werden koͤnnen zu1. 


Bloͤdfinnigen, oder verröͤck— 
ten Perſonen kann gültig: — 
werden. 310. 

Binnenanger ‚291, 

Bitten, Göltigfeit einer * 


dieſelben erwirkten Erbeseinſe- 


Bung. 157- 
Böslihe Ueberredung, 


macht eine dadurch. erwirfte Erz - 


beseinfegung ungültig. 

Bona fides ift. bey äh: 
rungen erforderlih. 2714. 

— in wiefern diefelbe ben Verjäß: 
‚rungen zu vermuthen iſt. 214. 

Bothding, oder gebotenes 
‚Bericht, vormaliges, zu Sta: 
‚de... 400. 


Bremen, des Herzogthums, Ap⸗ 


pellationsfumme bey dem hoͤch⸗ 
ften Tribunale. 107. 


Brieffhaften, ob die Annah⸗ 


me derfelben das Anerfenntniß 
der Verbindlichkeiten befaffer, 


wovon in den Briefſchaften die 


‚Rede ift, 


Brüder bes, ob: 


diefelben für und wider einan: 
der zum Zeugniffe gelaffen: wers 
den fönnen.. - 


244. 
Bürge, J—— der 


demſelben zuſtehenden Rechts: 
wohlthaten. 2054 

— auf welche Art derſelbe dem 
Beneſicio- excuffionis- entfagen- 
fann. 205.. 

Bürgerliher Grundfiöde 





Hypothek, Anmeldung derfelben 
bey der &tadtobrigteit. 301. 
Bürgerlider Grundftüde 
Deräußerung fann nicht obme 


Borwiffen ber Stadtobiigfeit - = 


geichehen. 301. 
Bürofhaften, obrigkeitliche 
Beſtaͤtigung derfelben.. 195. 
— der -Militairperfonen. 197. 2 

— der Geiftlihen. 197. 

Buͤr gſchaft der Ehefrm für den 
Ehemann; was zur Gültigkeit 
‚derfelben erforderlich if. 204. - 

Bürgfehaften der Frauensper: 
fonen; 20: 

Buͤrgſchaft f. ad. Frauens: 
perfon, Entfagung, 
$Ctum Vellejanum. 

Bulgarus, gelehrter Streit def 
‚felben mit dem Martinus. 185. 


C. 
Calenberg, des Fuͤrſtenthums, 
Appellationsfumme bey dem 
böchften Tribunale, 107. 
Cammer, der Streit darüber, 
ob derfelben die Gutsherrſchaft 
über einen Hof zuſtehet, gehoͤret 
vor die Juftizböfe. 279: 
Eammerbauern, die Befchwer: 
den berfelben in Dienftfachen, 
wo foldye anzubringen find. 128. 
Cammer:Goklegium, was für 
Angelegenbeiten vor daffelbe ge: 
hören. 126. 
— vor daffelbe gehören keine Yus 
„ ftisfachen: 126. 
— muß in allen Cammerſachen eine 
‚Verordnungsmäßigellnterfuchung 
und Entfcheidung, wo folche —7* 
derlich iſt, eintreten laſſen. 152. 
an- 





Cancelläfilochirographi, be: 
mirft  praefumtionem libera- 
tionis, 215. 

Caſſatton der Beamten und al⸗ 
ler uͤbtigen von der Cammer de: 
pendirenden Bebienten. 126. 

Cataſter, ſtaͤdtiſches. 304. 

Cautio de indemniſando bey 

Arreſt. Verfuͤgungen, wie die: 
ſelbe einzurichten if. 209. _ 

“ urionsbeftellung der Li: 
cıtanten. 232. 
Ehbauffeebau im Kärftentbum 
Lünebtirg, Verordnung wegen 
defjelben. 143. 

Churheſſen, Gränjftreitigfeie 
fon mit dieſem Staate. 390. 

Eollationen finden. nur um: 
ter Dilterben Statt. 427. 

Eoltations:Berbindlihfeit 
der ausgefteuerten Kinder, bey 
der Theilung einer ehelichen Guͤ⸗ 
tergemeinfdhaft. 425: 

Colonatrecht, was — be⸗ 
faſſet. 42. 

Commiſſſonévertrag. 

Commuͤnen, Streitigkeiten über 
die Rechte elnzelner oder ganzer 
Commuͤnen gegen einander, ges 
hören vor die Juſtizbehoͤrden 136. 

Communio bonorumulu- 
frwetuaria der Meierleute. 


— Guͤtergemeinſchaft. 

Compagnie-Chefs, Entre— 
priſe-Contract, welcher zwi— 
ſchen denſelben und der Kriegs: 
caſſe in Kriegeszeiten Statt 
findet. 8 

—— der Proceßlo⸗ 
ei Koften. 


Eonfirmation, 
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Co mee ff onen, landesherrliche, 


jur Ebduung neuer Muͤhlen, 
‚oder zur Erweiterung der bereits 
vorhandenen. : 2 u. f. 
Concubinat, war bey den Rd: 
mern verftattet. 361. 
— gehöret nach den bdeutfchen 
Reichtgefeßen -‘ju der Claſſe 
— Beywohnungen. 
6. 
recht der in demſelben ers 


jeugten Kinder. 361. 
f. eft aͤt i⸗ 
gung. 


Conjecturirte Bezahlung. 215. 

Conjunctio realis mehrerer 
Erben. 163. 

— yerbalis mehrerer eingefeb: 
ten Erben. 165. 


— mixta mehrerer eingefepten 


Conventional 


24 
Eontributionsfuß, 


Erben. 164. 


‚ CEonfiftorium, ift die ordent— 


ae Obrigkeit der Prediger. 


€ sr racte, wucherliche, Ders 

ordnungen gegen diefelben. 227. 

Eontravention, in wel 
Fällen dadurch der ganze Grund 
des Transacts vernichtet wird. 


in tie 
fern nach demfelben die Anzahl 
des auf die gemeine Dorfsweide 
zu treibenden Viehes zu be: 
ftimmen ift. 275. 
rafe ber öf: 
„ fentlihen Belchimpfung des 
Schulbners. 78. 
Ereditinfirut bes Fuͤrſten⸗ 
thums Lüneburg, gegen die Auf. 
nahme in daffetve, finder Fein 
Pppa Wider⸗ 





Widerſpruch der Gläubiger ‚und 
Serichte Statt. Tau 


D. 


Decretum de alienando, 

: fe Beräußerungsbdecret. 

Deichſachen, in wiefern diefel: 
ben vor die Gerichte gehören. 
140, 


Depofita, vacante, wer dies 


felben einziebet. 263. 

Depofitengelder, 
Auszahlung derfelben, wer das 

fuͤr haftet. 264. 

— für vergriffene und veruns 
treuete, bafrer der Gerichtsherr 
in Subfidium,. 263. | 

Depofitenordnung. 263. 

Depofitenwefen, mem bie 
Aufficht darüber obliegt. 263. 


Depofitionsgebübren, wer . 


dieſelben erhält. 263 

Defertion ber Appellarion, wann 
die Errafe derfelben verfüge 
werden fann. de 

Dienfte, damit folen die Unter 
tbanen nicht wider Recht und 
Billigkeit beſchweret werden. 
271. 

— ungemeffene, deren Gebrauch 
ift nicht durchgebends nach der 
bloßen Willführ des Dienft: 
herrn zu beflimmen. 27I. - 

Dienftbarfeiten, -fann ber 
. Meier dem Meiergute erwerben. 


Sfeafibarteie ſ. Servitut. 

Dienftinftructionen für bie 
Mermwalter der Patrimonialges 
rishesbarfeit. 260. 


unrechte 


— 


1 


Dienſteüͤndigung; der Cam- 
mer: Bedienten und Beamten. 


126. 

Dienftfahen, bie Befchwerden 
der Cammerbauern in benfel: 
ben, wo folche anzubringen find. 

“128. f. a. Modus Servitio- 
rum, 


i Diephols, der Grafſchaft, Ap⸗ 


pellationsſumme bey dem hoͤch⸗ 
ſten Tribunale. 107. 
Dimiffio ignominiofa ſ. 
Caſſation. 
Dimittirte Civil- und Mille 
tair-Bediente, derſelben Ge—⸗ 
richtsſtand in der Stadt Stade. 
18 uf. 
Diffamation; Rechtshuͤlfe, 
welche dagegen zuſtehet. 33. 
Document f. Urkunde. 
Domainen, föniglihe, in Ber 
treff der Adminifirarion und 
Directlon derfelben ıft ein pros 
ceffwalifches Verfahren von den 
höheren Juſtizbehoͤrden ausge 
f&loffen. 125. 
Dotalbauern, 
Durchgreifen, 


65. - 
richterliches. 


Te 
Durhmwinterung des Viehes. 


281. 283. 
E. 
Edition von Lehnsurkunden, 


Verbindlichkeit dazu. 254- 
Eheconfens, aͤlterlicher, 

plirung deifelben. - 329: 
— daͤlterlicher, gerechte Urfachen 
. jur - Verweigerung deſſelben. 


330. 
Ehe 


ups 


— 


Ehebruch, Transart über dns 
felben: 93. 


Ehefrau Verbuͤrgung derfelben - 


für den Ehemann, mas zu de: 


ren Gültigkeit erforderlich iſt. 


204. 
— eines Meiers bat für fich fein 


befonderes , ihr allein eigenes, 
Recht an dem Meiergute. 56. 
64. 

Ehegefetze, Verſchiedenheiten 


derſelben in den Churbraun⸗ 
ſchweig.⸗Luͤneburgiſchen Landen. 
321. 

Eheleute, derſelben gegenſeitige 

Bitten und Ueberredungen we— 

gen einer guͤnſtigen Teftamensss 
errichtung enthalten nichts Un⸗ 

erlaubtes. 158. 

ESheliche Bütergemeimfhaft 
f. Gütergemeinfchaft. 

Entfheidung, welche Urfachen 
diefelbe rechtlich begründen. 342. 

Eheverlöbniffe, was zur Guͤl— 
tigkeit der ſelben eier iſt. 
322. . 

— , gültige Minderjähriger, und 
ob dieſe dawider in den vorigen 

Stand zu ſetzen find, 389. 

—, rechtmaͤßige Urſachen des Zu: 
ruͤcktritts von denſelben. 340. 

Eheverlobungszeugen, Er— 
forderniß und. Qualität. derfel: 
ben. 324. 


485 


Ehererſprechen, DBerleitung 
durch” daffelbe zum Beyſchlafe. 
328. 333. 

— unrconſtitutionsmaͤßige, wer⸗ 

den durch den Beyſchlaf oder 
Eldſchwur nicht gültiger. 328. 

Ehrſchatz, mas darımter zu vers 
fiehen it. 48. 

Ehrſapaͤbise Bauer- oder Mel⸗ 

erguͤter. 48. 

Eid, wie die Ableiſtung deſſelben 
bey den Römern geſchahe. 186, 

— chriſtlicher, Begriff deſſelben. 

. 187. 

—  förperliche Ableiftung deſſel⸗ 
ben, ob ſolche ſchlechterdings ers 

+, forderlich fey. 286, 

— für Gefaͤhrde. 240. 

Eide, Kraft und Wirkung derſel— 
ben nah dem Juſtiniauiſchen 
Rechte. 184. 

— Kraft und Wirkung derfelben, 

nach neueren Rechten. 185. 

Eidesleiftung, körperliche, iſt 

jur Renlinciarion der weiblichen 
Rechtswohlthaten nicht — 
derlid,. 188. 

—— Ableugnung einer Ur 
.. fuadei' "35% N 
— Entſagung ber den Min: 
on derfährigen- zuſtehenden Reſtitu—⸗ 
tion. 184 





Eid— 
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Eidliche Verſicherung, ein 
errichtetes einſeitiges Teſtament 
nicht widerrufen oder abaͤndern 
zu wollen, iſt unkraͤftig. 173. 

Eidſchwur, machet unconſtitu⸗ 
tionsmaͤßige Eheverſprechen nicht 
gültig. 328. 

Einfahrt, was darunter zu vers 
ftehen if. 48. 

Eingepfarrte, Beytragsver: 
bindlichkeit derfelben zu den Baus 
und Unterhaltungs =» Koften geift: 
licher Gebäude. 95. 

— Gtreitigfeiten derfelben unter 
einander, über die Art des Bey: 
trages zu den Bau = und Unters 
haltungskoſten geiftlicher Gebaͤu⸗ 
de, find mixti fori. 95. 

Einkindſchaft, Natur und 
Zwed diefes Geſchaͤfts. 377: 

— bewirkt an fi Feine eheliche 
Gütergemeinfhaft. 379- 


— erhält erft durch den Tod des. 


einen der unirenden Eltern ihre 
rechtliche Wirkung. 378. 

— derfelben Wirkung füllt weg, 
wenn die unirten Kinder oder 
deren Descendenten den Zeitpunct 
des Erbfalles.nicht erleben. , 372. 

@ilgüter, was darunter zu vers 
fiehen iſt. 440. — 

&inreden; Entfagung aller ) ob 
diefelbe auch did Menunciation 


— — — 


des SCri Vellejani in ſich ſchließt. 
201. > 
Einrede des Anaftaflanifchen Se: 
ſetzes, was bey der Einwendung 
derfelben zu ermeifen iſt. 222. 
Einweifung zur Bezahlung, 
148. 
Einwilligung der Eltern, Groß: 
eltern, und Vormuͤnder, zu den 
Eheverlöbniffen ihrer Kinder, 
Großkinder und Pflegebefshlnen, 
322. 333. ° 
— der Eltern und Vormuͤnder zu 
den Eheverlöbniffen ; Gupplis 
rung der vermeigerten. ı 327. 
329. 
— der Kinder und Pflegebefohl: 
nen in die von ihnen einzuge: 
benden Ehen. 325. 
— f. a. Eheconfens,. - 
— des Berfprechens in die Xc: 
ceptation, in wiefern diefelbe zur 
 Merbindlichfeit eines Werträges 
erforderlich if. 2». 
— ifehlendedes Promittenten in di 
gefchehene Acceptation , berech— 
tiget denfelben nicht, von feinen 
7 Berfprechen zurüdjugehen. 20, 
Eltern, ob diefelben zum Zeug: 
niſſe für und wider ihre Kinder 
gelaſſen werden fönnen. 245. 
—  derfelben Einwilligung zu den 
 Eheverlöbniffen ihrer Kinder. 
322. 
En: 
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Empfaͤngnußgeld, was dad Eritfagung der weiblichen Rechts 


unter zu verftehen ift. 48. wohltbaten. 188. 
Entfernung des Meiers vom“ — eidliche, der den Minderjäß: 
+Meiergute, in wiefern dieſelbe rigen zuſtehenden er 

einen ‚rechtlichen Grund zur Ab: - 184. . I - 

meierung giebt. 61. Entweihung dis Meiers vom 


Ent führung, wegen bderfelber- Meiergute, derfelben Folgen. 61. 
kann der elterliche Eheconfens Erbe, tritt, der Regel nach, in 


verfagt werden, 330. die Verbindlichkeiten des Erblaf: 
Entlaffung, ehrenvolle, der Be⸗ ſers. 355.* 

amten und aller übrigen vonder Erben, derſelben Subſtitution 
Cammer dependirenden Bedien⸗ und Jus accrefcendi. .166,:' 

ten. ° 126. — mehterer eingefeßten Realver⸗ 
Entrepreneurs, gemeinfehaft: bindung.- 163; 


liche, von deren mechfelfeitigen — ſ. a. Conjunctio, 
Rechten und DBerbindlichkeiten.  Erbeseinfeßung, Freiheit des 


81. Willens ift ein, wefentlies Er: 
Entreprife: Contract, Be. forderniß derfelben. .157. 
griff und Gegenftände deſſelben. — durch Bitten und Ueberreduns- 
80. - gen erwirkt, iſt nicht für ungäl: 
— — welcher in Kriegszeiten, tig zu halten. 1573. 
u zwiſchen der Kriegscaffe und — gemeinſchaftliche ,- gegenfeis 
den Compagnie: Chefs, Statt tige Unwiderruflichkeit derfelben. 
findet. 84. 169.. . 


Entfagung, allgemeine, der ei: 
nem Bürgen zuftehenden Rechte: 
wohlthaten. 205, 


— ſ.a. Erben; Conjunctio, 
| Erbfolge, machte bey den Roͤ— 
— aller Einreden, ob. biefelbe, mern feined Gegenftand der Pri: 


auch die Entfagung des SCti "sOtvertehge aus. 170: 
Vellejani in fich ſchließt. zor.. — ‚gleichzeitige; gegenfeitige Dis. 


— 


— ſtillſchweigende, des Beneficii poſitionen uͤber dieſelbe, wofuͤr 
excuſſionis. 205. fie zu halten ſind. 179. 

— des Beneficii SCti Velle. — vechſelſeitige, gleichzeitige 
jani. 2or, Zuficherung derfelben, mas die: 


felbe 


felbe für eine Abſicht voraus⸗ 


ſetzet. 177. 
Erbfolge, Ordnung derſelben in 
Abſicht der Meierguͤter. 50. 
— in Cammer-Melerg uͤ⸗ 

tern, die Beſtimmung der ſel⸗ 
ben gehoͤret vor das Cammer⸗ 
Collegium. 127. 
Erblofung, geſetzliche, wodurch 
ſich dieſelbe in ihrer Wirkung von 


« 


; dem bedungenen Borkaufr unters . 


ſcheidet. 40. 
Erbmeierredht,, mas daſſelbe 


Erbpachtrecht der Meier im 


Calenbergiſchen. 73- 
Erbrecht der im Eoneubinat 
erzeugten Kinder. 361. 
Erbſchaft, Untretung berfelben, 
‘cum  Beneficio Inventarii. 
312. 


Erbfhaftsgläubiger, ob die. 


Ladung derfelben zur Errich⸗ 
fung eines Inventarii nothwen⸗ 


dig iſt. 317. 


Erbſchafts- Inventarium, 


wie daſſelbe zu errichten iſt. 313. 
— — ob eine Speciſicatio ju- 


rata die Stelle deſſelben vertre⸗ 


ten kann. 319. 
Erbſchafts-Verſiegelungen, 
wann dieſelben erforderlich ſind. 
"gth 


Erbyvertrag, Begriff deſſelben. 
176. 
— mas zu der Mechesbeftändigs 
£eit deſſelben erforderlich ift. 175 
Erbverträge, waren in Deutſch⸗ 
fand von jeher gebräuchlich. 175. 
— die Lehre von denfelben iſt 
nach urfprünglich deutfchen Rech⸗ 
‚ ten zu-etmäßigen. 176. 

— ‚ob diefelben, bey nicht erlebs 
sem Todesfalle, auf die. Erben 
des zur Erbſchaft berufenen Pas 
eiscenten transmitkirgt werden. 


: 375» ; 
Erbzoll, wird bey einem neuzu⸗ 
legenden Grundbaume abgerech⸗ 
net. 10, | | 
Ertenntniffe, gerichtliche, ders 
felben Bollfirefung. 148. - 
— eines vermeintlichen Richters, 
ob diefelben gültigfind, 268. 
— eines unbeeidigten Oerichtss 


verwalters, find in der Regel 
null und nichtig. 267. 
Erflärung zweifelhafter oder 
dunfeler "Stellen der Etatute, 
227. 
Errores calculi fönnen 


fiets gerüget werden. OL. 
Erfuhsfhreiben f. Requifis 
tion. 
Erweiterung des Forftgrundes. 


269. 272. 
Ex- 





Excoptiö. pluriirm co 

: eambentimm,'‘ Zuläffig: 

keit, Beweis und Wirkung dere 
TMelben, - 352. i 


- Excu[lionisBensfieium, 


— — ——— beffeb 
‚7 ben. .ıBoaB. 8.5 
Erecution, —— von Be⸗ 
. der kpilitärperfonen. 
200. ua: 1 ar. 
— * landesherrliche Speclal⸗ 
erlaubniß kann dieſelbe nicht in 
die Beſoldungen und Penſſonen 
Der herrſchaft lichen und’ Dtadt⸗ 
bedienten · verhaͤuget· werden. 


130. "dir ah. :d 
— fi. Bohifrodung 
? F. BERN 


Fachbaum f. Gruntbaum. >; 
Fa ct or wab datunteriverſtanden 
wird ge 
Fatale interponendas appel · 
lationis. 182,19 „mu 
a pröfegliendae appellaiio · 
nis kann durch Uebereintunft der 
Parteilen verlaͤngert werden. 
a ars mu ET 6 
gi balien⸗der Apptellativn, Müfs 
ſen Tab poena deſeruosi⸗ be⸗ 
.E Hhadhtet werden· 182 
au Nulitaͤtsquerel mir 5 2 
— verſaͤumte, Mus welchem Ge⸗ 
MNichtspuncte die dagegen: zu er⸗ 
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thellande Dee zu betraq· 
ten iſt. 
ea Tee , Transporte 
" rung derfelben in — 
84. 
al , Mann 
- "die Citation berfelben: zur Errichs 
‚tung eines Erbſchafts - Inventa⸗ 
xii erforderlich iffi' 317. © 
Förftdienfte, Begriffund eigent⸗ 
liche Qualität derfelben. 271, 
—  ungemeffene, ob tie 
->feiben auch auf die Erweite⸗ 
rung des Forftgrundes, oder auf 
Wen Zuwachs: der Forften zu er⸗ 
sftreden ſind. 27 1, 1.0. Dientte. 
Gorfigrund, was. dorunter im 
verſtehen iſt. 269. 
Erw eiterung beffeiben. 269. 
272. 
Forkfaßten, ‚ ‘in tern folge 
" Zuftigfarhen find. gg. 
5° rum, ft Berigesntand, 
gr acht l ohn, Innebehaltung def: 
felben wegen Schadens an ‚der 
Srasptladung,,, 440. | 
—B von dem Scha. 
den;der durch die Schuld -defa 
felben der Guͤterladung — 
1440. u 
— Arreft "auf deſſelben perl, 
wegen Echadens an ter Fracht 
ladung. 440. 


Q0g Grage 


* 
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Srahtfuhrisute 
Heerftraßen nicht verlaſſen. 103. 
Srauensperfon, -ob- dieſelbe, 
wenn fie bey; der Uebernahme ei: 
ner Buͤrgſchaft allen. Einreden 
ent ſagt/ dadurch auf das SGꝛum 
Vollejanum renunciireti. 201. 


om welche bereits: Einmal über ihre 


WVWVrorrechte untenpichtet: iſt, ‚Bann: 
ſich niche darauf berufen ; daß 
bey folgenden Anterceffionen diefe 
Belehrung unterbliebenfey. 201. 
— kann ſich auf das SCtumYel- 
7: Jejapum: nie berufen/ wenn 
ſie betrügerifch gehandelt und.den 
» Bläubiger Age 
u. hat... PP kan 7 
— ſ. a. Bürsfhaft, "Entfa 
„gung. ‚Ehefrau + SCtum 
Vellejanum.. 
Greiflusd,. . „‚Fortftreidhen des 
Mahimaffers ‚Durch dieſelbe. 14. 
Freie Säter, die Beſitzer der 
„feier fi nd, “der Kegel nad, nicht, 
von dem Beytrage zu den Baur 
** unterhaltungskoſten der 
geiſtlichen Gebaͤude befreiet. "97: 
Sredheie ſ. Jmmunitär, '. 
Frie m da > derfelben: Gerichtsſtand 
‚in der Stadt Stade. 409. 
Fremder, ob die Schwierigkeit 
der Belangung deſſelben eine: 


208. 


“s 


follen ¶ die 


rechtliche Ur ſache des Arreſtes iſt. 





Teded land/ Anit; Streitigkeiten 
wegen der, dortigen Landeshoheit 
nad dea jüirisepilcopalis, 1592. 
Sundamentalz. Receß der 
Stadt Stader Jon)! 5. 
Fu vricht mas cine dadurch erwirkte 
Erbeseinſetzung unduͤltig. 15 7. 
N AR 68 *8 It 
har ar, ; 04 
Sage f. Sefsivung “is 
Gebäude; 1 wer zur Yusbefferung 
deſſelben Geld amgelichen. ‚bat, 
braucht nicht ben das ganze De: 
tail der Verwendung firengen Be: 
wait zuführen... 455 
Gebrauch, eingefhränfterz der 
ſogenannten Yrorocation px Le- 
ge difamari: 33, 
Seiftkiche, SR ufefeen Berfel: 
ben.) .; mac 
— die Beeindlich⸗ 
keit zum Bau und zur Unterhal⸗ 
Aatung derſelben iſt sinonua mit 
tum. 2) Da i .Birt., 
ie gi wie fern Die: — 
zur Bau und zur Unteebaltung 
‚Berfelben beytragen müffen.- 99: 
Geldzahlung, um eine:gerichts 
Sliche Klngegbzuroqupen,, :geleifket, 
„enthält Fein: unbedingtes Zuge: 
ftändniß des Klagegrundes. 92. 
Geldbnißgeld.;mas darunter. 
qunverftehen:ift. 48. 
Semeinden,. ob diefelben: im Ab: 
ſicht 


i1142222 
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Nficht der Beweisf aͤhrung privile 

giiret ſind. 237. 239.1: 

Gemeinde-Angelegenhei— 
‚ten, in denſelben gilt, der Ne 
gel nach > 'eine rg 
Er 286; 

Free Dorf. PERS 
weide, mas es damit für ine 

Bewandnis Hal? aan 1. ” 

— Hut und Weide, Urfprung 
und eigeneiiper Grund der ſelben. 


292. 
— Weide, Verpachtung derſel— 
ben. 285. 290 - !v. 


— — nach welchen‘ Fuße die An: 
Nahl des auf dieſelbe jutreibenden 
Viehes zu beſtimmen iſt. 275. 

— — bie Anzahl des auf dieſelbe 
gu treibenden Viehes iſt nach den 


oe ai beftims 


men. 282. 
— — ob Jemand mehe Vieh auf 
dieſelbe freiben darf, ' als er von 
feinen in der Dorfsflur belegenen 
Ländereien durchzuwintern - in 
Etanbde ill. 279. 
SGemeinbeitstheilung, über 
die Beftimmung der Brage : - Ob 
— Theilung geſchehen ſolle ?iſt 
die Concurrenz und Einwilligung 
des Guteherrn er m... 
44: 
SGemeinheits - Theitangs. 
ſachen im Fuͤrſtenthum Lüne: 


burg,! wor welche Behorde dieſel⸗ 
ben gehören. 144. - 

Oeneralifrieges- Gerihh, 

» von den Erkenntniſſen deffelben 
kann nicht an das höchfte Tribus 
nal appelliret werden. 131. 

Gerichtliche Hypothek (:Hy 
pothek. 1. 4 

Gerichtebartkeit des Madi⸗ 
ſtrats der Stadt Stade. .399 

— über die von Epemten mieths— 
weife bewohnten bürgerpflichtigen 
Käufer in der Stadt @tade. 223. 

— fd, Prordgartion. 

— T.Aa. Parrimonial: 8: 

" rihesbarfeit: 

Gerichtshalter ber Patrimss 

„nialgerichte, wie dieſelben anzet: 
ftellen find... 260, 

— ob derfelbe in eben der Sache, 

= worin er als Nichter ein Erkennt: 

niß abgegeben Hat, in den höhe: 
ren Inſtanzen dem Appellaten als 
Abvotat bedient feyn kann, 265. 
— von der Verbindlichkeit des Er: 
ſatzes eines-durch denfelben bey 
der Ausübung der Rechtspflege 
verſchuldeten Schadens. 260, 
Gerichtsherr, in wie fern ders 
+“ felbe für den unfähigen Gerichts: 
halter haften muß. 267: 

— iſt nicht immer verbunden, den 
Schaden zu erſetzen, welchen 
fein Beamter bey Ausübung d.r 

a 2 Rechts⸗ 
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Rechtopflege — hat. 
260. Rt n 
Serihtsherr, WMabe Auf 
ſicht, Rechte und Verbindlichkei: 
ten in Abſicht des Depofiterime: 
Ras. 2603. . 442 2 
in haftet für untergefehlagene, ver: 
griffene und veruntreuete Depo⸗ 
ſitengelder. a 263. — 
Gerichtsſtand, ob die Berhäne 
gung eines Arreſtes einen eigenen 
, Beriipeofand, begründet, 210. 
— befreizter, ber landesherrlichen 
Bedienten und ihrer Familien, 


worauf fi ch. der ſelbe aründet, 


384. 4 


—, befreieter, landesherrlicher Be⸗ 


dienten, ob derſelbe extra torri · 
torio gilt, 4160 — 


—, befreieter, der blos titulirten 


landesherrlichen Bedienten. 384. 


— ber Hofhandwerker. 386. 
— der Fremden in der Stadt 


Etade.. 409: _ 
— der zur Miethe — Pers 


fonen in der Stadt Stade. 423. 

— der Witwen und Kinder landess- 
herrlicher Civil : und Militgire 
Bidienten in der Stadt Stade. 
421. 

— bir dimittirten — benfſi ei 
ten Civil: und Militair : Bediers 
ten zu Stade. 418 0. fr- 





r 


Get icht o ſt a nd der Proeurato⸗ 


ren. und Arpocaten zu Stade, 

406. Ah ac tn, d 

a... REG 

» mäßige Beſtellung der ſelren 26 7. 
— , eines unbeeidigten Erkenntniſſe 

\ rem null und nichtigi 
267.1 am 

— Mäste ar 

Seihmwängerkte, derfelben Sa⸗ 

tisfactions forderung kann: durch 
den Tinwand des Schwaͤngerers 
eines ſchon mit Andern vollzoge⸗ 
nen Beyſchlafs nicht «allemal: abs 
gewendet werben. 350... +-- 

Seihmißer,. ob dieſelben ‚für 
und wider einander zuläffige Zeus 
gen find., 244. 

— ‚ab diefelben zum Zeugniffer Br 
‚den einander gejwunden werden 
fönnen. 246. 

Brfellen ‚der Hofhandwerter, 
derfelben Gerichtsſtand. 386. 

Sefep,- Nichtgebrauch hebt die 

- Kraft und Guͤltigkeit deſſelben 
an fich nicht auf. 195. 
Geſſetze helfen den Beträgernnicht; 


 Wefeßgeber, ſtillſchweigende Ge⸗ 


nehmigung deſſelben in die Auf⸗ 
hehung beſtandener Geſetze. 196. 
Gewerbeſachen, in wie fern 
‚ biefelben, zu den Juſtizſachen ges 

hoͤren. 136. 
Goͤt⸗ 





SGoetingen, Beh Fhrfkent5ums, 
‚ Appellatiönsfumme bey dem hoͤch⸗ 
ſten Tribunale. 107. 
Gotteshausleute. 65. 
-&riänzifreitigfeiten. mit 


Churheſſen. 290. 4 
Grindel f. Muͤhle. 
Großeltern, derfelben Einwilli. 


gung zu den Eheverloͤbniſſen ih: 
ver Großkinder. 322. 
Großeltern, mannbiefelben vers 
bunden find,- die unehelichen Kin⸗ 
der ihrer Enkelin zu ernähren, 
370%: 
Großvater, ob derfelbe Beten: 
"ehelichen Kinder feines - Sohnes 
uu ernäßren verbunden ift. "354. 
Grubenhagen, - des Fuͤrſten⸗ 


thums, Appellationsfumme bey 


‚dem hoͤchſten Tribunale. 107. 
Gruͤthemuͤhle muß beym Waſſer— 


mangel der unteren Mahlmuhle 


nachſtehen. 14. —2 


Grundbaum bey Mühlen darf 


nicht eigenmächtig gelegt,’ dere 
rüdt oder veraͤndert werden. 10. 
Guͤterbeſtaͤter, Amt und Be 


‚ftellung der ſelben. 445- 


Guͤtergemeinſchaft, eheliche 


wird an ſich nicht durch eine Ein⸗ 
kindſchaft bewirkt. 379: 
— nießbraͤuchliche 


des Meierwefens.. 57. > 


nes Meiers: 
und deffen Ehefrau, in Betreff, 
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en cheliche, 
im Altenlande; ae 
vda ſelben. 425. 

— eheliche, im Altenlande ;' * 

“der Theilung derfelben muͤſſen die 

unabgefundenen Kinder dasjenige 
“ eonferiren, was fie an Ausſteuer ꝛc. 
erhalten haben; 425. 

— eidliches, 
ob der uͤberlebende Ehegatte, der 

ſich in communionehonorum 
befand, folches den Kindern bey 
Theilung des Gemeinenguts hers 
ausgeben möffe. 429. 

— 6 Ar Inventarium. 

— deſſelben Wahlbefug⸗ 
niß, bey Beſetzung * Meier⸗ 

güter. 50. 

— braucht die Anerben — Met: 
erſtelle nicht dur Edictalladun: 
‚gen zur Bemeierung aufgufer: 
dern. SZ“ 

— deffefben Coneurrenz und Eins 
willigung, ift, in Anfehung der 

. Beftimmung der Frage: ob. ei; 

. ne Semeinheitstheilung gefchehen 

. Tolle? nicht erforderlih. 44. 

— in. wiefern berfelbe befugt iſt, 
das Mäherrecht in Abficht des 
Meierguts auszuhben.. 45. 

Butsherrfhaft ‚ in wiefern 
diefelbe bey den Proceffen der 

“ Meier: und Gutsleute: interefs 

firer 


94 
„„firek, ifta>und fi ia, ſolche win 


mifchen kann. 7%. »; 
Bursherrfhaft der Pfarr: 
und Kirchenmeier. 67. 
— wenn: diefelbe dem Cammer—- 
Collegio beſtritien wird, ſo goe⸗ 
ret die Unterſuchung und Ent: 
ſcheidung des Erreits vor die 
Juſtizbehoͤrden. 127. 279. 
Guͤtsleute, Proceſſe derſelben, 
im wiefern die Qutsberrfchaft bey 
ſolchen ein Intereſſe hat, und 
ſich einmiſchen darf. 70. ſ. a. 
Meier. 


Haͤuslinge, find feine Mitglie— 
der der Gemeinde, in Ruͤckſicht 
auf Gemeinheitsvortheile‘ und 

Laſten. 100.0 rn 

— derſelben Weideberechtigung. 
295. 

_ in wiefern diefelben zum Bau 


und zur Unterhaltung geiftlicher 
Bebäude beptragen müffen. 99. 


— morauf bey der- Beftimmung - 


des Beytrages derfelben. zu?den 


Bau: und Reparations« Koften 


der geiftlihen Gebäude Ruͤck— 
fiht zu nehmen ift. Tot. 
Haiddiftricte, von feinem Pris 
vato occupirte, find ein Eigen: 
thum des Landesherrn. 270. 
Haide, von dem in derfelben auf: 
gefchlagenen Holze. 270. 273. 
Handelsgebraudr, Bansiie 
üfance. 441. 444. 
Handelsleute, auswärtige, den: 
felben fann die ungehinderte Paf: 
fage, durch ein fremdes Land, 
nicht wohl verfaget werden. 102, 





„tige MWaaren, Güter oder leben: 

ge Habe transportiren, gegem 
diefelben finder der Straßenzwang 
Siatt. 103. :»:\ ar) 

Handlohn, was darunter zu wer: 
ſtehen ift. 48. ©, 

Handwerks: Arbeitslohn, 

ruͤckſtaͤndiges, ob wegen deffelben 
das -Privilegium pecimiae ad 
reparandas dedos zuſtehet. 455. 

Handwerksſachen, in wiefern 
diefelben zu den Juſtizſachen ge: 
hören. 136. j 

Hausbaltsbedürfniffe, nad 

-denfelben ift die Anzahl des auf 
die Gemeinde: Weide zu trefben: 

den Bithes zu beſtimmen. 282, 

Hausbaltsregiement bes Mi« 

litairs. 87. 

Heerſtraßen, Verlegung derſel— 
ben, in wiefern die Streitigkeiten 
vor die Gerichte gehoͤren. 143. 

— ſollen die Frachtfuhrleute nich 

verlaſſen. 103. 

2: geangerd, Derfsfchaften. 29T. 

Deiligenfreugleute. 65. 

Hemel, Dorf, Gtreitigfeit we: 

gen deſſelben. 392. * 

Hirten, derſelben Weideberech 
tigung. 295. 

Hödelbeim, Dorf, Gränzftrei: 
tigfeiten wegen deffelben. 1. 

Hofbandwerfer, derfelben Ges 
richtsftand, 386. - : 

— die GSefellen derfelben find dem 
foro ordinario ‚unterworfen. 


86... . 
Debeitshienfe, Klagen über 
‘die Auferlegung derfelben, me: 
bin fie gehören. agı,. 
Holz, 


Da 3 Rare use, welche ice 


> 





FO Tihgeny en ’ der > Haide 
ufgeſciaagen, wem daſſelbe ge⸗ 
Pe gro; amd mol. z 
oya der Örafihaft; "Appella: 
Ptonishirim 
Xibunale PL 4 
Höirstgrei en fe Reguifie 
tion, 2 
Häuter was ———— 
Eſonen darunter 'zu> verſtehen 
Aſinb 227 2 RE 
Hut und Weide. Gem eine⸗ 
„Weide, Meide. —— 
Hypothek, gerichtliche, wird 
nicht durch die bloße Anmeldung 
oder gerichtliche Präduction der 
Pfandbeſchreibung bewirfet. 3087 
Hyr otheken bürgerlicher Grund: 
ſtuͤcke, Anmeldung berjelben’ hey 
‚der Stadtobrigkeit Jor,' 
Hhpothekenbuch, weck und 
Veſchaffenheit deſſelben. "304. 


— 


WE Ni a —36—— 
3 2 ) „933, 


Buceftuohi Kberi, 466.13. 11 7. 
Immiffionis — 
I s % —F 9 ri) n Bi 


q . L z h 
Sohanirke — — 

ben oder fonftigen Pflichten z Be: 
"weis-berfälben. 146. 9" — 
Yncompetente -Enrfsti: 

dung. Fann als nicht eriftirend 


betrachtet werden: 120. — 
Yujurie,unbefugter Inſertio⸗ 
nen, ini Zeitungen und Intelli;. 


“sgenzblättern. 76, " * 
Injurienſachen der Unkertha 
nen auf dem platten Lände, darin: 
“find - Appellationen.- unzuläffig.. 
131, . " .ı x 


be dem boͤchſten 


— hi) 
495 
Zulgürese ir Erb Nuke 
u 1 y α ET Ir 7 Darst 
n mun do fuchen ‚sim wiefern 
diefelben zu den Juſtizſachen ge: 
WR: Ha uhr sie. 
Intervention, in Wlefern bie 
Guts herrſchaft zu derſelden bey 
den Proeeſſen ihrer Mei und 
Qutsleute befugt if: 71. 


Inftruction, % 


s grey. des 
els derfelben bey mündık 
pen? Kernen! "gbon Te 

Intefligenybiärtr Straf: 
. barkeit unbefugter Aufforderun⸗ 
gen in denſelben. hir he 
Inventartum, 0b die Er: 
Hafın deffelben: dutdy  eihen 
y Ar ohne — von Zeu⸗ 
n d eneficials Erben‘ des 
Bbneiie; a  verfaftig 
mat. 431. 9; 
Inventarii- Benefieinim, 
„mas für rechtliche Erforderiiffe 
"Bey dem Gebrauche deffelben 
„degbächten find. 2. 49: 
Iadikeiummixtum ‚'peumas 
nentes zu Nieſte. ggg 19 
Churbruunſchweigifcher⸗ und 
EChur heſſiſcher· Gericht vobrigkei⸗ 
ten,‘ und Appellationen vom den 
Erkenntniſſen deſſelben 390. 
Juüramentum' calumniae Teu 
wmalitiae 290: I 
Says dietion- f.. Gerichtebars 
Kia. 1; PER Ras x 
Jus acerefcendil mehrerer 
Mieten und fegatarien.. ;z66. 
Kafitiarit, örbnungerhäßige Be: 
ſtellung derfelben.- 267,’ 
Juſtizbeamte, Wahl und Be: 
ftellung derfelben.- 261. n 
Juftiz: 
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Yuftisfaper; wie zu verfahren 
ift, wenn die Qualität derſelben 
‚ zweifelhaft, und beſtritten wirde 


333, .' f Di 
Yuftigfachen gehören nicht wor 
‚das Cammmer » Collegium, , 126° 
in. wiefern Forſtſachen zu benz 
elben ‚gehören, a28. ji 1.“ 
A gr rider R. ee a 
* Beau DE . 1, 1 Ei) 
Kaufbandel muß perfect, febe, 
wenn in, Rüdficgt deſſelben ein 
» Mäherrecht: ausgeuͤbet werden 
Kaufleute, pelche aeltnfichrine 
Wagxvren m, Güter ‚oder ebenpiop 
„ Habe transportiren, find. de 
Straßenzwange unterworfen. 
103. 223 ui Map 
Raufverträge über buͤrgerliche 
Grundſtuͤcke, müffen.der Stadt: 
aobrigkeit ‚angemeldet, menden. 
HORB 5 , Be 
Ringen; auf ‚Die De eibung 
rhaſtaͤndiger Migiergefülle ge⸗ 
wichtete wo diefelben, anzubrine 
gen ſinde 69: 3 en. 
u Abmteierungssr gegen Marta 
ꝛi uadirchen; Meier/ 109. dieſel⸗ 
+ ben anzubringen ſind. 69. 
— der Meier, gegen ihre . Guts⸗ 
ı hevefihaften aus dem Meiercong 
tracte, wo diefelben.anzubrins 
:7 find“ 64. sritu./ rich n 
Kind, im fiebenten Monathe ge⸗ 
‚bogen, iſt Für leguin zu halpenz, 
Bet. , ' U PIELFTESRG BRFDaE PH) 482 
_: unehelicheg, dm fiebenten Me 
boren, ab daſſelbe ‚der. Stupra⸗ 
or als Vater auerkennen mäffe: 
30 he 


Rinder, Hlsgitime,, verfehledene 
— ‚bier 
Telben von den Römern betrach⸗ 
det wurden 360. 
— uneheliche, ob der Water ober 
Großvater des Schwaͤnger ers, 
ete ia ernaͤhten verbunden 
354. nu, 
or wann diefelben auf dff entliche 
„often in. ernäßeen fie: 390. 
— Erbredt der im Concubinat 
erzeugten. 361. 1.2 
— derfelben Pfandrecht in. ben 
Ghuͤtern des Vaters, in Betreff 
„des verwalteten muͤt terlichen Bars 
„„mögens,. -38E. " una ©, 
—r .nachgelaffener , der landesherr⸗ 
NAichen Civil- und Milicair es, 
‚.bienten,,. Ösrichisftand,, in ber 
Stadt Stade. Aalsi.ıiy nd 
..pb biefelben zum. eugniffe, fm, 
und. wider ihre Aeltern gelaffen 
werden fönnen. 245. 
Kirchen, Verjührungszeit gegen 
diefelben. 28. 


Kirhenbantoftenz Beytraͤge 


sd denfelben. 95, Il 4 
irchenmeier, mas es mit den⸗ 
— ing Bewandtnißrhat 
:, 95» 0. . u 
— mo die „Abmeierungs «Klagen 
x en diefelben anzubringen find? 
a nah! er Se 7 
— derfelben Klagen gegen ihre 
Guts herrſchaften wo dieſel ben 
anawbringemfind,.: 65. HET = 
Knechtrecht, was. darunter zu 
verſtehen iſt. Pose er 
Koppelweides mas 08, damit 
„ehr, sine, Bewandtniß hat. 280. 
"296. 298. A 
Koften, 


Roften, bie Armuth des verlie⸗ 
renden Theils giebt an fich eis 


——— 


—ñ— 


nen Grund zur Koſtencompenſa⸗ 


tion. 257- 

— mer jum Erfaße derfelben vers 
urtheilet it, und aus Unvermd- 
gen nicht bezahlen fann, darf 
deswegen nicht Eörperlich beftras 
fet werden. 257. 

Koftenverurtheilung, eigent: 
liher Grund derfelben. 257. 

Kriegscaffe, Entreprifecon« 
track, welcher zwifchen derfelben 
und den Compagnie: Chefs in 
Kriegeszeiten Statt findet. 84. 

KRriegesgerihts » Commiß 

" fion, Veſchaͤftskreis derfelben. 
108. 

— Appellationsfumme bey den Be: 
rufungen von den m 
derfelben,, an das hoͤchſte Tribus 


nal. 107. 


e. 


Randeontributlon, f. Con: 
tribution. 

Landesgerichte können nicht 
über Landeshoheitsrechte erfen: 
nen. 139. 

Randesherr, demfelben ftehet 
das Eigentfum der don feinem 
Privato occupirten Haiddiftricte 
au. 270. 

— deffelben Aufſicht, Rechte und 
Berbindlichkeiten in Abficht des 
Depofitenwefens. 263. 

Landesherrliches Aufſichts- 
und Beſtrafungsrecht uͤber die 
Juſtizbeamte. 261 

Landesesherrliche Bediente, 

4 
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bimittirte und penſionirte, derfel: 
ben Gerichtsftand in der Stadt 
Stade. 418 uf. 
Landeshohbeit, darf durch Pros 
rogation der YFurisdiction nicht 
gefährdet werden. 450. 
Landeshoheitsredhte, Über 
die Rechtmäßigkeit der Ausübung 
derfelben , koͤnnen Randesgerichte 
nicht erfennen. 139. 
Landeshoheits:&treitigkei: 
ten mit Churßeffen. 390. 
Landesfhulden des Färften: 
thums Lüneburg 7 Über die Bey: 
trageverbindlichfeit zu denfelben, 
dürfen in Polfelforio feine Pro: 
ceffe angenommen werben. 142. 
Landgerichte, in wiefern "de 
Appellation von den auf denſel⸗ 
Ben dicrirten Strafen ausgefchlöfe 
fen it. 130.0 


j Landemium, Bolge der Nichtbes 


Reibgewinn, was darunter 


zahlung deffelben. AB. . 
Rauenburg, des Herzogthums, 
Appellationsfumme bey dem hoͤch⸗ 
ften Tribunale. 108. 
Leibeigene, wurden in Äfteren 
Zeiten arme Leute genannt. 473. 


u 
verfteben iſt. 48. s 
Leibzucht aus einem Cammer: 
meiergute; die Beftimmung ber: 
felben gebdret vor das Cammer: 
Collegium. 127. 


Reibkauf, was darunter zu Ver: 


ftehen iſt. 48. 

Regate bedürfen keiner befonde: - 
ren Annahme. 311. 

— fünnen duch verrädten oder 
blödfinnigen Perfonen gäftiger: 
wife hinterlaffen werben. 103. 
Rrr Lego: 
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Legatarien, derfelben Jus ac- 
erefcendi,, 

— mann die Citation derfelben zur 
Errichtung eines Erbichafts : In: 
ventarit erforderlich ifl. 317. 

gehen, ob bey dem Verkaufe def 
felben, der Muchbarrehts: Re 
trace ſtattnehmig iſt. 46. 

Lehne, in wiefern diefelben ‚will: 
‚sührlich aufgegeben werden koͤn⸗ 


nen. 468. 

Lehnsarchiv, Auffihe über 
. baffelbe. 2354. 
Lehbnsurfunden,. was dazu. ges 
rechnet wird. 254. 


— find ein gemeintcjaftliches Ei⸗ 
genthum aller in der Juveſtitur 


begriffenen Lehnevettern. 
— von der Verbindlichkeit u 

tion derfelden. 254 
— berfelben. Retentſon. 2 
Leuterung, durch die Einwen- 

dung und Wahl derſelben wird die 

Appellation ausgeſchloſſen. 112 
Lex Anafıalianaf. Kaofe 

ſianiſches Gefep. 


— diffanıari „ was diefelbe eigente j 


Tid bezielet. 33. 

— — eingeſchraͤnkter Gebrauch der 
ſogenaunten Provocation aus 
derfelben.- 33- 


Liberationis praeluntio- 


nem, bewirfet, die Cancellatio Mandatarien, ob diefelkkn in 


<hycrographi. -2I5- 
Licentgerihte, von den Er: 
fenntniffen:derfelben findet Feine 


Appellation an die höheren Yu-” 


ftis:böfe Statt... ı5L. 


gicttanten, Zulaͤſſigkeitsqualitaͤt 


derjelben hey Subhaſtationen. 232. 
— deren Gicherheitsbeftellung. 232. 


gönebur 


—— — — 


Sieferungs: Contract, "fiche 
Entreprife. \ 

gecalpoTicey f. Policep. 

Locationsfentenz f. Priori: 
tätsfentenz. 

£otteriewefen, "Streitigfeiten, - 
die daraus entfpringen; wo dies 
felben anzubringen und zu ‚ent: 
ſcheiden ſind. 

—— —— 
Appellationsfumme, bey dem 
hoͤchſten Tribunale. 107. * 

Zuͤneburgiſches Ireditinftis 

tut f. Ereditinftitut. 

Rüneburgifde Policeyor d— 
nung,Voeſchrift derſelben we: 
gen der Bürgiepaften, — 

iſches arte 

‘ordnung deſfelben vom Rei 

ee auch al den ? 

Mr. 227. 


i 


m 


Mahlgaͤnge, Verwehtum vn 


felben. 7. .* 
Maͤhlpfennig, EDEN 

zu verſtehen it. 48. 
Mahlwerke,. Anlegung.neuer, 7. 


‚ Mandata soptra mandaia fol: 


len nicht veranlaſſet werden. 133. 


Ber Cache ihrer Mandanten jie 
laͤſſige Zeugen find, 250. 
Meandats- Gontraes wird, 

in der Regel, umſonſt übernoms 
men. 4383. 

⸗ * 65. J 
"Mar 





Martinas, gelehrter Streit def 
felben mit dem Bulgarus, 185. 
Pi arzbaufen,. Streitigkeiten 
regen der Landeshoheit und ‚des 
„, Jarisepiscopalis dafelbft. 392. 
Dieier, derfelbe äft.meh.r als ein 
„e bioßer, Uſufructuarius. «AB: . 
m derfelben Erbpachtrecht im Car 
lenbergiſchen.· 73-, R 
+ ‚derfelbe kann dem Mekrgute 
; Dienftburfeiten ‚erwerben „ auch 
vorher veraͤuſerte ⸗ Meiergrund⸗ 
—— vindieiren. 44. Ti. 
‚, Sayn mit dem Meiergute Ders 


5 nornehmen, wenn 
daſſelbe dadurch, nur nicht vers 


ſchlimmert wird. 43. 
u Erbmeier, farm den Retract 
durch Nachbarrecht ausüben.g ®. 
— ... dörhfelben : ſtehet die Nutz⸗ 
3nicfung etwaniger Alluvionen, 
fo wie der Aaus uncultivirten 
BSemejn heiteplaͤßen auger odeten 
»Orundftüde u, 44. 
—, derſelbe muß, der Regel nach, 
das Meier gut perfönlih bewoh⸗ 
en und verwalten. 63. 
— , in wiefern deoſſen gaͤnzliche Ent⸗ 
fernung tpn bein, Meiergute- ds 
nen, cechtlichen Grund, zur,, Ab: 
, Meierung ‚abgiebt. . 61 i 
— darf den Meiercontract ‚nicht 
; einfeitig auffünbigen, und das 
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‚Meiergur ‚nicht nach Willt ͤhr 
verlaſſen. 466. 
Meier, Proceſſe derſelben, unvle 
fern die Gutsherrſchaft bey lolchen 
ein Intereſſe hat, und 4 eium̃l. 
ſchen, darf. 70. 
—⸗ derfalbe ftchet, mit feiner bes 
"g rau, in Betreff des Meiermwei eng, 
‚iu, einer, nieghräucplishen, Güte, 
gemeinthaft, 87: 
—., deſſelben Erben baben Fein 
freies upbefpränftes, Eigenthum 
des Meierguts, . fondern nur 
den naͤchſten Anfpruch auf ben 
metierrechtlichen Beſitz der Stelle, 

wenn die Bazu süchtig fi fi ud, 43. 

56. 

— . deſſelben Ehefrau ftehet ‚auf 
feinen Fall ein befendereg, ihr 
‚Allein „eigenes Rohe. An, dem 
WMeiergute zu. „56. 64. — 
—, deffelben rechtli — 
vbewirket auch ‚fü up. dig Ehefrau 

R "nd Kinder ‚den Verluſt der 
Stelle. 56. 

77. ka. Erbmeier, Colon ho. 

Meierbri efe,r Form derfefben 

‚Am Her zogthume Bremen. und 

WVerden. 43. 59. 

a Kontroct, bie aus.dem: 
„gelben entfpringenden Klagen der 
Meier gegen ihre Qutsperrs 

1. SaBEreng. 208 Sieben angubein: 

en find, . ö 
——— Mi: 
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Meiergdfätte; wo die, auf die 
Beytreibung derfelben gerichteten 
Klagen anzubringen find. 69. 

— fönnen wegen der, 3 das 
retractsweiſe von dem Meier 
acquirirte Grundſtuͤck, vermehr⸗ 
ten Nutznießung nicht erhbhet 
werden. 47. 

Metergäter, Ordnung der Erbs 
folge in denfelben. 50. 

Meiergut, wasdie Nutznießung 

deſſelben befaſſet. 44. 7I. 

Meierhof kann nicht ohne Birth 

ſeyn. 6a. 

Meierrecht, inwiefern daffeibe, 
durch die willtuͤhrlich vernachlaͤſ⸗ 
ſigte Anmeldung zur wirklichen 
Bemeierung verlohren gehet. 
48. 

Metus fudornationts. 240. 

Miede, mas darunter zu verſte⸗ 
ben it. 43- 

'Miethölewte,derfelben Gerichts⸗ 
ſtand in der Stadt Stade. 
423. 

Milde Stiftungen, Verjaͤh— 
rungsjeit gegen diefelben. 28. 

Militairperfonen dürfen 
von Montirungs » und Arma— 
turftäden nichts verkaufen, vers 
ſetzen, verpfänden oder vertau⸗ 
fen. 199 

—, SEchuldenmachen berfelben. 
200. | 


— — — 





Miiftairper fonen, ob derſelben 
Befoldungen und Penſionen mit 
Arreſt und Erecution beſchlagen 
werden koͤnnen. 130. 200. 

, ob diefelben dem Wechſelrechte 
"unterworfen find. 199. 

— ; Büräfchaften derfelben. 197. 
Minderjährige, Aeltitutivin 
integrum · derſelben. 184. 
—, derſelben gültige Eheverloͤbniſſe 
und 5b dieſelben dawider in den 
vorigen mn zu feßen Pat. 


339- 
— , ob diefelben in Abſicht der Be 
weisführung veidogtirit find. 
"237: 239. 
Minderjähriger, unbenit 
cher Guͤter Veräußerung, 
dazu erforderlich iſt. —J 
fra. Subhaa ſtat lo n. 
Mitbenupungsrehte ber 
Mühlengewäffer. 12 
Miterben; berfelben Subſtitu⸗ 
tion, und jusaccrefcendi. 166. 
Modus Servitiorum der 
Eammerbauern, wohin die Strei⸗ 
tigfeiten daräber gehören. *128. 
ſ. a. Dienftfagen. -- 
Mollenfelve, Streitigkeiten, 
wegen der Landeshoheit and des 
Jurisepiscopalisdafelbft. 392. 
Montirumgsftäde dürfen von 
: Mititalrperfonen richt verkauft, 
ver: 





verſetzt, verpfaͤndet oder ver⸗ 
Stauſcht werben, 199. 
Müpie, einer; feit mehreren Jah⸗ 
ren verfallene Widernnfbon- 
ung. Ge r 
— in wiefern aus einer unters 
2 —* eine oberſchlaͤgtige 
——— werben: darf. A. 
ibn ı f. a: Waſſermuͤhle / Windmuͤhle, 
Saͤgemuͤhle, Grhgmäpte, Oehl⸗ 
muͤhle. 


Muͤh len, Befugniß diefelben zu 
erbauen, ober gu verlegen. Lu. f. 
Mühen: &erinne 7- 


| ._.. Worhängung 
.2 + mehrerer : 

—— Beytraͤge zu 
demſelben. & 


—, Berjäßrung deffelben durch 
Orichtgebrauch. 6. 

Muͤhlenſteine, Rheiniſche. 9. 
Mühlen » Deränberungen 
Zuläffigfeit derjenigen, welche 
“bios in einer inneren Verbeffes 
rung oder zwesfmäßigern inneren 
Einrichtung der DMäßten befler 


den. 9. 
'Müftenwarfer,- gemeinfehäfte 
liche Benutzung deffeiben, 12. 
MÜühlenzeug,:Vorgelegted. 9. 
Mündtihe Termintf. ur 
meine . 
Mäütterlides ——— 
der Kinder Pfandrecht wegen deſ⸗ 


Machb ar recht, 
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ſelben, in den Guͤtern des Va⸗ 
ters. 381. 
Murbung ehrfhägiger Bauer 
oder Meiergäter iſt erforderlich. 
48. 
Mutter, derfelben fubfidiarifche 
Verbindlichkeit, - ihr uneheliches 
-- Kind zu ernähren. 370. 


: Me — 
worauf ber 
Grund deſſelben beruhet. 44. 
Nachbarrechts-Retract, ob 
derſelbe bey dem Verkaufe von 
Lehen ſtattnehmig iſt. 10. 


Maͤher re cht, die Ausuͤbung Def 


felben erſordert einen »olftän- 
dig abgeſchloſſenen, perfecten 
Kaufcontract. 40. 


— Eann.bey Gütern, welche Mine 


berjäßzigen gehören, nicht cher 
angewendet werden. als bis das 
hoͤchſte Kaufgebot obervormund- 
ſchaftlich ratificiret iſt. 40. 
— , inwiefern der. Gutsherr, in 
Abficht des Meierguts, daffelbe 
aus zuuͤben befugt iff. 45. 


—, die Witfung des bedungenen 


findet erft dann‘ Etate; wenn 
der Wiederverkauf -wollfommen 
.ju Stande gekommen iſt. 39. 
—⸗ —— ————— 
liches, worauf es bey demſelben 
ankoͤmmt. 39. 
Naͤh er⸗ 
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Maͤherrecht ronventionelles, f. 
a,Borfauf.e ı7n 029 
fa Benfprunh, Erbloſutig 
Retract, Vorkauf. 
Nagelgeld, was darunter zu 

verſtehen iſt. 43. 1 u 
Mahrungsſachen, inwiefern 
dieſelben zu den Zuſtlz ſachtu ge 
hören. 136. 
ers ‚was die 
Roͤener darunter werftanden, 
.360. 
Mebenmwege follen: die. Fracht⸗ 
a: ſvuhrleute nicht nehmen. :203. 
Mebenzoltlf. Wehirzgo il. 
Rem : Sulleich,e his. . Serüßt, 
Graͤmſtreitigkeiten wegen deſ⸗ 
ſelben. 391. Sure 
Rigserfittung, alleinige⸗ ein⸗ 
degangene Bedingungen; begrim⸗ 
"det keine ſtill ſchweigende Entſa⸗ 
“gang des ganzen Tranakets! 23. 
Nigtgebraug, vet de Kraft 
und Guͤltigktit ine’! Giſetzes 
„an ſich nicht auf, 195, \, — 
"Nigejge Sentenz, ann ex 
n... eicip bey Eur Bine me wer⸗ 
Pd EL 





* — et m Nnlkekt, 1 

Miedtrgendier ns, Streitigkei⸗ 

en gen Dir Landeshoheit ·und 
ZE 2 2 — — Drift. 
N ‚LE LIE EL E Tas 





Mei eftie, *Doify: permasgutee: Fu- 
dicium mixtunmnbafetbfi::g93- 
DMiesbräuhtihe Guͤtet geinein⸗ 
ſchaft einns Meiers und deſſen 
Ehefrau, in Betreff des Meier: 
ave ſens. Ka Mi. 
Motaridts ._— 
‚Werdiendnn :marı dann »wallfom: 
muen Blauben, venn Ju Der 
Mandlungnwei airnwer daͤchtige 
Zeugen zugezogen ſind z4. 
"Motariets.s Zehgempechbr 
Sk Deurgenpenbirun 
Motariew u ob dieſelben wegen 
na: bear ihnen; betriebenen Be 
ſchaͤfts zuläffigeßeugenfind:e 5 e. 
Min, ob die von dem: 
ben vernachläffigte Zuzlehuug der 
Zeugen bed Errichtung eines In⸗ 
ventarii/den Benefieial⸗ Erben 
A dis Benefieii' Jävektanii der, 
Si ah. grad 
nee chf. Fi thtlen, 
„Nora in kasto, find find,zu.der Be: 
srundungden Ramedii rellitut. 
in iutegrum erforderlich. ‚213. 


Norm ,, die Uebengehung Arfe 
„„ı feliganin.der Reſtit ntioas In: 


— 


eanz „involvixet ‚eine, Mullitůt. 


— 
NMullitat, augenſcheinliche, me: 


„nr genader ſuUbenekann in: pejudte: 


Me 12 11777777 MIELE TERE 
Nub 


— — * 


Rurtft art Hase bie ae 


gehn eints erheblichen Novi in 
der Reftitutions : inftanz. 113. 
Nullitäten, verſchiedene Arten 
" Berfelßen. "ur4. ©’: 
Surttiedeeh vut —XR 
We — Rear ie hoͤchſte 
Tribunal, wenn bey einem Mit: 
— dad Hdium! re 
re Sn-integr: bder die Mult 
tieätsquerefätbrauge ifl. riı. 
Nuilitätsgfueren;' Fatalien 
und Formatien derſelben. r35. 
— in wiefern, nach dem Gebrau⸗ 
Pie "ViHRen! ben “deri Mitteldel 
richten, ein Recurs - -an das 
een ein: Andi 
ırr. I [301 a TE Te N 
— iſt bey den Mittel: und Unter: 
gerichten, "in gewiffen Faͤllem 
alich⸗ nach’ em: Gebrauhe des 
„Remedit 'ih'än- 
rigrüm, ar. „Per! — 
LER DES u | 7 Me U Be 
- #3, 0 
obertandespolieẽn ſa P 
Be _ 
bfigarion, der Berkaͤufer ber 
elben haftet nicht Fir te Zuh⸗ 
unge dis en 


rt kei Werth einer 
ausgelooſeten⸗ richtet ſich nach 
‚dem kedesmiatigen Come arzi 


AB 


IE 


Obrigteitiihr Brad: 
- tigung, f. Beftätigung..n 
Deconohie: Dirt akion Koͤ⸗ 
- nigk Dömainch, in Betreff der: 
felben,, it ein proceffualifches 
< Verfahren vor den höheren Zus 
u. fbigbehörden ausgefhleffen..u25. 
Dem leh be muß beym Marker: 
mangel der unteren ann, 
 nüchflehen 14. 2 
Officiere, — befalten, 
. ungeachtet ihrer Dimifion, die 
Verbiudlichkeit, fich erforderli⸗ 
chenfalls zur Dienfleiftunge zu 


" Helle. ı S ro inam.ı* er 


De Pa ae Br 
Pa ct adotaliaet luccefföriadibeg 


buoͤrgerliche Gtundſtuͤke müffen 
der EUREN augechtibet 
h werden. 363. Nie — 


22 'herkilitaria ahritiva ı @c- 


„quilitiva, wos darunter zu‘ ver; 
ſtehen iſt. r A 

— ſucceſſoxia univerfalia ac- 
quifitiva waren, den Roͤmern 
— Ur Map. Erb 


Pattum- unionig, — ſ 
Einkindſchafte a 
Par ochi at⸗ &Sdcirräry. uf 
 'derfelben entfpiinget die Verbind⸗ 
Achkelt zum. Bau Und zur Untere 

haltung 


304 
— der geiftficgen Gebaͤude. 
P * en — durch ueberein⸗ 


funft das fatale proſequondao 
appellationis verlängern. 182. 


PDaffage durch ein fremdes Land - 


kann auswärtigen Handelsleuten 
und Waaren nicht wohl verfaget 
soerden. 102: 
Patrimonial: Gerichtobar⸗ 
keit, Hauptquelle und eigent⸗ 
liches Verhaͤltniß derfelben. 452. 
— gehhbrige Berwaltung derfelben. 
'260. 
Patrimonialrichter gehören 
unter die Zahl der Staatsdiener. 


261. 

— deffelben Rechte dürfen durch 
Prorogation der Jurisdiction 
nicht gefaͤhrdet werden. 448. 

— von der ordnungsmaͤßigen Be⸗ 
ſtellung deſſelben. 268. ſ. a. 
Richter. 

Penſionen aus der Rentcammer, 
in wie fern dieſelben mit Arreſt 
und Execution beſchlagen werden 
koͤnnen. 130. 

— der Militairperfonen,, in wie 
fern dieſelben mit -Arreft und 
Erecution befchlagen werden koͤn⸗ 
nen, 131. 

Penfionirte Eisil. und Milltairs 
Bediente, derſelben Serichtsftand 
in der Stadt Stade. 418 u.f. 


a ZN 


Perſonal Abgaben, Beweis 
der Immunität von denfelben. 
146. 7* 

Peterlinge. 65. 

Pfandrecht der Kinder in — 
Stern des Vaters, in Betreff 
des wmuͤtterlichen Bırmbgee. 
381, . 

— f. Hypothek. 

Pfandverfhreibung, durch 
die bloße Anmeldung oder Pros 
duction derfelben wird noch feine 
gerichtliche Hypothek . bewirfet. 
302. 


Pfarrbaukoſten, Bepträge je 


denfelben. 95. , 

Mfarr»Meler, was es mit dene 
felben für eine Beſchaffenheit hat. 
65. _ | 

— derfelben Klagen gegen ihre 
Gutsherrſchaft, wo diefelben ans 
ubringen find, 65. . ... 

— wo die Abmeierungsklagen. ge: 
gen diefelben anzubringen find. 
69. 

Pirmannsfinder, 65. 

Pleffe, Herrſchaft, Rechesftrei: 
tigfeiten wegen. derfelben. 393. 

Pluriam concumbentium Ex- 
ceptio, f. Exceptio. 

Policeygefehe, wer über bie 
Befolgung berfelden zu hal: 
ten bat. 134. 

Policey: Drdnung, Luͤnebur. 

diſche 





che, Vorſchrift derfelben wer 
gen der Bürgfchaften. 195. 

— yſachen, Begriff ri 
Be 133. 

— landesherrliche 
wegen. der ſelben. 137. 

— laͤſſen in der Regel weder eine 
geriätliche Unterfuchung und Ent⸗ 
fheidung, er — Ju. 
133. g 

— ob in denfelhi anf einen vors 
“ zäglichen ¶ Gericht oſtand : gefehen 
wird. 135. - 

— in sole fern ſich dieſelben in Im 
ſtizſachen umwandeln können. 

Moliceyfarche,: wie zu verfahren 
it, wenn die Qualität derfelben 

. zweifelhaft und: — wird. 

433. 

Praͤjudicia, in — 
ben von den Juſtizcollegien bes 

ruͤckſichtiget werden dürfen. 87. 

Präfetiprion ı$ Bela 

"rung 

Dre diger, berfelben — 
Obrigkeit iſt das Tanfkoriunt. 

167. 

— Butsherrfchaft berfelben über 
‘bie Pfarr: und Kirchen⸗ Meier, 
67. 

Grioritätsfentenn, Bir 
kung der Abänderung bderfelben, 
in Hinfiht. auf die flreiteuden 


Derordnungen 
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Theile ſowohl, als auf die in der 
Mitte ſtehenden, ; unberwhiget 
bleibenden Mitglaͤubiger. 189. 
Privilegium: pecaniae ad repa⸗ 
s zandas aedes oreditse. 455. 
Proceffe der Meier und Guts⸗ 
leute, in wie fern die Gutsherr⸗ 


ſchatt dabey intereffirt ik, und 


fich in diefelbe einmifchen darf. 70. 

Proceßhaͤndlerei, Geſetze ge 

gen dieſelbe. 221. 

Proceßkoſten, f. Koſten. 

Droceffualifdes: Verfah— 

Aren, in welchen Faͤllen daſſelbe 

SDurch . Die Hiefigen; Landesgeſehe 

‚ausgefchloffen fl. 125. 

Procuratoren, ob dieſelben in 

den Sachen ihrer Mandanten: zus 
‚oldffige Zeugen find. 252. 

Production neuer Zeugen. 237. 

Promittent,deffen fehlende Ein: 
willigung in die gefchehene Accep⸗ 
tasion berechtiget denfelben nicht, 
von feinem Verſprechen zurüd: 
zugehen. 20. 

Provifion, was darunter im 
verftehen ift. 436. 

Prorogation der Serichtebar. 
keit, wann und wie diefelbe ein: 
treten fann. 449. : 

— der Gerichtsbarkeit, dadurch 
darf die Landeshoheit nicht ver— 
letzet werden. 450. 

— der Gerichtsbarkeit, * 4 

©ss dürfen 


506. 


dhrfen die Rechte des Patrimonial⸗ 
Richters nicht gefaͤhrdet werden. 
448. 

. ation; —— — 
Halten die Churbraunſchweigſchen 
Landes geſehe nichts. 36..n : 7 

— ex’ Lege diffamari, Beflim:: 
mung der Neichsgefege: in Betreff: 
der ſelben. 35.. 

— ex Lege- diffamari,. einge 
ſchraͤnkter brauch — 


33: 
— ex: Lege: diffämari im ah: 
auſſerordentliches⸗ Huͤlfsmittel, 
welches nur dann: Statt finider, . 
wenn der: Diffamirte: feines an: : 
» dere ordentliche. Klage bat: 37. 
Pruͤfung der zum. Richteramte 
anzuftellenden Perfonen.. 262.. 


. Di: ! 
Querela nullitatis fi. Nullitäte:: 
querel.. 


KR. 
Räumung: der. Sammer: Meierz: 
hoͤfe gehöret vor das» — 
Collegium.. 127:: 
Rangſtreitigkeiten, in: —* 
fern dieſelben vor die Gerichte ge⸗ 
bhoͤren. 140. 
Hafende, ob dieſelben Teſtaments— 
erben. werden koͤnnen. 311. 





Rreatverbinduing” unter ‚Mit: 
erben; 263: f. a. Conjunctio. 
Rechnung;? ob die Arinahme:detz 
ſelben das Anerkenntniß der Rich⸗ 
tigkeit befaſſet. Ba. — 
Rechnungs fehler koͤnnen ſtets 
geruͤget werden. 91.. — 
er bes unge, 
gIm... 1 
Redtsteßrer, :. —— 
in wiefernt dieſelben von den Ju⸗ 
ſtijcollegien ber uͤckſichtiget wirden J 
duͤrfen. 37. — 
Recht s wohltqhat ber Diedereia⸗ 


ſetzungrin den vorigen Stand, %. 


Reftitutio.. 
Rehtswohlthaten,: weibfiche,. 
Entfagung derfelben.. 188. 
Reckarts hauſen ;ı-@&treitigfeis . 

ten wegen der Landeshoheit und 
Wiss düris 'opiscopalie- daſelbſt. 
392%. } » 30 ad . 
Rrogierung’gan &tabie’,isten 
‚den Verfügungen berfelben. kann 
nicht: an das- höchfte: Tribunal: 
appelliret'werden.. 1314 . 
Regierwugsfaden, imwiefern: 
diefelben fich in Juſtizſachen auf⸗ 
löfen können; 1415: — 
— in’ denfelben ſtehet den Landes⸗ 
gerichten Feine Cognition zus: 140. 
Kegiftrarwren des: Generals 
commando’s;: Transportirung 
derſelben in Kriggeszeiten.. 85. 
Reihe: 





Reichsgerichtliche Obſer⸗ 
vanz verbindet nicht unbedingt 
Weichsſtã wdiſche egeraisotioee 
a 

Kelaration des Krceftes. san. 

Remedium reftitutionis in in⸗ 

.. *egrum kann nur durch Nova 

An ‚factobegründet werben, 113: 

— ‚reltitutionie in integrum 
kann nicht wieder hoiet werden. 
IrI, 

— reftitutionis in integrum, 
auch nach dem Gebrauche deffels 
ben. ift bey den Mittels. und Un: 
‚‚ tergerichten in gewiſſen Faͤllen 
die Nullitaͤtsqueret zulaͤſſis. 11IIL. 

— Teftitutionis - in integrum;, 

in wieferu, nad dem Gebrauche 
deſſelben bey den Mittelgerichten 
ein Recurs an: das hoͤchſte Tri⸗ 
bunal Statt findet. x11. 

Kenunclation, ſtillſchweigende⸗ 
eingegangener Trangacte. ?3 

— f. Entfagung. J 

Renunciationen werden niche 
sräfumitet. 90. 

Reparationskoſten geiftlicher 
Gebäude ; Grund ſaͤtze welche 
wegen Aufbringung Veen ‚gel: 

ge 7 

Nequifitionen . ob die Will⸗ 
fahrung der erlaffenen willtuͤhr⸗ 
lich ſey. 117 

— in en die Wilfaprung, us 


997 


elben von amtswegen — 
werden kann. 218. 

Ktguffition, wenn Diefelße M 

nen Eingriff i in die eigene‘ Gerichts: 
barkeit des reguirirten Gerichts 

‚ nenthält: ſo wird .die Willfahrung 
mit Recht verweigert. -EQL. 

— Stadiſcher Bürger, zur Ver⸗ 

u zu als Zeugen. 410. 

Requifitione » Schreiben, 
‚Grund :derfelben. : 1 7x 

‚Reltitutio in integrumbijtimas' zu 
der Ertheilung derfelben erforders 
U. 184. 

— in integrum, «eidliche Ensfa: 
gung · der — — 
ſehenden, Ra: 1a 

Mefti wider —5* 
GFatalien, ‚aus: weiche m Geſichto⸗ 
puncete :Diefelbe.igu betrachten ift. 
241. 

— Minderjäßrige®, wider einge⸗ 
»gangene,Eheverlöbniffe; ., 3394, 

Keten tionsrecht der Lehus⸗ 

urkunden. 254. 

Retract, bermdge des Nachbar: 
rechts, Kann dem Erbmeler nicht 
verſaget werben. 42 zu: — 

— durch Nachbarrecht/ in 
der ſelbe dem — unte 
het. ect ui as; 

wa, Näperrege. au 

Richter, vermeintlicher, von ı den, 

Sss 2 Gültig: 


508 


Ghltigkeit der Erkenntniffe des: 
felben. 268, 

Richter, ob berfelbe in, eben der 

Fäche, worin er ein Erkenntuͤiß 


Wgegeben bat, in den höheren. 


 Anftanjen dem Appellaten‘ Jals 


t: Advocat bebienet feyn kann 265. 


ſ. a. Advocat. 
derſelbe hat die allgemeine Ver: 
ih euny über die Aufrecht hal⸗ 
fung’der Verfaſſung und Landes⸗ 
geſebe ju wachen. 11 
— kann feinen.actum;jurisdietio- 
» niscomentiolag aufferhalb feis 


33 Gerisptöfprengels ausüben. 


11 
=; .. Requifition de; 
ſelben. 116. 


—WR Durggreiten, 


warn —— —AR 
—Vx x g beige ‚De: , 
feßting derfelben. 


Kiterftußl; vor demfelben if: 


Jedermann ſich gleich. 6⸗ 


ann:t in 


——— muß bey Waſſer⸗ 
t mangel ber — Mahlmuͤhle 


nachſtehen. I4. 
*88 tionsforberung ei: 
ner Sefchwängerren fanır durch 
den? Einwand eines Schwaͤnge: 
rers eines ſchon mit Andern voll: 


„gegenen Beyſchlafs nicht, gllemal: 


eh ewendet werden. 350. 
heisfürtiomsfflargen, we 
> Schwaͤngerung s', find -degen 
Unterofficire und „Soldaten. un: 
ulaͤſſig. 350. 
Ehtisfarfionswerbindtiie 


1 nd x st» 





baden, „dur „Nder . 
—0 erur * muß 
von dem, der ihn verlaßtes- ers 
‘ feßer. werden. 
Schäfer, — 


fe cdbes — * 
veich wa ER 


. tigung... 295. 
© chent = en bürgerlicher 
Grundſtlicke möfin” der Stadt: 


*obrigkeit angezeiget werden. 307: 
Schläygerennadyentder Unter: 
tbanen auf dem platten Lande, 
darin find, Appellationen unzu⸗ 
läffig. _131.. 
honungen des Holzes‘, in 
wiefern zu der Anlage berſelben 
n Forftdiänfte > lang werden 
nen. ee 
Sr iftftelfer, RO Mei: 
‚nungen fo — nur einge ſchraͤnk⸗ 
ter Weift berädfichfiger werden. 


N.37 

Schuld, reicturirce Berablung 
derfelben, Qısi 

Ehuldenma der. Militärs 
perfonen,, .200.. 

Shultilir. deffen oͤff eneliche 
an, 78. 
Sichundſachen; a ‚denfelben 
eine Berjährung zulaͤſſig iſt @13. 

Schuigehäude:Baufoften, 
‚Berrräge zu denfelben,” ‚95. ” 

Schwehern und Brübder,: ob 

bdieſelben fuͤr und' wider einander 
um — gelaffen .. 

nen, ı 2 

Scheer. Inst aler, über „a 
Kechrmäkigfeit effelben. 

SCti Vellejani , * Beneh icit 2 
Eutſagung deffelben. zer -- 

Se pa⸗ 





&eparattlorr des trennbaren Al- 
fodil auf Domanialmeierhöfen iſt 
als: eine eigenttiche Juſtizſache zu 

- betrachten. 127, 

Gerpirutif. Dienftbarteit; 
MWerdefervirut, 

Siherheitsbeftellung der 

-! Richtanten, 232. 2. 

Slebenwenäshligerhurt 

fi Kind. u? LT — 

Soldaten, Buͤrgſchaft derſelben. 

u 2: FE er — 

2. gegen diefelben ‚find Satisfac⸗ 
— wegen Schwaͤngetung 

unzutaſffig. 3320. — 

late Tamsıaı ob 

dieſelbe die ' Stelle. eines: Erb» 

ſthafts!? Indentaril- "vertreten 

kann. 319. °' 

. Eptvittur, Spebitionsge 

fpäfr, was darunter verfians 

den wird. 435- az 

= deffelben Dbliegenbeiten. 437- 

— welche Art: des Contracts zwi⸗ 
{hen demfelben und dem Kaͤu⸗ 

‚Chir. oder Verkäufer Statt fin: 
— von den Morfichten bey ber 
Wahl deffelben. 437... - 

— fuͤr welchen: Schaden derſelbe 


einzuſtehen verbunden iſt. 439. 
Speditionsgebühren. 43% 


f. a Brovifion, Spee⸗ 


: Sem 
Sp-ditionsgefhäft, wer 
ı daffiibe zu treiben: befugt iſt. 
——— a 
&peditions:Bertrag. 83. 


Epeefen, mas darunter zu ver⸗ 


ſtehen ift. 436. 
Spurii liberi. 960, 
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Stade, alte Geſchichte der Grafs, 
ſchaft. 399. er 
— der Stadt Verfaſſung. 411 
und 242, 

— dir Stadt alte Statuten. 402. 
— der Stadt, Zundamental:Receh. - 


40I. _..ı . J 

A der’ Stadt anſehnliche Vorrech⸗ 
‚ "ter: 399 u For 

— Gerichtsbarfeit des bortigen 
—Stadt-Magiſtrats. 399: ..°: 
— des dortigen —— Manigrate 
:* Befugniffe und Vorrechte in 
: Ecclefiafticis, 408. — 
— ‚der Stadt, Appellations ſumme. 


403. d d St j ’ 

yon des dortigen. & at 

Erkenntniſſen giengen — 
lationen ehemals unmittelbar-an 
das Reichs-Cammer⸗Gericht. 


Stadiſche Bürger, wie es mit 


deren Abbörung zu halten iſt, 
wenn bdiefelben zu Zeugen vors 
geſchlagen find. 410: 
Etadtbediente, ob berfelben 
Beſoldungen mit Arreft beishlas 
gen werden können. ‚130, 
Stadthandels⸗ ‚oder Anmel: 
 dungsbu:, ga ı - >... 
Stadtmeier der Stadt Stade, 
. derfelben Gerichtsſtand. h 
Stadtpfandbuch, Ingroſſatio— 
nen in daſſelbe. —* Er 
Städte; welche. Verjährungszeit 
: gegen dieſelbe Statt findet. 26. 
Städtifhes Eqtaſter. 304. 


Statute, Erklärung ‚sweifelhafs 


ter oder-bunfeler.» dar. 
Staupfabl, Gepung. deffelben. 


Stauungsrehter 13. 
"tern 


Sternrad bey Mößlen: 9. 
Steuerfreiheit, Verjaͤhrung 
derfelben. 146: 
Steuerſachen, in wiefern dies 
felben Regierungs » oder Yuftizs 
fachen find. 140. 
Stiftsbauern. 65. 
Stimmenmehrheit, gilt, de 
Regel nach, nicht in Gemeinde: 
Angelegenheiten. ' 286. 
Strafe der muthwillig Streiten. 
den. 
Straterken ntniffe der Band: 
gerichte, in wiefern bie Appellas 
tion von benfelben — — 


iſt. 130. | 

Strafbanbloßn, wäs darum 
ter gu verftehen ift, und wann 
daffelbe Start findet. 48. 

Gtrrafftrenges und ſcharfes 
Gericht, vormaliges Ju Sta—⸗ 
de. 400. 

Straßenbauſachen, In wie 
fern diefelben vor die Gerichte 

gehören. 143. 

Otrafenzwang, in wiefern 
derfelbe Statt findet. 102. 

— demfelben find die hieſigen Lan: 
desunterthanen ‚nicht unterwor: 
fen. 1 F 

— ——— Frachtfuhrleute 
und Kauf⸗-⸗ und Handelsleute 
Statt. 103. 

Straßenſwangsrecht, wird 


noch nicht durch eine Zoupflicht 


begruͤndet. 103. 

Stuprator iſt principaliter 
verbunden, feine unehelichen Kin: 
der zu ernäßren. 370. 

— deſſelben Erben find zu der Ver: 
pflegung des von ihm erzeugten uns 


ehelichen Kindes verbunden. Ass. 
Gtuprator, die ton: demielben 
: zu leiftende Satisfaction iſt nicht 
als eine Vergütung des zugelaf: 
fenen  erften Benichlafs, ober 
der geraubten Sungfraufepaft, 
gu bitvachren. 3,0 
— einer Witwe; deffrlben Satis. 
faetioũs Verbindlichkeit, » 351. 
even ias· 


Ms fein wefentlichee Erfordernig 

1, 1.’bep dem Berfaufe unbeweglicher 
Pupillengüter. 234. 

— unbeweglicher Yupikenghter. ob, 
‚gegen ‚einen dabey eingetretenen 
Zuſchlag wegen eines fpätern hoͤ⸗ 
beren · Gebots, * ee. 
eintreten könne. J 

Subhaſtatiouen, Zafigt eite 
qualitaͤt der Licitanten au den: 
felben. 232... 

— ob bey denfelben nur baare li- 
cita angenommen werden bür- 
fen. 232. 

Subornationis metns. 240, 


Subftirution mehrerer Erben. 


166. 
Ourcritien fiehe Erbfolge, . { 
Summarifches Beugenvers 
bör, fiehe Zeugenverhör. 


Buppltcation, durd bie Eins 


wendung und Wahl berfelben 
wird die Appellation ausgefclof: 
fen. 112. 

Bupplirunar obrigfeitliche, des 
elterlichen Eheconfenfes, 329. 


Ä T. 
Tauben, von dem Rechte, biefel: 
ben zu halten. agı. 
Tau ſch⸗ 





Zaufdverträge über buͤrgerll⸗ 
che Srundftäde müffen der Stadt: 
obrigkeit angemelder werden. 303. 

Taration des frennbaren Allod 

* auf Domanialmeierhöfen, ift feis 


“+ ne Cammer: fondern eine Juſtiz⸗ 


. fahe: 127. 

Täxartianis et adjudicationis 
Bencheium, Beſchaffenheit und 
eigentliche Abficht deffelben. 148. 


Temeritas litigii, Ahndung 


deffelben. 
Termine, 
Vergleichs, und’ zum mändlichen 
Verhoͤr, wann dieſelben anzu: 


258. 


fegen find, und wie dabey zu 


6. 
Werbindrigeit der‘ 
Parteien; im denfelben perſoͤn⸗ 


verfahren ift, 
— mündliche, 


lich zu erfcheinen.- 461; 
— mündliche, Abndung der Dereis 


telung derfelben, durch Mangel: 


gehbriger Inftruction.. 460. 
Territorialdienfte, die prä« 


tendirte Immunität von denfels- 


ben; fann im ordentlichen Rechts: 


-„gange geltend, gemacht. werden.- 
141. . — 
—— “eirfeitiges, die Mi: - 


derruflichkeit deffelben kann felbft 


durch die, Hinzufügung einer eid⸗ 
lichen Verſicherung nicht aufge⸗ 


hohen werden. 


173:- _ 
Zeftament erde. 


ſetzung. 


Teſtamente, bey den Roͤmern 
waren nur einfeitige zuläffig. 172. - 


— maren den Deutfchen vor ber 


Einführung des römifchen Rechts» 


unbefannt. 


174. - 


— Widerruflichkeit derſelben. 172. 


zum * uche eines 
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Teftamentam reeipro- 


‚, cum, Begriff deffelben. 169. 
— — ob bdaffelbe einfeitig wider: 


‚ rufen werden fönne. 169. 
— — [implex. 170, 
— — correlpeotioum. 170. 


—— = was. für eine Abfiche 
daffelbe vorausfeget. 177. 

Teftamentserben, Raten: 
de und Blödfinnige folche wer: 
den fönnen: 311. 

Teftator, hat das Recht, feinen 
lesten Willen zu jeder Zeit zu 
ändern: 172: 

Theilungsreceffe Über bär: 

gerliche Grundſtuͤcke mäffen der 
®radtobrigkeit- angemeldet wer: 

den 303.- Er 

Titulirte landesherrlihe -Be: 
diente, derfelben Gerichtsftand, 


84.- 

& 3 nsact, einfeitiger Zurädtritt 
von demfelben, unter welden 
Merhältniffen derfelbe Statt fin: 
det. 24: u. 

— über F Verbrechen, in wie: 
fern derfelbe ein Eingeftändnig 
befaſſet. 93: 

Transacte, firenge Aufrechthal⸗ 

tung bderfelben.- 23. 

Transactiones urgentes. 
462: f. a. Bergleid. 

Transportirung ber feldre: 
quiſiten in Kriegeszeiten. 84. 

— der Megiftraturen  desi Gene: 
ralcommando’s in ‚Kriegesjeiten. 


ı 85. 
Tranfigent, in tiefern ber: 
felbe von dem feiner Seits er: 
füllten Zransact um- de smillen 
juruͤcktreten kann, weil der Se: 
gentheil 


512 


gentheil den Bedingungen niche 
zu gehöriger Zeit Genuͤge gelei⸗ 
ftet hat. 22. 

Trennung vom Tiſch uud 
Bette; Wefen, Grund, Wir: 
fung und Dauer berfelben. 


3 42. 


u. 
Uebereinfunft der Partelen, 
dadurch kann das fatale profe» 
quendae appellationis ver 
längert werden. 182. 
Ueberredungen, Guoͤltigkeit eis 
‚ner durch diefelben erwirften Ers 
“ beseinfeßung. 157: 
Ulrihsleute, 65. ' 
Umfak; was darunter zu verſte⸗ 
ben iſt. 48. 
Unbilligfeit iſt Eeine Nullitaͤt. 
Pe 7 
Uneheliche Kinder, 
ber. 
Unfahigkeit des Meiers, dem 
Colonate vorzuftehen, giebt eis 
nen ‚rechtlichen Grund zur Ab: 
meicrung. 62. 
Ungemeffene Dienfte £ 
Dien ſte. 
— Weideberechtigung. 296. 


f. Kins 


Unio prolium f. Einkinds 


ſchaft 
-Unterhändler,. ob dieſelben, 
in den‘ von ihnen: betriebenen 





Geſchaͤften zufäffige Zeugen fin, 
252. tr 


Unternehmung f. Entreprife 


Unteroffictere, gegen.biefelben 
find Satisfactionsklagen wegen 
Echwängerung unzuläffig. 350. 

Unvordentlide — Berjäß- 
rung f. Berjäßrung. 

Unmiederruflichkeit erride 
teter Erbverträge. 169. 

Urtunden, gemeinfhaftlice, 
256. 

u r£unde, eidlihe Ableugnung 
derſelben. 253. 

—, des Verfaſſers derfelben Zufäße 
figkeit zum Zeugniffe. 252. 

— ſ. a. Lehnsurkunde. 


Nfufructuarius, ob derſelbe 


den Retract durch Nachbarrecht 
ausäben könne 42 


V. “. 
Vadimonium, ob ein Soldat dafz 
felbe für einen Beklagten Über: 

nehmen koͤnne. 197. j 


VBaͤterlhiche Gewalt, woburd 


diefelbe beendigt wird." 329. 
Bafall, inwiefern derfelbe ſein 
Lehn willkuͤhrlich aufgeben darf. 


Bater, ob derfelbe die unehelichen 


Kinder feines Sohnes zu ernäh: 
ren verbunden ift, 354. 


‚m. wann derfelbe verbunden iſt. 


das 


— — — 


das uneheliche Kind feiner Toch⸗ 
ter zu ernaͤhren. 370. 
Beräußerung bürgerlichen 
Grundſtuͤkee, Lan. nicht ohne 
Vorwiſſen der Stadtobrigfeit ges 
ſchehen. go1. 
— unbemeglicher Puplifengäter, was 
dazu erforderlich ift. 234. 
fa. Subbaftation. 
Deräuferumgsdeeret we⸗ 
gen des Verkaufs unbeweglicher 
Pupillenguͤter. 235. 
Verbrechen, inwiefern ein Trans: 
act Über daſſelbe ein Eingeſtaͤud— 
niß befaſſet. 93. 
Verden, des Her zogthums, Ap⸗ 
 pelfarionsfumme bey, dem höch: 
ften Tribunale. 107. 
Derfaffer einer Urkunde, Zus 
laͤſſigkeit deſſelben zum Zeugniffe. 
252, 
Dergleih, ob Demand wider 
Willen dazu angehalten. werden 
kann. 457. 
Wergleichsfach en, angefegenfli- 
che, was darunter ju verftehen 
if. 462. 
Vergleichs— Ela ai f Ter⸗ 
mine. ii 
Verjährung ; a derfetben iſt 
bona fides erförderlih, 214. 
ſ. a. Bona fides. . 
— amnvordenklihe, der Immuni— 


Derrädten oder „ 


Sa: 
tat von Öffentlichen: Abgaben. 
146.. er 

Verjährung, ob. dirfelbe «in 
€ shpldfahenzuläffig iſt. 213. 
— des Mühlenrechts Dr Nicht⸗ 
gebrauch. . 


— gegen Städte, Geſchichte der 
Geſetzgebung Über diefelbe. 27:: 


Derjährungszeit, welche ge: 


‚gen die Städte Eteit - Anbet, 
26, 


— gegen ‚Kirchen — Süß 
tungen. 28 ot 
— Sundertjäßrige ‚28 4 


Verkaͤrufer einer Obligation haf— 


tet nicht für die Zahlungsfaͤhig⸗ 
- seit des Schuldners 217. 
DBermutchung, rechtliche, ges 
tilgter Schuld. 215 


Verpachtung: der Gemeine⸗ Wis, 


‚dr. 286. 290. * 
bloͤdſi maigen 
Perſonen kann gültig Iegiret 

werden. 310. 


Berfa —— 


uͤber buͤrgerliche Grundſtuͤcke muͤf⸗ 
ſen der Stadtobrigkeit angemek 
det werden. 303. 
Derfshiedeuheiten ‚den ‚Ehrge 
‚ fege in den. Churbraunſchweig⸗ 
-, Yüneburgfchen Landen. 1321. 1 
Derfingelungen der Erbſchaf⸗ 
ten, wann diefelben erforderlich 
- find, 315 Ge: 
Sir Ber: 
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Berfprechen, unter welchem Ver: 
bältniffe ein Zurüdtritt von dems 
ſelben ftatenehmig ift. 20, 

DBerfteigerung“ ſo Subhaſt a⸗ 
tidn. 

Dertrag, worauf die Derbind: 

lichkeit deffelben beruhet: 20. 
Verträge, obrigkeitliche Beſtaͤti⸗ 


gung derfelben „' nach den Chur⸗ 


braunſchweigiſchen Verordnun 
gen. 47t. 


Berwältung, uäterfiße, des 


mötterlichen Vermögens der Kin: 
der, f. Pfandrecht; Kinder. 
Bieh, ob die Anzahl des auf die 
gemeine Dorfs weide zu treiben: 
den, im Fuͤrſtenthume Lüneburg 
lediglich nach dem Fuße der Cons 
tribution ju beftimmen ift. 275. 
—- die Anzahl des auf die gemeine 
Meide zu treibenden, ift nach 
deri Haushaltsbedürfniffen zw 
beftimnen. 282. 
— ob jemmd mehr äuf die gemeine 
Weide bringen darf, als er vor 
feinen in der Dorfaflur'belegenen 
Ländereien - durchzumintern im 
Etande iſt. 279. 
Bieheöntribution; was es da— 
mit für eine Bewandniß hat. 276. 
Viehſchatz, was es damit fuͤr ei⸗ 
ne Bewandniß hat. 276. 
Wiehftäpet, Vermehrung deffel: 
ben. 286. 288. 





Vindicati * ott duherter Wer 


grundſtuͤcke. 44. 
Virginitas putativa. 351. 
Bollffretundg gerichtlicher Er: 
fenntniffe. 148. 
— rechtsfräftiger Erfenntniffe, Ars 
reft Behuf derſelben. 210. 
Dorbefheide f. Termine 
Vorgewinn, mas darunter ju 
verſtehen tft. 48. 
Vorheuer, mas darunter zu der: 
ftchen if. 48. 
Vorkauf, vertragsmäßiger und 
‘ teftamentarifcher, worauf es bey 
bemfelben antömmt. 39. 
— bedungener, berechtiget nur zu 
einer Entfchädigung, wenn die 
Uebergabe bereits erfolget ift. 39. 
Vorkaufs recht, bedungenes, wo: 
durch ſich daſſelbe in ſeiner Wir— 
kung von dem geſetzlichen Naͤher⸗ 
rechte unter ſcheidet. 40. 
Bormünder, derfelben Einwilli⸗ 
gung zu den Eheverloͤbniſſen ih: 
rer Pflegebefoßlnen. 322. 
Bormundfdaft, Pflicht zur Be 
ftellung derfelben. 454. 
Borftädter zu Stade, derſelben 
Gerichtsſtand. 409. 


W. 
Waake, Gericht, Streitigkeiten 
wegen deſſelben. 397. 
MWaa: 





— um *2 


Waaren, auswaͤrtigen, kann die 
ungehinderte Paſſage durch ein 
fremdes Land nicht wohl vers 
ſaget werden. 102, 
Wahlbefugniß des Gutsherrn 
bey der Beſchung der Meiergͤ⸗ 
ter. 50. J 
Wäaſſermang ed, — Muͤhle 
bey dem Eintritte deſſelben der 
Vorzug zuſtehe. 14. 
Waſſermaͤblen, Befugniß, die⸗ 
ſelben zu erbauen. 1. 
Waffermülter, Recht deffelben, 
diejenigen Vorrichtungen‘ in und 
‚an dem $luffe zu hindern, durch 
welche dem Betriebe der Muͤhle 
geſchadet wird. 16. 
Mafferffauungsreiht. 13.” 
Wehftirehe,,- ob’ daſſelbe auf 
" Militairperfonen Anwendung fins 
det. ı 99.' a 
We bryom kann nur von denen ge⸗ 
„fordert werden, “tvelche die Haupt: 
gollſtaͤtte zu paffiren verbunden 
find. 102. f.a. Straßenzwang. 
W erth, commerzabler, einer aus⸗ 
geẽlooſtten Obligation, richtet ſich 
nach dem Tebesmialign Courſe. 
217. 
Veibtige Recht s woͤhlkh h 
ten; Entfaguny derfelben. 188. 
Weide f. Gemrine: Weide 
meer, g ter, ob derfelbe 
fein Weiderecht verdachten „und 


r 
Vixe 
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fremdes Vieh unter fein eigenes 
aufnehmen darf. 290. 
MWeidebrrehtiäund, angemef.- 


fene. 296. . 
— ber Hirten ; Hiuslinge umd 
Schäfer.’ 295. 
MWeideferpitut. 299. 


Weinktauf, Folgen der Michtbe: 
jahlung deffelben. 48: 
Biederaufbanung einer ·ſelt 
mehreren — verfallenen 
Muͤhle. 
es BE in den vori⸗ 
gen Stand ſ. Reftitutio in 
integrum. 2, ml 
MWiedemuthsbauern. 65. 
Ken errichteter 
Teſtamente. 172. —— 
Witwen und Kinder landesherrs 


5 licher Zivil: und Militair = Bediehs 


"ten in der Etadt Stade. ‚421. 
pr geſchwaͤngerte auch di sfelben 
haben gegen den Shmängengr di: 
nen gegründeten Satisfactlons⸗ 
Anfpruh. 351. Ei 
Bindmühken. Vefugniß dieſel⸗ 


ben zu erbauen. ; 


MWindmuͤller, Recht deſſelben, 


auf den zum Betriebe ſeiner Muͤhle 
u "erforderlichen Windzug. 16.2 
MWillensfreihetr,' ft Än’ we⸗ 
ſentliches Erforderniß der Erbebs 
'einfeßung: 137. 
Ttt 4 Wu⸗ 


516. 


Buder, —— aggen 
‚danfelben.. £ 


22 7. £' 


Cs 310% 38 

Jahlung, baligich ‚bie 
felbe das Anerlenntniß der Rich⸗ 

tigkeit einer erhaltenen Rechnung 
befaffet, 8%. 

Zahlungs fähigkeit. des 

Schuldnerag, für dieſelbe haftet 
der Verkaͤufer einer Bene 
nihe 217. 

Fehrgzoll wird bey einen neu jun 

legenden is abgerechnet. 
3®.. - ;« 

Zeit u ngen, Etrafdarfeit unbe:- 
fugter: Aufforderungen in- den⸗ 

® felben.. 76.- 

Zeugen, derfelben Nichter ſcheinen 

in dem Productlonstermine. 249. 

— Production neuer. 238. 

— wenn @tadifche Bürger als ſol⸗ 
che vorgeſchlagen fi nd, wie es 
mirderen Abhörumg zu halten iſt. 
410. 

— fin Notartus, Inven⸗ 
tariumi — —— 
— a Wdditionalsdeugen, 

» DBemeistermin. 

Beugenbemweis, was babey au⸗ 

. beobachten iſt. 248. 

Beugenabhärung durch bie 
Schuld des Producsen anſachat⸗ 
tente. 248. 


am... — 


Zeugenverhoor, ſummariſches, 
von dem incompetenten Richter 
oder Notar, aufgenpmmenes, in 
Wwiefern bafkeibe hemeiſende Bra 
er batı, Abd 
Zeugenverdäre, ver ber 4er: 
„ı Öffnung: derfelben find Addirigngk 
Zeugen zulaͤſſig. 237. » 
—, neue, nah. Eröffnung, drr er: 
ften, Zeugen : Ausſagen. 240. 
Zeugnig, Verdacht deſſelben, we: 
gen Verwandtſchaft. 4- or 
— ber. Eitern.und Kinder, fuͤr und 
‚wider einander...,, 2; —*8 
— der Geſchwiſter, er ‚bie. Zu: 
Ihffigkeit, deffelben;;, * 
— ob Geſchwiſter wider einander 
dazu gegwungen, werden fönnen. 
24 
— der Advocaten, Mandatarien, 
Notarien, Procuratoten und 
Unterhaͤndler. **3 


Dee 


Ain * en, hoͤherc, fe, zu fünf Pro. 
cent, ob, diefelben,, wenn. fie gut⸗ 
willig, gezahlet find „ ‚gurägtgefor: 
dert. werden fönnen:. 225. 

Zinsthaber, fehlten, über die 
, Rechtmäßigkeit deffelben., 226. 

gi nswurc,er,. Verordnungen ge: 
gen denfelben, : 227... 

Botl,. reshtlisher, Begriff. deffelben, 


102.. 
Zoll, 


Dee, 517 
3011, ein neuer, ift unerlaußt und - inwiefern dfefelben zuden Yuftiz: 
: goldereechtlih. Lob. - fachen gehören. 136.- 
Zoltpfliche begruͤndet noch kein Zugeftändnif, unbedingtes, des 


Etraßenzwangsredt: 103. Klagegrundes lieget nicht in der 
Zollfachen, in wiefern diefelben- jur Abmendung einer gerichtlichen 
Resterungs = oder Juſtizſachen Klage geleifteten Geldzahlung. 92. 
find. 140. Zwang macht eine dadurch bewirkte 


Zunftgerechtigkeitsfahen, Erbsseinfegung ungültig. 157. 
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Verbeſſerungen. 


Seite 4 Zeile 11 ſtatt Beetner lies Bentnermublen; Se6 p.8 ft, derfelben 
L denfelben; ©. 113.1 ft. abgeheftete Laufgebeftere; ©. 39 3: ı f. Ver: 
kaufe L Borkaufe; S. 74 Note u ft. Thibraue L Thibaut; ©. 73 Notex 
Rt. contumelilfa L contumelio[a;. ©.5ı 3. 14 ft. wie. wenn; &. 33 3.23 
ft. conditione [, condictione;. ©. 6ı 3.5 fl. Caffen L Laſten; ©. 100 fi. 
Caſſen L Laften; ©, 120 3.13 fl. Entfhadigung L Entficheidbung; Oi 
in ber Rubrit Be 3 ſt. vonL vor; €. 126 3. 17 muß Das Wort nicht weg ⸗ 
chen werden; 143 3.3 ft. aftiimarionis |, aeftimarionis;. ©. 172 ſt. un 
une [L usqus;. ©.198 3.10 fi. Vorſchriften L Vorfhrift; ©. 201: 2.10: 
t. Rechtsſchluß L. Ratheſchluß; &.230 Wotem fl. pofiven L pofiniven; 
@.233 3.19 ft, Mifgebore L Meiitgebore;, ©, 270 3.13 ft. behauptet Li bes 
anpten; ©.286 Note l.Majornl, Majora; en 3.23 ſt. Derbindungs: 
L Verbietungsrecht; ©.325 3.8 fl. Zeugen L ZBeiben; S. 359 Note a) 
ſt. Haas L Haus; ©.431 5 Rt. von . vor; ©&.440 3.16. nad. den Wortc 
Geſchir, iſt hinzuzufügen: und fonftige Vermögen. 
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D. Mevii Deeisiones super causis praecipuis ad praedictum 
tribunal. regium delatis. Editio decima; .variis ac- 
 cessionibus et emendationibus commendabilis praefa- 
tus est L. J. Hoepfner. = Tomi, 
haben mir jetzt nebft dem Verlagsrechte Fauflih an und gebracht, 
und erbieten uns, Diefed Werk, deffen Werth langft anerkannt 
ift, ftatt des bisherigen Kadenpreifes von 13 Rthlr. 8 ggr., für | 
10 Rthlr. bis Ende diefes Jahrs zu erlaffen , und wird darauf 
‚bey uns und in allen Buchhandlungen Beftelung angenommen. 


Hannover, 
im Yuguft 1804. 
u . Gebrüder Hahn. 





Folgende empfeytungeioree juriftifche Schriften find in allen 
Buchhandlungen zu haben: 


Das Zellefhe Stadtredt, von neuem herausgegeben und 
mit erläuternden practiſchen Anmerkungen begleitet von 
Theodor Hagemann. Hannover, im Verlage der Gebr, 
Hahn. 18 9Gr, 
Diefed Wert muß, als ein febägbarer Bentrag zu der Bar 
ſtatutatiſcher Rechte, die Aufmerkſamkeit eines jeden ausubenden 
Juriſten verdienen. Die Bellimmungen der Zelleſchen Statuten 
‚find fehr vollſtaͤndig, und können in dieſer Hinſicht auch als Muiter 
guter Eintichtungen für andere Städte dienen. Die Anmerkungen 
des Herausgebers enthalten einen Schatz ber trefflichiten Reflexionen 
über practifche Begenttände, welche für den Practiter ein großes Ins 
tereffe haben. 


Bergs, ©. H. ron, Handbach bes teutſchen Polizeir echt sr Bd. zweite 
verbeſſerte und vermehrte Aufl, 8. gor.“7* "ıfirhir. 4997. 
Deffelben Buchs ar Bd., ‚zweite verbefferte und vermehrte Auflage; 
ar. 8. 602. — 1Rihlr. 2 gar. 
Deſſeben Buchs zrBd./ pwelte verbeſſerte u. verm. Aufl. ai. 8. 802, 
* DI TEL SU A MITDIR x Kihir. 1ER 
Deſſelben Buchs gr Bd. gr. 8. 894. any ARhE»r2 ggr. 
Deften Zufäge u. Verbefferungen, für Die Beſitzer der zBaͤnde der erfien 
Auflage des Handbuchs des Melizeprechtsr 98.8. 802. ..., z 09%. 
Deffen Beobahtungen u.NRechtsfälle, 2Bde. gr. 8. 8024. 804. 2Rehlr. 
Böttcher, G. H, quae fint orıgines et undanıenta diftinctfionis 
inter jurisdictionem contentiofam etvolantariametc, 3 maj. 4857. 
Bülow, fr. ren, u. D. Th. Dagemanns praktiſche Eroͤrterungen 
aus allen TLheilen der Rechts gelehrſamkeit, hin; u. wieder mit Urtheils⸗ 
forichen des hoͤchſten Tribunals und der uͤbrigen hoͤhern Juſtizhoͤfe ber 


ſtaͤrkt, ir Bd. 4. 798- + Rthlr. 18 agr. 
Deffelden Buchs ar Bd. 4. 799- 2 Rthlr, 
— — 3rBd. 4 4 Rthlr. 12 gr. 


. ol. 
(Ale 3 Bände complet 6 Rthlr. 6 gge.) — 
Dedns, SP. J. Enzwurf einer Claſſificationsta elle der Gläubiger 
bei Concurſen ıc. 4. 793- 10 99r. 
Hagemanns, Tb-, kleine jurift. Auffäge, 2 Thle. gr.8. 794. 17998 
Meditationen über verfchisdene Nechtsmaterien , herausgegeben von den 
Sebrüdern Overbed, ur Bd. Zte verb. Aufl. 8. 796 16ggr. 


— ar Bd. te verb. Aufl. 8. 796 16 ggr. 
— 3: Bd. zte verb. Aufl. 8. 802. 16 5% 
— 47 Bd. ZIte verb. Aufl. 8. 803- 16 gar. 
— gr Bd. Zie verb. Aufl. 8. 800. 20 ggr. 
— br Bd. nebft einem Hauptregiſter Über die erſten 6 Bde. 8. 802. 16 gar. 
_ 11 Bd. 8. 796. 16 gor. 
— gr Bd. 8. 801. 2.02.20 ggr. 


— gr Dd. 8, 801. 20:99%. _ 


(Ale 9 Bde. compl. « Rthlr. 17 gorꝰ 


Nachricht Für den Buchbinder: 
Der Titelbogen dieſes Werks wird im Mitselftiege zerſchnitten, und 
dann jede Hälfte als halber Dogen gefalit, . 
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